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Editorial

Der Kampf um die Innovationsfreiheit:
Der Bit Bang des Wissens und seine Sprengkraft

Olga Drossou · Stefan Krempl · Andreas Poltermann

Plädoyer für einen offenen Umgang mit Wissen im Interesse der 
Innovationskraft von Wirtschaft und Gesellschaft

»Niemals in unserer Geschichte befanden sich mehr Kontrollrechte in den
Händen so weniger Menschen«, sagt Lawrence Lessig, Rechtsprofessor an der
Stanford University. Die Rede ist von gewerblichen Schutzrechten rund ums
»geistige Eigentum«, um das in jüngster Zeit immer wieder regelrechte Copy-
right- und Patentkriege entbrannt sind. Letztlich geht es dabei um den
Umgang mit Wissen, also um die Behandlung der wichtigsten Ressource einer
Gesellschaft, die nach dem begehrten Gut selbst benannt ist und alternativ
nach wie vor auch gern als »Informationsgesellschaft« tituliert wird. Dieses
Buch ist ein Plädoyer dafür, dass die Wissensgesellschaft eine neue, offene und
die gegebenen Vernetzungs- und Kollaborationsmöglichkeiten erschließende
Nutzung von Daten, Informationen und Wissen braucht.

Gegenwärtig werden die rechtlichen und ökonomischen Schlachten um die
Verteilung des Wissens angeheizt durch die medientechnologische Infragestel-
lung industrieller Macht, die darin bestand und besteht, dass die Kontrolle
über die Produktion und Distribution von Wissen und Information ausgeübt
wird von denen, die auch die vormals nur begrenzt verfügbaren, zentralisier-
ten Medien in einem Massenmarkt kontrollieren. Dieser Machtanspruch sieht
sich heute durch die technologischen Möglichkeiten der dezentralen Verbrei-
tung von Information und Wissen und die Aufwertung der Botschaften und
ihrer Produzenten gegenüber den Medien und ihren Inhabern in Frage gestellt.
Dem industriellen Aneignungsmodus steht eine freie Kultur und eine neue
Wissens- und Informationsökonomie gegenüber. Bei ihr hat der »nicht-rivali-
sierende Charakter« immaterieller Güter, wie Informationsökonomen Wissen
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und Information bezeichnen, wirtschaftliche Schlagkraft: Sie mehren den kol-
lektiven Reichtum einer digitalen Kultur, lassen sich aber auch als individuelle
Dienstleistungen vermarkten. Das Neue dabei: Eine Idee kann ich immer wei-
tergeben an verschiedene Leute – ein Auto dagegen nur einmal.

Die entscheidende Frage heute ist, welchen Weg wir einschlagen: den der
industriellen Aneignung, die Information und Wissen wie ein privates Gut,
also wie ein Auto, zu kontrollieren und vermarkten versucht, oder den einer
freien Kultur auf der Höhe der technologischen Entwicklung. In Digitalien
haben entscheidende Güter im Kern immateriellen Charakter. Software etwa,
Musik, Filme oder Bücher – sie alle bestehen letztlich aus Nullen und Einsen
oder Bits und Bytes, haben ihre materielle Form hinter sich gelassen. Sie sind
fast genauso einfach zu »klonen« wie ein Gedanke. Dazu kommt, dass mit
dem Internet ein ideales Medium zur Verbreitung digitaler Inhalte existiert.
Das Netz ermöglicht die reibungslose Verteilung immaterieller Güter an eine
große Zahl von Adressaten, es dient im wahrsten Sinne des Wortes als Instru-
ment der Vernetzung. Wobei die »Empfänger« in der weitgehend gleichbe-
rechtigten Server-Client-Infrastruktur immer auch »Sender« sein können und
sich dadurch der Kreis der Produzenten deutlich erhöht. Beim Einloggen ins
Internet wird jeder zu einem Knoten in einem globalen Datennetz und kann
theoretisch permanent mit allen anderen Anwesenden im virtuellen Raum in
Austausch treten.

Das Internet als globale Wissensbibliothek

Das Internet hat sich so – getragen von der digitalen Computertechnik – zum
Leitmedium der Wissensgesellschaft entwickelt. Die Bausteine, mit denen eine
freie Verfügbarkeit von Informationen und eine schier wundersame Vermeh-
rung des Wissens möglich werden, sind mit dem Netz der Netze vorhanden:
offene, standardisierte und fast überall präsente Kommunikationsschnittstel-
len, digitale Medienformate sowie jederzeit zur Verfügung stehende Zugangs-
geräte in Form von PCs, Mobiltelefonen, Handhelds oder öffentlichen Com-
puterterminals stellen die Basis dar für eine Wissensallmende, eine von den
Nutzern als Produzenten ständig selbst gefütterte und gepflegte Informations-
domäne. Wenn vom Internet die Rede ist, fallen daher auch oft Begriffe wie
»globale Bibliothek«, »globale Enzyklopädie« oder gar »globales Gehirn«.
Dahinter steht immer die Hoffnung auf das Entstehen einer kollektiven Wis-
sensbasis, in der letztlich räumliche wie soziale Grenzen und Distanzen an
Bedeutung verlieren.

Der gesellschaftliche Allgemeinbesitz am Wissen rückt mit dem Netz ein
Stück weit heraus aus der Sphäre der Utopie – zumindest solange die Tatsache,
dass die eingespeisten Ideen und Inhalte frei verfügbar bleiben und auch
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andere den magischen Kochtopf weiter mit auffüllen, ein ständiger Anreiz zu
neuer Produktion ist. Regelfrei funktioniert dieses Prinzip freilich nicht. Es
muss zumindest sichergestellt sein, dass die Beteiligung an der gigantischen
Küchenparty ohne große Eintrittsbeschränkungen allen Interessierten möglich
ist. Daneben ist auch die Gelegenheit zum Nehmen und Teilen für alle zu
gewährleisten. Die Teilhaber müssen durch Regeln daran gehindert werden,
Teile der Allmende einzugrenzen und nur für sich Nutzen daraus zu ziehen.
Das kollaborativ geförderte Wissen muss frei bleiben, um als Anreiz für die
weitere Wissensvermehrung zu dienen.

Von Open Source zur Wissensallmende

Bestes Beispiel für eine entsprechende Güterproduktion ist der Bereich Open
Source. Derlei Software schreiben zahlreiche Programmierer verteilt über den
Globus gemeinsam, der entstehende Code ist frei verfügbar und kann weiter-
entwickelt werden. Rechtliche Vorgaben wie die GNU General Public License
(GPL) regeln gleichzeitig, dass auch Modifikationen wieder der Allgemeinheit
zur Verfügung stehen. Das Urheberrecht der Produzenten bleibt in der spezi-
ellen Form des Copyleft prinzipiell erhalten, das den Rückfluss neuer Schöp-
fungen an die Entwicklergemeinde festschreibt. Ermöglicht werden damit
»kollektive Erfindungen« auch über die Frühzeit einer gemeinsamen Kraftan-
strengung bei bahnbrechenden Kreationen hinweg.

Open Source kann man aber nicht nur als innovative Methode zur Soft-
wareerstellung sehen, sondern auch als allgemeine Kreationsmethode. Neben
der »Open Access«-Bewegung zur freien Publikation von Wissen in der Wis-
senschaft gibt es auch in anderen Bereichen immer mehr Tendenzen zur Pro-
duktion von Open Content. Damit soll die freie Weitergabe von Informatio-
nen und Inhalten gefördert werden. Leicht bedienbare Werkzeuge zur
kollaborativen Texterstellung wie Wikis oder zur einfachen Publikation eige-
ner Nachrichten und Kommentare wie Weblogs öffnen einer Vielzahl neuer
Akteure interaktive Kommunikationswege jenseits der Einbahnstraßen der
traditionellen Massenmedien. Sie gehören zur größeren Gruppe Sozialer Soft-
ware, die Menschen untereinander sowie Mensch und Maschine näher anein-
anderrücken lässt, den Ideenaustausch fördert und den reißenden Informati-
onsstrom im Netz kollektiv zu bändigen sucht. Das so genannte »Web 2.0« ist
am Entstehen, das sich durch mehr human touch sowie kollaborativ verbes-
serte Filter- und Suchmöglichkeiten auszeichnet.

Die »Open Content«-Bewegung hat bereits eigene, auf ihre Bedürfnisse
zugeschnittene Lizenzen hervorgebracht. Das bekannteste Beispiel für die
gemeinschaftliche Inhalteproduktion, das viel beachtete Projekt der Online-
Enzyklopädie Wikipedia, wird unter der GNU Free Documentation License
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zur Verfügung gestellt, einer Adaption der GPL für freie Software. Jeder kann
somit ohne Gebühren die Inhalte aus der Wissenssammlung im Web nehmen,
nach Belieben verändern und weiter veröffentlichen. Die einzige Einschrän-
kung ist, dass die Abänderungen unter derselben Lizenz zu veröffentlichen
sind und Wikipedia als Quelle zu nennen ist.

Mehr Abstufungsmöglichkeiten bietet die »Creative Commons«-Initiative,
die der bereits am Anfang zitierte Rechtsexperte Lessig im Jahr 2000 ins Leben
gerufen hat. Hier kann sich der Autor von Inhalten wie Texten, Songs, Filmen
oder Websites anhand mehrerer Lizenzvarianten aussuchen, welche Rechte er
sich vorbehalten und welche er abgeben will. Das prinzipielle Urheberrecht
bleibt dabei gewahrt. Der Kreative entscheidet aber darüber, ob andere ein
Werk unter Hinweis auf den Schöpfer frei nutzen, weiterverarbeiten oder
sogar auch kommerziell vermarkten dürfen. Eine spezielle Sampling-Lizenz
regelt zudem, inwieweit einzelne Takte oder Klänge aus Musikstücken ent-
nommen und für eigene Kreationen verwendet werden können. Ziel ist es auch
hier, ein gigantisches Reservoir an Werken zu schaffen, auf das die Nutzer
gemeinschaftlich im Sinne der von Lessig propagierten Remix-Kultur zugrei-
fen dürfen.

Innovationen brauchen freien Zugang zum Wissen

Die Vorzüge der digitalen Wissensallmende liegen auf der Hand. Zum einen
lebt die Demokratie von einem leichten Zugang zu Informationen und Wis-
sensbausteinen. Andernfalls wird die Bildung einer eigenen Meinung und die
freie Äußerung derselben behindert, was wiederum Debattier- und Beteili-
gungsmöglichkeiten einschränkt. Zum anderen ist die offene Verbreitung von
Wissen die Voraussetzung für Innovation, dem Heiligen Gral der Wirtschafts-
und Gesellschaftspolitik.

Ex-Bundeskanzler Gerhard Schröder bekundete auf dem Berliner Innovati-
onskongress zu Beginn des von seiner Regierung ausgerufenen »Jahrs der Inno-
vation« 2004: »Modern ist, jedenfalls nach meinem Verständnis, eine Gesell-
schaft, die alles daran setzt, das grenzenlose Wissen, das wir als Menschheit
inzwischen haben, so zu nutzen und zu vermehren, dass dieses Wissen der All-
gemeinheit zugänglich gemacht wird und die Menschen, und zwar möglichst
alle Menschen, in einem sehr umfassenden Sinne daran teilhaben können.«

Der Koalitionsvertrag der großen Koalition vom Herbst 2005 setzt eben-
falls auf das Zauberwort, um »Chancen für Arbeit« zu schaffen. »Wir müssen
in Deutschland vor allem durch permanente Innovationen Wettbewerbsvor-
sprünge erzielen, damit wir um so viel besser werden, wie wir teurer sind«,
greift die Vereinbarung ein geflügeltes Wort von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel auf.



Der Kampf um die Innovationsfreiheit: Der Bit Bang des Wissens und seine Sprengkraft 5

Innovationen fallen aber nicht vom Himmel, sondern basieren auf Vorent-
wicklungen und dem verfügbaren Wissensstand. Und sie entstehen auf Ent-
wicklungspfaden, in denen sich lange wirksame Traditionen und manifeste
Machtinteressen niederschlagen. In Deutschland sind dies beispielsweise die
von der industriellen Güterproduktion vorgegebenen Pfade. Durch ihre große
Kapitalintensität, die Tendenz zur Standardisierung und die damit verbundene
Gefahr der Auslagerung zeichnen sie sich durch hochgradig zentralisierte
Innovationsprozesse und die Neigung zur monopolistischen Unterdrückung
von Konkurrenz aus – gerne zum Beispiel mit Hilfe der Durchsetzung strikter
gewerblicher Schutzrechte. Anders bei wissensbezogenen Dienstleistungen.
Hier gilt: Wer auf den Schultern von Riesen steht, kann am weitesten sehen.
Bei den meisten Innovationen handelt es sich um schrittweise kleine, aber
beständige Verbesserungen von Produkten oder Prozessen. Keineswegs wird
immer das Rad neu erfunden. Vielmehr greifen sich findige Innovatoren in der
Regel längst vorhandene Ideen und münzen sie in kommerziell verwertbare
Produkte um. Innovation beruht so meist darauf, dass ein kluger Kopf vor-
handenes Wissen zusammensucht, auswählt und zu etwas Neuem montiert
oder alte Verfahren veredelt.

Es liegt also im Interesse der Erfinder, dass Wissensbausteine gut zu finden
und miteinander zu kombinieren sind. Davon profitiert gleichzeitig wieder die
Gesellschaft als Ganzes, wenn man zum Innovationsprozess nicht nur die
Erfindung im stillen Kämmerlein, sondern ihr Eingehen in die soziale Praxis
und ihre größtmögliche Verbreitung zählt. Dies setzt freilich voraus, dass eine
Gesellschaft der Entstehung neuer, z.B. über das Internet vertriebener Dienst-
leistungen überhaupt etwas abgewinnen kann, statt sich gegen diese abzu-
schotten und ihr Schicksal mit dem Wohlergehen der Güter produzierenden
Industrie zu identifizieren.

Wo diese nur kann, sucht sie mit Hilfe der gewerblichen Schutzrechte
Monopolstellungen auszubauen und Wettbewerb zu verhindern. So zum Bei-
spiel die Automobilindustrie mit Hilfe des Designschutzes für formgebundene
Ersatzteile, für ein Marktsegment also, in dem nur Imitationen gefragt und
Anreize für gestalterische Innovationen prinzipiell entbehrlich sind. Ähnlich
verhalten sich die marktbeherrschenden Softwareunternehmen. Auch sie wol-
len Wettbewerb mit Hilfe von Urheber- und Patentrechten möglichst aus-
schließen, etwa indem sie die inkrementellen Innovationen kleiner Spielesoft-
ware, die an die marktbeherrschende Windowsarchitektur anknüpft,
kontrollieren oder verhindern wollen.

Die Balance zwischen der durch Schutzrechte auf Zeit gewährten Mono-
polstellung als Prämie für eine Innovation und dem Gewinn der Gesellschaft
ist heute aber nicht allein im Hinblick auf den Wettbewerb gefährdet. Viel-
leicht entscheidender ist, dass kollaborative Formen der Wertschöpfung und
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der Innovation behindert oder gar verhindert werden. Die Chancen, die sich
aus einer offenen Wissensdomäne für eine nachhaltige Wissensökonomie erge-
ben, werden so verspielt. Aufforderungen von Elite-Ökonomen wie Paul
Romer, die bestehenden gewerblichen Schutzrechte im Interesse der Wirt-
schaft (!) abzuschwächen, oder Warnungen des Nobelpreisträgers Joseph Stig-
litz, der rigide Schutz geistiger Eigentumsrechte führe zur Behinderung von
Innovationen, verhallen größtenteils noch ohne Wirkung. Im Gegenteil, es
gibt massive Versuche, das traditionelle System des »geistigen Eigentums« mit
aller Macht und mit der Unterstützung von Politik und Kontrolltechniken
immer weiter auszudehnen. 

Immer schärfer werden die Schutzvorschriften und immer aggressiver die
Methoden zu ihrer Einhaltung. So verabschiedet die EU-Kommission eine
Richtlinie zur »Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum« nach der
nächsten: Kaum sind neue zivilrechtliche Sanktionsmaßnahmen wie Möglich-
keiten zur Durchsuchung, Beschlagnahmung oder Herausgabe von Nutzerda-
ten beschlossen worden, folgen bereits Vorgaben zur massiven Strafrechtsver-
schärfung. Nun drohen selbst Patentverletzern oder Filesharern Haft und
saftige Geldstrafen.

Innovationsförderung durch Patente?

Bezeichnend war auch die lange Diskussion um eine Softwarepatent-Richtlinie
der EU. Befürworter wie Gegner einer offiziellen Festschreibung und Ver-
schärfung der weit gehenden Patentierungspraktiken des Europäischen
Patentamts führten beide das schwammige Innovationsargument für ihre
jeweilige Haltung ins Feld. Doch den Kritikern der geplanten »Harmonisie-
rung« gelang es schließlich inmitten einer mit heftigen Bandagen geführten
Lobbyschlacht, den Abgeordneten ihre Skepsis über die vermeintliche Innova-
tionsförderung durch eine Sanktionierung und Ausdehnung von Schutzan-
sprüchen auf Computercode zu vermitteln. Im Juli 2005 lehnte das EU-Parla-
ment daher die Richtlinie mit überwältigender Mehrheit in zweiter Lesung
komplett ab. Ein äußerst ungewöhnliches vorläufiges Ende einer jahrelangen
Debatte.

Im Streit um Softwarepatente tritt allerdings auch bereits sehr offen zutage,
dass die permanente Ausweitung von Schutzrechten Wettbewerb und gesell-
schaftliches Wohlergehen gefährdet. Patente schützen generell Ideen, Kon-
zepte und Funktionen, nicht etwa materielle Ausführungen derselben, wie es
das Urheberrecht tut. Ein eigener »Nachbau« einer patentierten Lösung
kommt demnach nicht in Frage beziehungsweise einer Rechtsverletzung
gleich. Bei Software werden nun einerseits aber eine Vielzahl grundlegender
Ideen und Funktionen des Programmablaufs immer wieder mit gleichen



Der Kampf um die Innovationsfreiheit: Der Bit Bang des Wissens und seine Sprengkraft 7

Schritten erledigt. Theoretisch können damit Hunderte von Schutzansprüchen
jede einzelne Applikation betreffen. Das Programmieren käme damit einem
Lauf über ein rechtliches Minenfeld gleich. Andererseits erfordern »Erfindun-
gen« im Softwarebereich einen deutlich geringeren Aufwand als etwa in der
Pharmaforschung und Medikamentenentwicklung.

Monopolansprüche auf Computerprogramme sind damit tendenziell leich-
ter und öfter zu erheben und aufgrund der großzügigen Praxis der Patentämter
auch zu haben. Die Folge ist die Entstehung besonders großer »Patent-
Dickichte«, was wiederum den Zugang zu Basisentwicklungen und somit
letztlich Innovationen verhindert. Die Kosten des Patentsystems machen sich
folglich in diesem Sektor besonders bemerkbar: In den USA, wo Patente auf
Software und computergestützte Geschäftsmethoden seit 1980 erteilt werden,
gab es 2004 rund 300 Klagen wegen Rechtsverletzungen gegen Computerfir-
men. »Patent-Trolle«, die selbst Schutzansprüche nur aufgekauft haben oder
möglichst breite und triviale Patente allein zum Eintreiben von Lizenzkosten
beantragt haben, bitten inzwischen große Gegner wie Microsoft genauso zur
Kasse wie eine Vielzahl Mittelständler, die sich nicht so einfach zur Wehr set-
zen können.

Das Ächzen und Stöhnen im System des ständig erweiterten und durchset-
zungsstärker gemachten »geistigen Eigentums« ist gleichzeitig unüberhörbar.
Das US-amerikanische Center for Economic and Policy Research hat die
Mehrkosten, welche der Wirtschaft in den Vereinigten Staaten durch Soft-
warepatente entstehen, mit inzwischen 80 Milliarden US-Dollar berechnet. Es
spricht offen von der »ökonomischen Ineffizienz« des Patentwesens in dieser
Hinsicht. Hierzulande hatte die Fraunhofer-Gesellschaft bereits nach einer
Umfrage 2003 Anzeichen für eine »Überhitzung von Patentierungen« gerade
im Computersektor gemeldet. Ein Bericht der Monopolkommission konnte
2002 ferner keinen volkswirtschaftlichen Nutzen von Softwarepatenten
erkennen. Für die USA hatten die MIT-Forscher Bessen und Maskin schon im
Jahr 2000 Ähnliches festgestellt: Demnach hat die Patentierbarkeit von Com-
puterprogrammen dort keinen merklichen Anstieg der Forschungsinvestitio-
nen oder des Innovationsgrads mit sich gebracht.

Gegen eine Religion gewerblicher Schutzrechte

Auch das von der Theorie des Eigentums an materiellen Gegenständen inspi-
rierte Urheberrecht stößt in der digitalen Welt an seine Grenzen. So wird der
Aufwand immer größer, der erforderlich ist, um Dritte von der unberechtigten
Nutzung von Werken auszuschließen. Dafür müssen etwa Techniken fürs digi-
tale Rechtekontrollmanagement (DRM) eingesetzt werden, die wiederum
große Kollateralschäden verursachen und etwa auch die Nutzung bislang frei
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verfügbarer Werke verhindern können. Zudem wird damit jeder einzelne
Gebrauch geschützter Informationen kontrollierbar.

Die bisherigen Rechte der Öffentlichkeit zur Einschränkung der Verfü-
gungsrechte der Verwerter wie etwa die Möglichkeit zur Erstellung von Privat-
kopien oder zur wissenschaftlichen Verwendung werden damit abgeschafft,
falls sie rechtlich nicht gesichert werden. Gleichzeitig werden die Schutzfristen
– die in Europa gegenwärtig bis 70 Jahre nach dem Tod des Autors gelten –
weiter ausgedehnt, während die Halbwertszeit von Wissen immer kürzer
wird. Dessen mögliche Nutzanwendung für die Generierung neuen Wissens
wird aber durch die private Aneignung und Kommerzialisierung gefährdet: 28
Prozent der US-Genetiker, berichtet das Journal of American Medical Associa-
tion, sehen sich wiederholt an der Überprüfung publizierter Forschungsergeb-
nisse gehindert, weil ihnen der Zugang zu den Daten verweigert wird. Dieses
System droht mehr Kosten als Gewinne zu erzeugen. Wenn Hollywood-Kon-
zerne wie Disney mehr Juristen als Zeichner und Animationskünstler beschäf-
tigen, ist offenbar etwas faul. Anhand solcher Beispiele wird immer deutlicher,
dass es schon einer religiösen Verherrlichung des Systems »geistiger Eigen-
tumsrechte« gleicht, wie Industrie und Politik ihre Kreuzzüge gegen »Raubko-
pierer« und »Piraten« motivieren. Innovationen jenseits des Bereichs von
Kontrolltechnologien werden dadurch aber massiv behindert.

Open Innovation

Dass Innovation ein freies Spiel der Kräfte und einen möglichst breiten Wis-
sensaustausch braucht, wird selbst Verfechtern starker gewerblicher Schutz-
rechte im Wirtschaftsbereich immer deutlicher. Ihr Ziel ist es daher, sich besser
mit Partnern wie Startups, Universitäten, Forschungseinrichtungen und
Behörden zu »Innovationsplattformen« zu vernetzen. Philips etwa hat jüngst
sein Research Center in den Niederlanden für auswärtige Forscher geöffnet.
Ein »High Tech Campus« soll das »Innovation Rugby« anfeuern und neue
technologische Entwicklungen in Feldern wie »Ubiquitous Computing«, also
dem allgegenwärtigen Vordringen der Informationstechnik auch in die All-
tagsgegenstände, gemeinschaftlich voranbringen. Freilich sind solche Allian-
zen nur auf Zeit angelegt, die (patentrechtliche) Verwertung möchte Philips
möglichst selbst in die Gänge leiten.

Als Ideengeber für die höhere Durchlässigkeit der Firmengrenzen dient ins-
besondere der Berkeley-Forscher Henry Chesbrough. In seinem 2003 erschie-
nenen Buch Open Innovation. The New Imperative for Creating and Profiting
from Technology erklärt er die Hochzeit nach außen abgeriegelter firmeneige-
ner Forschungslabors für passé und bricht eine Lanze für die Einbeziehung
weiterer Partner in umfassendere Innovationsnetzwerke. Eine Abschwächung



Der Kampf um die Innovationsfreiheit: Der Bit Bang des Wissens und seine Sprengkraft 9

»geistiger Eigentumsrechte« hält er dabei aber noch nicht für nötig. Der mun-
tere Austausch von Lizenzen ist seiner Ansicht nach ausreichend für eine
erfolgreiche Vermarktung der offen entwickelten Innovationen. Den Soft-
warebereich etwa hat Chesbrough dabei aber nicht im Auge. Insgesamt rät er
damit zu ersten notwendigen Schritten, greift mit seinem »Open Innovation«-
Ansatz aber zu kurz.

Wichtige Hinweise auf die erforderliche Öffnung des Innovationsprozesses
hat auch der MIT-Wissenschaftler Eric von Hippel mit Einblicken in die Vor-
teile der Fortentwicklung von Produkten durch die Anwender selbst gegeben.
Diese wüssten schließlich in der Regel selbst noch am besten, welche Bedürf-
nisse sie haben und wie diese waren- und dienstleistungstechnisch am besten
zu befriedigen sind. Die Tipps fürs Management der User Innovation sprengen
weitere Grenzen bei der vorherrschenden Meinung über das Design fort-
schrittlicher Produktlösungen, gehen aber auf die Problematik gewerblicher
Schutzrechte so gut wie nicht ein.

Weiter geht da die Adelphi Charter on creativity, innovation and intellec-
tual property, die Ende 2005 als Ergebnis von Beratungen einer Kommission
bei der traditionsreichen britischen Royal Society veröffentlicht wurde. Die
Charta spricht sich für eine neue Balance zwischen dem Schutz der Wissensall-
mende und dem Schutz privater Eigentumsansprüche als Bedingung für Inno-
vation und Mehrung gesellschaftlichen Reichtums aus. Private Eigentumsan-
sprüche auf Wissen und Information sind danach nur zu rechtfertigen, wenn
sie einen Beitrag zur Pflege der Wissensallmende leisten und gesellschaftliche
Teilhaberechte an ihr begründen. Ziel ist nicht die eigentumslose Gesellschaft,
sondern die Bekräftigung bürgerlicher Werte wie individueller Leistung und
Kreativität, Kooperation und Reputation durch die Teilnahme und Teilhabe
an der freien Kultur der Wissensgüter.

Kopernikanische Wende im System des »geistigen Eigentums«

Dieses Buch übt anhand einer Reihe von Beiträgen nicht nur Kritik an der Aus-
weitung der Rechte am »geistigen Eigentum«, sondern stellt auch ein umfas-
senderes Modell von Open Innovation entsprechend der kollaborativen For-
men der Wissensvermehrung im Internet vor. Die Autoren, die unseren
Kochtopf angereichert haben, stellen heraus, dass die Allmende im digitalen
Zeitalter ein effizientes Managementsystem sein kann. Zugleich zeigen sie die
Notwendigkeit auf, in die offene Wissensdomäne normative Prinzipien und
Spielregeln einzubauen. Anders ist ihr Blühen und Gedeihen auch im elektro-
nischen Umfeld nur schwer zu bewerkstelligen. Es geht also nicht um die Ent-
erbung der Künstler, auch wenn das vorgestellte Modell auf einen Motivati-
onsmix aus monetären und sozialen Anreizen setzt, bei denen sich erst etwa
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über den Umweg einer höheren Aufmerksamkeit oder begleitend angebotener
Dienste Einkünfte erzielen lassen.

Gemeinsam ist allen Autoren die Überzeugung, dass es in einer freien und
offenen Gesellschaft unerlässlich ist:

■ offen für das Wissen anderer zu sein, z.B. Unternehmen und Wissenschaft
in die Lage zu versetzen, nicht nur das eigene, intern vorhandene Wissen,
sondern auch externe Wissensressourcen besser zu nutzen. Nicht umsonst
gehören Innovation und Wissensmanagement zusammen.

■ Wissen gemeinschaftlich zu erzeugen und anzuwenden, aus der Einsicht
heraus, dass kollaborativ erzeugtes Wissen mehr ist als die Summe des Wis-
sens aller Einzelnen. Zusammenarbeit und Wissensteilung funktionieren
nur, wenn jedem Anreize und Belohnungen gegeben werden, sich in die
gemeinschaftliche Wissensproduktion und Produktentwicklung einzubrin-
gen.

■ Wissen mit anderen zu teilen, Wissen also nicht künstlich durch Besitzan-
sprüche wegzusperren, sondern so umfassend wie möglich in den öffentli-
chen Raum zu stellen, damit alle daraus Nutzen ziehen können. Wissen ver-
braucht sich nicht im Gebrauch, daher trifft die alte Allmende-Kritik, dass
öffentliche Güter durch intensive (Über-)Nutzung zerstört werden, nicht
zu. Wissen, so oft es auch schon für Innovationen genutzt sein mag, kann
in anderen Konstellationen neu innovativ wirken. 

■ Wissen und Information über neue, elektronischen Umgebungen und ange-
messene Geschäfts- und Organisationsmodelle in die Öffentlichkeit zu brin-
gen, um damit auch ökonomischen Erfolg zu erzielen.

Denn nicht die künstliche Verknappung, sondern die größtmögliche Freizügig-
keit in der Handhabung von Wissen sichert wissenschaftliche Invention und
wirtschaftliche Innovation.

Olga Drossou, Stefan Krempl und Andreas Poltermann
Berlin, im Januar 2006
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1 Open Innovation:
Teil einer nachhaltigen Wissensökonomie

Rainer Kuhlen

Innovation bedeutet, etwas Neuartiges hervorzubringen und eine Differenz zu
Etabliertem zu schaffen. Open Innovation bezieht sich nicht nur auf den
Unternehmensbereich, sondern auf alle sozialen Prozesse in der Gesellschaft.
Wir setzen Innovation und Kreativität vor allem in Beziehung zu Wissen bzw.
zu der Möglichkeit, freizügig auf Informationsprodukte zugreifen zu können,
die Wissen repräsentieren. Dem besonderen Charakter von Wissen und Infor-
mation als schwer zu kontrollierendem, nach offener Nutzung strebendem
Gut haben Politik und Wirtschaft in der Regel nur über seine künstliche Ver-
knappung Rechnung tragen können. Solche Strategien des Rarmachens sind
aber kontraproduktiv für Innovation. Open Innovation versteht sich als
Anpassung der in den Bereichen Open/Free Software und Open Access entwi-
ckelten Prinzipien der freien Nutzung von Wissensprodukten. Open Innova-
tion ist keineswegs ein quasi anarchistischer Vorschlag, Verfügungs- und
Anerkennungsrechte über Wissen bzw. daraus abgeleitete Informationspro-
dukte gänzlich auszusetzen. Allerdings stellt Open Innovation einige in Wirt-
schaft, Politik und im Rechtssystem offiziell als unabdingbar gesichert gel-
tende Prinzipien in Frage. Und zwar vor allem deshalb, weil diese in gänzlich
anderen medialen Umgebungen entstanden sind als sie sich heute in elektroni-
schen Räumen entwickeln. Open Innovation hat das Potenzial für die Etablie-
rung einer allgemeinen Wissensökonomie, die elektronischen Räumen ange-
messen ist.

To Make a Difference

Open Innovation hat Kreatives an sich und somit Gefährliches. Dieses subver-
sive Moment macht den Kern eines der bekanntesten Science-Fiction-Romane
aus, Ray Bradburys Fahrenheit 451: Dort muss der Feuerwehrmann Guy
Montag Bücher und Bibliotheken zu Asche und dann sogar noch die Asche
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verbrennen, weil es in dem totalitären System nicht erlaubt ist, durch Lesen
eine Differenz zu machen: »by reading to make a difference«.

Die Fähigkeit, eine Differenz machen zu können, wird als grundlegend für
Open Innovation angesehen. Eine Differenz kann ich nur machen, wenn ich
in der Lage bin, Informationen aufzunehmen, die das Bestehende in Frage stel-
len und die damit Neues, Differierendes entstehen lassen können. Neues ent-
steht nur durch Abgrenzung von Altem. Open Innovation entfaltet sein Poten-
zial erst dadurch, dass bestehendes Wissen und bestehende Strukturen (auch
bestehende Machtverhältnisse) kreativ in Frage gestellt werden. Klassisch ist
das im Schumpeter’schen Konzept der kreativen Zerstörung formuliert wor-
den (1911, 1993). Ökonomisch bedeutet dies, dass Innovationen nur möglich
werden, wenn Produktionsmittel (oder Kapital), die bislang in bestehenden
Produkten oder Produktionsverfahren gebunden waren, durch deren »Zerstö-
rung« wieder frei werden und entsprechend neu verwendet werden können
(Cortright 2001).

Starker Schutz von Wissen und Information bzw. von Produkten, die auf
Wissen und Information beruhen, ermöglicht deren kurzfristige Verwertung.
Letzteres muss möglich sein, Ersteres hindert Kreative, Potenziale für weitere
Entwicklung auszuschöpfen. Die Abschottung hindert sie, eine Differenz zum
Bestehenden zu machen. Open Innovation unterstützt die These, dass Kreati-
vität und Aneignung bestehenden Wissens unabdingbar zusammengehören.
Kreativität ist in der Regel kein Schaffen aus dem Nichts, setzt auf Vorhande-
nem auf. Je komplizierter es ist – so die Konsequenz aus der These – auf beste-
hendes Wissen zuzugreifen bzw. je restriktiver es ist, dieses anzuwenden und
im Prozess der »creative imagination« (Lange 2003) zu modifizieren, desto
geringer ist die Chance, dass sich ein kreativitäts- und innovationsförderndes
Klima entwickelt.

Innovation, Invention – Wissen und Information

Innovationen sind also keine Schöpfungen aus dem Nichts, sondern werden
entwickelt auf Grundlage von bestehendem (altem oder neuem, öffentlich
gemachtem) Wissen. Wir setzen Wissen in Beziehung zu Innovation, weil Wis-
sen, anders als materielle Güter, sich nicht im Gebrauch verbraucht, sodass
vorhandenes oder auch schon für die Herstellung von Produkten genutztes
Wissen (sozusagen alte Inventionen) in neuen Konstellationen erneut innova-
tionswirksam werden kann. Dieser besondere Charakter des Gutes Wissen
(Boyle 2003; Hess/Ostrom 2001, 2003) hat Konsequenzen für dessen Nach-
haltigkeit. So wie gegenwärtige Innovationen auf Wissen (Ideen) der Vergan-
genheit und Gegenwart beruhen und wir also aus der geschenkten Freizügig-
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keit früherer Generationen Nutzen ziehen, so sollen entsprechend dem
ethischen Postulat intergenerationeller Gerechtigkeit zukünftige Generationen
die Chance haben, Innovationen ebenfalls aus dem Wissen der Vergangenheit
ableiten zu können. Daher ist Open Innovation ein zentrales Thema einer all-
gemeinen Wissensökonomie, d.h. einer Theorie (und Praxis) des nachhaltigen
Umgangs mit Wissen und Information, die auch als Wissensökologie zu
bezeichnen ist (Kuhlen 2004).

Dass heute nicht mehr jedem wie selbstverständlich ein nicht abreißender
Strom an neuen Ideen und neuem Wissen bereitsteht, um daraus Innovationen
schöpfen zu können, wird heute in der Regel entweder resignierend als öko-
nomische Realität akzeptiert oder paradoxerweise sogar als Bedingung für
Innovation begrüßt. Selbstverständlich und richtig scheint es geworden zu
sein, dass Wissen und Information als Gegenstände fortschreitender Privatisie-
rung und Kommerzialisierung im Verwertungsinteresse – und wohl auch im
Interesse des Schutzes der Urheber oder Autoren – reglementiert und ver-
knappt werden (also nicht offen verfügbar sind). Reglementiert und verknappt
werden sie mit rechtlicher Billigung – also durch die Gesetze zur Regelung des
Umgangs mit »geistigem Eigentum« – sowie durch informationstechnische
Maßnahmen wie Digital Rights Management (Becker et al. 2003). Das offizi-
elle ökonomische (z.B. North 1990), aber auch politische Dogma geht sogar
so weit zu behaupten, dass Wissen verknappt werden muss, um Anreize für
Innovationen zu schaffen. Demnach soll nicht Freizügigkeit ein innovatives
Klima schaffen, sondern der starke Schutz »geistigen Eigentums«, und zwar
unter der Annahme, dass

1. es eine positive Korrelation gibt zwischen der Höhe der intellektuellen
Eigentumsrechte (IPR – Intellectual Property Rights) und der Motiva-
tion, innovationsfördernde neue Ideen, Erfindungen, kreative Akte, kurz:
neues Wissen zu produzieren bzw. 

2. es eine positive Korrelation zwischen der Schutzhöhe für IPR und der
Bereitschaft gibt, Investitionen als fixe Kosten aufzubringen, damit neues
Wissen in solche Informationsprodukte umgesetzt werden kann, die ent-
weder selber schon innovativ sind oder für Innovationen bei materialen
Wirtschaftsobjekten erforderlich sind;

3. nur eine entsprechende Schutzhöhe, z.B. die Steuerung der Preispolitik,
negative Effekte garantiert vermeiden könne, die dadurch entstehen wür-
den, wenn die entstandenen Produkte nicht vom Produzenten, sondern
von Dritten genutzt würden. Gebe ich z.B. ein Stück Land an einen ande-
ren zur Nutzung, so kann ich es nicht mehr nutzen, also verlange ich
Kompensation für diesen für mich negativen Faktor.
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Die Krise des bisherigen Innovationsmodells ist entstanden, da es zweifelhaft
wird, ob der skizzierte Zusammenhang noch gültig ist, wenn die Wirtschaft es
überwiegend mit Informations- und Wissensprodukten zu tun hat. Schließlich
wird es durch die im elektronischen Medium beliebig einfache Vervielfälti-
gung und Verteilung elektronisch repräsentierter Objekte für die Verfechter
des sich bislang eher auf materielle Produkte wie Maschinen beziehenden
Modells komplizierter.

Bei diesen Objekten wird der auf den immateriellen Eigenschaften beru-
hende Wert nicht beeinträchtigt, wenn die darauf beruhenden Objekte von
Dritten benutzt werden. Sie sind im Prinzip »nicht-rivalisierend« in der Nut-
zung, und es ist schwierig (oder nur mit hohem Transaktionsaufwand mög-
lich), andere von der Nutzung auszuschließen.

Verknappung als Prinzip der Informationsgesellschaft?

Reglementierung und Verknappung von Wissen und Information macht den
grundlegenden Widerspruch im offiziellen Innovationsverständnis und damit
im Produzieren von und Wirtschaften mit immateriellen Produkten aus. Ver-
knappung scheint der Preis dafür zu sein, den wir für den Erfolg der Informa-
tionsgesellschaft zahlen sollen. Dass diese von Beginn an – seit den 60er Jah-
ren, in denen Begriffe und Bezeichnungen wie Informationsgesellschaft,
Informationswirtschaft oder Informationsmärkte formuliert wurden – über-
wiegend ökonomisch definiert wurde, war natürlich kein Naturgesetz, aber in
einer auf Wachstum und immer neue Produkte angewiesenen Warenwirtschaft
offenbar unvermeidlich. Wissen und Information werden nicht nur benötigt,
um immer neue Industriegüter herstellen zu können, sondern werden selber
die Grundlage für Informationsprodukte und -dienstleistungen. 

Wissen und Information werden auf alle Produkte menschlicher Kreativi-
tät bezogen. Also nicht nur auf Produkte der so genannten Hochkultur oder
der Wissenschaft, sondern auch auf Produkte der allgemeinen Publikums-
märkte wie der Unterhaltungsindustrie, auch wenn in diesem Beitrag in erster
Linie der Zusammenhang zwischen Innovation und wissenschaftlicher Infor-
mation diskutiert wird. Entsprechend sind es Informationsprodukte wie
Bücher, Zeitschriften, elektronische Datenbanken sowie Websites und Server
des Internets, aber immer mehr auch die Metainformationsformen wie Such-
maschinen und intelligente Suchagenten, die erst den Zugriff auf die vorhan-
denen Repräsentationen von Wissen erlauben.

Mit Informationsprodukten wird in fortgeschrittenen Ländern ein großer,
wenn nicht der größte Teil des Bruttosozialprodukts erwirtschaftet. Deren
Anteil ist deshalb so hoch, weil zu ihnen alle Formen zählen, in denen Wissen



16 Rainer Kuhlen

repräsentiert und zugriffsfähig gemacht wird. Dass Informationsprodukte der
allgemeinen Publikumsmärkte (also z.B. der Musik- und Videoindustrie)
kommerzialisierbar sind und umfassend kommerziell gehandelt werden, gilt
als selbstverständlich und unvermeidbar. Auch wir stellen das nicht grundsätz-
lich in Frage – allerdings das Ausmaß ihrer Kommerzialisierung bzw. die For-
men der Verknappung. Dass auch die Ökonomisierung von Wissen und Infor-
mation in den Bereichen Wissenschaft und Bildung ein gewichtiger
Wirtschaftsfaktor der Gegenwart ist, zeigt das Beispiel von Elsevier. Reed Else-
vier, das weltweit fünftgrößte und europaweit größte Medienunternehmen,
erzielte 2003 im Geschäftsfeld Science/Medical einen Umsatz von 2 Milliarden
Euro und eine Gewinnspanne von 33,8 %. Der Umsatz in der gesamten Ver-
lagsgruppe lag bei 7,14 Milliarden, der Gewinn bei 1,46 Milliarden Euro.

Das Verknappungsprinzip ermöglicht den Erfolg der Informationswirt-
schaft, der sich global organisierenden Informationsmärkte. Mit Informati-
onsprodukten – so erneut die offizielle Lehre – kann nur Geld verdient wer-
den, wenn diejenigen, die das betreffende Produkt nicht gekauft oder keine
Nutzungsrechte an ihm erworben haben, von der Nutzung ausgeschlossen
werden können. Dies liege im Interesse der Verbraucher, da der kurzfristige
Nachteil durch Kosten für die Nutzung geschützter Informationsprodukte
durch den langfristigen Vorteil eines kontinuierlichen Nachschubs an Inventi-
onen und Innovationen mehr als kompensiert werde:

Verknappung war auch für die Wissenschaft so lange akzeptabel, bis For-
men gefunden und finanziert werden konnten, die einerseits das kommerzielle
Bedürfnis der Informationsanbieter befriedigten und andererseits den Erwar-
tungen von Wissenschaftlern und Studierenden nach freiem Zugriff entspra-
chen. Dies geschah (und geschieht ansatzweise immer noch) durch die öffent-
lich finanzierten Bibliotheken, die als Akteure auf kommerziellen
Informationsmärkten Informationsprodukte kaufen bzw. Lizenzrechte erwer-
ben und als Akteure auf offenen Informationsmärkten ihren Kunden freizügig
Information bereitstellen dürfen. Dieses System funktioniert im System der
fortschreitenden Kommerzialisierung von Wissen und Information allerdings
nicht mehr.

Faktisch erfahren Wissenschaftler und Studierende den Zusammenbruch
des bisherigen Systems der Informationsversorgung aufgrund der so genann-
ten Bibliothekskrise: Bibliotheken können bei drastisch steigenden Erwer-
bungskosten und gleichzeitig nicht mehr ansteigenden Beschaffungsbudgets
oft genug auch eine Minimalversorgung nicht mehr gewährleisten. Dabei han-
delt es sich eigentlich eher um eine Publikations- bzw. Angebotskrise der Ver-
lage, da sich vor allem die großen international operierenden Zeitschriftenver-
lage immer weniger an den Bedürfnissen von Wissenschaft und Bildung
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orientieren und umso stärker an den kommerziellen Erwartungen ihrer Stake-
holder.

Politisch und rechtlich sollte dieses System, das die Folgen der Verknap-
pung bzw. Kommerzialisierung öffentlicher Informationsversorgung bislang
kompensierte, durch eine Änderung des Urheberrechts (UrhR) hierzulande
abgeschafft werden. Im Vorschlag für den so genannten Zweiten Korb der
Urheberrechtsanpassung sah das Bundesjustizministerium in § 53 Abs. 2 Nr.
1 vor, dass die Bibliotheken den eingeführten Dienst der elektronischen Doku-
mentlieferung (»subito«) nicht mehr wahrnehmen dürfen, wenn der Markt
(sprich: die zunehmend global operierenden Verlage) selbst ein entsprechendes
Angebot bereitstellt – wobei »entsprechend« nicht an den Preis für die Doku-
mentlieferung gebunden ist.

Mit Open Innovation soll die in Wirtschaft und Politik vorherrschende
Selbstverständlichkeit einer Notwendigkeit der Verknappung von Wissen und
Information nun in Frage gestellt werden. Radikale Verknappungsstrategien
sind nicht nur kontraproduktiv für Wissenschaft und Bildung, sondern auch
und gerade für die (zumindest nicht kurzfristigen) Interessen von Wirtschaft
und Politik. So paradox es klingen mag – je freizügiger der Umgang mit Wis-
sen und Information, desto höher der Innovationsgrad für die Wirtschaft und
für die Wissenschaft sowieso. Desto höher fällt aber auch der allgemeine Par-
tizipations- sowie Transparenzgrad in Gesellschaft und Politik aus. Das ist
zunächst nur eine Hypothese, deren Gültigkeit durch empirische Untersu-
chungen überprüft werden muss, was ansatzweise bereits unternommen
wurde, z.B. in Gruber/Henke (2004) für den Zusammenhang Open Source
oder für die Entwicklungspolitik (CIPR 2002).

Open Innovation soll also Kontrapunkte setzen und dazu beizutragen,
Raum für neue Innovationsmodelle unter den Rahmenbedingungen elektroni-
scher Umgebungen und der in ihnen möglich werdenden freien Formen des
Umgangs mit Wissen und Information zum Nutzen der Wirtschaft und damit
der Gesellschaft insgesamt zu schaffen.

Open Innovation

Die Bezeichnung Open Innovation ist spontan entstanden bei der Vorberei-
tung zu der gleichlautenden Konferenz der Heinrich-Böll-Stiftung, die Anre-
gungen für diesen Sammelband gab. In die Literatur hatte er aber bereits
anderweitig Eingang gefunden. Open Innovation, wie der Begriff hier verstan-
den wird, steht in der Nähe zum »Free Software«-Gedanken bzw. zum »Open
Access«-Konzept, die ja beide erst dadurch gesellschaftliche Sprengkraft ent-
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faltet haben, dass die Nutzung der Werke (Software, Publikationen) offen im
Sinne von frei sein muss (Gruber/Henkel 2004). 

Wir gehen auf diese Richtungen, die das Verständnis von open und free in
der Gegenwart entscheidend prägen, kurz ein. Anders ist Open Innovation
nicht zu verstehen. Allerdings ist mit der Gleichsetzung von open und free kei-
neswegs das Problem beseitigt, dass free nicht nur – um die französische Dif-
ferenzierung aufzugreifen – libre bedeuten kann, sondern auch gratuit.

Gratuit ist keineswegs grundlegend für Free Software. Free wird im Sinne
von Free Speech verwendet. Freie Software kann durchaus mit Gebühren und
Kosten verbunden sein. Hat man Software aber einmal (auf welchem Weg
auch immer) in seiner Verfügung, so sind nach der Philosophie von Free Soft-
ware die vier Freiheiten/Rechte unabdingbar (ansonsten handelt es sich nicht
um Free Software): das Recht, die Software zum Laufen zu bringen; das Recht,
in den Source Code Einsicht nehmen zu können; das Recht, Kopien von der
Software zum Nutzen anderer herstellen zu dürfen; das Recht, die Software
verbessern und (die Pflicht,) diese unter den gleichen Freiheiten/Rechten wie-
der öffentlich zu machen (vgl. http://www.gnu.org/philosophy/free-sw.html).

Open Access geht in der Interpretation von free noch einen Schritt weiter,
andererseits auch wiederum einen Schritt zurück. Die Nutzung öffentlich
gemachten Wissens, so das Grundprinzip, wie es zuerst in der Budapest Open
Access Initiative (BOAI) formuliert wurde, muss für den Nutzer kostenlos
sein. Open Access vereinigt damit (mit Blick auf die Wissenschaft) die (tradi-
tionelle) Einstellung von Wissenschaftlern, in der Regel für die Publikation
ihres erstellten Wissens keine Einnahmen zu erwarten, mit den Möglichkeiten
des Internets, dass die Distribution und Nutzung öffentlich gemachter Mate-
rialien tatsächlich für den Nutzer kostenlos sein kann: »free and unrestricted
online availability« (http://www.soros.org/openaccess/read.shtml). 

Natürlich kann der Prozess, der letztlich zu kostenloser Nutzung führen soll,
nicht ohne Kosten geschehen. Unbestritten ist, dass unabhängig von weiterge-
henden Gewinnansprüchen die Kosten für die Produktion, Verteilung und
Nutzung der das Wissen repräsentierenden Informationsprodukte von irgend-
jemand erbracht werden müssen. Dafür können sehr unterschiedliche
Geschäfts- und Organisationsmodelle zur Anwendung kommen:

1. Verfolgt man die Position einer gänzlichen und vollständigen Freigabe
von öffentlich gemachtem Wissen, sind es nicht die Benutzer von Infor-
mationsprodukten, die dafür bezahlen müssen, dass die Investitionen in
die Informationsprodukte finanzierbar bleiben, sondern entweder die
Produzenten von Wissen selber oder die sie beschäftigenden und finanzie-
renden Institutionen. Da es in der Wissenschaft im Interesse der Urheber/
Autoren ist, dass ihre Resultate zur Kenntnis genommen, referenziert und
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weiterentwickelt werden, macht es durchaus Sinn, dass nicht mehr die
Nutzer zahlen, sondern die Autoren (bzw. ihre Institutionen und damit,
zumindest in öffentlich finanzierter Wissenschaft, die Öffentlichkeit).

2. Setzt man auf die Privatisierungs- und Kommerzialisierungsstrategien, so
werden die Kosten, die für die Produktion von Informationsprodukten
entstehen, und zusätzlich die Beträge, die von den privaten Produzenten
als Gewinn erwartet werden, den Benutzern in der Regel direkt angelas-
tet. Dieser Fall ist typisch für die allgemeinen Publikumsmärkte, in denen
Informationsprodukte, z.B. in Form von Musik-CDs oder entsprechen-
den Video-Produkten, von Individuen als Verbraucher direkt zu ihrer pri-
vaten Unterhaltung oder auch Weiterbildung genutzt werden. Sie kaufen
also die Produkte direkt selber oder bezahlen die Lizenzierungsgebühren
für die definierte Nutzung der Informationsprodukte.

Die Wissenschaft hat es bei einer prinzipiellen Nutzungs- und Gebührenfrei-
heit leichter als andere Bereiche, mit dem Problem des freien Kopierens umzu-
gehen. Kopien zu erstellen, um anderen Leuten die Nutzung zu ermöglichen,
ist für Open Access keine gewichtige Forderung, da doch jeder selbst kosten-
losen Zugriff hat. Andererseits entfällt bei Open Access in der Wissenschaft in
der Regel das ansonsten bei gängigen »Free Software«-Lizenzen fundamentale
Recht auf Modifikation. Wissenschaftler sind in der Regel an der Identität und
Authentizität ihrer öffentlich gemachten Werke interessiert (vgl. Kuhlen/Brü-
ning 2004). Dies schließt nicht aus, dass auf der Grundlage dieser Werke und
mit Referenzierung auf sie die dort vorhandenen Erkenntnisse modifiziert
werden; aber das führt dann, wenn die Modifikation öffentlich gemacht wird,
zu einem neuen Werk.

Wir können also festhalten: Open Innovation beruht auf der freizügigen
(freien, nicht zwingend synonym mit kostenlosen) Verwendung bestehenden
Wissens, um daraus neues Wissen als Grundlage neuer Produkte oder Produk-
tionsverfahren zu entwickeln. Des Weiteren beziehen wir Innovation nicht nur
– wie in der Wirtschaftswissenschaft im Gefolge von Schumpeter üblich – auf
die Umsetzung kreativer Ideen bzw. Erfindungen in marktfähige Produkte und
neue Produktionsverfahren, sondern 

1. allgemein auf (auch nicht kommerzielle) Organisationsmodelle (und
damit auch auf Geschäftsmodelle) für den Umgang mit Wissen und Infor-
mation und

2. auf die Herausbildung neuer sozialer und politischer Strukturen, die wie-
derum selbstverständlich Auswirkungen auf das Geschehen in der Wirt-
schaft haben.

Innovationen sind also nicht allein unter dem Gesichtspunkt der direkten wirt-
schaftlichen Verwertung und des wirtschaftlichen Fortschritts zu bewerten,
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sondern auch danach, inwieweit sie den Prinzipien der Nachhaltigkeit, der
Inklusivität und (intergenerationeller) Gerechtigkeit entsprechen. Innovation
ist nicht nur auf den Unternehmensbereich zu beziehen, sondern auch auf neue
soziale Organisationsformen und -ziele, z.B. der Friedenssicherung, der Über-
windung von Digital Divides oder der politischen, Demokratie fördernden
Mitbestimmung und Transparenz. Die Erweiterung des Innovationsverständ-
nisses ist folglich unabdingbar.

Umsteuern im Regime des »geistigen Eigentums«

Open Innovation wird massiv behindert, wenn die seit gut zehn Jahren beste-
hende internationale Tendenz sich weiter fortsetzt, dass die Gesetze zum
Schutz geistigen Eigentums im Sinne des Handelsrechts und durch intensi-
vierte Schutzvorschriften weiter entwickelt werden oder in der jetzigen Form
bestehen bleiben. Erforderlich – auch in globaler Perspektive (IPR 2002) – ist
ein grundlegendes Umsteuern bei den jetzigen auf exklusive Verwertung abzie-
lenden Regelungen für intellektuelle Werke zugunsten der Prinzipien von Frei-
zügigkeit, Transparenz, Nachhaltigkeit, intergenerationeller Gerechtigkeit,
Kollaboration und Teilen beim Umgang mit Wissen und Information.

Intellectual Property ist in sich ein innovationsfeindlicher Begriff, denn der
Begriff des Property, des Eigentums, über das man verfügen darf (es sei denn,
wirklich gravierende öffentliche Interessen können Anlass sein, persönlichen
Besitz und persönliches Eigentum zu enteignen), ist keinesfalls auf immateri-
elle Gegenstände wie Ideen, Erfindungen oder allgemein Wissen anzuwenden.
Bis auf Thomas Jefferson geht das utilitaristische Verständnis von »geistigem
Eigentum« zurück, wonach immer sehr sorgfältig geprüft werden muss, ob
und inwieweit es noch im öffentlichen Interesse liegt, dass exklusive Besitzan-
sprüche bzw. Verwertungsinteressen zugestanden werden. Jefferson etwa
schrieb 1813 vom »exclusive right to invention as given not of natural right,
but for the benefit of society«.

Daher waren geistige Eigentumsrechte immer zeitlich und bezüglich der
Bedingungen an die Qualität des zu Schützenden eingeschränkt. In der Gegen-
wart dehnen sich die Schutzfristen allerdings immer mehr aus (in den USA auf
90 Jahre nach dem Tod des Urhebers). Eine absurde Entwicklung angesichts
der Tatsache, dass nicht zuletzt wegen der Informatisierungseffekte der
Umsatz an Wissen immer schneller erfolgt. 

Nicht verstärkte Verknappung ist ein Innovationsprinzip, sondern größere
Freizügigkeit. Die Nutzung einer Idee vermindert nicht die Idee desjenigen, der
sie in die Welt gesetzt oder der daraus ein Informationsprodukt gemacht hat,
sondern bewirkt im Gegenteil positive Effekte. Es bleibt die Herausforderung,
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dass die grundsätzlich positiven Innovationseffekte gegengerechnet werden
müssen zu den Nachteilen, die dann entstehen, wenn die erwünschten und
gesellschaftlich akzeptierten Formen der Anerkennung reputativer oder mone-
tärer Art nicht realisiert werden können.

Open Innovation als neue Gesellschaftstheorie

Open Innovation ist keineswegs ein quasi anarchistischer Vorschlag, Verfü-
gungs- und Anerkennungsrechte über Wissen bzw. über aus Wissen abgeleitete
Informationsprodukte gänzlich auszusetzen. Allerdings stellt der Ansatz einige
in der offiziellen Wirtschaft, in Politik und im Rechtssystem als unabdingbar
gesichert geltende Prinzipien in Frage. Wir verfolgen damit keinen medialen
Determinismus, sehen aber einen starken Zusammenhang zwischen den medi-
alen Rahmenbedingungen und dem normativen Verhalten, das sich letztlich in
allgemeinen (durchaus auch ethischen) Prinzipien und rechtlichen Regulierun-
gen niederschlägt (Kuhlen 2004). Zu diesen von Open Innovation kritisierten
Prinzipien gehören:

1. die bedingungslose Übertragung des die bürgerliche Gesellschaft bestim-
menden Begriffs des Eigentums auf Objekte von Wissen und Information
und damit die Orientierung des Gesetzgebers an der Sicherung von
(immer mehr ausgeweiteten) Monopol-/Exklusivrechten;

2. die Gültigkeit der im so genannten Drei-Stufen-Test (des Urheberrechts)
verankerten Präferenz der privaten kommerziellen Verwertung von Wis-
sen und Information gegenüber dem öffentlichen Interesse an freizügiger
Nutzung;

3. die Übertragung der Gültigkeit der »Tragedy of the Commons«-These
(Hardin 1968), nach der öffentliche Güter (Commons) vor Übernutzung
und damit Vernichtung nur durch staatlichen Eingriff oder durch Priva-
tisierung geschützt werden können, auf die Allmende Wissen und Infor-
mation;

4. die Vorstellung, dass (im Sinne einer »Homo Oeconomicus«-Behaup-
tung) monetäre Anreize die primäre und einzige Motivation für Kreativi-
tät und damit auch für Innovation seien;

5. der Anspruch an Universalität der Sicherung von Rechten an Wissen und
Information, unbeschadet realer einschränkender Faktoren wie regionale
und kulturelle Besonderheiten, dem Entwicklungsstand einer Gesellschaft
und Wirtschaft oder Unterschieden in Bereichen wie Wissenschaft, Bil-
dung und Unterhaltungsindustrie.

Daraus folgen als Forderungen und Grundannahmen von Open Innovation
bzw. einer nachhaltigen Wissensökonomie:
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1. die Rücknahme des Ausmaßes der Monopol- und Exklusivrechte für Wis-
sen und Information, z.B. durch drastische Kürzung der Schutzfristen
und der Überprüfung der Angemessenheit von Objektbereichen für sol-
che Rechte;

2. die Präferenz der Entwicklung (im Sinne der aktuellen Development
Agenda der WIPO – World Intellectual Property Organization) gegen-
über dem Prinzip der Verknappung und damit eine Umkehrung des Drei-
Stufen-Tests zugunsten öffentlicher Freizügigkeit des Umgangs mit Wis-
sen und Information, verbunden mit der Notwendigkeit, die Ausnahme
von der kommerziellen Verwertung jeweils explizit zu begründen (vgl.
Kuhlen/Brüning 2004);

3. die Anerkennung von Wissen und Information als nicht-rivalisierende
und im Prinzip nicht ausschließbare Güter verbunden mit der Forderung,
daraus auch für die Wirtschaft brauchbare Organisations- und Geschäfts-
modelle abzuleiten (wie sie sich gegenwärtig z.B. durch Open Software
oder durch »Open Access«-Modelle im Publikationsbereich abzeichnen);

4. die Förderung der Sicherung reputativer Anerkennung der Urheber von
Wissen und Information, auch in kollaborativen Prozessen, die dann indi-
rekt auch zu Formen monetärer Anerkennung führen können;

5. die explizite, nicht allein über Schrankenregelungen zu erfolgende Auf-
trennung der rechtlichen Regelungen für Wissen und Information – nach
dem Ausmaß des öffentlichen Interesses an Freizügigkeit bzw. nach der
Berechtigung der direkten kommerziellen Verwertung.

Das alles ist bislang eher noch ein postuliertes und keineswegs vollständiges
Programm. Der Aufbau eines ausreichend begründeten und empirisch bestä-
tigten Theoriegebäudes steht noch aus. Dahinter steht allerdings die Überzeu-
gung, dass nur ein radikales Umdenken – dem ein schrittweise Umsteuern fol-
gen muss – der bislang geltenden Annahmen der Funktion von Wissen und
Information Innovationen in allen Bereichen der Gesellschaft, nicht nur der
Wirtschaft, ermöglichen kann. Daher ist Open Innovation zentrales Konzept
einer neuen, elektronischen Räumen angemessenen allgemeinen Gesellschafts-
theorie, keineswegs ein kurzfristig die Wirtschaft stimulierendes Verwertungs-
konzept. 
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2 Innovation im Kontext:
Ansätze zu einer offenen Innovationsstrategie

Klaus Burmeister · Andreas Neef · Patrick Linnebach

Innovativ zu sein, so hat es den Anschein, ist heute schwerer denn je. Das lässt
zumindest die Tatsache vermuten, dass der Begriff »Innovation« in aller
Munde ist. Worin begründet sich diese Omnipräsenz? Sie ist gewiss Ausdruck
einer verstärkten Konkurrenzsituation auf globalisierten Märkten – mit der
schlichten Folge, dass sich unter anderem die Produktlebenszyklen zuneh-
mend verkürzen. Zudem stellt sich die Frage, ob angesichts des hohen Ausstat-
tungsgrads der Haushalte mit langlebigen Gebrauchsgütern die meisten
Bedürfnisse nicht bereits durch eine ausgereifte Produktpalette bedient wer-
den? Unsere Antwort: Ganz und gar nicht! Eine Innovation muss heute aller-
dings mehr sein als die bloß technische Lösung eines konkreten Problems.
Innovative Produkte müssen echten Mehrwert stiften und das bedeutet in ers-
ter Linie: das Leben erleichtern.

Da wir aber auch in einer zunehmend vernetzteren Welt leben, lassen sich
erfolgreiche Innovationen immer häufiger nur noch gemeinsam stemmen, das
heißt in Kooperation von Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft.
So werden dann auch verstärkt die Chancen und Risiken eines offenen Wis-
sensaustauschs diskutiert. Dabei lautet die entscheidende Frage: Wer profitiert
denn letztendlich von einer offeneren Innovationskultur? Ergeben sich daraus
neue Chancen für die »kleinen« Akteure oder werden die Netzwerke nur zum
optimaleren Outsourcen von Entwicklungskosten genutzt? 

Innovationen benötigen in mindestens zweifacher Hinsicht einen neuen
Rahmen. Innovation muss mit anderen Worten neu gedacht werden.

Paradoxien der Innovation

Joseph A. Schumpeter (1964, 100) definiert eine Innovation als die »Durch-
setzung neuer Kombinationen«. Er differenziert dabei zwischen Produkt- und
Prozessinnovationen. Des Weiteren besitzen für ihn aber auch die Erschlie-
ßung eines neuen Absatzmarkts, die Eroberung einer neuen Bezugsquelle von
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Rohstoffen oder Halbfabrikaten und die Durchführung einer Neuorganisa-
tion innovativen Charakter. Der Schumpeter’sche Begriff der Innovation
grenzt demnach Neuerungen inkrementeller Natur aus. Um den Begriff der
Innovation aber noch präziser fassen zu können, benötigen wir Antworten auf
die Frage, wie sich der Zusammenhang zwischen einer Innovation und einem
Bedürfnis vermittelt? Ist die Innovation die Henne oder das Ei? Oder anders
gefragt: Sind Innovationen als Reaktion auf unbefriedigte Bedürfnisse zu
interpretieren oder werden Bedürfnisse erst durch Innovationen »erzeugt«?

Nach Schumpeter »vollziehen sich Neuerungen in der Wirtschaft [...] in
der Regel nicht so, daß erst neue Bedürfnisse [...] bei den Konsumenten auf-
treten und durch ihren Druck der Produktionsprozess umorientiert wird [...],
sondern so, daß neue Bedürfnisse den Konsumenten von der Produktionsseite
her anerzogen werden, so daß die Initiative bei der letzteren liegt« (ebd.). In
der Innovationsforschung spricht man diesbezüglich auch von der technikori-
entierten im Gegensatz zur kundenorientierten Innovationsstrategie, die Inno-
vationen immer als Antwort auf unbefriedigte Konsumentenbedürfnisse inter-
pretiert. Diese beiden Positionen gewissermaßen synthetisierend vertreten wir
einen dritten Standpunkt, wonach die rekursive Beziehung von Innovation
und Bedürfnis als eine »Interaktion« zu verstehen ist. Innovationen werden
zwar einerseits in Reaktion auf Marktbedingungen generiert, andererseits ent-
wickeln sich Märkte aber auch in Abhängigkeit und in Bezug auf Neuerungen.
Die Innovation ist demnach weder Henne noch Ei. Sie ist vielmehr dem Ther-
mostat vergleichbar. Jeder Versuch zu beschreiben, wie das Thermostat funk-
tioniert, stößt auf die Differenz von Regler und Heizung; erst deren Zusam-
menspiel erklärt seine Funktionsweise. Überträgt man diese Erkenntnis auf
Innovationen, zeigt sich die Differenz von unbefriedigten Kundenbedürfnissen
und die Generierung neuer Bedürfnisse. Erst deren Zusammenhang erklärt
einen grundlegenden Innovationsmechanismus: Innovationen generieren
immer auch neue Bedürfnisse und sind insofern Ursache für Bedürfnisse, deren
Befriedigung doch ihre eigentliche Aufgabe ist. 

Mit einem Wort: Innovationstätigkeit ist in ihrem Wesen paradox – und
zwar in vierfacher Hinsicht, nämlich in sachlicher, zeitlicher, räumlicher und
sozialer. Wir werden den Innovationsprozess analytisch in diese vier Dimensi-
onen aufspalten, um differenziert und detailliert aufzeigen zu können, wo
neue Handlungsoptionen für erfolgversprechende Innovationsstrategien zu
entdecken sind. Eine Paradoxie interpretieren wir dabei als einen Wider-
spruch, der produktive und kreative Potenziale entfaltet. Der innovative
Unternehmer muss demnach immer auch ein »Paradoxiekünstler« (Stephan
Jansen) sein, der Widersprüche als Gestaltungsraum nutzt, statt an ihnen zu
verzweifeln.
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Innovationsqualitäten 

Die Sachdimension eines Innovationsprozesses betrachtend, ist die Paradoxie
augenfällig, dass Unternehmen zu Innovationen gezwungen sind, ihnen aber
meist ein tiefergehendes Verständnis der zu befriedigenden Bedürfnisse fehlt.
Woran mangelt es dem Kunden? Welchen Mehrwert sollen Innovationen den
Kunden bieten? In diesem Zusammenhang ist es kein Zufall, dass aktuell in
Deutschland Sättigung als zentrale Ursache der Konsumflaute diskutiert wird.
Eine erweiterte, eine kontextorientierte Innovationsstrategie fragt daher nach
dem Nutzen einer Innovation in konkreten lebensweltlichen Kontexten und
sie orientiert sich an Leitbildern, die in der Lage sind, die sachliche Innovati-
onsparadoxie zu entparadoxieren. Leitbilder werden in diesem Zusammen-
hang als richtungsweisende und handlungsleitende Vorstellungen verstanden,
die als Orientierungsrahmen für Innovationsprozesse wirken. Das Neue
braucht, mit anderen Worten, Inhalt und Orientierung, es benötigt den Link
zur sozialen Wirklichkeit der Konsumenten. Wenn dieser fehlt, findet nutzer-
orientierte Innovation nur sehr bedingt statt. Erfolgversprechende Innovatio-
nen müssen sich somit auf eine veränderte soziale Wirklichkeit einstellen, in
der neue Qualitäten bei der Entwicklung und Gestaltung von Innovationen
gefragt sind.

Die Forderung neuer Qualitäten bedeutet zum einen, dass eine Innovation
für eine Haltung, ein Verhältnis zur Welt steht. Eine Innovation sollte ein
attraktives Angebot für und Auseinandersetzung mit der Welt von morgen
sein. Innovationen sollten ein Stück weit über das Bestehende hinausragen,
eine Ahnung vermitteln von den Nutzungsvorteilen und der Reichweite ihrer
Möglichkeiten. Sie sind – pathetisch gesprochen – die Vorboten einer neuen
Zeit und unterliegen deshalb in besonderem Maße der öffentlichen Kritik.
Warum gibt es dieses Neue? Welcher Wert drückt sich in dieser Neuerung aus?
Wohin führt dieser Innovationspfad? Die Klarheit von Nutzen und Wert ist ein
Qualitätskriterium der Innovation, denn die Sensibilität der Kunden für die
impliziten Werte, die ein Unternehmen durch neue Produkte kommuniziert,
nimmt zu. Dabei verkörpern Innovationen nicht schlechthin das Gute und
Wahre, vielmehr geht es um Aufrichtigkeit und Authentizität. Heikel wird es
immer dann, wenn das Unternehmen keine überzeugende Antwort auf die
Fragen seiner kritischen Kundschaft hat. 

»Neue Qualitäten« bedeutet aber auch, dass Innovationen einen Beitrag
zur Vereinfachung und Entlastung des Lebens leisten sollen. Dieser Anspruch
ist nicht neu, aber er gewinnt in dem Maße an Brisanz, wie das Alltagsleben
komplexer und schnelllebiger wird. In Zukunft wird es den Kunden stärker
um Orientierung und Vereinfachung gehen. Auch sollten Innovationen zu
mehr Zeitsouveränität verhelfen. Es geht um »Simplifying« im Sinne davon,
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Alltagskomplexität leichter handhaben zu können, und um eine neue Qualität
der Zeit. Die Organisation und Bewältigung des Alltags bildet eine wesentli-
che Zielkoordinate kontextorientierter Produktinnovationen. 

Eine Vielzahl von Innovationen – insbesondere im Hightech-Bereich – lei-
den zudem unter einem Aneignungsdefizit. Die Beziehung zwischen Produkt
und Nutzer ist distanzierter geworden, denn durch eine überbordende Funk-
tionsfülle entfernen sich die Produkte vom Nutzer. Selbstreparaturen sind fast
unmöglich geworden und neue Produktgenerationen folgen meist nur dem
überkommenen Leitbild: »Schneller, höher, weiter!« In einer stetig komplexer
werdenden Welt wirkt dies zunehmend deplatziert. Daher bemisst sich die
Qualität einer Innovation verstärkt an den Möglichkeiten und Qualitäten
ihrer Aneignung. Statt nur MP3-Player zu verkaufen, bietet Apple beispiels-
weise einen neuen einfachen Nutzungskontext des Musikhörens an – beste-
hend aus dem attraktiven und nutzerfreundlichen iPod und dem Musikstore
iTunes zum bequemen, kostengünstigen und legalen Download von Musik. 

Innovationen besitzen aber nicht nur eine funktionale Seite, sie müssen
auch im Bauch ankommen. Es geht bei Innovationen immer auch um einen
Funken Originalität und Genialität, der beim Kunden den viel beschriebenen
»Wow-Effekt« (Tom Peters) hervorruft. Es kann sich dabei um die Schlichtheit
und Eleganz einer neuen Idee, eine sinnvolle, weil bedürfnisbefriedigende
Funktion, die Überzeugungskraft eines stimmigen Designs oder das Erstaunen
über einen Service, der perfekt funktioniert, handeln – vielleicht ist es sogar
alles auf einmal, was das Herz des Kunden höher schlagen lässt. Genialität
kann man nicht managen. Aber eine kontextorientierte Innovationsstrategie
bedenkt den Wow-Effekt für den Kunden.

Synchronisationsdefizite

Auch bei der analytischen Betrachtung der Zeitdimension lassen sich zwei
Innovationsparadoxien identifizieren: einerseits die Paradoxie, dass eine allzu
zügige Markteinführung auf Kosten der Qualität stattfinden kann, und ande-
rerseits die Paradoxie, dass sich die Kluft zwischen der Innovationsdynamik
und der Adaptionsfähigkeit der Kunden zunehmend zu vergrößern scheint.
»Time-to-Market« heißt aus Sicht der Unternehmen das aktuelle Glaubensbe-
kenntnis des Geschäftserfolgs. Die bis zur Markteinführung benötigte Zeit
wird zum Schlüsselfaktor einer wirtschaftlich erfolgreichen Innovation. Je
schneller die Innovation in den Markt eingeführt wird, desto besser. Innovati-
onen werden daher generalstabsmäßig und im Eiltempo zur Marktreife
gebracht. Erkenntnisse der Diffusionsforschung berücksichtigend, sind es zah-
lenmäßig aber die »early majority« und weniger die »early adopters«, die als
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eigentliche Zielgruppe der Innovation interessieren (Rogers 2003, 282 ff). Es
scheint daher oft sinnvoller, eine »ausgereiftere« Innovation zu entwickeln, als
unbedingt der Erste am Markt zu sein.

Darüber hinaus führt die Dynamik, in der immer neue Angebote auf dem
Markt platziert werden (müssen), zu verstärkten Synchronisationsproblemen.
Updates und neue Produktgenerationen folgen in immer schnellerer Taktfre-
quenz aufeinander – wobei der Mehrwert für den Kunden nicht immer
erkennbar ist. Neuerungen verlieren so an Faszination und Bedeutung und der
Kunde bleibt sprichwörtlich auf der Strecke. Denn viele Kunden entziehen sich
der Eigendynamik des Innovationswettbewerbs durch Kaufabstinenz. Beim
Versuch, Innovationen zum Erfolg zu führen, gewinnt daher das richtige
Timing zwischen dem Zeitpunkt der Markteinführung und der Qualität der
Innovation an Bedeutung. Das heißt, Innovationen mangelt es in Zeiten des
Real-Time-Business nicht nur an Qualität und Kontextorientierung, sondern
auch an Raum (für Entwicklung) und Zeit (zur Nutzung). Innovationen benö-
tigen daher eine neuartige Reife- und Auslesekultur, die sie nährt und fördert.
Das Neue und Bahnbrechende, das Überraschende und Begeisternde sind his-
torisch gesehen, wie die Beispiele Eisenbahn oder Internet zeigen, immer das
Ergebnis gesellschaftlicher Lernprozesse gewesen. Ideen haben ihre Eigenzeit.
Deshalb macht es Sinn, sich im Unternehmen bereits sehr frühzeitig mit neuen
Ideen und zukünftigen Optionen auseinander zu setzen – und vor allem auch
Kunden, Partner und die Gesellschaft frühzeitig mit einzubeziehen. 

Die Entdeckung des Kontextes

Auch in der Dimension »Raum« sieht sich die erfolgreiche Gestaltung einer
Innovation mit einer Paradoxie konfrontiert, nämlich der Kluft zwischen lokal
zu befriedigenden Konsumentenbedürfnissen und meist international ausge-
richteten (Mainstream-)Produkten. Eine Auflösung dieser Paradoxie ver-
spricht ein Perspektivwechsel hin zu einem Denken in Kontexten. Kontextfak-
toren wie der geografische, der »soziale« und der zeitliche Ort des Kunden
gewinnen zunehmend konsumtive Relevanz. Eine kontextorientierte Innova-
tionsstrategie versucht daher, nutzerorientierte Lösungsansätze für die Bewäl-
tigung und Entlastung von Alltagskomplexität in innovative Produkte und
Dienstleistungen zu übersetzen. Eine Innovation in diesem Sinne zu denken,
heißt auch, antizipativ die sich transformierenden Umfelder des neuen Pro-
dukts mitzudenken, vor allem wenn sie durch die Innovation selbst transfor-
miert werden. Es geht also um die Vorwegnahme alltäglicher Nutzungsbedin-
gungen, potenzieller sozialer Hürden, sich entwickelnder Lebensweisen und
Denkmuster sowie weiterer sozioökonomischer Faktoren von Relevanz. Es
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geht darum, eine möglichst klare Vorstellung zukünftiger Lebenswelten zu
haben. Dabei ist nicht das rein technisch inspirierte Lösen sozialer Probleme
gefragt, sondern ein sensibles Abwägen von technischen Möglichkeiten und
sozialen Akzeptanzbedingungen. 

In Innovationsabteilungen spielen technologische Roadmaps eine große
Rolle. Sie zeigen auf, wann die nächsten technologischen Durchbrüche zu
erwarten sind. Mit diesem engen Fokus verstellen sie aber den Blick für die
vielfältigen Wechselbeziehungen zwischen technologischen Innovationen und
ihren Anwendungszusammenhängen. RFID-Tags zum Beispiel, so genannte
»intelligente Etiketten«, die ein Produkt während seines gesamten »Lebenszy-
klus« erfassen können, eröffnen einerseits die große Chance, Geschäftspro-
zesse effektiver zu organisieren und damit Kosten einzusparen, erfordern auf
der anderen Seite aber sowohl in der Produktion als auch in der Logistik und
beim Handel enorme organisatorische Anpassungsprozesse. So können die
erhofften Kosteneinsparungen durch Bumerang-Effekte wieder aufgezehrt
werden. Auch deshalb muss der gesamte Anwendungskontext einer Innova-
tion systematisch antizipiert werden. Warum hat beispielsweise das Bildtele-
fon auch so viele Jahre nach seiner Erfindung noch immer keinen Durchbruch
erzielt? Scheinbar liegt es weder an den Kosten noch an der Technik – vermut-
lich liegt es vielmehr daran, dass Menschen beim Telefonieren einfach nicht
gesehen werden wollen. Es ist in diesem Fall der soziokulturelle Kontext des
Telefonierens, der die Integration des Bildtelefons in die Alltags- und
Geschäftswelt behindert. Durch das Denken in Kontexten, in komplexen
Wechselbeziehungen und Wirkungszusammenhängen werden Innovations-
prozesse nicht unbedingt einfacher, aber langfristig erfolgreicher.

Entsprechend scheint es angebracht, ergänzend zur technik- und kunden-
orientierten von einer kontextorientierten Innovationsstrategie zu sprechen
(s. Abb.). Eine kontextorientierte Strategie ist von der Perspektive her langfris-
tig orientiert, verbindet technologisches Wissen mit den jeweiligen soziokultu-
rellen Anwendungskontexten und trägt insofern der rekursiven Beziehung von
Innovation und Bedürfnis Rechnung. Dabei zielt eine kontextorientierte Inno-
vationsstrategie letztlich auf Differenzierung am Markt, denn »the essence of
strategy is [...] choosing to perform activities differently or to perform diffe-
rent activities than rivals« – und damit auf langfristiges Überleben am Markt
(Porter 1996, 64).
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Die kontextorientierte Innovationsstrategie im Vergleich

Öffnung der Innovation

Die bisher thematisierten Innovationsparadoxien werden allesamt von der
sozialen Innovationsparadoxie überlagert, dass Unternehmen Innovationen
bislang weitgehend ohne direkten Einbezug der Kunden kreiert haben. Dieses
Phänomen der sozialen Arbeitsteilung ist sozusagen ein zentrales Charakteris-
tikum der modernen Gesellschaft. Seit der industriellen Revolution des ausge-
henden 18. und des beginnenden 19. Jahrhunderts müssen Produkte für den
eigenen Bedarf nicht länger selbst produziert werden, sondern können auf
dem Markt gegen Bezahlung erstanden werden. Auf diese Trennung von Pro-
duzenten und Konsumenten nimmt das Konzept einer Open bzw. »User Dri-
ven«-Innovation Bezug. Dabei geht es in der Praxis um die Gewinnung inno-
vativer Ideen durch den Einbezug so genannter Lead-User. Teilweise wird vor
diesem Hintergrund schon von der Rückkehr des »Prosumenten« (Alvin Toff-
ler) gesprochen, da moderne Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien es ermöglichen, die Produzenten- und Konsumentenrolle wieder in einer
Person zu vereinigen – was vom Individualisierungsbestreben der Konsumen-
ten gewissermaßen noch befördert wird. Der Kunde ist mit anderen Worten
nicht länger auf die Rolle des Wertempfängers beschränkt, sondern kann
selbst zum Wertschöpfer werden. Da die Entwicklung von der Kundenbin-
dung zur Wertschöpfungspartnerschaft eine Innovation im Schumpeter’schen
Sinne ist, nämlich die Erschließung einer neuen Bezugsquelle, kann die Öff-
nung des Innovationsprozesses somit auch als Innovation der Innovation ver-
standen werden.

Die Öffnung und verstärkte Bedeutung partizipativer Elemente im Innova-
tionsprozess kann mit gutem Recht als Suchbewegung in Richtung einer kon-

Technikorientierte 
Innovationsstrategie

Kundenorientierte 
Innovationsstrategie

Kontextorientierte 
Innovationsstrategie

Treiber Technology-Push Demand-Pull Demand-Push

Ansatz Welche Potenziale hat 
die Technologie?

Welche Bedürfnisse 
hat der Kunde?

Wie muss eine 
Innovation 
gestaltet werden?

Methode Erfinden Verstehen Antizipieren

Handlungsfeld F&E (Forschung und 
Entwicklung)

Marktforschung Foresight & Open 
Innovation

Akteure Wissenschaft Unternehmen Interaktion der gesell-
schaftlichen Akteure

(Quelle: Z_punkt 2004)
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textorientierten Innovationsstrategie interpretiert werden. Die Hersteller-Nut-
zer-Kooperation stellt eine bewusste Abkehr bzw. Ergänzung repräsentativer
Marktforschungsmethoden dar, wie sie typisch in einer kundenorientierten
Innovationsstrategie Anwendung finden. Dabei lassen sich Lead User nach
Eric von Hippel als jene Nutzer definieren, die Bedürfnisse haben, »that will
be general in a marketplace, but they face them months or years before the
bulk of that marketplace encounters them, and lead users are positioned to
benefit significantly by obtaining a solution to those needs« (Hippel 1988,
107). Was sind das aber für Bedürfnisse, deren Befriedigung ihnen einen signi-
fikanten Nutzen stiften? Diese Gruppe von sehr ambitionierten Kunden und
Anwendern, die Probleme austauschen und Anregungen zur Weiter- und Neu-
entwicklung von Produkten geben, beziehen ihre Motivation gewiss aus der
Unzufriedenheit mit dem am Markt Erhältlichen. Darüber hinaus sind auch
noch weitere nicht-monetäre, intrinsische Motive wie Selbstbestätigung, Spaß
an der kreativen Arbeit oder die Bestätigung durch andere ausschlaggebend
(Piller 2003, 114). Allerdings ist zu bezweifeln, dass der aus der Befriedigung
dieser Bedürfnisse resultierende Nutzen als Basis einer dauerhaften Wert-
schöpfungspartnerschaft ausreichen wird. 

Dennoch kann als dominanter Trend festgestellt werden, dass Innovatio-
nen vermehrt nicht mehr isoliert vom eigentlichen Nutzer in exklusiven F&E-
Abteilungen entstehen, sondern an Schnittstellen, in Netzwerken und Com-
munities. Henry Chesbrough spricht in diesem Zusammenhang von einem
Paradigmenwechsel – von der Closed zur Open Innovation (Chesbrough
2003). Die Closed Innovation verfährt nach dem Leitsatz: Wenn du etwas
wirklich Innovatives machen willst, musst du es selbst erfinden, entwickeln
und auf den Markt bringen. Oder anders formuliert: Erfolgreiche Innovatio-
nen erfordern Kontrolle. Dem »Open Innovation«-Paradigma liegt hingegen
die Überzeugung zugrunde, dass sich Unternehmen sowohl interne als auch
externe Ideen zunutze machen sollen.

Über erfolgreiche Erfahrungen bei der Öffnung des Innovationsprozesses
berichtet seit einigen Jahren das niederländische Technologieunternehmen
Philips, das beispielsweise bei der Verbindung von bildgebenden Verfahren
und neuen Kontrastmitteln für die Früherkennung chronischer Krankheiten
gleich mit mehreren Universitäten und Forschungsinstituten kooperiert. Und
beim Präventionsprojekt »My heart« sind insgesamt 32 Partner an der
gemeinsamen Entwicklung »intelligenter Textilien« beteiligt, deren Mikrosen-
soren Körperdaten von Risikopatienten messen und im Notfall automatisch
den Arzt alarmieren sollen. Die Initialzündung für die Philips’sche Innovation
des Innovationsprozesses gab dabei die Entscheidung, auf dem Eindhovener
Philips-Campus ausgewählte Fremdfirmen unmittelbar neben und mit den
eigenen Projektteams forschen zu lassen. Diese Symbiose verschafft den klei-
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nen Startups Zugang zu einer sonst unerschwinglichen Infrastruktur – und
Philips zu deren Kreativität.

Open Innovation lässt sich demnach definieren als die »Öffnung des Inno-
vationsprozesses für den kontinuierlichen Ideen- und Zukunftsdialog mit
Marktpartnern und Stakeholdern, den engen und regelmäßigen Austausch mit
Forschungspartnern, die Bündelung von Kompetenzen in leistungsstarken
Anbieternetzwerken und die frühzeitige Einbindung von Pionierkunden«
(Fichter 2005, 239). Radikale Innovationen sind insbesondere vor dem Hin-
tergrund zunehmender Komplexität und der Beschleunigung der Innovations-
prozesse nicht mehr durch einen einzelnen Akteur umzusetzen. Daraus resul-
tieren aus Sicht der Unternehmen drei zentrale Erfolgskriterien, denen eine
kontextorientierte Innovationsstrategie Rechnung tragen muss: erstens die
Notwendigkeit langfristiger und prozessorientierter Ziel- und Strategieent-
wicklung, zweitens die Erweiterung des Innovationsprozesses durch Kontext-
denken und drittens der Einbezug von Netzwerken und strategischen Allian-
zen. Das Arbeiten in Netzwerken ist mit anderen Worten elementarer
Bestandteil einer kontextorientierten Innovationsstrategie. Insbesondere die
Nutzung von Online-Communities zur Identifizierung von Trends scheint
erfolgversprechend. Darüber hinaus ermöglichen sie als Seismografen für
Kundenwünsche und Kundenkritik aber auch eine Erhöhung der Innovations-
qualität und eine Verbesserung des Timings und der Kontextorientierung. Die
Zielsetzung von Open Innovation besteht also nicht nur darin, durch den Ein-
bezug externer Akteure den Zugang zu Bedürfnisinformationen zu verbessern,
sondern auch darin, einen erweiterten Zugang zu Lösungsinformationen zu
gewinnen (Reichwald 2005). Die Öffnung des Innovationsprozesses ist aus
Sicht des Unternehmens somit der Versuch, das systembedingte Wissensdefizit
in Bezug auf die sich immer weiter ausdifferenzierenden Kundenbedürfnisse
auszugleichen und die enormen Kosten und Risiken für F&E zu minimieren. 

Ausblick: Inklusion der Gesellschaft

Vor dem Hintergrund aufkommender neuer Technologien wie Life Sciences,
Nanotechnologie oder Neurowissenschaft scheint eine noch weitgehendere
Öffnung des Innovationsprozesses unumgänglich. Denn angesichts der zuneh-
menden Eingriffstiefe von Innovationen, beispielsweise bei Functional Food,
Neuromarketing oder Ambient Intelligence, können nur sozial austarierte und
kommunikativ abgestimmte Innovationen langfristigen Erfolg versprechen.
Das heißt, die anstehenden Entwicklungen und die dabei zu treffenden Ent-
scheidungen müssen in Einklang mit einer zunehmend kritischer werdenden
Gesellschaft getroffen werden. Insbesondere die Erfolge der Life Sciences stel-
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len die normativen Grundlagen moderner Gesellschaften in beispielloser
Weise in Frage (Jung 2003, 36).

Eine kontextorientierte Innovationsstrategie muss also immer auch die
gesamtgesellschaftliche Akzeptanz der Innovation miteinbeziehen und inso-
fern zu einer Innovationskultur beitragen, die den Möglichkeitshorizont einer
Gesellschaft mitentwirft. Erst die Inklusion der Gesellschaft in den Innovati-
onsprozess bietet gesellschaftlichen Gruppen die Möglichkeit, anstehende
radikale Innovationen mitzugestalten. Dabei wird sich die soziale Innovati-
onsparadoxie langfristig nur dann produktiv auflösen lassen, wenn es gelingt,
im Spannungsfeld von Unternehmen, Kunden und Gesellschaft »institutio-
nelle« Innovationen zu verankern, die in der Lage sind, Innovationen gesell-
schaftlich zu öffnen. So wird beispielsweise der langfristige Übergang zu einer
anderen Energiebasis ohne koordinierte Anstrengungen von Unternehmen,
Staat und Gesellschaft nicht zu bewältigen sein.
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3 Die Geburt von Innovationen aus dem 
Geist des Internets:
Von der E-Mail zum Grid

Wolfgang Coy

Industrielle Gesellschaften beruhen auf einem fortwährenden Strom techni-
scher und organisatorischer Erfindungen, welche die Produktion, aber auch
die Distribution und Konsumtion sowie überhaupt alle Lebensbereiche verän-
dern. In der ersten Phase der industriellen Revolution beruhte der technische
Fortschritt auf dem Ingenium vieler Handwerker, die selber wieder auf Jahr-
hunderte und Jahrtausende praktischer Erfahrung zurückgreifen konnten. Mit
praktischen Umsetzungen von Erkenntnissen der Elektrizität, der Physik und
der Chemie begann die »Verwissenschaftlichung« der technischen Innovatio-
nen. Die so genannten technischen Wissenschaften wurden systematisiert und
erlangten akademischen Status. 

Seit dem zweiten Weltkrieg werden großtechnische Innovationen geplant
und gefördert. Bekannte Beispiele zielgerichteter Erfindungen sind die Rake-
tenwaffen und die Atombomben. Auch die Halbleitertechnik und das Internet
können als solche geplanten Erfindungen angesehen werden, die mit enormen
Fördermitteln erreicht wurden. Diese geplanten Innovationen schufen aber
anders als ihre rein militärischen Vorgänger neue Infrastrukturen. Zusammen
mit dem Konzept offener Standards und dem ungeplanten Konzept quelloffe-
ner Software (Open Source) entstanden so Vorgaben für eine Fülle weiterer
Innovationen für Informations-, Kommunikations- und Unterhaltungstechni-
ken. Erst diese sekundären Innovationen – von E-Mail bis Podcasts – bilden
den eigentlichen Kern der kommenden Informationsgesellschaft. Innovatio-
nen im Internet legen enorme soziale, ökonomische und politische Potenziale
frei. Sie sind nicht die Folge geplanter Bedarfsanalyse oder Zielvorgaben, son-
dern Ergebnis des freien und erfindungsreichen Umgangs mit einer offenen
technischen Infrastruktur. Planung und Kontingenz greifen also ineinander.
Gefordert ist die Planung und Finanzierung offener Infrastrukturen.
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Wie verlaufen Innovationen?

Innovationen werden erfunden, aber sie müssen sich durchsetzen. Solche Pro-
zesse können dauern und sie verlaufen nicht unbedingt gradlinig. Fraglos ist
der Buchdruck ein Wendesignal vom späten Mittelalter zur frühen Neuzeit.
Inwieweit Gutenberg und seine Zeitgenossen dies erkannt haben, ist eine ganz
andere Frage. Vom Gutenberg’schen Buchdruck, der ab 1450 konkrete For-
men annahm, bis zur allgemeinen Schulpflicht, mit der die allgemeine kindli-
che Alphabetisierung durchgesetzt wurde, sind über dreieinhalb Jahrhunderte
vergangen. Erst danach können wir mit vollem Recht Marshall McLuhans
Begriff der Gutenberg-Galaxis in Europa verwenden.

Friedrich Wilhelm I., der sparsame, gnadenlose Soldatenkönig, führte die
Schulpflicht 1717 für die königlichen Domänen in Preußen ein. Widerstands-
los ließ sich eine solche Innovation, welche die Kinder aus dem häuslichen
Arbeitsprozess riss und zudem Schulgeld kostete, nicht umsetzen und der

Verordnung der allgemeinen Schulpflicht von 1717
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König musste schon eine deutliche autokratische Begründung geben: »Wir
vernehmen missfällig und wird verschiedentlich von denen Inspectoren und
Predigern bey Uns geklaget, dass die Eltern, absonderlich auf dem Lande, in
Schickung ihrer Kinder zur Schule sich sehr säumig erzeigen, und dadurch die
arme Jugend in grosse Unwissenheit, so wohl was das lesen, schreiben und
rechnen betrifft, als auch in denen zu ihrem Heyl und Seligkeit dienenden
höchstnötigen Stücken auffwachsen laßen.«

Unter königlichem Druck wurden über tausend neue Schulen gebaut, doch
erst 1794 wurde die allgemeine Schulpflicht in Preußen in die Verfassung über-
nommen. 

Allgemeine Schulpflicht schuf eine Basis für die moderne Industriegesell-
schaft, in der die Umsetzung technischer Neuerungen sehr viel schneller verlief
als in den feudalen Agrargesellschaften. Der sowjetische Ökonom Nikolai
Dmitrijewitsch Kondratieff identifizierte 1926 für die schubweise Entwick-
lung der Industrialisierung technische Basiserfindungen und Basistechnolo-
gien, die jeweils eine etwa 50-jährige Phase der Industriegesellschaft charakte-
risieren sollten (Kondratieff 1926, 573 ff.). Freilich ist diese Einteilung in
Kondratieff-Zyklen nicht ohne Probleme, da Dependenzen technischer, aber
auch politischer, sozialer und rechtlicher Entwicklungen sich nicht zwanglos
einer Basistechnologie unterordnen lassen, aber einen gewissen großzügigen
Charme besitzen die Zyklen doch. 

Joseph Schumpeter hat die Arbeiten Kondratieffs aufgegriffen. Seine spezi-
fische Anmerkung geht über die Leitidee der Basisinnovation hinaus. Schum-
peter fragt sich (1942), »... gewöhnlich wird nur das Problem betrachtet, wie
der Kapitalismus mit bestehenden Strukturen umgeht, während das relevante
Problem darin besteht, wie er sie schafft und zerstört.« Also nicht die Technik
schafft die Innovation, sondern die Gesellschaft verhilft der Technik dazu,
innovativ zu werden. Oder sie verhindert dies. Das ist keine einseitige Ursäch-
lichkeit, sondern ein komplexes Wechselspiel vieler Kräfte.

Die Kondratieff-Innovationszyklen
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Drei Arten technischer Entwicklung

Über Jahrhunderte ist Technik aus handwerklicher Erfahrung entstanden.
Werkzeuge, Mühlen, Uhren, Buchdruck oder die Spinning Jenny (das erste
automatisierte Spinnrad) sind von begabten Handwerkern erfunden und ent-
wickelt worden. Auch die Dampfmaschine verdankt ihre arbeitsfähige Umset-
zung innovativen Handwerkern wie James Watt oder Joseph Clement. Eine
theoretische Begründung in der Thermodynamik folgte später.

Die folgende Generation von Erfindern greift immer häufiger auf wissen-
schaftliche Ergebnisse zurück oder arbeitet selber wissenschaftlich. Charles
Babbage, Werner v. Siemens, Nikola Tesla oder Thomas Alva Edison seien hier
beispielhaft genannt. Technik wird mehr und mehr Ergebnis wissenschaftlich
fundierter Erfindungen. Die durchaus problematische Verkürzung von Tech-
nik zu angewandter Naturwissenschaft stammt aus diesen Erfahrungen.

Spätestens mit dem zweiten Welt-
krieg ist die Technikentwicklung in
eine neue Phase eingetreten. Nicht die
Ausbeutung oder »Anwendung« einer
wissenschaftlichen Entdeckung wird
zum innovativen Anstoß, sondern der
Wunsch der Auftraggeber nach »Re-
sultaten« erzeugt die technische Lö-
sung – unter entsprechenden ökono-
mischen und organisatorischen Rand-
bedingungen, versteht sich. Dass
Raketentechnik im Weltall möglich
ist, hat schon Hermann Oberth, der
wissenschaftliche Berater bei Fritz
Langs Film »Die Frau im Mond«, ge-
wusst. Auftrag und Mittel für den
Bau der V2 (A4) in der »Heeresver-
suchsanstalt Peenemünde« kamen
freilich aus dem Führerhauptquartier.
Ebenso deutlich wurde dies beim

Manhattan-Projekt zum Bau der Atombombe. Die Möglichkeit einer Kern-
spaltung wurde ziemlich direkt nach den erfolgreichen Experimenten klar, die
Otto Hahn, Fritz Straßmann und Lise Meitner am Kaiser-Wilhelm-Institut für
Chemie in Berlin-Dahlem durchführten. Leo Szilard meldete sogar ein gehei-
mes Patent in England an, um der britischen Regierung die Möglichkeit zu ge-
ben, entsprechende Forschungen zu unterbinden. Doch erst die Milliarden
Dollar, die in die Urantrennung in Oak Ridge und den Aufbau des Versuchs-

Filmplakat »Die Frau im Mond«
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geländes in Los Alamos flossen, machten den Bau solcher Massenvernich-
tungswaffen möglich. Aus den Mustern der Kriegsforschung heraus entstand
eine neue, gesellschaftlich innovative Form der Großforschung, bei der die
technische Innovation externe Vorgaben umsetzt. Zum wohl teuersten Bei-
spiel wurde der Flug zum Mond – eine späte Rechtfertigung der Entwicklung
von Interkontinentalraketen, die niemals bestimmungsgemäß eingesetzt wer-
den sollten.

John F. Kennedys Berater hatten, in ununterbrochener »World War II«-
Tradition, die Erfahrungen mit der politisch gelenkten Waffenforschung nicht
vergessen, aber sie wollten nicht so weit gehen, wie es Vannevar Bush in sei-
nem berühmten Aufsatz »As we may think« vorgeschlagen hatte und die staat-
lich finanzierte Großforschung wahrhaft zivilen Zwecken öffnen. Der zivil
verbrämte, militärisch wertvolle Kompromiss hieß Weltraumforschung – eine
Rechtfertigung, die spätestens von da an immer wieder von den nicht verur-
teilten Peenemünder Kriegsverbrechern für ihre Mitarbeit an Hitlers Massen-
vernichtungswaffen vorgebracht wurde.

»First, I believe that this nation should commit itself to achieving the goal,
before this decade is out, of landing a man on the Moon and returning him
safely to the Earth. No single space project in this period will be more
impressive to mankind, or more important for the long-range exploration
of space; and none will be so difficult or expensive to accomplish. We pro-
pose to accelerate the development of the appropriate lunar space craft. We
propose to develop alternate liquid and solid fuel boosters, much larger
than any now being developed, until certain which is superior. We propose
additional funds for other engine development and for unmanned explora-
tions – explorations which are particularly important for one purpose
which this nation will never overlook: the survival of the man who first
makes this daring flight. But in a very real sense, it will not be one man
going to the Moon – if we make this judgment affirmatively, it will be an
entire nation. For all of us must work to put him there.«

Der militärisch bedeutsame folgende Satz von Kennedys Rede an den Kon-
gress wird meist übergangen. 

»Secondly, an additional 23 million dollars, together with 7 million dollars
already available, will accelerate development of the Rover nuclear rocket.
This gives promise of some day providing a means for even more exciting
and ambitious exploration of space, perhaps beyond the Moon, perhaps to
the very end of the solar system itself.«

Das hochriskante Unternehmen Rover, der Bau einer nuklear angetriebenen
Rakete, wurde erst 1972 nach dem Ende der Apollo-Missionen eingestellt
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(und die Gefahr droht, dass es für eine bemannte Mars-Mission wieder aufge-
nommen wird). Die wirtschaftlich bedeutsamste Innovation sollte freilich aus
dem nächsten Satz erwachsen, dem Aufbau eines Satellitennetzes, dessen enor-
mer Innovationsschub freilich erst wirksam wurde, nachdem die Technologie
für »private« Investoren wie AT&T zugänglich wurde. Schließlich folgt ein
wissenschaftliches Projekt, das schon John v. Neumann als ein Ziel schneller
Computer vorgeschlagen hatte.

»Third, an additional 50 million dollars will make the most of our present
leadership, by accelerating the use of space satellites for world-wide com-
munications. Fourth, an additional 75 million dollars – of which 53 million
dollars is for the Weather Bureau – will help give us at the earliest possible
time a satellite system for world-wide weather observation.«

Seit Kennedys erster Bitte um Finanzierung der NASA ist deren Budget ins
Unfassliche gewachsen. 2004 betrug das Budget 15,4 Milliarden US-Dollar.
Wenn man bedenkt, dass seit 1972 keine Mondmission mehr stattfand, ist dies
eine bürokratische Glanzleistung. Akkumuliert erreicht die NASA-Finanzie-
rung nach den Mondlandungen wohl fast eine halbe Billion Dollar. Auf deut-
sche Verhältnisse übertragen: Ein Jahresetat der NASA würde ausreichen, die
DFG für zwölf Jahre zu finanzieren. Gemessen an solchem Einsatz erzielt die
NASA magere wissenschaftliche und technischen Ergebnisse. Es ist eben eine
wenig verschleierte militärische Finanzierung außerhalb des expliziten Mili-
tärhaushalts.

Die Bedeutung der V2, der Atombombe und der Weltraumfahrt liegt nicht
in ihren Ergebnissen, sondern in den innovativen Wegen, mit denen sie erreicht
wurden, als geplante Innovationen, die von der Grundlagenforschung bis zur
industriellen Fertigung und, im Falle der Kommunikationssatelliten, zum
industriellen Betrieb reichen. Die Botschaft heißt: Erfolgreiche technische
Innovation kann geplant werden. Egal wofür.

Ein nützlicheres Beispiel bietet die Halbleiterindustrie. Während der Ein-
satz des 1947 erfunden Transistors zögernd erfolgte, wurden Halbleiterspei-
cher und integrierte Schaltungen (ICs) kurz nach dem ersten gelungenen Bei-
spiel der Integration zweier Transistoren auf einem Siliziumkristall
systematisch geplant. Die Halbleiterfirmen verkündeten Road Maps, industri-
elle Forschungs- und Entwicklungspläne, die im Grunde der 1965 erstmals
formulierten Projektion des Intel-Mitgründers Gordon Moore folgen: Alle
zwei Jahre verdoppelt sich die Zahl der integrierten Schaltfunktionen auf
einem typischen Chip. Dieses Moore’sche Gesetz, das von manch einem als
eine Art Naturgesetz interpretiert wird, ist die praktische Umsetzung der
modernen technisch-wissenschaftlichen Innovation: Die industrielle Vorgabe
und die dahinterstehende Gewinnerwartung verlangen, dass die Wissenschaft
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der Festkörperphysik und die Technologie der Halbleiterherstellung alle zwei
Jahre eine Verdoppelung der Integrationsleistung technisch zu akzeptablen
Preisen erreicht. Seit nunmehr vier Jahrzehnten ist dieser Plan im Wesentlichen
eingehalten worden und das fünfte erfolgreiche Jahrzehnt steht wohl außer
Frage. Am Horizont tauchen verschiedene physikalische, technologische und
vor allem ökonomische Grenzen auf. Bislang konnten diese aber stets weiter
hinausgeschoben werden.

Die Entwicklung der Mikroelektronik und der Halbleiterindustrie folgt
sehr stark dem Schema der geplanten Innovation. Sie ist aber deutlich weniger
militärisch geprägt als die Beispiele der Raketentechnik, Atombombe oder
Weltraumfahrt. Sicherlich sind anfänglich erhebliche militärische Mittel in
diese Technologien geflossen, aber die Entwicklung des Mikroprozessors und
der Halbleiterspeichertechnik ist trotz der gleichzeitigen militärischen VHSIC-
Förderung (Very-High-Speed Integrated Circuit) weit überwiegend vom zivi-
len Markt geprägt worden. Dies lässt sich sowohl durch die Anwendungen im
Consumer-Bereich wie durch das Aufblühen der japanischen und koreani-
schen Konkurrenz belegen.

Die Mikroelektronik unterscheidet sich damit wesentlich von der Frühzeit
der Computerentwicklung, die eigentlich erst nach Beginn des Manhattan-
Projekts militärische Aufmerksamkeit und Förderung erfahren hat. Teilt man
die Computerentwicklung grob in die drei Phasen Großrechner (Mainframes),
mikroprozessorgesteuerter Rechner (PCs) und Internet ein, so wird deutlich,
dass die letzten beiden in großem Umfang auf geplanten Innovationen beruh-
ten – mit militärischen Förderanteilen. Dennoch sind sie überwiegend markt-
und gewinnorientierte zivile industrielle Entwicklungen.

Noch einmal: Wie lange dauert die Umsetzung einer Innovation?

Technische Erfindungen sind eine Sache, deren Umsetzungen eine andere.
Letztlich kann jede Innovation scheitern. Aber unter den Bedingungen geplan-
ter Innovation, wie wir sie vorher beschrieben haben, scheinen die Innovati-
onsphasen kürzer zu werden. Das liegt sicherlich am Zusammenspiel politi-
scher oder industrieller Anstrengungen, die eben den ganzen Bogen der
Forschung, der Technik, der Produktion und der Vermarktung umfassen.
Einige Beispiele belegen dies offensichtlich: Vom ersten Auto 1886 bis zum
großräumigen Autoverkehr der Reichsautobahnen 1935 vergingen 50 Jahre,
von der Atombombenexplosion 1945 bis zum »Bundesministerium für Atom-
fragen« vergingen zehn Jahre. Von der ersten praktischen Implementierung
des WWW 1993 (Mosaic-Browser) bis zum politisch-industriellen Vorstoß
»Schulen ans Netz« 1996 vergingen drei Jahre.



42 Wolfgang Coy

Das Internet – eine Geschichte von Planung, Infrastruktur 
und spontaner Innovation

Die neue Situation geplanter ziviler Innovation, wie sie durch Moores Gesetz
exemplarisch sichtbar wurde, ist nun keineswegs mit diesem Gesetz vollstän-
dig oder auch nur annähernd vollständig beschrieben. Der Erfolg der Mikro-
elektronik und damit die jährliche Fortschreibung ihrer Road Maps beruht
nämlich auf ihrem Erfolg: Nur weil die Mikroelektronik ein weltweites Labor
für vor allem softwaregetriebene Innovationen bereitstellt, bleibt sie so erfolg-
reich. Taschenrechner, Personal-Computer, CDs und DVDs, Digitalkameras,
iPods, Navigationssysteme oder überhaupt die automobile Elektronik belegen
die enorme weltweite Erfindungskraft, deren Umsetzung und deren Nutzung
erst durch Software und immer leistungsfähigere Mikroelektronik ermöglicht
wurde. Großforschung und industrielle Entwicklung fördern die verteilte
Innovation im Kleinen. Die wiederum erzeugt die Nachfrage nach weiterer
Großforschung.

Neben der Mikroelektronik haben sich offene globale Rechnernetze, vor
allem das Internet, als Motor der Innovation erwiesen. Das Internet baut auf
dem ARPANet auf, das von der Advanced Research Project Agency des Pen-
tagons finanziert wurde. Ursprünglich sollte die auszubauende akademische
Superrechnerkapazität besser genutzt werden, indem der Fernzugriff auf diese
Rechner und der Austausch von Dateien über eine Datennetzanbindung
ermöglicht wurden. Telnet (Telephone Networking) und FTP (File Transfer
Protocol) waren die geplanten Nutzerprotokolle, die auf dem vergleichsweise
simplen Transmission Control Program (TCP) und dem Internet Protocol (IP)
aufsetzten. 

TCP/IP und das akademische Internet trafen nun auf keinen luftleeren
Raum. Die großen Datenverarbeitungsfirmen wie IBM, DEC usw. hatten
eigene Netzwerkpläne und konkrete, freilich proprietäre Technik und Proto-
kolle. Die Leitidee war, nicht anders als beim TCP/IP-Protokoll, erwünschte
Teilnehmer anzuschließen und alle anderen auszuschließen. Aber TCP/IP ist
ein offengelegtes, lizenzfrei verfügbares Protokoll, dass im akademischen
Umfeld auf ein mitarbeitswilliges, diskussionswütiges Publikum traf. Seine
Weiterentwicklung erfolgte anhand von Requests for Comments (RFC), bei
denen die Qualität der Vorschläge wichtiger war als die wirtschaftliche Potenz
der Antragsteller. Die Implementierung der TCP/IP-Protokolle ist mit keinen
wirtschaftlichen Schutzrechten bewehrt. Wer will, kann sie mit eigener Ent-
wicklungsarbeit oder als Kopie übernehmen und ist damit anschlussfähig für
das Internet. Dieser »demokratische Virus« der quelloffenen Software unter-
scheidet die TCP/IP-Protokolle von den proprietären Netzprotokollen. Daran



Die Geburt von Innovationen aus dem Geist des Internets: Von der E-Mail zum Grid 43

änderte auch das internationale siebenschichtige Referenzmodell des Open
Systems Interconnect ISO/OSI nichts mehr. TCP/IP wurde der technisch nicht
unbedingt überlegene Sieger, weil es frei verfügbar und offen weiterzuentwi-
ckeln ist.

Die ursprüngliche Zielsetzung des Internets wurde freilich nicht zum
wesentlichen Erfolgsfaktor. Telnet als remote login für Superrechner und die
Dateiübertragung per FTP waren nützlich. Wirklich erfolgreich war jedoch
das neue Medium E-Mail mit seinem SMTP-Protokoll (Simple Mail Transfer
Protocol), das eigentlich nur zur raschen Verständigung unter Rechnerbedie-
nern gedacht war. Das Internet demonstrierte damit schon in seiner Frühphase
die Verschränkung geplanter und geförderter Innovation mit erfolgreicher
ungeplanter Innovation. Dies ist seitdem zum Signum des Internets geworden:
Es erstellt geplante und geförderte Infrastrukturen, die zur Voraussetzung
einer Vielzahl von Innovationen wurde. Bedingung ist freilich die Offenheit
bei der Weiterentwicklung.

Neben E-Mail sind eine Reihe weiterer Kommunikationsnetzdienste ent-
standen, darunter der Internet Relay Chat (IRC), Instant Messenger Services
wie ICQ (»I seek you«), AOL Instant Messenger Service (AIM) oder Apples
iChat, der auch Dateiübertragungen und Videochat mit mehreren Teilneh-
mern einschließt. Das Internet ist zudem inzwischen direkt in die Domäne der
Telefonie eingedrungen, sowohl als minimalistische E-Mail-Kopie im beste-
henden Telefondienst als Short Messaging Service (SMS) bzw. MMS wie auch
als Übernahme von Telefondiensten in das Internet als Voice over IP (»Inter-
net-Telefonie«).

Eine weitere ungeplante Erfolgsgeschichte auf der Basis der Internetinfra-
struktur ist die Übernahme massenmedialer Funktionen. Usenet News, die auf
dem NNTP-Protokoll aufsetzen, entwickelten sich zu elektronischen Nach-
richtendiensten, die nach einer kurzen Phase kontrollierten Wachstums durch
die alternative Newsgroup alt.sex für alle halbwegs legalen Inhalte und auch
einige nicht so legale offen stehen. Inzwischen sind sie freilich durch andere
mediale Dienste wie Online-Zeitungen und -Zeitschriften, Internet Radio,
Radio on Demand oder Rich Site Summaries (RSS) erweitert und in ihrer
Bedeutung überholt worden – eine Entwicklung, die noch keineswegs beendet
ist.
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Ausschnitt aus dem ersten Vorschlag für das World Wide Web von Tim Berners-Lee
(http://www.funet.fi/index/FUNET/history/internet/w3c/proposal.html)

Zur historisch bislang wichtigsten Erweiterung der Internetprotokolle wurde
das Hypertext Transfer Protokoll (http) mit der zugehörigen Auszeichnungs-
sprache html (Hypertext Mark-up Language), die beide Anfang der 90er Jahre
am Genfer Kernforschungszentrum CERN von Tim Berners-Lee und Robert
Cailleaux vorgeschlagen und implementiert wurden. Mit der breiten Verfüg-
barkeit des am US-amerikanischen National Center for Supercomputing
NCSA entwickelten und ab 1993 verteilten WWW-Browsers Mosaic wurde
das World Wide Web fast zum Synonym für Internet. WWW dient vor allem
als Selbstdarstellungsmedium von Firmen und Organisationen, aber auch von
Privatpersonen. Die kommerzielle Nutzung des Internets beruht in erhebli-
chem Maß auf der Nutzung des http-Protokolls und seiner verschlüsselten
Übertragungsvariante https.

Innovative Antworten auf den völlig dezentralen und unübersichtlichen
Aufbau vieler Webseiten fanden Suchmaschinen wie beispielsweise Web
Crawler, Lycos oder Google, Webverzeichnisse wie Yahoo und Metasuchma-
schinen wie MetaGer oder Vivissimo. Dahinter beginnen Versuche, das
WWW mit einer semantischen Webstruktur zu versehen, die viel genauere
Suchabfragen erlaubt. Dies ist ein aktives Forschungsgebiet.

Tim Berners-Lee, Losing Information at CERN, 1989

CERN is a wonderful organisation. ...

If a CERN experiment were a static once-only development, all the information could be 
written in a big book. As it is, CERN is constantly changing as new ideas are produced, 
as new technology becomes available, and in order to get around unforeseen technical 
problems. When a change is necessary, it normally affects only a small part of the organi-
sation. A local reason arises for changing a part of the experiment or detector. At this 
point, one has to dig around to find out what other parts and people will be affected. 
Keeping a book up to date becomes impractical, and the structure of the book needs to 
be constantly revised.

The sort of information we are discussing answers, for example, questions like 

• Where is this module used?
• Who wrote this code? Where does he work?
• What documents exist about that concept?
• Which laboratories are included in that project?
• Which systems depend on this device?
• What documents refer to this one?

The problems of information loss may be particularly acute at CERN, but in this case 
(as in certain others), CERN is a model in miniature of the rest of world in a few years 
time. CERN meets now some problems which the rest of the world will have to face soon. 
In 10 years, there may be many commercial solutions to the problems above, while today 
we need something to allow us to continue.
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Sowohl Browser wie Suchmaschinen sind kostenfreie Angebote – eine Art
Werbung für die Webseitenserver, welche die kommerzielle Nutzung des Inter-
nets eröffneten. Den operativen Abschluss der frei verfügbaren Web-Software
bildet Apache, ein frei verfügbarer »Open Source«-Webserver. Somit wurde
das Netz umfassend kostenfrei nutzbar – zumindest was die Software anging,
während Geräte, Zugang und Inhalte sehr wohl kostenpflichtig sein können.
Doch Kostenfreiheit der Software und quelloffene Software tragen wesentlich
zur enormen Ausbreitung und innovativen Erweiterung des Internets bei.

Dennoch wäre die Reduktion des Internets auf das World Wide Web igno-
rant gegenüber dem viel umfassenderen innovativen Potenzial des Internets.
Noch sind keine Grenzen bei der Erfindung neuer medialer Formen des Netzes
erkennbar und in jedem Jahr werden neue Nutzungsmöglichkeiten sichtbar.
Neben den Formen, die in der Tradition der Massenmedien Zeitung, Rund-
funk und Fernsehen stehen, haben sich eine Fülle von Diensten entwickelt, die
ihr Publikum gezielter, also nicht mehr massenmedial zu erreichen suchen.
Dazu gehören E-Mail-Listen, offen zugängliche Weblogs, Wiki Wiki, die eine
Art allgemein zugängliche »Online-Tafeln« darstellen und deren spezielle
Anwendung als offen gestaltbare Internet-Enzyklopädie Wikipedia sich
gerade anschickt, dem Modell der Diderot’schen Wissensdarbietung der Ency-
clopédie einen demokratisch kontrollierten Entwurf entgegen oder an die Seite
zu stellen. Die Zukunft wird zeigen, ob dieses Experiment gelingt.

Aber auch die »klassischen« Protokolle telnet und FTP haben neue, nicht
vorgesehene Anwendungsbereiche eröffnet. FTP erschließt die riesige Welt im
Netz verfügbarer Software, deren Verteilung sich auch kommerziell längst von
den »ShrinkWrap«-Paketen zur Netzdistribution gewandelt hat. Doch Soft-
ware ist bei weitem nicht das einzige Dateiangebot. Elektronische Bücher und
Zeitschriften werden in den nationalsprachlichen Gutenberg-Sammlungen
urheberrechtsfreier Literatur, von Datenbanken aller Art und von Tausenden
elektronischer Zeitschriften angeboten. Wissenschaftsbereiche wie die Physik
haben ihr Lektüreverhalten mit Hilfe des Los Alamos Preprint Servers
(arXiv.org, heute an der Cornell University) wesentlich verändert. Gedruckte
Papierversionen dienen mehr und mehr nur als Archivbelege, während aktu-
elle Informationen über die elektronischen Preprints verteilt werden.

FTP zur Verteilung von Dateien ist freilich heute nicht mehr die einzige und
auch nicht die dominante Verteilmethode. Das ursprünglich zugrunde lie-
gende Client-Server-Modell ist inzwischen durch Netze gleichberechtigter
Rechner abgelöst worden, die sowohl Client- wie Server-Funktionen anbieten.
Diese Protokolle definieren Peer-to-Peer-Netze, die zum Ärger der Vergnü-
gungsindustrie große Dateien sehr effizient massenhaft verteilen können.
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Meldung zur Entdeckung der 42. Primzahl (http://www.mersenne.org/)
(Gefunden hat die Zahl nicht Dr. Nowak, der Augenarzt ist, sondern sein PC, dem die 
Entdeckung in Abwesenheit von Dr. Nowak gelang.)

Die Nutzung der Rechenkapazität von Computern hat sich durch das Internet
ebenfalls verändert. Der lockere Zusammenschluss einer Vielzahl von Rech-
nern nach Bedarf führt zum Grid-Computing, das in unterschiedlichsten Aus-
prägungen realisiert wird. Berühmt wurde das SETI@home-Projekt, in dem
seit 1999 extraterrestrisches Rauschen auf Signalanteile hin untersucht wird.
Daneben gibt es Projekte zur Proteinforschung, für Krebsdrogen, für Klima-
modelle oder für komplizierte kombinatorische Fragen wie der Suche nach
Mersenne’schen Primzahlen im GIMPS-Projekt. Eine gängige Form des Grid-
Computing greift in den Leerlaufzeiten auf Rechner zu, indem es einen Ersatz
für die beliebten »Bildschirmschoner« anbietet. Ziel des Grid-Computing ist
es, passende Aufgaben zu lösen, die selbst Supercomputer überfordern – eine
Innovation, die alle technischen Möglichkeiten einzelner Rechenzentren über-
träfe Hochtechnologie mittels offener weltweiter Vernetzung.

Das Internet ist freilich nicht zwingend offen für alle. Neben dem offen
zugänglichen Teil des Internets sind zumindest zwei weitere Bereich zu nen-
nen: einmal die Intranets, die zwar die Internetprotokolle verwenden, aber in
den Suchmaschinen nicht auftauchen und deren Zugriff mit Passworttechni-
ken auf geschlossene Nutzerkreise beschränkt ist, und als besondere Form des
Intranets das so genannte Darknet mancher Tauschbörsen, das ebenfalls auf
geschlossenen Nutzergruppen beruht. Wie groß der nicht frei zugängliche Teil
des Internets ist, ist unbekannt.

Reaktionen auf das Internet

Innovationen ersetzen oft das Gute durch das Bessere. Sie können auch das
Schlechte durch etwas Besseres ersetzen. Reaktionen auf Veränderungen blei-
ben nicht aus. Zu den Eigentümlichkeiten des Netzes gehört seine technische
Inkompatibilität mit Zensurmaßnahmen. Jugendbewegte Propagandisten las-
ten dies gerne seiner militärischen Vergangenheit aus den paketvermittelten
Store-and-Forward-Netztopologien an: »Was einen Atomschlag überleben
soll, widersteht auch dem Zensor.« Fakt ist, dass im Netz oft sehr viele Mög-

42nd Known Mersenne Prime Found!

On February 18, 2005, Dr. Martin Nowak from Germany, found the new largest known 
prime number, 225,964,951-1. The prime number has 7,816,230 digits! It took more than 
50 days of calculations on Dr. Nowak's 2.4 GHz Pentium 4 computer.
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lichkeiten bestehen, um die gleiche Aufgabe zu lösen, die gleichen Verbindun-
gen herzustellen oder die gleichen Dateien zu übertragen. Organisationen und
Nationen haben mit unterschiedlichen Maßnahmen auf diese Herausforde-
rungen reagiert: mit Abschottung, besonderen Erlaubnissen, Protokollen
übertragener Dateien und Verbindungen, Verbot von Kryptografie und Stega-
nografie bis hin zur Forderung, das Netz dürfe erst dann jugendgefährdende
Inhalte preisgeben, wenn es in Deutschland Nacht wird.

Eine zweite Angriffswelle gegen das Netz reklamierte einen verstärkten
Schutz geistigen Eigentums bei gleichzeitiger Denunziation der Netzinhalte
(»Pornografie!« »Bauanleitungen für Bomben!!« »Kindsmissbrauch!!!«) und
der Nutzer (»Alles potenzielle Kriminelle!«). Wo technische Maßnahmen
unwirksam sind, wird ihre Abwehr juristisch diktiert: Verbot der Umgehung
wirksamer Kopierschutzmaßnahmen in § 95 a des Urheberrechtsgesetzes und
seinen internationalen Äquivalenten – die durch die mögliche Umgehung für
Techniker gerade ihre Unwirksamkeit nachweisen. Flankiert werden die tech-
nischen und rechtlichen Maßnahmen mit der Androhung ökonomischer
Repressalien über die WTO (World Trade Organization) bzw. die World Intel-
lectual Property Organization (WIPO). Rechte am geistigen Eigentum werden
zur strittigsten Rechtsfrage der nächsten Jahrzehnte – auch dies ein Kennzei-
chen der Informationsgesellschaft.

Die dritte Reaktion auf ein funktionierendes Netz kommt von den
Schmuddelkindern. Schadprogramme, fantasiereiche Viren, Würmer oder
Trojaner genannt, nutzen die Schwachstellen nachlässig geschriebener Pro-
gramme. Das Internet ist eine fragile Technik, solange solche Schwachstellen
bestehen. Und schließlich erfahren wir täglich die erfolgreiche Übertragung
aufdringlichster Werbung ins Netz: Mit Spam wird eine gelungene Kommer-
zialisierung des Internets endgültig allen sichtbar.

Literatur
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druck UTB-Francke 1993).



48 Barbara van Schewick

4 Innovationsmotor Internet:
Der Einfluss der Netzarchitektur auf Innovation

Barbara van Schewick

Das Internet ist das am schnellsten wachsende technische Netzwerk unserer
Geschichte. Die Zahl der mit ihm verbundenen Computer hat sich seit 1981
jedes Jahr fast verdoppelt und inzwischen 285 Millionen überschritten. Welt-
weit nutzen das Internet fast eine Milliarde Menschen. Der außerordentliche
Erfolg des Internets beruht nicht zuletzt auf einer Flut von Innovationen, die
immer neue Anwendungen hervorbringen und damit eine Vielzahl neuer Nut-
zungen ermöglichen: das World Wide Web, E-Mail, Instant Messaging, Inter-
net-Telefonie, Audio- und Video-Streaming oder E-Commerce sind promi-
nente Beispiele dieser Entwicklung. Um diese Dynamik des Internets jedoch zu
erhalten und auszunutzen, müssen die Faktoren identifiziert werden, die zu
der bisher beispiellosen Vielzahl von Innovationen beigetragen haben. Diese
Faktoren müssen bei der Weiterentwicklung des Internets bewahrt werden,
sollen auch in Zukunft Innovationen und wirtschaftliches Wachstum gewähr-
leistet werden.

Der vorliegende Beitrag argumentiert, dass die Innovationsfähigkeit auf
allen Ebenen des Internets nicht zufällig ist, sondern maßgeblich auf seiner
Architektur beruht. Dieser Architektur liegt das Design-Prinzip zugrunde, das
als End-to-End-Prinzip bezeichnet wird. Es soll gezeigt werden, wie dieses
Design Innovation fördert und warum diese Einsicht nicht nur für Informati-
ker, sondern auch für Politik und Wirtschaft von Bedeutung ist.

Hintergrund 

Von der deutschen Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt, hat der Streit um die
zukünftige Architektur des Internets längst begonnen. Im Zentrum der Dis-
kussionen steht das End-to-End-Argument, das Design-Prinzip, auf dem die
ursprüngliche Architektur des Internets beruht. Es wurde erstmals 1981 u.a.
von Jerome H. Saltzer als Prinzip beschrieben, das die Verteilung von Funkti-
onen innerhalb eines Netzwerks regelt (Saltzer, Reed et al. 1981). Demnach
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werden alle anwendungsspezifischen Funktionalitäten in den höheren Schich-
ten des Netzwerks bei so genannten End Hosts konzentriert, während die
unteren Schichten des Netzwerks so generell und anwendungsunabhängig wie
möglich gehalten werden.

Während die Bedeutung des End-to-End-Prinzips des Internets jahrzehnte-
lang anerkannt und respektiert wurde, häufen sich in den letzten Jahren Ver-
suche, technische Probleme unter Verstoß gegen dieses Prinzip zu lösen. Diese
Versuche sind in der Internet Engineering Task Force (IETF), der Organisa-
tion, welche die technischen Standards für die wichtigsten Protokolle des
Internets entwickelt und festsetzt, heftig umstritten (Hain 2000). Dreh- und
Angelpunkt der Auseinandersetzungen ist die Frage, ob man weiterhin am
End-to-End-Argument als grundlegendem Design-Prinzip des Internets fest-
halten soll. 

Was wie ein Streit unter Netzwerkingenieuren aussieht, hat weitreichende
Auswirkungen auf künftige Innovationen. In den letzten fünf Jahren hat die
Debatte daher auch die US-amerikanische Öffentlichkeit erreicht. Das Festhal-
ten am End-to-End-Prinzip fordern nicht nur zahlreiche Forscher wie der
Stanford-Professor Lawrence Lessig, Vertreter von Konsumenten wie die Con-
sumer Federation of America und Bürgerrechtsgruppen wie das Media Access
Project. Auch Wirtschaftsunternehmen wie Microsoft, Apple oder Ama-
zon.com verlangen von der für das Internet zuständigen US-Regulierungsbe-
hörde, der Federal Communications Commission (FCC), die Einführung von
Regulierungen für das Betreiben von Breitbandkabelnetzen (Wu 2004).

Grundlage der Argumente all jener, die die innovationsfördernde Architek-
tur des Internets erhalten wollen, ist die Feststellung, dass das Internet auf-
grund des End-to-End-Prinzips ein neutrales Netzwerk darstellt, das nicht in
der Lage ist, Anwendungen an seinen Rändern auszuschließen oder ihre Aus-
führung zu behindern. Gegenläufig dazu wird es Netzbetreibern im Zuge
neuer technologischer Entwicklungen möglich, bestimmte Anwendungen
unter Verletzung der End-to-End-Architektur des Internets zu diskriminieren.
Um negative Konsequenzen auf die Innovationsfähigkeit des Netzes abzuwen-
den, wird die FCC aufgefordert, die Neutralität des Netzwerks durch Regulie-
rung der Netzbetreiber wiederherzustellen.

Diese Debatten zeigen: Das Internet ist an einem Scheideweg angelangt.
Zur Wahl stehen zwei mögliche Architekturen für das Internet: die eine beruht
auf dem End-to-End-Argument, die andere auf seinem Gegenteil, dem Nicht-
End-to-End-Argument. Die Richtungsentscheidung hat Auswirkungen auf
Innovation und wirtschaftliches Wachstum. Die Bedeutung dieses Streits geht
daher weit über eine technische Auseinandersetzung zwischen Netzwerkinge-
nieuren hinaus.
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Im Folgenden werden die Unterschiede beider Architektur-Prinzipien und
ihre Auswirkungen auf Innovation im Bereich der Anwendungen beschrieben
sowie ihre Bedeutung für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft erläutert.

Die Architekturen: End-to-End vs. Nicht-End-to-End

Die Architektur eines Systems beschreibt seinen grundlegenden inneren Auf-
bau: die einzelnen Komponenten und Unterfunktionen des Systems, die auf
die Komponenten verteilt werden, und die Art, wie die Komponenten zusam-
menarbeiten, um die Funktionalität des Gesamtsystems zu erzeugen.

Laien nehmen häufig an, dass sich die Architektur eines Systems mehr oder
weniger automatisch aus der gewünschten Funktionalität des Systems ergibt.
Diese Annahme ist jedoch unzutreffend, denn häufig bieten unterschiedliche
Architekturen dieselbe Funktionalität. Das System kann also immer dasselbe,
unabhängig von der vom Designer gewählten Architektur. 

Die innere Struktur des Systems sieht jedoch je nach Architektur ganz
anders aus. Entscheidend für die Auswahl einer Architektur ist dann, welche
sonstigen Auswirkungen die verschiedenen Architekturen haben. So ist das spe-
zifische Design der Architektur häufig entscheidend für andere Qualitäten des
späteren Systems wie etwa seine Veränderbarkeit. Im Kontext des Internets
sind besonders die Auswirkungen der möglichen Architekturen auf die vielfäl-
tigen Anwendungen und die hier möglichen Innovationen von Bedeutung.

Komponenten von Computernetzen

Bei Computernetzen unterscheidet man zwei Arten von Komponenten: End
Hosts und Computer im Inneren des Netzwerks. End Hosts benutzen das
Netzwerk, Computer im Inneren des Netzwerks bilden das Netzwerk. Sowohl
End Hosts als auch Computer im Inneren des Netzes sind wiederum in Unter-
komponenten unterteilt, die man Schichten nennt.

Die End Hosts genannten Computer benutzen das Netzwerk: Sie unterstützen
Benutzer und nutzen die Dienste der Computer im Inneren des Netzwerks, um
mit anderen End Hosts zu kommunizieren. Dazu gehören zum Beispiel der hei-
mische PC, mit dem man sich ins Internet einwählt, die mit dem Internet verbun-
dene Workstation bei der Arbeit, aber auch die Webserver, auf denen Inhalte-
Anbieter wie Yahoo oder die New York Times ihre Webseiten bereitstellen. 

Computer im »Inneren« des Netzwerks bilden das Netzwerk: Sie stellen
die Verbindung zwischen den Computern her, die das Netzwerk benutzen.
Dazu gehören zum Beispiel der Computer des Online-Providers, den das
Modem anwählt, um Zugang zum Internet zu erhalten, oder die Computer der
Netzbetreiber wie der Telekom, die die Daten durch das Netz transportieren. 
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Diese Unterscheidung zwischen Endgeräten und Geräten im Inneren des
Netzes ist auch in anderen Netzen üblich. Auch im Telefonnetz gibt es Endge-
räte, die das Telefonnetz benutzen, und Geräte im Inneren des Netzes, die das
Telefonnetz bilden: Endgeräte sind zum Beispiel Telefone, Faxe und Modems;
die großen Vermittlungsschalter in den Telefonzentralen der Telefonnetzbe-
treiber gehören dagegen zu den Geräten im Inneren des Netzes. Gleiches gilt
für das Elektrizitätsnetz: Elektrische Geräte wie Computer, Waschmaschinen
oder Stereoanlagen benutzen das Elektrizitätsnetz. Geräte im Umspannwerk
der Elektrizitätsgesellschaft gehören zu den Geräten im Inneren des Netzes,
die die Versorgung der Endgeräte mit elektrischem Strom gewährleisten.

Architektur eines Computernetzwerks

Die Architektur eines Netzwerks besteht nicht nur aus End Hosts und Com-
putern im Inneren des Netzwerks. Jede dieser Komponenten enthält Unter-
komponenten, die Schichten genannt werden. Die Schichten innerhalb einer
Komponente (also innerhalb eines End Hosts oder eines Computers im Inne-
ren des Netzwerks) werden normalerweise übereinander liegend dargestellt.
Höhere Schichten bauen mit ihrer Funktionalität auf der Funktionalität tiefe-
rer Schichten auf. Jede Schicht nutzt also Funktionen, die von unterhalb lie-
genden Schichten angeboten werden, um Funktionen zu erzeugen, die von der
darüber liegenden Schicht verwendet werden können. Während die unteren
Schichten auf allen Computern installiert sind, gibt es die oberen Schichten
nur auf End Hosts. End Hosts enthalten also alle Schichten, Computer im
Inneren des Netzwerks dagegen nur die unteren Schichten.

Verteilung von Funktionen in Computernetzen

Die Festlegung der verschiedenen Netzwerkkomponenten (End Hosts, Com-
puter im Inneren des Netzwerks und Schichten) sagt jedoch nichts darüber,
wie die einzelnen Funktionen, die zum Funktionieren des Netzwerks benötigt
werden, auf die Komponenten verteilt werden.
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Die ursprüngliche Architektur des Internets:
Verteilung nach dem End-to-End-Argument

Bei dieser Entscheidung hilft das End-to-End-Argument.1 Demnach soll alle
anwendungsspezifische Funktionalität in den oberen Schichten des Netzwerks
konzentriert werden, die nur an End Hosts implementiert werden. Die unteren
Schichten des Netzwerks, die auch auf Computern im Inneren des Netzwerks
implementiert sind, sollen dagegen so generell wie möglich sein und nur solche
Funktionen anbieten, die für eine möglichst große Zahl von Anwendungen
von Nutzen sind. Eine Optimierung der unteren Netzwerkschichten zugunsten
bestimmter Anwendungen findet nicht statt. Anwendungsspezifische Funktio-
nalität ist in diesen Schichten nicht enthalten. Das End-to-End-Argument kon-
zentriert also alle anwendungsspezifische Funktionalität bei den End Hosts.
Die Computer im Inneren des Netzwerks, auf denen nur die unteren Schichten
implementiert sind, sind dagegen auf generelle Dienste beschränkt. 

Die ursprüngliche Architektur des Internets beruht auf der Anwendung
dieses Design-Prinzips: Anwendungsprogramme wie das World Wide Web,
E-Mail, Instant Messaging oder Online-Spiele und die dazugehörigen Funkti-
onen befinden sich in den oberen Schichten des Netzwerks, die nur auf End
Hosts implementiert sind. Sie beginnen mit der Transport-Schicht. Sie ist die
erste Schicht, die nicht auf Computern im Inneren des Netzwerks implemen-
tiert ist. Die bekanntesten Protokolle dieser Schicht sind das Transmission
Control Protocol (TCP) und das User Datagram Protocol (UDP).

Die unteren Schichten des Netzwerks und damit die Computer im Inneren
des Netzwerks enthalten dagegen keine anwendungsspezifische Funktionali-
tät. Sie bieten einen generellen Service, der anwendungsunabhängig ist und
von allen Anwendungen benötigt wird. Die unteren Schichten des Netzwerks
transportieren Datenpakete von einem End Host zum anderen und ermögli-
chen so die Kommunikation zwischen den End Hosts. Ihnen ist es dabei völlig
egal, zu welcher Anwendung das Datenpaket gehört, das sie gerade transpor-
tieren; für sie ist es einfach ein Datenpaket, das von einem bestimmten End
Host zu einem anderen End Host »reist«. Zu den unteren Schichten gehören
alle Schichten bis einschließlich der Internet-Schicht, die nach der von der
IETF verwendeten Terminologie als Vermittlungsschicht bezeichnet wird. Die
Internet-Schicht ist also die höchste auf Computern im Inneren des Netzwerks
implementierte Schicht, in der sich das Internet Protocol (IP) befindet.

1) Es gibt zwei Versionen des End-to-End-Arguments, die man als enge und weite Version 
bezeichnen kann. Die Darstellung hier und im Folgenden bezieht sich auf die weite 
Version. Für eine ausführliche Darstellung der beiden Versionen und einer Analyse der 
Unterschiede s. van Schewick (2004).
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Das heutige Internet: Verteilung abweichend vom End-to-End-Argument

Die durch das End-to-End-Argument beschriebene Verteilung der Funktionen
ist jedoch nicht die einzige Möglichkeit, wie die Funktionen eines Netzwerks
zwischen den Komponenten verteilt werden können. Ist bekannt, welche
Anwendungen das Netz benutzen, können die unteren Schichten des Netz-
werks für diese Anwendungen optimiert werden. So können zum Beispiel Teile
der Anwendung in den unteren Schichten implementiert werden, um die Aus-
führung der Anwendung zu erleichtern.

Durch Implementierung anwendungsspezifischer Funktionalität in den
unteren Schichten kann diesen die Fähigkeit verliehen werden, zwischen ein-
zelnen Anwendungen zu unterscheiden und ihre Ausführung zu beeinflussen.
Ein Netzbetreiber kann diese Funktionalität nutzen, um eigene Anwendungen
zu beschleunigen und Anwendungen von Mitbewerbern zu verlangsamen. Er
könnte sogar die Ausführung bestimmter Anwendungen verhindern und sie so
von seinem Netzwerk ausschließen. Diese Möglichkeit steht einem Netzbetrei-
ber in einem Netz, das auf dem End-to-End-Argument basiert, nicht zur Ver-
fügung.

Die Optimierung des Netzwerks für bestimmte Anwendungen und die
Unterscheidung zwischen Anwendungen erfordern jedoch die Implementie-
rung anwendungsspezifischer Funktionalität in den unteren Schichten des
Netzwerks und verstoßen daher gegen das End-to-End-Argument. Dennoch
entwickelt sich die Architektur des Internets gegenwärtig in diese Richtung.

So sind die unteren Schichten des Internets in den letzten Jahren in vielfa-
cher Weise für die Bedürfnisse einer bestimmten Klasse von Anwendungen
optimiert worden, die man Client-Server-Anwendungen nennt. Client-Server-
Anwendungen haben zum Beispiel die Eigenschaft, dass ein Endnutzer wenige
Daten ins Internet schicken, dagegen aber eine große Menge Daten aus dem
Internet erhalten kann. Das World Wide Web ist eine derartige Anwendung:
Der Browser des Internetnutzers fordert mit einer kleinen Datenmenge eine
Webseite aus dem Internet an und erhält die Webseite, eine große Daten-
menge, aus dem Internet zurück. In den letzten Jahren haben Netzbetreiber
begonnen, diese Eigenschaft von Client-Server-Anwendungen für das Design
der unteren Netzwerkschichten auszunutzen. Während im ursprünglichen
Internet die Datenleitungen vom End Host ins Internet und vom Internet zum
End Host die gleiche Kapazität zur Datenübertragung hatten, sind die Daten-
leitungen vieler Endnutzer ins Internet heute asymmetrisch ausgelegt. Die Lei-
tung ins Internet hat eine geringe Kapazität, während die Leitung zum End
Host eine hohe Kapazität aufweist. Private DSL-Anschlüsse sind zum Beispiel
in der Regel so ausgelegt. Den Bedürfnissen von Client-Server-Anwendungen,
die sowieso keine großen Datenmengen ins Internet schicken, ist diese Lösung



54 Barbara van Schewick

hervorragend angepasst. Anwendungen, die große Datenmengen ins Netz
schicken, bekommen dagegen Probleme, da die geringe Kapazität der Leitung,
die vom End Host ins Internet führt, nur geringe Übertragungsgeschwindig-
keiten ins Internet zulässt.

Auch Geräte, die es Netzbetreibern ermöglichen, die Ausführung bestimm-
ter Anwendungen zu beeinflussen oder sie von ihrem Netzwerk auszuschlie-
ßen, sind auf dem Markt.

Technische Auswirkungen

Technisch gesehen haben beide Architekturen Vor- und Nachteile: Wird das
Netzwerk für bestimmte Anwendungen optimiert, laufen diese in der Regel
besser als in einem generellen Netzwerk, das die Bedürfnisse aller Anwendun-
gen berücksichtigen muss. Andererseits unterstützt das optimierte Netzwerk
nur solche Anwendungen, die ähnliche Bedürfnisse haben wie die Anwendun-
gen, für die das Netzwerk optimiert wurde. Anwendungen mit anderen
Bedürfnissen werden durch die Optimierungen unter Umständen negativ
beeinflusst oder sogar ganz ausgeschlossen. Das generelle, nicht optimierte
Netzwerk ist dagegen offen für alle Anwendungen.

So erschwert die oben beschriebene Optimierung unterer Netzwerkschich-
ten zugunsten von Client-Server-Anwendungen die Entwicklung und Nutzung
von Peer-to-Peer-Anwendungen erheblich. Anders als Client-Server-Anwen-
dungen senden und empfangen Peer-to-Peer-Anwendungen große Datenmen-
gen gleichermaßen. Die geringe Kapazität der Datenleitung reduziert die Über-
tragungsgeschwindigkeit ins Internet. Dies ist insbesondere für solche
Anwendungen ein Problem, die wie Internet-Telefonie oder Videokonferenz-
Anwendungen für ihre Nutzbarkeit auf hohe Übertragungsgeschwindigkeiten
angewiesen sind. Ohne die Optimierung, also ohne die Reduzierung der
Datenübertragungskapazität ins Internet, hätten Peer-to-Peer-Anwendungen
dieses Problem nicht.

Auswirkungen auf Innovation

Diese technischen Unterschiede sind vor allem für Netzwerkingenieure inter-
essant. Für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sind hingegen die unterschied-
lichen Auswirkungen der Architekturen auf Innovation sehr bedeutsam. Im
Folgenden sollen die Auswirkungen der beiden Architekturen auf die Entwick-
lung von Anwendungen aufgezeigt werden.

Dabei stellt sich zunächst die Frage: Wie kann etwas Technisches wie die
Architektur eines Netzwerks, also die Verteilung von Funktionen innerhalb
eines Netzwerks, Innovation beeinflussen? 
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Die Antwort ist einfach: Architektur beeinflusst zwar nicht, ob jemand eine
Idee für eine neue Anwendung hat. Sie beeinflusst jedoch die ökonomischen
Rahmenbedingungen, die entscheiden, ob eine neue Idee verwirklicht wird
und zu einer Innovation wird.

Hat jemand eine Idee für eine neue Anwendung, sagt die ökonomische
Rationalitätstheorie voraus, dass diese Person die Entscheidung, ob die Idee
verwirklicht werden soll, auf der Grundlage einer Kosten-Nutzen-Abschät-
zung trifft: Sie entscheidet, die Innovation zu realisieren, wenn der Nutzen der
Innovation größer ist als ihre Kosten. Architektur wiederum beeinflusst diese
Entscheidung, indem sie Kosten und Nutzen der Innovation beeinflusst.

Die Verwirklichung derselben Idee kann also in verschiedenen Architektu-
ren unterschiedliche Kosten und Nutzen verursachen. Aufgrund dieser Unter-
schiede könnte sich die Realisierung der Idee für den Innovator in der einen
Architektur lohnen, in der anderen aber nicht. Deshalb kann es in der einen
Architektur mehr Innovation geben als in der anderen.

Der folgende Abschnitt untersucht die Auswirkungen der beiden mögli-
chen Internet-Architekturen auf das ökonomische Kalkül bei der Entwicklung
neuer Anwendungen. Er betrachtet die Auswirkung der architektonischen
Unterschiede auf die Kosten und den Nutzen, die mit der Entwicklung einer
neuen Anwendung verbunden sind, auf Anzahl und Typ möglicher Innovato-
ren sowie auf die Kontrolle über die Nutzung des Netzes.

Kosten

Die Kosten der Entwicklung einer neuen Anwendung sind unter beiden Archi-
tekturen sehr unterschiedlich: Während in der End-to-End-Architektur ein
Programm geschrieben und am End Host installiert werden muss, sind in der
Architektur, die vom End-to-End-Argument abweicht, unter Umständen Ver-
handlungen mit den Netzbetreibern, Änderungen der Computer im Inneren
des Netzwerks und Änderungen an bestehenden Anwendungen notwendig.

In der Architektur, die auf dem End-to-End-Argument basiert, ist die Ent-
wicklung der neuen Anwendung einfach: Der Entwickler schreibt das Pro-
gramm und installiert es auf einem End Host. In einer End-to-End-Architektur
ist alle anwendungsspezifische Funktionalität in den höheren Netzwerk-
schichten konzentriert, die nur auf End Hosts implementiert sind. Um beste-
hende Anwendungen zu ändern oder neue Anwendungen zu installieren, müs-
sen daher nur Programme an den End Hosts geändert oder neu installiert
werden. Änderungen der unteren Netzwerkschichten und damit Änderungen
an Computern im Inneren des Netzwerks sind dagegen nicht erforderlich. Da
die unteren Netzwerkschichten generell sind und nicht zugunsten bestimmter
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Anwendungen optimiert wurden, können sie auch neue Anwendungen unter-
stützen, deren Bedürfnisse von denen vorhandener Anwendungen abweichen. 

Anders ist es in der alternativen Architektur, die vom End-to-End-Argu-
ment abweicht. Hier sind die unteren Netzwerkschichten für bestimmte
Anwendungen optimiert und enthalten anwendungsspezifische Funktionali-
tät. Weichen die Anforderungen der neuen Anwendung von denen der existie-
renden Anwendungen ab, kann es deutlich schwieriger oder sogar unmöglich
sein, die Anwendung über das Netzwerk laufen zu lassen.

Um die neue Anwendung in einem Nicht-End-to-End-Netzwerk zu ermög-
lichen, sind also unter Umständen zunächst Änderungen in den unteren Netz-
werkschichten notwendig. Das stößt auf zwei Probleme: Untere Netzwerk-
schichten befinden sich sowohl auf End Hosts als auch auf Computern im
Inneren des Netzwerks. Während End Hosts unter der Kontrolle ihrer jewei-
ligen Nutzer stehen, werden die Computer im Inneren des Netzwerks in der
Regel vom Netzbetreiber kontrolliert. Ein Anwendungsentwickler kann die
notwendigen Änderungen also nicht selbst vornehmen, sondern ist dafür auf
den Netzbetreiber angewiesen. Der hat aber unter Umständen gar kein Inter-
esse an der neuen Anwendung – zum Beispiel, weil er die Notwendigkeit für
die Änderungen nicht sieht, er lieber selber eine solche Anwendung auf den
Markt bringen möchte oder weil er sein Netzwerk nur für Anwendungen
ändert, für die ein großer Markt besteht. Neue, innovative Anwendungen
haben aber in der Regel noch keinen großen Markt – sei entstehen ja gerade
erst.

Existierende Anwendungen sind zudem unter Umständen auf die anwen-
dungsspezifische Funktionalität in den unteren Netzwerkschichten angewie-
sen. Werden diese Schichten geändert, müssen auch die davon abhängigen
Anwendungen geändert werden, was unter Umständen hohe Kosten verur-
sacht.

Nutzen

Viele Entwickler programmieren eine Anwendung, um sie später möglichst
häufig zu verkaufen.2 Bei diesen Anwendungsentwicklern ist der Nutzen der
Innovation vor allem der Gewinn, der sich aus dem Verkauf der neuen Anwen-
dung ergibt.

2) Kommerzielle Softwareentwickler sind jedoch nicht die einzigen ökonomischen Akteure, 
die neue Anwendungen entwickeln. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass 
Software häufig von Nutzern entwickelt wird, die Probleme lösen wollen, die im Rahmen 
ihrer Arbeit oder Freizeit aufgetaucht sind. Für diese Innovatoren besteht der Nutzen der 
Innovation vor allem in der Möglichkeit, die Software selbst zu nutzen. Zum Phänomen 
der Innovation durch Nutzer vergleiche von Hippel (2005).
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In der Architektur, die vom End-to-End-Argument abweicht, hat der Netz-
betreiber die Möglichkeit, die Ausführung der Anwendungen, die über sein
Netzwerk laufen, zu beeinflussen. So kann er den Erfolg oder Misserfolg neuer
Anwendungen entscheidend beeinflussen. In einem End-to-End-Netzwerk hat
er diese Möglichkeit nicht; über das Schicksal einer neuen Anwendung ent-
scheidet dort allein der Markt. Aufgrund dieses Unterschieds müssen unab-
hängige Anwendungsentwickler in einer vom End-to-End-Prinzip abweichen-
den Architektur unter Umständen mit geringeren Gewinnen rechnen.

In einem Netzwerk, das auf dem End-to-End-Argument beruht, können die
unteren Netzwerkschichten weder feststellen, welche Anwendungen auf höhe-
ren Netzwerkschichten laufen, noch ihre Ausführung beeinflussen. Die unte-
ren Schichten des Netzwerks bilden damit eine neutrale Plattform, auf der die
Anwendungen in einen fairen Wettbewerb treten können. Über den Erfolg
einer neuen Anwendung entscheidet allein der Markt.

In einem Netzwerk, das vom End-to-End-Argument abweicht, können die
unteren Schichten dagegen Funktionalität enthalten, die es dem Netzbetreiber
ermöglicht, zwischen verschiedenen Anwendungen zu unterscheiden und ihre
Ausführung zu kontrollieren. So kann er Anwendungen, die mit seinen eige-
nen Anwendungen konkurrieren, von seinem Netz ausschließen, sie verlang-
samen oder eigene Anwendungen beschleunigen. Diese Verhaltensweisen wer-
den im Folgenden als »Diskriminierung« bezeichnet.

Schließt der Netzbetreiber die konkurrierende Anwendung von seinem
Netz aus, haben die an sein Netz angeschlossenen Kunden keine Möglichkeit
mehr, diese Anwendung zu benutzen. Beeinflusst er die Geschwindigkeit, mit
der Anwendungen über sein Netz laufen, werden Kunden die Unterschiede in
der Ausführungsgeschwindigkeit häufig nicht auf eine Manipulation des Netz-
betreibers, sondern auf Qualitätsunterschiede zwischen den Anwendungen
zurückführen und der künstlich verlangsamten Anwendung den Rücken keh-
ren. Nutzt der Netzbetreiber also die Möglichkeit, eine Anwendung zu diskri-
minieren oder diese auszuschließen, muss der Entwickler der betroffenen
Anwendung mit deutlich weniger Kunden und weniger Gewinn als in der End-
to-End-Architektur rechnen.

Netzbetreiber haben jedoch nicht grundsätzlich Interesse, Anwendungen
anderer zu diskriminieren. Schließlich steigen sowohl der Bedarf für den von
ihnen angebotenen Dienst, Daten über das Internet zu transportieren, als auch
die Attraktivität dieses Dienstes mit der Anzahl attraktiver Anwendungen.
Dennoch gibt es genügend Situationen, in denen es sich für die Netzbetreiber
lohnt, Anwendungen zu verlangsamen oder sie vom Netzwerk auszuschließen.
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn der Netzbetreiber ein Monopolist ist, des-
sen Preis für Datentransport reguliert ist, oder wenn die fremde Anwendung
mit einer Anwendung des Netzbetreibers konkurriert, von welcher der Netz-
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betreiber sich weitere Einkünfte verspricht. So finanzieren sich Internetportale
wie Yahoo oft nicht bzw. nicht allein über Gebühren, sondern erzielen einen
erheblichen Teil ihrer Einnahmen, indem sie Dritte, zum Beispiel Werbefirmen
oder Internetverkäufer, für den Zugang zu den Kunden des Portals bezahlen
lassen. Bietet der Netzbetreiber ein ähnliches Angebot mit gleicher Finanzie-
rung an, möchte er so viele Kunden wie möglich auf seinem eigenen Portal hal-
ten, statt sie an konkurrierende Portale zu verlieren. Die Attraktivität der Kon-
kurrenten durch Diskriminierung zu verringern, kann dem Netzbetreiber
helfen, dieses Ziel zu erreichen.

Inzwischen sind die ersten Fälle von Diskriminierung aufgetreten. So
haben im Frühjahr und Sommer 2005 sowohl Telefon- als auch Kabelnetzbe-
treiber in den USA versucht, die Software von Vonage, einem Internet-Telefo-
nie-Anbieter, zu verlangsamen oder ganz von ihren Netzen auszuschließen.

In der Architektur, die vom End-to-End-Argument abweicht, macht ein
unabhängiger Anwendungsentwickler also unter Umständen weniger
Gewinn, da er mit Diskriminierung durch den Netzbetreiber rechnen muss.
Der Netzbetreiber selbst kann wegen der Möglichkeit zur Diskriminierung
dagegen höhere Gewinne erzielen.

Anzahl und Typ möglicher Innovatoren

In einem End-to-End-Netzwerk kann jeder, der Zugang zu einem End Host
hat und die nötigen Programmierkenntnisse besitzt, selbstständig neue
Anwendungen entwickeln. In dem Netzwerk, das vom End-to-End-Argument
abweicht, können im Extremfall dagegen nur Netzbetreiber und ihre Ange-
stellten neue Anwendungen entwickeln. 

In einem End-to-End-Netzwerk sind zur Entwicklung einer neuen Anwen-
dung nur Änderungen an einem End Host erforderlich. Diese kann jeder vor-
nehmen, der Zugang zu einem End Host und die notwendigen Programmier-
kenntnisse erworben hat. Weitere Investitionen sind nicht erforderlich. Das
fertige Programm kann später über das Internet verteilt werden. Selbst der
sprichwörtliche Jugendliche in der Garage kann hier zum Anwendungsent-
wickler werden. 

Je mehr technische Änderungen dagegen in einem Nicht-End-to-End-Netz-
werk an den unteren Netzwerkschichten erforderlich sind, um eine neue
Anwendung zu ermöglichen, desto höher der Aufwand und die Kosten, die ein
unabhängiger Anwendungsentwickler auf sich nehmen muss, um seine Inno-
vation zu verwirklichen. Müssen die unteren Netzwerkschichten geändert
werden, kann die Anwendung meist nicht getestet werden, solange das Netz-
werk nicht geändert worden ist; in diesem Fall benötigt der Anwendungsent-
wickler Zugang zu einem gesonderten Test-Netzwerk. Zur Abschätzung mög-
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licher Änderungen braucht er vertieftes Wissen über die unteren
Netzwerkschichten. Verhandlungen mit dem Netzbetreiber über die Änderung
des Netzwerks erfordern eine gewisse Professionalität und unter Umständen
eine teure Unterstützung durch Rechtsbeistände. Die Voraussetzungen für die
Verwirklichung einer Innovation sind im Extremfall so hoch, dass es sich nur
noch für Netzbetreiber und ihre Angestellten lohnt, neue Anwendungen zu
entwickeln.

Kontrolle über die Nutzung des Netzes

Enthalten die unteren Netzwerkschichten eines Netzes, dessen Architektur
vom End-to-End-Argument abweicht, Funktionalität, die es dem Netzbetrei-
ber ermöglicht, zwischen Anwendungen zu unterscheiden und ihre Ausfüh-
rung zu beeinflussen, kann er damit generell die Nutzung des Netzes steuern.
So kann er zum Beispiel bestimmte Anwendungen von seinem Netz ausschlie-
ßen oder den Transport der dazugehörigen Daten so verlangsamen, dass die
Nutzung der Anwendung unattraktiv wird. In einem Netzwerk, dessen Archi-
tektur auf dem End-to-End-Argument beruht, hat der Netzbetreiber dagegen
keinen Einfluss darauf, welche Anwendungen über sein Netz laufen. Die Kon-
trolle über die Nutzung des Netzes liegt allein bei den Nutzern.

Auswirkungen der Unterschiede auf Innovation

Wie gezeigt, beeinflussen die Unterschiede zwischen den beiden Netzwerkar-
chitekturen die ökonomischen Bedingungen für Innovation auf der Anwen-
dungsebene in vielfacher Weise. Der Übergang von einer Netzarchitektur, die
auf dem End-to-End-Argument beruht, zu einer davon abweichenden Archi-
tektur erhöht die Kosten unabhängiger Anwendungsentwickler und mindert
unter Umständen ihre Gewinne. Der Netzbetreiber kann dagegen seine
Gewinne steigern, wenn er Anwendungen diskriminiert oder sie vom Netz-
werk ausschließt. Der Übergang von einer End-to-End-Architektur zu einer
Nicht-End-to-End-Architektur reduziert zudem den Kreis möglicher Innova-
toren und verschiebt die Kontrolle über Entwicklung und Erfolg neuer
Anwendungen sowie über die Nutzung des Netzes zu den Netzbetreibern. Fol-
gende Tabelle fasst diese Unterschiede noch einmal zusammen.
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Ökonomische Bedingungen für Innovation auf der Anwendungsebene

Diese Unterschiede haben Auswirkungen auf Anzahl und Art möglicher Inno-
vationen.

Höhere Kosten, verbunden mit einem möglicherweise geringeren Gewinn,
reduzieren den Anreiz unabhängiger Entwickler, neue Anwendungen zu ent-
wickeln. Mit dem Übergang zu einer Nicht-End-to-End-Architektur wird
daher die Anzahl an Innovationen, die unabhängige Anwendungsentwickler
beitragen, abnehmen.

Der Unterschied im Kreis möglicher Innovatoren hat ebenfalls Auswirkun-
gen auf Anzahl und Typ möglicher Innovationen. Besteht, wie gegenwärtig,
Unsicherheit über die weitere technische Entwicklung oder über die Bedürf-
nisse des Marktes, führt eine Ausweitung des Kreises möglicher Innovatoren
zu mehr, vielfältigerer und möglicherweise qualitativ hochwertigeren Innova-
tionen. 

Neuere Forschungen aus der evolutionären Ökonomie und der betriebs-
wirtschaftlichen Strategieforschung analysieren die unterschiedlichen Motiva-
tionen ökonomischer Akteure. Menschen und damit auch die Firmen, für die
sie arbeiten, haben unterschiedliche Erfahrungen, Fähigkeiten und Blickwin-
kel. Aufgrund dieser Unterschiede schätzen die Akteure dieselbe Situation
unterschiedlich ein und entscheiden sich für unterschiedliche Handlungswege.
Diese Unterschiede sind besonders folgenreich, wenn die weitere technologi-
sche Entwicklung ungewiss ist oder, wie insbesondere bei der Identifikation
möglicher neuer Anwendungen, Unklarheit über die Bedürfnisse der Kunden
besteht. In diesen Fällen ist der Erfolg einer Innovation von niemandem vor-
hersehbar. Nur durch Experimentieren lassen sich dann erfolgreiche Innovati-
onen identifizieren. Je größer und unterschiedlicher der Kreis möglicher Inno-
vatoren ist, desto mehr unterschiedliche Ansätze werden diese aufgrund ihrer
unterschiedlichen Erfahrungen, Fähigkeiten und Blickwinkel verfolgen und
desto größer ist die Chance, dass unter diesen Ansätzen einer ist, der sich im

End-to-End-Netzwerk Nicht-End-to-End-Netzwerk

Kosten Geringer Höher

Nutzen für unabhängige 
Anwendungsentwickler

Voll Unter Umständen geringer

Nutzen für Netzbetreiber Geringer Höher

Mögliche Innovatoren Jeder Netzbetreiber

Kontrolle über Entwick-
lung der Innovation

Innovatoren Netzbetreiber

Kontrolle über Nutzung
des Netzes

Nutzer Netzbetreiber
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Nachhinein als erfolgreich erweist. Auch die erwartete Qualität des Ergebnis-
ses steigt mit der Anzahl der Versuche. 

Die neuere Forschung zeigt zudem, dass die ökonomischen Akteure auf-
grund ihrer unterschiedlichen Ausgangspositionen und Ziele oft ganz unter-
schiedliches Interesse an spezifischen Innovationen haben. So gibt es eine Viel-
zahl von Situationen, in denen andere ökonomische Akteure als die
Netzbetreiber einen Anreiz zur Verwirklichung einer neuen Idee haben, wäh-
rend dem Netzbetreiber selbst ein solcher Anreiz fehlt. Diese Innovationen
werden daher unter einer Nicht-End-to-End-Architektur eher verhindert.

Die bisherige Entwicklung des Internets bestätigt diese theoretischen Über-
legungen. Alle bisherigen so genannten Killer-Anwendungen, die zu bahnbre-
chenden Erfolgen führten, wurden nicht systematisch geplant; ihr Erfolg
wurde nicht vorausgesehen. E-Mail, das World Wide Web sowie Musik-
tauschbörsen waren jeweils eine von vielen entwickelten Anwendungen ihrer
Zeit, die sich eher unerwartet als große Erfolge entpuppten.

Die Vielfalt der Anwendungen, die heute zur Verfügung stehen, ist das
Ergebnis der Entwicklungsanstrengungen einer Vielzahl von Akteuren an den
Enden des Netzes, nicht nur der Netzbetreiber. Es fällt sogar auf, dass bis
heute keine der besonders erfolgreichen Anwendungen von Netzbetreibern
entwickelt wurde: E-Mail und das World Wide Web wurden jeweils von
Benutzern des Internets entwickelt, während Anwendungen oder Internet-
dienste wie Napster, webbasierte E-Mail, Google, eBay, Amazon.com oder
Internetportale wie AOL und Yahoo von neu gegründeten, häufig von Wag-
niskapitalgebern geförderten Firmen entwickelt wurden.

Die Bedingungen, unter denen eine Ausweitung des Kreises möglicher
Innovatoren Anzahl und Qualität von Innovationen positiv beeinflusst, sind
weiterhin gegeben. Sowohl auf der Ebene der unteren Netzwerkschichten als
auch bei den Anwendungstechnologien besteht jedoch Unsicherheit über die
weitere technische Entwicklung. Gleichzeitig sind noch längst nicht alle mög-
lichen Anwendungen identifiziert, auch besteht erhebliche Unsicherheit über
die Bedürfnisse der Nutzer.

Aus Sicht der Gesellschaft verdient jedoch diejenige Innovationsstrategie
den Vorzug, mit der möglichst viele und unterschiedliche Akteure zur Ent-
wicklung innovativer Anwendungen ermutigt werden.

 Relevanz

Diese Zusammenhänge sind nicht nur für unabhängige Anwendungsentwick-
ler von Bedeutung, deren Tätigkeit durch den Übergang zu einem Nicht-End-
to-End-Netzwerk deutlich erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht wird.
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Andere Wirtschaftsunternehmen betrifft der Unterschied zwischen beiden
Architekturen vor allem in ihrer Eigenschaft als Nutzer und Auftraggeber
neuer, innovativer Anwendungen: Die End-to-End-Architektur verursacht
geringere Kosten bei der Entwicklung und Nutzung neuer Anwendungen und
bietet größere Freiheit in der Nutzung des Internets. Während in dieser Archi-
tektur die Entwicklung und Installation einer neuen Anwendung einfach und
kostengünstig möglich ist, ist diese in der alternativen Architektur nicht nur
mit höheren Kosten für die Entwicklung und Installation der Anwendung
selbst verbunden; zudem muss unter Umständen das Einverständnis des Netz-
betreibers zu der vorgesehenen Nutzung teuer erkauft werden.

Für Politik und Gesellschaft ist vor allem ein Ergebnis interessant: Die Ana-
lyse der Alternativen für die zukünftige Architektur des Internets ergibt eine
deutliche Divergenz zwischen den Interessen der Netzbetreiber und den Inter-
essen der restlichen Wirtschaft sowie der Gesellschaft. Während die Interessen
der Netzbetreiber nahe legen, das End-to-End-Argument als grundlegendes
Design-Prinzip des Internets aufzugeben, haben Wirtschaft und Gesellschaft
ein Interesse an der Bewahrung dieses Prinzips. Gleichzeitig liegt die Entschei-
dung über die Weiterentwicklung des Inneren des Netzwerks in der Hand der
Netzbetreiber, die die entsprechenden Geräte entwickeln oder kaufen. Es ist
daher kein Wunder, dass sich das Internet gegenwärtig abweichend vom End-
to-End-Argument entwickelt.

Für die Gesellschaft steht dabei viel auf dem Spiel: Wie die Elektrizität und
die Dampfmaschine ist das Internet eine »General Purpose Technology«. Dies
sind generische Technologien, die in einer Vielzahl von Bereichen angewendet
werden können. Oft haben sie das Potenzial, Wirtschaft und Gesellschaft
grundlegend zu verändern. Wirtschaftlich können diese Technologien richtige
Wachstumsschübe auslösen: Je mehr Bereiche der Wirtschaft anfangen, die
generische Technologie für ihre Zwecke zu nutzen, desto größer sind die Pro-
duktivitätsfortschritte und desto stärker auch die Auswirkungen aufs wirt-
schaftliche Wachstum.

Wie die Forschung zu General Purpose Technologies zeigt, kommen diese
Wachstumsschübe jedoch nicht von selbst. Der Schlüssel zur Realisierung die-
ses Potenzials liegt in der Entwicklung neuer Anwendungen in allen Bereichen
von Wirtschaft und Gesellschaft. Die Entwicklung des Internets in Richtung
auf die Nicht-End-to-End-Architektur, die die Entwicklung neuer Anwendun-
gen verteuert und erschwert, kann daher nur als kontraproduktiv bewertet
werden. Die Entscheidung über die Zukunft des Internets sollte deshalb nicht
den Netzbetreibern allein überlassen werden. 

In den USA sind erste Schritte in diese Richtung unternommen worden. So
hat die FCC im August 2005 eine Erklärung herausgegeben, in der sie das
Recht von Internetnutzern bekräftigt, Anwendungen ihrer Wahl über ihre
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Internetverbindung zu nutzen. Auch wenn diese Erklärung Netzbetreiber
rechtlich nicht bindet, wird darin eine deutliche Warnung in ihre Richtung
gesehen, dieses Recht der Nutzer zu achten und auf die Diskriminierung oder
den Ausschluss von Anwendungen zu verzichten. 
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5 »Collective Invention«
als neues Innovationsmodell?

Margit Osterloh · Sandra Rota · Roger Lüthi

Ist »Collective Invention« ein neues Innovationsmodell?

Ist die Produktion von Open-Source-Software (OS) ein neues Innovationsmo-
dell, in dem die Erfinder ihre Innovationen freiwillig und ohne Entgelt der
Öffentlichkeit zugänglich machen? Ein Blick in die Geschichte zeigt, dass es
früher schon ähnliche Entwicklungen gegeben hat, die unter dem Begriff »Col-
lective Invention« zusammengefasst wurden (Allen 1983). So teilten in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Eisenerzverhütter im britischen Cleve-
land ihre Innovationen im Hochofendesign mit ihren Konkurrenten. Weitere
Beispiele sind die Entwicklung der Flachbildschirmtechnologie sowie der
legendäre Homebrew Computer Club in Stanford um 1980. Allerdings hat
sich in diesen Fällen das Modell der kollektiven Invention wieder zu konven-
tionellen, proprietären Formen der Innovation gewandelt, sobald sich ein
dominantes Design durchsetzte, also die neue Architektur der jeweiligen Inno-
vation definiert war. Im Unterschied dazu ist die OS-Produktion noch immer
durch »Collective Invention« gekennzeichnet, obwohl das dominante Design
längst erreicht ist und die kommerzielle Phase begonnen hat. 

Wir fragen in diesem Beitrag: (1) Warum überlebten kollektive Inventions-
prozesse selten das Auftreten von dominanten Designs und das Eintreten in
die kommerzielle Phase? (2) Welche Ähnlichkeiten und Unterschiede gibt es
zwischen OS und älteren Beispielen von »Collective Invention«? (3) Warum
ist im Fall von OS »Collective Invention« auch nach dem dominanten Design
fortgeführt worden? (4) Unter welchen Bedingungen kann das Modell der
»Collective Invention« dauerhaft als neues Innovationsmodell überleben?

Frühere Beispiele von »Collective Invention«

Allen (1983) beschreibt unter dem Begriff »Collective Invention« gemein-
schaftliche Entwicklungen am Beispiel des Hochofendesigns im neunzehnten
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Jahrhundert. Aktuellere Beispiele sind der Homebrew Computer Club und die
Entwicklung eines dominanten Designs in der Flachbildschirmbranche (Spen-
cer 2003). 

Hochofendesign im britischen Cleveland-Distrikt (2. Hälfte 19. Jh.) 

Allen untersuchte die Entwicklung der Hochofentechnologie im britischen
Cleveland-Distrikt in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. Dabei
fand er, dass der Großteil der Innovationen weder von Nonprofit-Institutio-
nen wie Universitäten oder staatlichen Agenturen stammte noch von den
F&E-Aktivitäten von Unternehmungen oder individuellen Erfindern. Auch
waren sie nicht das Ergebnis von strategischen Netzwerken oder anderen for-
malen F&E-Kooperationen. Sie gehen vielmehr zurück auf experimentelle,
inkrementelle Designveränderungen von Firmen, die ihre Resultate ihren
(aktuellen und potenziellen) Wettbewerbern freiwillig zugänglich machten. Sie
wurden bei informellen Treffen und durch Publikationen in Ingenieurszeit-
schriften geteilt. Daraus schloss Allen, dass es eine vierte innovative Institution
geben müsse, die er Collective Invention nannte. Sie führte zu dramatischen
Fortschritten in der Hochofentechnologie. Die durchschnittliche Höhe der
Öfen stieg von 17 auf 27 Meter, und die Temperatur in den Öfen wurde von
315 auf 760° C erhöht. Dadurch konnte die nötige Energiezufuhr stark ver-
ringert werden.

Der Homebrew Computer Club (1975–1986)

Der Homebrew Computer Club wurde im Jahr 1975 an der Stanford-Univer-
sität gegründet (Meyer 2003). Zu dieser Zeit waren Mikroprozessoren bereits
erfunden, aber eine PC-Branche hatte sich noch nicht etabliert. Der Club war
ein Treffpunkt für Menschen, die sich für mögliche Applikationen von Mikro-
prozessoren interessierten und ihr technologisches Potenzial ausloten wollten.
Der Club stand jedem offen und publizierte einen kostenlosen Newsletter. Bei
den Treffen stellten Clubmitglieder ihre neuesten Entwicklungen vor. Eines
dieser Mitglieder war Steve Wozniak. Als er seinen eigenen Computer gebaut
hatte, brachte er ihn zu einem der Treffen mit und verteilte Kopien der Kon-
struktionspläne. Er nannte seinen Computer »Apple«. Einige Jahre später
gründeten er, Steve Jobs und einige andere Homebrew-Mitglieder die Apple
Corporation. 

Als mit der Zeit immer mehr marktfähige Produkte entwickelt wurden,
änderte sich die Atmosphäre bei den Clubtreffen. Die Clubmitglieder standen
sich plötzlich als Konkurrenten gegenüber und passten auf, dass sie keine
Geschäftsgeheimnisse preisgaben. Der Club wurde schließlich im Jahre 1986
aufgelöst. 
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Die Flachbildschirm-Industrie (1969–1989)

Die ersten Durchbrüche in der Technologie der Flachbildschirme fanden in
den späten 60er Jahren statt. Aber es dauerte noch weitere 20 Jahre, bis sich
das Liquid Crystal Display als dominantes Design für Laptops durchsetzen
konnte und die Massenproduktion und Vermarktung der Technologie begann.
Spencer (2003) untersuchte die Strategien zum Teilen von Wissen zwischen
Firmen der Flachbildschirmbranche in dieser vorkommerziellen Phase zwi-
schen 1969 und 1989. Diejenigen Firmen, die ihr Wissen publizierten, erziel-
ten eine höhere Innovationsleistung (gemessen am Wert des Patentportfolios
einer Firma) als diejenigen, die ihr Wissen geheim hielten. 

Auf der Suche nach Gemeinsamkeiten 

In allen drei beschriebenen Fällen kollektiver Invention standen die Akteure
einer radikalen Innovation gegenüber. Die Zeit nach dem Auftauchen solcher
radikaler Innovationen ist gekennzeichnet durch hohe technologische Unsi-
cherheit und experimentelle Lernprozesse. Während dieser Phase können die
Firmen besonders stark von externen Wissensquellen profitieren. Das Auftau-
chen eines dominanten Designs beendet diese Phase. Es liegt nun eine feste
Produktarchitektur vor. Die weitere technologische Entwicklung findet weit-
gehend auf der Ebene der Komponenten statt.

Aber weshalb sollten Firmen in der Phase experimenteller Entwicklung ihr
Wissen teilen? Das Teilen von Wissen wird oft als soziales Dilemma dargestellt
(vgl. z.B. Osterloh, im Druck). Während es für das Kollektiv optimal wäre,
wenn alle ihr Wissen offen legen würden, kann sich eine einzelne Firma noch
besser stellen, wenn es ihr gelingt, das Wissen der Partner quasi vorwegzuneh-
men, ohne ihr eigenes Wissen preiszugeben. Wenn alle Partner diese opportu-
nistische Strategie verfolgen, tritt das kollektiv schlechteste Ergebnis ein. Es
gibt jedoch drei Faktoren, die erklären, weshalb es Firmen in der vorkommer-
ziellen Phase der radikalen Innovation leichter fällt, das soziale Dilemma
abzuschwächen: (1) großes Lernpotenzial, (2) tiefe Opportunitätskosten in
der vorkommerziellen Phase und (3) selektive Anreize. 

1. Wenn durch das Teilen von Wissen ein großes Lernpotenzial entsteht,
werden hohe Synergien geschaffen. Die Mitglieder des Homebrew Com-
puter Club betonten denn auch, dass es so viel über die neue Technologie
zu lernen gab, dass das Austauschen ihrer Entwicklungen der einzige Weg
zur Erschließung ihres Potenzials war. 

2. In der vorkommerziellen Phase sind die Verluste durch das Teilen von
Wissen tendenziell gering, da es noch keine Produkte gibt, die um Markt-
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anteile kämpfen. Es ist im Gegenteil sogar entscheidend, dass sich die Fir-
men auf gemeinsame Standards einigen, damit komplementäre Produkte
zu der neuen Technologie entstehen können.

3. Es existieren selektive Anreize1 für diejenigen, die ihr Wissen teilen. Diese
können vielgestaltig sein, z.B. Reputation oder Profite durch Wertsteige-
rung komplementärer Anlagen (vgl. z.B. Nuvolari 2003). Ein weiterer
wichtiger selektiver Anreiz ist die Möglichkeit, das dominante Design zu
beeinflussen. Gelingt dies einer Firma, kann sie einen Erfahrungsvor-
sprung gegenüber Konkurrenten ausnutzen.

Bei den erwähnten drei historischen Beispielen ist allerdings in der kommerzi-
ellen Phase nach Entwicklung des dominanten Designs die Collective Inven-
tion zusammengebrochen. Der Kampf um Marktanteile verhinderte eine wei-
tere Kooperation.

Ist Open Source ein weiteres Beispiel für herkömmliche 
»Collective Invention«?

OS befindet sich heute eindeutig in der Phase nach der Herausbildung eines
dominanten Designs. Wie konnte im Fall von OS das Innovationsmodell Col-
lective Invention überleben? Um diese Frage zu beantworten, werfen wir einen
kurzen Blick auf die Geschichte von Unix. 

Die Anfänge der Entwicklung von Unix gehen zurück in die 1960er Jahre.
Zu dieser Zeit waren die Bell Labs von AT&T hauptverantwortlich für die
Koordination der Entwicklungsbemühungen und verteilten Unix mitsamt dem
Quellcode kostenlos an Universitäten und kommerzielle Firmen. Dadurch
waren die Nutzer von Unix in der Lage, an seiner Entwicklung mitzuarbeiten.
Im Jahre 1983 entschied sich AT&T, der Verwirrung durch die verschiedenen
Unix-Versionen ein Ende zu setzen und veröffentlichte den Unix System V
Release 1. Diese neue kommerzielle Version von Unix beinhaltete den Quell-
code nicht mehr und wurde für eine Lizenzgebühr von 50.000 US-Dollar ver-
kauft. Die kommerzielle Verwertung von Software wurde immer attraktiver.
Der Prozess der »Collective Invention« kam praktisch zum Erliegen. Es
schien, dass auch die Softwareentwicklung dem herkömmlichen Pfad folgen
würde.

Dadurch sahen sich jedoch viele Programmierer von der Entwicklung der
Projekte ausgeschlossen, an denen sie selber mitgearbeitet hatten. 1984 rea-
gierte Richard Stallman und kündigte ein neues Projekt namens GNU an. Das

1) Selektive Anreize sind dadurch gekennzeichnet, dass die Beitragenden zu einem 
öffentlichen Gut gleichzeitig private Vorteile erlangen.
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Ziel war, eine frei verfügbare Alternative zum proprietären Unix zu schreiben.
Um GNU vor dem Schicksal von Unix zu bewahren, entwarf Stallman die
erste Copyleft-Lizenz, die GNU General Public License (GPL). Diese Lizenz
erlaubt das Lesen, Benutzen und Verändern von Programm-Codes unter der
Bedingung, dass diese und alle modifizierten Versionen ausschließlich unter
denselben Bedingungen weitergegeben werden. Stallman benutzte also seine
weitgehenden Rechte als Urheber dazu, jede private Aneignung von Software
unter dieser Lizenz zu verunmöglichen. Damit war Open Source geboren2 und
wird als eine Bewegung verstanden, welche die kollektive Invention erhalten
und fördern will, obschon weite Teile der Softwaretechnologie das dominante
Design und die kommerzielle Phase längst erreicht haben. Copyleft kann des-
halb als eine geniale institutionelle Innovation bezeichnet werden (Franck &
Jungwirth 2003). Es stellt den Hauptunterschied zu den historischen Fällen
kollektiver Invention und den Ursprung eines neuen, nachhaltigen Innovati-
onsmodells dar. Um diese Entwicklung zu verstehen, müssen die motivationa-
len Aspekte von Beiträgen zu OS-Projekten genauer beleuchtet werden.

Beitragsmotive in Open Source 

In OS-Projekten gibt es eine große Anzahl unterschiedlicher Beitragsmotivati-
onen. Sie können idealtypisch in zwei Klassen eingeteilt werden, intrinsische
und extrinsische Motivation (Frey & Osterloh 2002). Extrinsische Motiva-
tion wirkt durch eine indirekte Bedürfnisbefriedigung hauptsächlich in Form
von monetärem Nutzen. Intrinsische Motivation hingegen bewirkt eine
direkte Bedürfnisbefriedigung. Aktivitäten werden um ihrer selbst ausgeführt.
Intrinsische Motivation kann sich einerseits auf das reine Vergnügen bei der
Ausübung einer Aktivität beziehen, z.B. wenn man ein Spiel spielt oder ein
spannendes Buch liest. Sie kann sich aber auch auf prosoziale Motive bezie-
hen. In diesem Fall wird der Nutzen einer größeren Gemeinschaft in die per-
sönliche Nutzenfunktion miteinbezogen, z.B. beim Spenden oder wenn man
sich freiwillig an Regeln hält, auch wenn es nicht dem eigenen Vorteil dient.

Im Fall von OS-Programmierern sind sowohl extrinsische als auch intrin-
sische Motive am Werk.

2) Die Bezeichnung »Open Source« wurde allerdings erst 1998 bei einem Treffen von
»Free Software«-Aktivisten geprägt, weil sie den Eindruck hatten, dass »free software« 
eher Assoziationen mit »kostenlos« wecke als mit »Freiheit«, vgl. O’Reilly and Associates 
1999.
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■ Nutzen durch erweiterte Funktionalität: Anwender, die zur Entwicklung
von OS-Projekten beitragen, erlangen einen extrinsischen Nutzen, indem
sie die Produkte an ihre spezifischen Bedürfnisse anpassen. 

■ Reputation: Beiträge zu OS-Projekten können indirekt einen monetären,
extrinsischen Anreiz haben, wenn die Beitragenden dadurch ihre Fähigkei-
ten demonstrieren und sich somit bei potenziellen Arbeitgebern oder Kapi-
talgebern einen Namen machen.

■ Kommerzielle Anreize: Kommerzielle Unternehmen können durch den Ver-
kauf von Support von OS profitieren, wie z.B. Red Hat. Andere Firmen wie
Hewlett Packard und IBM verkaufen OS-kompatible Hardware, beispiels-
weise Drucker und Computer.

■ Spaß: Vielen Programmierern macht es einfach Spaß, an OS-Projekten mit-
zuarbeiten. Lernen und die Möglichkeit, die eigenen Fähigkeiten in einer
Gemeinschaft von Gleichgesinnten zu demonstrieren, sind intrinsisch moti-
viert (Raymond 2001).

■ Prosoziale Motive: Im Gegensatz zur Tauschkultur, die üblicherweise in
wirtschaftlichen Transaktionen vorherrscht, wird die OS-Gemeinschaft oft
als eine Geschenkkultur beschrieben: Man möchte anderen helfen und der
Gemeinschaft etwas zurückgeben. 

Die Koexistenz von intrinsischen und extrinsischen Motiven ist für den Erfolg
von OS zentral (Osterloh & Rota 2004). Intrinsisch motivierte Programmierer
sorgen in der Anfangsphase eines Projekts für genug Momentum, sodass die-
ses überhaupt für extrinsisch motivierte Beitragende interessant wird (Franck
& Jungwirth 2003). Extrinsisch Motivierte machen die Programme auch für
einen breiteren Anwenderkreis attraktiv. Diese Mischung aus extrinsischer
und intrinsischer Motivation mag auch in den konventionellen Fällen von
»Collective Invention« aufgetreten sein. Aber warum hat diese Situation im
Fall von OS auch nach dem Eintreten der kommerziellen Phase Bestand? Die
Antwort lautet, dass OS die auftretenden sozialen Dilemmata erster und zwei-
ter Ordnung besser löst als andere Projekte.

Soziale Dilemmata erster und zweiter Ordnung in
OS-Projekten und ihre Lösung 

Das soziale Dilemma erster Ordnung: Niedrige individuelle Kosten

Beim sozialen Dilemma erster Ordnung geht es um den unmittelbaren Beitrag
zu einem Kollektivgut. Dabei tritt üblicherweise unter rationalen Akteuren ein
soziales Dilemma auf. Es besagt, dass es für alle Beteiligten besser wäre, zum
Kollektivgut beizutragen. Für den einzelnen rationalen Akteur ist es aber bes-
ser, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten. Das Kollektivgut kommt auf diese
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Weise nicht zustande. Das soziale Dilemma kann dann ohne eine zentrale
Autorität gelöst werden, wenn die selektiven Anreize für Beiträge zu einem
Kollektivgut ausreichend hoch bzw. die individuellen Kosten niedrig sind.
Auch intrinsisch motivierte Individuen tragen eher zur Produktion eines Kol-
lektivguts bei, wenn die Kosten tief sind. Im Vergleich mit den konventionellen
Beispielen von »Collective Invention« zeichnet sich OS dadurch aus, dass auch
in der kommerziellen Phase für viele Entwickler die Kosten für Beiträge auf-
grund von drei Eigenheiten der Softwareproduktion relativ niedrig bleiben:

1. Geringe Distributionskosten: Für Informationsprodukte wie Software
sind heute die Kosten der Distribution praktisch gleich null. Das wirkt
sich in mehrfacher Hinsicht kostenmindernd aus: Neue Funktionalitäten
können sehr einfach zu bestehenden Programmen hinzugefügt werden.
Letztlich reicht es aus, wenn ein Nutzer auf die Lösung eines Problems
drängt und die Vorteile aus dieser Verbesserung höher sind als die Kosten
für die Weiterentwicklung. Dies stellt im Vergleich zur Alternative, näm-
lich der Erstellung der gesamten Software von Grund auf für jeden inter-
essierten Nutzer, eine Kleinkostensituation dar und ist oft auch billiger
als der Kauf von Lizenzen existierender proprietärer Software. Zum
anderen ist bei Softwaremängeln ein teurer Produktrückruf unnötig. Die
betroffene Software kann mit einem »Patch« korrigiert werden. Die
Rücknahme falscher Entwicklungsschritte ist verhältnismäßig schnell
und billig. Das steht hinter dem OS-Grundsatz »release often, release
early«. 

2. Anwender als Innovatoren: Wenn Anwender mit den Produkten arbeiten,
können sie die Produkte testen, Mängel identifizieren und Ideen entwi-
ckeln, wie die Produkte besser auf ihre Bedürfnisse zugeschnitten werden
könnten (von Hippel 2001). Die Gleichzeitigkeit von Design und Test in
raschen Feedback-Zyklen ermöglicht eine inkrementelle und effiziente
Entwicklung von Produkten (Raymond 2001). 

3. Modularität: Ein modulares System besteht aus einer Anzahl von Kom-
ponenten oder Subsystemen mit minimalen Interdependenzen zwischen
den Modulen (Narduzzo & Rossi 2003). Durch Modularität ist es mög-
lich, dass viele Entwickler gleichzeitig an einem Projekt arbeiten, ohne
dass dadurch die Integrations- und Koordinationskosten überproportio-
nal ansteigen. Innovation wird dadurch in vielen kleinen Schritten mög-
lich, die dem einzelnen Individuum wenig Kosten verursachen. 

Erst die Kombination dieser Faktoren ermöglicht eine Kleinkostensituation, in
der die individuellen Kosten im Vergleich zu den selektiven individuellen
Anreizen gering sind. Damit wird das soziale Dilemma erster Ordnung zwar
nicht aufgehoben, aber in seiner Bedeutung verringert. 
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Das soziale Dilemma zweiter Ordnung: Regeln der Kooperation

Das soziale Dilemma zweiter Ordnung besteht im Entwickeln und Erhalten
von Regeln der freiwilligen Kooperation. Diese stellen ein soziales Dilemma
höherer Ordnung dar: »Punishment almost invariably is costly to the pun-
isher, while the benefits from punishment are diffusely distributed over all
members. It is, in fact, a public good.« (Elster 1989, 41)

Niedrige Kosten erleichtern freiwillige Beiträge. Aber auch bei niedrigen
Kosten tragen Leute ungern zu einem Kollektivgut bei, wenn sie sich ausge-
nutzt fühlen. Empirische Evidenz belegt, dass viele Individuen freiwillig zu
Kollektivgütern beitragen, solange andere das auch tun (Frey & Meyer 2004).
Diese Kooperation ist jedoch instabil, weil immer das Risiko einer »golden
opportunity« besteht, etwa wenn eine Entwicklung individuell so wertvoll
wird, dass die Versuchung steigt, deren kommerziellen Wert alleine auszubeu-
ten. Der Prozess der »Collective Invention« kommt zum Stillstand.

Wie wird das in OS-Projekten verhindert? Erstens durch Lizenzen, insbe-
sondere Copyleft, und zweitens mittels Durchsetzung von OS-Regeln durch
intrinsisch motivierte Individuen.

■ Open-Source-Lizenzen: Entwickler in OS-Projekten verzichten nicht auf ihr
Urheberrecht. Sie nutzen es aber, indem sie verhindern, dass ihre Beiträge
»appropriiert«, also für kommerzielle Eigenentwicklungen und einen eigen-
willigen Konkurrenzkampf zweckentfremdet werden können. Copyleft-
Lizenzen wie die GPL stellen sicher, dass freie Software auch in veränderter
Form frei bleibt. 

■ Durchsetzung von Regeln: Regeln, welche die Ausnutzung freiwilliger Bei-
träge verhindern, nützen wenig, wenn sie nicht durchgesetzt werden. Stu-
dien zeigen, dass die Beitragsrate in wiederholten Interaktionen drastisch
fällt, wenn unsoziales Verhalten nicht bestraft wird (Fehr & Fischbacher
2003). Bei OS-Software kann eine Regelverletzung beispielsweise im Ent-
fernen von Urheberinformationen bestehen oder in der Weitergabe von
Software unter Missachtung von Auflagen der jeweiligen Lizenz. Daneben
gibt es aber auch informelle Regeln. OS-Lizenzen sind nicht nur Rechtsdo-
kumente, sondern Ausdruck von Reziprozitätsnormen, die sagen: »There is
no limit on what one can take from the commons, but one is expected at
some time, to contribute back to the commons to the best of one’s abilities«
(O'Mahony 2003, 13). Sogar wenn eine Lizenz grundsätzlich erlaubt, eine
proprietäre Version eines OS-Projekts zu verkaufen, bedeutet das nicht
automatisch, dass ein solches Verhalten akzeptiert wäre. Das K Desktop
Environment (KDE) zeigt auf eindrückliche Weise, wie Normen durchge-
setzt werden können. KDE ist eine grafische Benutzerschnittstelle für Linux
und andere Betriebssysteme, welche von der OS-Gemeinschaft entwickelt
wurde. Es basiert auf einer Softwarebibliothek namens Qt, welche von der
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Firma Trolltech als proprietäre Software vertrieben wurde. Trolltech stellte
die Bibliothek kostenlos zur Verfügung, aber nicht unter einer OS-Lizenz.
Obwohl sich die Linux-Gemeinschaft einig war, dass Qt und KDE tech-
nisch hohen Ansprüchen genügten, weigerten sich viele Mitglieder, die Qt-
Lizenz zu akzeptieren. Einige von ihnen starteten daraufhin mit GNOME
ein konkurrierendes Projekt, welches unter einer OS-Lizenz verteilt wurde.
Trolltech lizenzierte später Qt ebenfalls unter einer OS-Lizenz, nicht zuletzt
unter dem Eindruck des Widerstands gegen ihre anfängliche Lizenzpolitik.

Die meisten Sanktionen von Regelverstößen sind informeller Natur und kos-
ten individuell wenig, haben aber trotzdem einen großen Einfluss auf die
OS-Gemeinschaft, wie z.B. ermahnende Einträge in Mailinglisten und auf
Websites. Sie bilden einen »court of public opinion« (O´Mahony 2003). Eine
solche Institution eignet sich gut, um intrinsische Motivation zu erhalten. Sie
erhöht die Sichtbarkeit von Normen sozial angemessenen Verhaltens; empiri-
sche Nachweise zeigen, dass dies die Beiträge zu Kollektivgütern signifikant
erhöht (Sally 1995).

Der Einfluss staatlicher Regulierungen

Staatliche Regulierungen können die Kostenstrukturen in einem Markt funda-
mental verändern. Es besteht die Gefahr, dass dadurch die niedrigen Kosten
für die Individuen drastisch erhöht werden, wodurch das neue Innovations-
modell der »Collective Invention« schlussendlich doch zusammenbrechen
könnte.

■ Regulierungen könnten die Opportunitätskosten von Beiträgen zu OS erhö-
hen, indem sie proprietäre Produktion attraktiver machen, z.B. indem
Gesetze geschaffen werden, welche die Macht proprietärer Softwareherstel-
ler über das gewöhnliche Urheberrecht hinaus stärken. 

■ Regulierungen können allen Softwareproduzenten neue Kosten aufbürden,
welche die OS-Gemeinschaft nicht tragen kann, z.B. die Produkthaftpflicht.
Die großen Softwarefirmen könnten das Risiko auf Versicherungen und die
Kosten auf ihre Kunden abwälzen. Nichtkommerzielle OS-Programmierer
haben solche Möglichkeiten nicht. Sie müssten darauf verzichten, ihre Pro-
dukte zu veröffentlichen.

■ Die Ausweitung des Patentrechts auf Software hat in der Praxis zu großen
Problemen geführt. Kleine Softwarefirmen und nichtkommerzielle OS-Pro-
grammierer werden dadurch vor hohe Kosten gestellt werden, welche das
Modell gefährden: 

• Patentkosten: Patente sind teuer. Hagedorn (2003) schätzt die Kosten
dafür auf 20.000 bis 50.000 Euro pro europaweites Patent. Sie umfassen
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Kosten für Patentrecherchen, die Vorbereitung einer Patentanmeldung,
Rechtsberatung und Patentgebühren. 

• Prozesskosten: Patentklagen und die Verteidigung gegen Patentverlet-
zungsklagen kosten im Schnitt ein bis drei Millionen US-Dollar für jede
Seite.

• Submarine Patents: Die Fähigkeit, mit anderen Programmen Daten aus-
tauschen zu können, ist ein entscheidendes Kriterium bei der Beschaf-
fung von Software. Offizielle und De-facto-Standards sind typisch für die
Softwarebranche. Ein Patentmonopol auf einen solchen Standard schafft
ein Potenzial für eine umfassende Marktmacht mit Blockademöglichkei-
ten. Es wird »submarine patent« genannt. Hat sich ein solcher Standard
etabliert, kann er nicht einfach durch die Entwicklung einer gleichwerti-
gen Alternative ersetzt werden – das würde Änderungen bei allen bedeu-
tenden Softwareherstellern erfordern. Deshalb kann man für das Benut-
zen des Standards kassieren. 

• Patentdickichte: Fast jedes nicht-triviale Softwareprogramm verletzt
Patente. Die Folge ist, dass Firmen, die es sich leisten können, defensive
Patentportfolios zu ihrer Verteidigung aufbauen. Kleine Firmen und
individuelle Programmierer können das in der Regel nicht.

• Patentwettrennen: Unter Kleinkosten-Bedingungen werden Erfindungen
dann gemacht, wenn die Zeit dafür reif ist. Patente hingegen bilden einen
Anreiz, langfristig absehbare Entwicklungen unter hohem Aufwand vor-
wegzunehmen. Die zusätzlichen Kosten für die vorzeitige Entwicklung
werden von der Gesellschaft nach Gewährung des Patentmonopols
mehrfach vergütet, denn in der schnelllebigen Softwarebranche währt
ein Patent viele Technologiegenerationen.

• Bevorzugung: Hersteller proprietärer Software können jede Innovation
verwenden, die unter einer OS-Lizenz publiziert wird, denn Ideen sind
durch Copyright nicht geschützt. Patente können jedoch verwendet wer-
den, um OS-Entwicklern die Nutzung jeder patentierten Erfindung zu
untersagen.

Es gibt wenig empirische Daten, die es erlauben würden, den Einfluss von
Softwarepatenten auf OS zu quantifizieren. Noch ist es so, dass viele große
Firmen nicht durch aggressive Patentklagen die Mitarbeit der OS-Gemein-
schaft aufs Spiel setzen. Die Gefahr ist aber enorm, dass die Grenzen der
Patentierbarkeit weltweit erweitert werden. Das führt für die kleinen Soft-
warehersteller und individuellen Programmierer zu hohen Kosten, sodass
auch das neue »Collective Invention«-Modell zum Stillstand kommen könnte. 
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Abschließende Bemerkungen

Die OS-Softwareproduktion zeigt einen viel versprechenden Weg zu einem
neuen, nachhaltigen Innovationsmodell der Collective Invention. Das Modell
hat in anderen Gebieten Nachahmer gefunden, wie etwa bei Wikipedia. Das
neue Modell kann – anders als die herkömmlichen Beispiele zu Collective
Invention – auch in der kommerziellen Phase Bestand haben, sofern staatliche
Regulierungen nicht die derzeitige Kleinkostensituation für individuelle Pro-
grammierer beseitigen. Unser Ziel ist es zu zeigen, unter welchen Bedingungen
dieses neue Modell geschaffen und erhalten werden kann.

Der langfristige Erfolg von »Collective Invention« hängt einerseits maß-
geblich ab von einer ausgewogenen Mischung intrinsischer und extrinsischer
Anreize, zum Kollektivgut erster Ordnung (Quellcode bzw. Produkt) beizu-
tragen. Andererseits braucht es institutionelle Regeln der Selbstorganisation
(Erfindung und Durchsetzung von OS-Lizenzen), welche die freiwillige Koope-
ration sichern und damit zum Kollektivgut zweiter Ordnung beitragen. Drit-
tens bedarf es staatlicher Regelungen, die dafür sorgen, dass für die Mitglieder
der freiwilligen Gemeinschaften die individuellen Kosten gering bleiben.
Andernfalls bricht das Modell in der kommerziellen Phase zusammen.
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6 Innovation und freie Software

Elmar Geese

Innovation ist überall: Das Informationszeitalter zeigt uns mit seinem Echt-
zeitblick alles, was es auf der Welt gibt und geben könnte. In kurzer Zeit ist
ein Raum entstanden, in dem Menschen in den reichen Länder ganz selbstver-
ständlich revolutionäre Technologien nutzen. Kurz gesagt: Das Internet ist ein
Sinnbild der Innovation. Es ist frei entstanden, an den Bedürfnissen der Nutzer
orientiert. Eine ungeplante Innovation, die sich mit eigener Dynamik weiter-
entwickelt hat – jedenfalls bisher. Aber ab jetzt wird das Netz nicht mehr sich
selbst überlassen. Wo Innovation Wissen und Information und Kommunika-
tion möglich machte, soll ab jetzt geplant, reguliert, kontrolliert werden. Es
wird nicht überall funktionieren, aber es wird Kräfte kosten. Im Gegensatz
zum freien Fluss der Inhalte soll die absolute Kontrolle und natürlich Kosten-
pflicht selbstverständlich werden. Ohne dass wir es merken sollen, wird das
Netz, so wie wir es kennen, abgeschafft.

Dies klingt wie ein Horrorszenario, ist aber bereits Realität. Wissen wird
unfrei durch die Einführung des digitalen Rechtemanagements, das sich unge-
fragt auf allen künftigen Rechnern einnisten wird. Datenformate werden in
den Markt gedrückt, die nur mit den Programmen ihrer Besitzer oder Partner
dargestellt werden können. Patente, Lobby und Marktmacht sorgen erfolg-
reich dafür. Wenn wir dies mit dem wirklichen Innovationspotenzial eines
freien Internets vergleichen, wirkt es ärmlich. Die Teilnahme vieler am Web in
Blogs, Foren, Listen, Chats oder Wikis hat die Informationswelt verändert.
Und dies sind nur ein paar der vielen Erfindungen aus dem Web, die in keiner
Marketing- und keiner Entwicklungsabteilung entstanden sind. Jede Menge
Innovationspotenzial steckt in der Freiheit, der kollektiven Kreativität und
den sich dadurch stetig erweiternden Möglichkeiten der Plattform.

Die verbreitete Ansicht »Wir brauchen Wachstum, und darum brauchen
wir Innovation« greift zu kurz. Es geht vielmehr darum, wie wir die Innova-
tion, die durchaus auch ohne unser Mitwirken entsteht, für uns nutzen kön-
nen. Dagegen wird viel über erforderliche Investitionen und das Senken von
Innovationsschwellen geredet, und gemeint sind meistens lästige Umweltauf-
lagen oder ethische Bedenken. Wer gegen dieses Innovationsverständnis auf-
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begehrt, gilt als technologiefeindlich und rückwärts gewandt. Von der Innova-
tion erhoffen wir uns Arbeitsplätze. Aber die Wirklichkeit lehrt uns, dass diese
Hoffnung trügt. Denn unseren Platz in der globalisierten Wirtschaft haben wir
trotzdem noch nicht gefunden. Und das Leiden auf hohem Niveau hat schon
vor vielen Jahren begonnen: Ausbildungsmisere, fehlende Lehrstellen, immer
mehr Arbeitslose. Ich will nicht den Zusammenhang zwischen Innovation und
Nutzen für die Volkswirtschaft grundsätzlich bestreiten. Aber die Maßstäbe,
an denen Innovation gemessen wird, und die Unterstellung ihrer Nützlichkeit
für die Allgemeinheit müssen diskutiert werden. Wenn man die Zahl neuer
Patente als Kennzahl für Innovation nimmt, sieht man schnell, dass die Glei-
chung Innovation = Arbeitsplätze so nicht funktioniert. Patente blockieren im
Gegenteil oft Innovationen, sie ruinieren kleinere Unternehmen und führen
zur Konzentration und zu Monopolen. Während z.B. in der IT-Branche in den
USA die Anzahl der Patente um 200 Prozent zunahm, gab die Branche für For-
schung und Entwicklung im gleichen Zeitraum 20 Prozent weniger aus. Ist es
wahrscheinlich, dass dennoch so viel mehr nützliche Ideen entstanden? Die
Patentkennzahl wird zunehmend zum Gradmesser für die Kosten unseres her-
kömmlichen industriellen Innovationssystems – eine Kennzahl für unsere
Bereitschaft, neue Ideen nicht zu benutzen. (Quah 2003)

Sucht man bei politischen Parteien nach Aussagen, was sie unter Innova-
tion verstehen, findet man kaum mehr als Allgemeinplätze und blinde Fort-
schrittsgläubigkeit. Sogar die Rückkehr zu gescheiterten Technologien wie
Kernkraft wird als Innovation verkauft. Wirklich innovative Gedanken findet
man nicht, keine Fantasie, keine Visionen. 

Wer ein großes Unternehmen lenkt, bekommt in der Öffentlichkeit schnell
auch die entsprechende Kompetenz unterstellt. Dabei wird der Konflikt zwi-
schen den Zielen internationaler Konzerne und den Interessen in ihrem
Ursprungsland häufig ignoriert. Großunternehmen haben keinen wirklichen
Heimatmarkt und immer weniger Bezug zu ihren historischen und auch gesell-
schaftlichen Wurzeln. Was neben ein wenig Lokalkolorit geblieben ist, ist der
bessere Einfluss auf die nationale Politik. So kann man mit der Drohung des
Wegfalls von Arbeitsplätzen mitgestalten, auch wenn man dann später trotz-
dem Mitarbeiter feuert. Auf europäischer Ebene ist der Eingriff in die politi-
sche Willensbildung sogar noch einfacher. Die Entscheidungsfindung ist für
den Bürger noch weitaus weniger transparent, und man kann sich auf einen
Schlag einen viel größeren Markt nach eigenen Vorlieben gestalten.

Verlassen wir uns auf die großen Unternehmen und ihre Lenker, sind wir
verlassen. Glauben wir an Elitenförderung, machen wir höchstens Eliten reich,
gleichzeitig bleibt der soziale Konsens auf der Strecke, weil angeblich nicht
mehr finanzierbar. Vertrauen wir weiterhin auf die Vorhersagen der Hohe-
priester der Hochtechnologie, werden wir zukünftig genauso enttäuscht wie in
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der Vergangenheit. Geben wir ihnen weiterhin Geld, so werden sie es entweder
für ihre Steckenpferde verprassen oder einfach in den Sand setzen.

Dabei vernachlässigen wir unsere größten Chancen und ignorieren unsere
Stärken, die trotz Raubbau an unseren Potenzialen noch vorhanden sind: Die
guten Bildungsmöglichkeiten in unserem Land, den freien Zugang zu Wissen
und Ausbildung, die traditionell hoch entwickelte Ingenieurskunst, unseren
kulturell anspruchvollen Hintergrund und nicht zuletzt unseren Sozialstaat.

Die Zeiten haben sich geändert, Wirtschaftswunder geschehen nicht mehr.
Man kann es Globalisierung nennen oder Rationalisierung oder wie auch
immer: Tatsache ist, dass wir neue Wege brauchen, um unsere Stärken besser
zu vermarkten. In der Informationstechnologie schien der Zug schon abgefah-
ren: Praktisch alle wichtigen Komponenten, seien es Hardware oder Software,
werden nicht hier produziert. Fast alles, was wir brauchen, müssen wir impor-
tieren und uns durch teure Lizenzkosten, Nutzungsentgelte oder künftig viel-
leicht sogar Patentgebühren einkaufen, um uns überhaupt in die Lage zu ver-
setzen, produktiv zu werden. Dabei werden wir an der Oberfläche gehalten,
tiefere Erkenntnisse über die Systeme sollen uns verborgen bleiben. 

Dass wir noch eine Chance haben, verdanken wir GNU/Linux und freier
Software. Wenn wir sie weiter nutzen und fördern, sorgen wir dafür, dass wir
selbst bestimmen können, wie weit wir verstehen, teilnehmen oder beeinflus-
sen möchten. Wer zu bequem dafür ist, verschenkt die Möglichkeit, dieses
Potenzial auch für sich zu nutzen, um eine Basis für die Ergebnisse eigener und
kollektiver Kreativität zu schaffen. Als Hochlohnland und Dienstleistungsge-
sellschaft muss uns daran gelegen sein, eine wichtige Wachstumstechnologie
so zu fördern, das möglichst viel Qualifikation im Land entsteht.

Wir sind ganz ohne Not ausgerechnet in einer der Schlüsseltechnologien
unseres Zeitalters in die Abhängigkeit von Monopolen geraten. Die Abhängig-
keit wird noch größer werden, wenn der zurzeit noch einigermaßen freie Wis-
sensaustausch über das Internet durch die kommenden in Hard- und Software
integrierten Rechtekontrollsysteme entscheidend eingeschränkt werden soll.
Vorangetrieben wird diese Entwicklung von den heute schon marktbeherr-
schenden Herstellern von Betriebssystemen, Hardware und den selbsternann-
ten Rechteinhabern am kulturellen Wissensbestand. Wenn Wissen privatisiert
wird, kann es uns nicht nutzen. Schon jetzt müssen sich Universitäten das von
ihnen selbst hervorgebrachte Wissen teuer zurückkaufen. Was heute im Print-
Bereich durch viel zu teure Vermarktung über entsprechende Fachverlage
schon eine traurige Selbstverständlichkeit ist, wird auf die digitalen Medien
ausgeweitet zum Desaster. Viele Hochschulen können sich Wissen nicht mehr
leisten. Dieser Zustand ist auch nicht mit Geld für Elite-Universitäten zu behe-
ben, das haben inzwischen auch Verantwortliche an den Hochschulen
erkannt.
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Dass freies Wissen und freie Software kaum zu trennen sind, ist eine Erkennt-
nis, die sich langsam auch in akademischen Kreisen durchsetzt. Die Abhängig-
keit der Wissensentwicklung und -vermittlung von der Informationstechnologie
wird immer größer. Nur freie Formate und freie Software können Unabhängig-
keit und wirtschaftliche Entfaltung sicherstellen, besonders dort, wo es um Basis-
technologien geht, aber auch im Bereich der Anwendungen und Lösungen. Die
Privatisierung des Wissens kann uns nur schaden. Dass die Möglichkeiten freier
Software noch viel zu wenig genutzt werden, benachteiligt uns schon heute.
Dabei bietet gerade die freie Software Antworten auf viele der Probleme, mit
denen wir in der Informationstechnologie heute konfrontiert sind.

freie Software ist innovativ, nützlich und für jedermann verfügbar. Sie ist
die ideale Plattform, um mehr Innovation zu erreichen, die sowohl Wirtschafts-
unternehmen als auch der Gemeinschaft und Individuen nützt. Aber wenn nach
Innovationsprogrammen gerufen wird, sind es in der Regel Konzepte mehr
oder weniger gezielter Elitenförderung, die in den Ring geworfen werden.
Dabei ist Hilfe zur Selbsthilfe doch meist erfolgreicher als vorgefertigte Lösun-
gen. Bei der Förderung freier Software ist es ganz ähnlich. Sie ist ein innova-
tiverer Ansatz zur Innovationsförderung, denn durch sie wird eine sich selbst
organisierende Struktur unterstützt, die bereits von sich aus die erforderliche
Innovationskraft hat. Investition in freie Software muss nicht Ideen generieren,
sondern helfen, Ideen umzusetzen. Denn Kreativität ist reichlich vorhanden.

Innovation ist Konsequenz eines kreativen Akts. Kreativität führt zunächst
einmal zur Invention, zur Erfindung, die nicht zwingend Innovation ist. Die
Geschichte der Erfinder ist voll von tragischen Gestalten, die genau an diesem
Unterschied gescheitert sind. Aber auch diejenigen, welche die Hürde genom-
men haben, können sich des wirtschaftlichen Erfolgs nicht sicher sein. Manche
hatten die richtige Idee zum falschen Zeitpunkt. Andere hatten das Pech, dass
ihre Erfindungen bestehende Machtverhältnisse gefährdeten. Wiederum
andere wurden von mächtigen Marktteilnehmern um ihre Idee betrogen. Die
größte Gefahr geht jedoch von denen aus, die den Markt besetzt halten, in
dem eine Innovation für Unruhe sorgt. Um ihr Geschäftsmodell zu schützen,
entwickeln etablierte Unternehmen ein hohes Maß an Kreativität, um sich
innovativere unliebsame Konkurrenz vom Leib zu halten. Dies gilt für alter-
native Anbaumethoden im Agrarbereich genauso wie für alternative Betriebs-
systeme. Ein IT-Unternehmer im Bereich freier Software muss sich mit einer
ähnlichen Lobbymacht herumschlagen wie der Biobauer, den Agrargroßbe-
triebe vom Markt drängen wollen. Beide haben die besseren Argumente, sind
aber häufig in der Defensive. Beide produzieren personalintensiv, schaffen und
erhalten Arbeitsplätze, haben aber keinen politischen Einfluss. Beide sind in
den Interessenvertretungen unterrepräsentiert, weil ihre großen Wirtschafts-
verbände von Großbetrieben dominiert werden.
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Das Vorgehen von Monopolisten gegen Innovationen ist einfach, aber wir-
kungsvoll, im Großen und Ganzen haben sich drei Strategien bewährt: die
Innovation vom Markt wegkaufen, die Innovation vom Markt verdrängen
oder die Innovation integrieren und ihr so die Dynamik nehmen. Das Resultat
ist immer das gleiche, die wirklichen Möglichkeiten werden durch Kommerz
und Kontrollwahn vernichtet. Wenn die Wirtschaft allein die Regeln schreibt,
wie Innovation zu funktionieren hat, bleiben beide auf der Strecke. Und wenn
der Staat mitspielt, umso mehr. Ein aktuelles Beispiel ist das digitale Rechte-
kontrollmanagement, wo sich der Gesetzgeber zum Erfüllungsgehilfen der
Rechtsansprüche von Medien und Industriekartellen instrumentalisieren lässt.

Dabei könnte alles so einfach sein. Das Internet ist die innovative Ver-
triebsplattform schlechthin für Waren und Dienste aller Art. Für die Inhaber
von medialen Verwertungsrechten, derzeit eine Handvoll Konzerne, ist eine
Innovation offensichtlich nur dann attraktiv, wenn sie diese vollkommen kon-
trollieren können. Für die Mitgestaltung der Technik sind sie allerdings fast
schon zu spät dran. Sie haben Jahre verloren in der Hoffnung, Verbote würden
die Dynamik des Webs ersticken. Sie selbst haben nichts getan. Die Angst vor
der Kannibalisierung ihrer Märkte und die Bequemlichkeit, mit der sie sich mit
ihren Erträgen eingerichtet hatten, ließen jede Initiative in den neuen Medien
unattraktiv erscheinen. Doch wer wie die großen Musikverwerter als einziges
Geschäftsmodell die Bereitstellung von Kopien erarbeitet hat und dann die
Digitalisierung verschläft, ist selber schuld. Die Innovation der digitalen Welt
hat die praktisch kosten- und qualitätsverlustfreie Kopie ermöglicht. Eine
innovative Reaktion der Verwerter hätte nun sein können, Mehrwertsqualitä-
ten ihrer Kopien zu entwickeln und zu vermarkten, z.B. im Bereich Verpa-
ckung, Service und Preis. Oder faire Abrechnungsmodalitäten wie eine
Medien-Flatrate anzubieten. Aber lieber erhöhte man die Preise (analoge
Medien wie Vinyl waren teurer in der Produktion, aber bemerkenswerterweise
billiger für den Endkunden), fertigt Minderqualität (CDs mit mehreren tau-
send Prozent Gewinnspanne, aber ohne Booklet) oder kriminalisiert die
unbotmäßigen Konsumenten, indem man ihnen letztlich das Recht auf die Pri-
vatkopie raubt.

Innovation im Medienbereich erschöpft sich heute in Investitionen in nutz-
lose Kopier- und Zugriffsschutzmechanismen. Das Schauspiel, das die Medi-
enverwerter hier bieten, ist typisch für Kartelle, die mit allen Mitteln gegen den
Strom der Innovation schwimmen. Tragisch wird es, wenn sich Gesetzgeber
bemüßigt fühlen, sie in diesem sinnlosen Kampf zu unterstützen.

Ähnlich ist die schon fast verzweifelte Suche proprietärer Anbieter nach
erfolgversprechenden Angriffspunkten zur Verhinderung der Verbreitung von
freier Software und »Open Source«. Tatsache ist: Trotz der inzwischen zum
guten Ton gehörenden Lippenkenntnisse zum Begriff »Open Source« ist vielen
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die Sache immer noch nicht ganz geheuer. Auch bei den Unternehmen, die
aktiv »Open Source« einsetzen, ist die Integration in die proprietär veranker-
ten Wertschöpfungsketten häufig unklar. Dem kommt der Begriff »Open
Source« in seiner mangelhaften Definitionsschärfe entgegen, was ihn zu seiner
eigentlichen Intention zurückführt: Er ist ein Marketinginstrument. Was sich
jedoch an Produkt und Lösungsvolumen darunter subsumieren lässt, ist inno-
vativ und definitiv ein Marktfaktor.

Open Source und vor allem freie Software kommt der Fertigung und Ver-
breitung von Produkten der Informationstechnologie in verschiedenen Aspek-
ten entgegen:

■ Anwender und Nutzer profitieren häufig von der Lizenzkostenfreiheit von
Mainstreamprodukten und Softwarebibliotheken.

■ Mittelständische Unternehmen profitieren von offenen Standards und
Schnittstellen sowie von der technologischen und wirtschaftlichen Unab-
hängigkeit.

■ Große Unternehmen profitieren von Community-Mechanismen durch
Unterstützung bei der Marktdurchdringung und Produktentwicklung.

Bekannte Beispiele für innovative Businessprozesse durch innovative Software
sind Staroffice/OpenOffice.org und die Mozilla-Produktfamilie. Die Chancen
von Staroffice gegenüber der fast vollständigen Marktdurchdringung von
Microsoft Office wären ohne ein kostenfrei und offen verfügbares Open-
Office.org nicht gegeben gewesen. Keine Anwender-Community hätte das
Projekt so vorangetrieben, wenn es beim proprietären früheren Staroffice
geblieben wäre. Mozilla ist ebenfalls mit einem proprietären Ansatz von
Marktführerschaft beim Netscape-Browser in die Bedeutungslosigkeit abge-
stürzt. Die Öffnung zum innovativen Entwicklungs- und Vermarktungsmodell
hat nicht nur aus einem Haufen Quellcodes innovative Software gemacht,
sondern den Weg zurück zur innovativen Marktführung bereitet. Die Innova-
tionskraft, die freier Software und Open Source innewohnt, hat hier zu einer
sichereren, schnelleren und leistungsfähigeren Produktsuite geführt als der
proprietäre Mitbewerber es bieten kann.

Immer noch wird die Anzahl eingereichter Patente als Gradmesser für den
Innovationsgrad einer Wirtschaft benutzt. Aber leider sagt ein Patent nichts
über Qualität und Innovation einer Idee aus. Wenn wir Patentwürdigkeit als
Gradmesser der Innovation nähmen, wäre Einstein nicht innovativ gewesen.
Seine Innovation spielte sich im Kopf ab, ließ sich nicht materialisieren und
zudem erst nach einiger Zeit beweisen. Auch ein geschäftlicher Wert ließ sich
der Relativitätstheorie nicht spontan zuordnen, dennoch veränderte sie die
Technologie radikaler als jede andere Erfindung. Junkfood-Einheiten, wie sie
täglich millionenfach über den Tresen gereicht werden, lassen sich patentieren.
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Ein Menü im 5-Sterne-Restaurant jedoch nicht. Niemand käme deswegen auf
die Idee, dass ein Junkfood-Unternehmen innovativer wäre als 5-Sterne-
Köche. Das Paradigma der hochqualifizierten Arbeit am Standort Europa ist
sicherlich nicht das der billigen und uniformierten Massenproduktion.

Zum großen Überraschungsmoment von Einsteins Auftritt in der Weltge-
schichte trug auch bei, dass seine Innovation nicht geplant war, er nicht an
einem renommierten Institut gefördert von Staat oder Industrie forschte.
Moderne Wirtschaftsunternehmen erfinden selten Neues, sie adaptieren mehr
oder weniger erfolgreich. Vor allem liegt es im natürlichen Interesse dieser
Unternehmen, Innovation zu privatisieren. Nur eigene Innovation ist gute
Innovation, fremde ist Konkurrenz. Wo Innovation angestammte Technolo-
gien und somit Marktpfründe bedroht, wird sie verhindert. Monopole und
Kartelle neigen verständlicherweise besonders dazu, Ideen zu unterdrücken,
die ihren Status gefährden könnten.

Wenn Medienkonzerne kreativen Input brauchen, kaufen sie üblicherweise
kleine Unternehmen. Den direkten Zugang zu kreativen Potenzialen haben die
Großen längst verloren, sie haben keine Idee davon, was wirklich cool ist. Sie
brauchen die Subkultur als Humus jeder kommerziellen Medienverwertung.
Ein Beispiel ist die extrem erfolgreiche Kommerzialisierung von Punk oder
Hiphop/Rap. Beide begannen als Widerstandskulturen und thematisieren
gesellschaftliche, politische, soziale Themen. Ihre Innovation schöpfen solche
Bewegungen aus Unabhängigkeit und Widerstand. Diese Rebellion muss nicht
ausschließlich politisch motiviert sein, fast jeder kennt die Rebellion gegen die
ausgetretenen Pfade der Eltern aus eigenem Erleben. 

Die sich daraus ableitende These ist: Vielfalt und Freiheit sind die Garanten
für Kreativität und Innovation. Große multinationale Konzerne sind nicht
kreativ in der Entwicklung von Ideen, sondern spezialisiert auf deren Verwer-
tung, auf die Vermarktung von Kopien. Unter diesem Aspekt bekommt der
Slogan »Copy kills Music« eine andere Bedeutung, die sicherlich angemesse-
ner ist als das Gejammer der weltweit verbliebenen fünf oder sechs Medien-
Multis, die als Trendparasiten ihr milliardenschweres Dasein fristen. Parasitär,
weil sie die Kreativen so lange nutzen, bis deren Energie verbrannt ist. Nur wer
ausreichend Kontrolle über die Verwertung hat, profitiert als Kreativer wirk-
lich von den Innovationen, die er gestaltet.

Innovation in der Informationstechnologie funktioniert nach ähnlichen
Gesetzen. Erfolgreiche Softwareentwicklung funktioniert am besten durch gut
ausgebildete, kreative und selbstbestimmte Köpfe. Dieses Modell hat für
große industrielle IT-Verwerter einen großen Nachteil: Es macht sie abhängig
vom Einzelnen und widerspricht dem industriellen Leitbild des extrem arbeits-
teiligen Fertigungsprozesses mit möglichst anlernbaren Tätigkeiten, einer Eco-
nomy of Scale, bei der die kreativsten Köpfe in den Marketing-Abteilungen
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sitzen. De-Skilling heißt der Trend. Weg von der Ingenieurskunst und hin zur
ausschließlichen Assemblierung vorgefertigter Komponenten, deren Verwer-
tungsrechte in den Händen weniger IT-Multis liegen. Das Ergebnis für unseren
Standort: keine Kenntnisse, die in die Tiefe gehen. Keine Nutzung noch so tri-
vialer Ideen ohne Lizenzgebühren. Und das im globalen Maßstab nach den
Regeln von WTO/TRIPS und WIPO, auch wenn wir uns so unser wirtschaft-
liches Grab schaufeln. Was wir bekommen, sind Regelwerke für so genanntes
geistiges Eigentum. Endlich können wir einen Teil des Nord-Süd-Gefälles
zumindest intellektuell dadurch überbrücken, dass wir auf die gleiche Stufe
der Abhängigkeit gestellt werden wie Entwicklungsländer. Wir werden erst zu
Technologie-, dann zu Wirtschaftskolonien. Unsere angeblich so teuren Lohn-
kosten werden dann noch teurer, weil wir den Einsatz unseres Wissens lizen-
zieren müssen. Und da alles, was wir erfinden könnten, irgendetwas enthalten
wird, was schon jemand anders erfunden und patentiert hat, ist eine freie Ent-
faltung und Verwertung unserer Stärken nicht mehr möglich.

Einst haben wir Europäer uns für den Nabel der Welt gehalten, jetzt jedoch
bewegen wir uns immer weiter in Richtung Abhängigkeit, mit allen Attribu-
ten, die dazugehören. Diese Abhängigkeit nimmt zu. Die politische Reaktion
darauf aber fordert »Mehr vom Gleichen« – wir müssen wieder Spitze werden,
mehr Patente anmelden, andere in Abhängigkeit bringen etc. Erst wenn China,
wo nicht nur die Löhne niedriger sind, sondern auch alle anderen menschen-
rechtlichen, ethischen und bürgerrechtlichen Standards niedriger sind, mehr
Patente anmeldet als die USA und Europa zusammen, wird man diesen irrsin-
nigen Wettlauf in Frage stellen. Um unsere Unabhängigkeit und unseren Wohl-
stand sichern zu können, müssen wir uns diesem Rattenrennen entgegenstel-
len. 

Innovation ist Suche nach neuen, besseren Wegen. Die Suche beginnt meis-
tens mit einem ungewöhnlichen Konzept und muss sich gegen Unverständnis
und Zweifel durchsetzen. Freie Software ist ein solches innovatives Modell.
Immer mehr gesellschaftliche Gruppen erkennen ihren Wert und verstehen
ihre Möglichkeiten. Wenn es uns gelingt, die Vorteile freier Software und
freien Wissens zu erhalten, weiter zu entwickeln und besser zu nutzen, haben
wir einen großen Schritt auch für den Erhalt der wirtschaftlichen Unabhängig-
keit und Entwicklung getan.

Literatur

Quah, Danny (2003): Creativity and Knowledge: Managing and Respecting 
Intellectual Assets in the 21st Century, Clifford Barclay Memorial Lecture, 
London School of Economics November 13, http://www.lse.ac.uk/collections/
LSEPublicLecturesAndEvents/events/2003/20030915t1457z001.htm.



85

7 User Innovation:
Der Kunde kann’s besser

Frank T. Piller

Moderne Informations- und Kommunikationsmedien bieten völlig neue
methodische Möglichkeiten, das Wissen der Kunden zu erheben und systema-
tisch in den Innovationsprozess zu integrieren. Dabei werden Innovationspro-
zesse auch vom Kunden selbst angestoßen: Kunden werden zu aktiven Betei-
ligten im Innovationsprozess. Unter dem Begriff »User Innovation« wird in
jüngster Zeit eine intensive Diskussion über die Potenziale neuartiger Formen
von Entwicklungskooperationen zwischen Unternehmen und Abnehmern
geführt. Der Beitrag zeigt, wie Unternehmen die kreativen Potenziale ihrer
Kunden nutzen können.

Kunden als Innovatoren: Das Beispiel Kite-Surfing

Kite-Surfing ist eine der derzeit aufstrebenden Trendsportarten. Der Sport
wurde von Surfern initiiert, die – getrieben von dem Wunsch nach immer
höheren und weiteren Sprüngen – mit der Kombination eines Surfboards und
eines Segels vom Drachenfliegen experimentierten. Aus diesen anfänglichen
Versuchen entwickelte sich in den letzten Jahren eine beachtliche Nischenin-
dustrie. Sie ist ein klassisches Beispiel dafür, dass viele neue Produkte (oder wie
hier gar neue Märkte) das Ergebnis einer Idee von Anwendern sind (von Hip-
pel 2005). Gerade im Sportartikelbereich gibt es eine Vielzahl von Studien, die
diese Rolle von Usern und Anwendern, sprich: Kunden, als Initiatoren neuer
Produkte und Quelle von Innovationen beschreiben. Manche Experten schät-
zen den Anteil an Innovationen, die von den Anwendern und nicht von den
Herstellern kommen, sogar auf bis zu sechzig Prozent (Lüthje 2003). Doch die
Kite-Surfing-Industrie ist darüber hinaus ein Beispiel dafür, wie User Innova-
tion die Regeln industrieller Wertschöpfung per se ändern kann. Denn Kun-
den-Innovatoren im Kite-Surfing-Bereich tragen nicht nur entscheidend zur
Entwicklung der Ausstattung bei, sondern übernehmen inzwischen auch viele



86 Frank T. Piller

andere Aufgaben, die früher in der Verantwortung professioneller Hersteller
gesehen wurden, allen voran die Koordination des Produktionsprozesses. 

Diese Hersteller, oft gegründet von Sportlern, die ihr Hobby zum Beruf
gemacht haben, bilden heute eine geschätzte 200-Millionen-Dollar-Industrie,
die vor allem die Kites (Drachensegel) entwickelt, produziert und vertreibt.
Um eine Innovation im Kite-Surfing erfolgreich umzusetzen, werden eine Viel-
zahl an Fähigkeiten benötigt: Kenntnisse über Materialien und deren Eigen-
schaften für die Segel, Kenntnisse über Aerodynamik und Physik für die For-
men der Segel, Kenntnisse über Mechanik für die Seilsysteme etc. Die
Hersteller sind bei der Entwicklung neuer Designs in der Regel auf die Kennt-
nisse beschränkt, die sie in ihren eigenen vier Wänden gewinnen, meist kleine
Entwicklungsabteilungen aus drei bis fünf Mitarbeitern. Das Ergebnis sind
eher kontinuierliche Weiterentwicklungen und Verbesserungen bestehender
Designs, aber keine bahnbrechenden neuen Entwicklungen.

Die Kunden dagegen haben ein viel größeres Potenzial zur Verfügung und
keine Werksgrenzen zu beachten. Initiiert und koordiniert von einigen begeis-
terten Kite-Surfern existieren heute eine Reihe von Internet-Communities, wo
Nutzer neue Designs für die Drachensegel veröffentlichen und kommentieren.
Mit Hilfe einer Open-Source-Design-Software (eine Art CAD-System) können
die Nutzer etwa auf zeroprestige.org neue Designs für die Kites entwerfen und
zum Download bereitstellen. Anderen Nutzern dienen diese als Ausgangslage
für eine Weiterentwicklung, oder sie bekommen vielleicht die Idee für eine
radikale neue Entwicklung. Unter den vielen Hunderten teilnehmenden Nut-
zern sind vielleicht einige, die in ihrem Berufsleben mit neuen Materialien
arbeiten, andere studieren Physik oder sind gar als Strömungstechniker bei
einem Autohersteller tätig. Oft kann diese Gruppe von Kundenentwicklern
auf einen viel größeren Pool an Talenten und Fähigkeiten zurückgreifen, als
dies einem Hersteller möglich ist. Das Ergebnis ist eine Vielzahl an neuen Ent-
wicklungen, Tests, Modifikationen und schließlich neuer Designs, die allen
Mitgliedern der Gemeinschaft zur Verfügung stehen.

Kite-Surfing ist ein besonders spannender Fall, da hier die Nutzer noch
einen Schritt weiter gehen: Denn was nützt der innovativste neue Entwurf für
ein neues Drachensegel, wenn dieser nur als Datenfile existiert? Findige Kun-
den haben aber entdeckt, dass an jedem größeren See ein Segelmacher exis-
tiert, der CAD-Files verarbeiten kann. Die Kunden können so ein Design ihrer
Wahl herunterladen, die Datei zum Segelmacher bringen und dort professio-
nell in ein Produkt umsetzen lassen. Da dieser Prozess keinerlei Innovationsri-
siko und Entwicklungskosten für den Hersteller beinhaltet, sind die derart
hergestellten Drachen oft um mehr als die Hälfte billiger als die Produkte der
professionellen Kite-Hersteller, und das bei oft überlegener Leistung. Die
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Koordinationsleistung des Produzierens wird ebenfalls von den Anwendern
übernommen.

Setzt sich diese Entwicklung fort, kann man sich leicht vorstellen, dass die
Kunden Teile dieser Industrie »übernehmen«. Ihre Motivation ist nicht Profit-
maximierung oder die Marktführerschaft, sondern das Streben nach dem best-
möglichen Produkt zur Eigennutzung. Die Anwender, die sich an diesem Pro-
zess beteiligen, haben verstanden, dass dieses Ziel am besten nicht durch einen
geschlossenen, sondern durch einen offenen Innovationsprozess erreicht wer-
den kann. Ihr eigenes Engagement ruft Reaktionen und Beiträge anderer her-
vor und schafft damit einen Mehrwert für alle. Was sich in diesem Beispiel als
kreative Spielerei einzelner anhört, ist kein Einzelfall: Es existiert heute eine
Vielzahl an empirischer Forschung, die die Bedeutung und teilweise auch
Dominanz von User Innovation als Quelle neuer Produkte in vielen Branchen
zeigt.

Bedürfnis- und Lösungsinformation im Innovationsprozess

Es ist eine der zentralen Herausforderungen im Innovationsprozess, die
marktbezogenen und technologischen Unsicherheiten in den frühen Phasen
des Innovationsprozesses möglichst weitgehend zu reduzieren. Dafür benötigt
ein Unternehmen zwei grundlegende Arten von Information: 

■ Bedürfnisinformation über die Kunden- und Marktbedürfnisse, d.h. Infor-
mationen über die Präferenzen, Wünsche, Zufriedenheitsfaktoren und
Kaufmotive der aktuellen und potenziellen Kunden bzw. Nutzer einer Leis-
tung. Zugang zu Bedürfnisinformation beruht auf einem intensiven Ver-
ständnis der Nutzungs- und Anwendungsumgebung der Abnehmer. 

■ Lösungsinformation beschreibt die technologischen Möglichkeiten und
Potenziale, Kundenbedürfnisse möglichst effizient und effektiv in eine kon-
krete Leistung zu überführen. Lösungsinformation ist die Grundlage für die
entwerfenden Aktivitäten von Produktentwicklern im Innovationsprozess.

Klassischerweise werden Bedürfnis- und Lösungsinformation zwei unter-
schiedlichen Domänen zugeordnet: Ein Hersteller versucht, über eine Vielzahl
an Marktforschungstechniken Bedürfnisinformation am Markt abzugreifen,
um dann unter Anwendung der intern vorhandenen Lösungsinformation
(bzw. neu aufzubauenden Lösungsinformation durch Einkauf von Technolo-
gien am Markt oder die Abwerbung von Entwicklern von der Konkurrenz) ein
passendes neues Produkt zu kreieren. Kunden werden so als Ort der Bedürf-
nisinformation, Unternehmen als Ort der Lösungsinformation gesehen. Inno-
vation ist Aufgabe des Herstellers, der aus eigener Kraft Informationen über
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Bedürfnisse vom Markt in innovative Lösungen umsetzt. In dieser Vorstellung
haben die Kunden nur eine passive Rolle im Marktforschungsprozess. Innova-
tion als geschlossener, unternehmensinterner Prozess manifestiert sich in den
auch heute oft noch verbreiteten Schilderungen der glorreichen Leistungen
großer, von der Öffentlichkeit eng abgeschirmter unternehmensinterner For-
schungslaboratorien wie Xerox PARC, Lucent Bell Labs oder das Garchinger
Labor von General Electric.

Kunden als Quelle von Innovation

Eine Vielzahl an empirischen Untersuchungen hat aber gezeigt, dass viele
Innovationen ihren Ursprung nicht in einem bestimmten Herstellerunterneh-
men haben, sondern Ergebnis eines interaktiven Prozesses zwischen Hersteller
und Markt sind. Ziel ist die Nutzung des kreativen Potenzials unterneh-
mensexterner Quellen zur Reduzierung des Risikos von Investitionen in inno-
vative Aktivitäten. Dabei wird der Markt nicht nur als Quelle der Bedürfnis-
information, sondern vor allem auch als Quelle von Lösungsinformation
gesehen. Diese Idee basiert auf der Beobachtung, dass viele Innovationen nicht
ausschließlich auf rein internen Aktivitäten eines Unternehmens beruhen. Der
Innovationsprozess kann vielmehr als interaktive Beziehung zwischen einem
fokalen Unternehmen (klassisch: der »Innovator«) und seinen Zulieferern,
Kunden und anderen Institutionen gesehen werden. Das frühe Bild des »ein-
samen« innovativen Unternehmers nach Schumpeter (1942) weicht einer
deutlich vielschichtigeren Sichtweise des Innovationsprozesses als Netzwerk
verschiedenster Akteure (von Hippel 1988, 2005). Der Erfolg einer Innova-
tion basiert folglich zu einem großen Teil auf der Fähigkeit des Unternehmens,
entlang aller Phasen des Innovationsprozesses Netzwerke mit externen Akteu-
ren einzugehen. 

In der englischsprachigen betriebswirtschaftlichen Literatur wird seit eini-
gen Jahren unter dem Begriff Open Innovation eine Interpretation des Inno-
vationsprozesses als interaktives, verteiltes und offenes Innovationssystem dis-
kutiert (Piller 2003b). Die Verbreitung des Begriffs geht vor allem auf
Chesbrough (2003) zurück. »Open Innovation« propagiert einen offenen
Innovationsprozess und kontrastiert diesen mit dem klassischen geschlossenen
Prozess (»closed innovation«), in dem Unternehmen nur die Ideen nutzen, die
aus ihrer eigenen Domäne stammen. Open Innovation kann als horizontale
wie vertikale Kooperation im Innovationsprozess von einer Vielzahl von
Akteuren verstanden werden. Universitäten, Forschungseinrichtungen, Start-
ups, Zulieferer, Kunden und teilweise sogar Konkurrenten arbeiten zusam-
men, um interne Ideen mit externem Know-how und Wissen zu verbinden.
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Ziel ist die Entwicklung einer Leistung auf einem höheren Niveau als im Ver-
gleich zu einer Entwicklung, die rein auf dem Wissen nur eines Unternehmens
beruht. Eine der wichtigsten Quellen externen Wissens für den Innovations-
prozess ist Kundeninformation. Denn neben Lieferanten, Wettbewerbern und
externen Forschungseinrichtungen sind vor allem aktive oder potenzielle
Abnehmer und Nutzer wichtige Quellen externen Wissens für den Innovati-
onsprozess. 

Neben dem Ursprung von Bedürfnisinformation können Abnehmer auch
eine wichtige Quelle für Lösungsinformation darstellen. Der Kundenbeitrag
beschränkt sich in diesem Fall nicht nur auf die Bedürfnisartikulation oder die
Beteiligung an Markttests, sondern umfasst den Transfer konkreter Innovati-
onsideen, ausgereifter Produktkonzepte oder gar fertig entwickelter Prototy-
pen. Diese Rolle der Kunden als aktiver und kreativer Partner im Innovations-
prozess wird bislang in der Literatur nur wenig betrachtet (und ist auch nicht
Bestandteil des »Open Innovation«-Verständnisses von Chesbrough). Viel-
fach wird angenommen, dass diese Art von Kundenbeiträgen selten ist, sich an
bestehenden Problemlösungen orientiert und deshalb eher zu inkrementellen
statt zu radikalen Innovationen führt. Studien in zahlreichen Branchen der
Investitionsgüterindustrie, aber auch in Konsumgütermärkten zeigen jedoch,
dass sehr fortschrittliche Kunden regelmäßig (radikal) innovative Leistungen
initiieren und so entscheidend zum Innovationserfolg beitragen. Einen Über-
blick über das Ausmaß dieser aktiven Rolle der Anwender gibt folgende
Tabelle.

Der Hebeleffekt von User Innovation beruht vor allem auf der Erweiterung
der Spannbreite der Ideen- und Lösungsfindung. Ziel ist nicht nur, durch den
Einbezug externer Akteure den Zugang zu Bedürfnisinformation zu verbes-
sern, sondern auch einen erweiterten Zugang zu Lösungsinformation zu erhal-
ten. Intern fokussierte Innovationsprozesse sind auf den kreativen Input und
das Wissen einer relativ kleinen Gruppe von Ingenieuren, Produktmanagern
und anderen Mitgliedern des Produktentwicklungsteams beschränkt. Wird
nun diese Gruppe um externe Akteure erweitert, können Ideen, Kreativität,
Wissen und Lösungsinformation einer deutlich größeren Gruppe von Indivi-
duen und Organisationen in den Innovationsprozess einfließen – und damit
Inputfaktoren erschlossen werden, die zuvor nicht für den Innovationsprozess
zur Verfügung standen.
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Ausgewählte Studien zum Anteil von Kundeninnovationen an allen Innovationen in dieser 
Branche (entnommen aus von Hippel 2005)

User Innovation: hersteller- oder kundeninitiiert?

Die Mitwirkung von Kunden in der Produktentwicklung ist weder in der Pra-
xis noch in der Literatur ein neues Phänomen. Doch eine breite Diskussion
und die aktive Einführung entsprechender Organisationsstrukturen sind erst
seit relativ kurzer Zeit verstärkt zu beobachten. Große Unternehmen wie
Audi, Adidas, BMW, Huber Group, Eli Lilly oder Procter&Gamble haben in
letzter Zeit entsprechende Initiativen gestartet und Infrastrukturen für Open
Innovation aufgebaut. Neugründungen wie MySQL, Threadless.com oder
Zagat haben sogar ihr Geschäftsmodell ganz auf die Entwicklung ihrer Pro-
dukte durch den Markt abgestellt. Die Ursache für diese Entwicklung sind
moderne Informations- und Kommunikationstechnologien, die vielen Anbie-
tern heute eine kostengünstige Möglichkeit aufzeigen, mit vielen Kunden

Beispiel Stichprobe Anteil an inno-
vativen Nutzern

Quelle

Industrieprodukte

1. CAD Software
für integrierte 
Schaltkreise

136 Angehörige von 
Nutzerfirmen

24,3 %
Urban & von 
Hippel 1988

2. Industrie-
Installationen

Angestellte in 74 Firmen, 
die Rohrinstallationen 
durchführen

36 %
Herstatt & von 
Hippel 1992

3. Bibliografische 
Informationssysteme

Bibliothekare in 102 
australischen Bibliotheken, 
die OPAC-Systeme nutzen

26 %
Morrison et al. 
2000

4. Medizintechnik
261 Chirurgen in deutschen 
Universitätskliniken

22 % Lüthje 2003

5. Sicherheits-
Features für
Apache Server

131 technische versierte 
Nutzer (Webmaster)

19,1 %
Franke & von 
Hippel 2003

Konsumgüter

6. Outdoor-Produkte
153 Empfänger eines 
Mail-Order-Katalogs für 
Trekking-Produkte

9,8 % Lüthje 2004

7. »Extrem«-
Sportequipment

197 Mitglieder aus 4 Sport-
clubs in neuen Sportarten

37,8 %
Franke & 
Shah 2003

8. Mountain-Biking
291 Mountain-Biker in einer 
Region

19,2 %
Lüthje et al. 
2003
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gleichzeitig in eine individuelle Interaktion zu treten und sie durch geeignete
Kommunikationsplattformen aktiv in die verschiedenen Phasen des Innovati-
onsprozesses einzubeziehen. Diese Sichtweise beschreibt eine Zusammenar-
beit zwischen Unternehmen (Hersteller) und Kunde (User), die vom Unterneh-
men initiiert und in einem kooperativen Modus zwischen beiden Akteuren
vollzogen wird. Ziel ist, im Sinne einer Wertschöpfungspartnerschaft gemein-
same System- und Problemlösungskapazität zwischen Unternehmen und Kun-
den aufzubauen und zu nutzen (Reichwald/Piller 2003). Die Kunden werden
dabei selbst aktiv und konkretisieren ihr implizites Wissen über neue Produkt-
ideen und -konzepte, unter Umständen unter Verwendung bestimmter Hilfs-
mittel des Unternehmens. 

Diese Sichtweise ist von der »klassischen« Interpretation von User Innova-
tion abzugrenzen, bei der Kunden autonom und unabhängig vom Hersteller-
unternehmen aktiv werden. Hier ist es dann Aufgabe des Herstellers, die Kun-
denentwicklungen zu identifizieren und in die eigene Domäne zu überführen.
Klassisches Beispiel ist hier der »Lead User« (von Hippel 1988). Ein Lead User
hat vor dem allgemeinen Markt ein Bedürfnis für eine neue Anwendung und
darüber hinaus auch die Fähigkeiten, dieses Bedürfnis in eine Lösung umzu-
setzen. Die Motivation, innovativ tätig zu werden, liegt im Wunsch begründet,
die resultierende Lösung selbst nutzen zu können. Gerade im Industriegüter-
bereich, wo das Lead-User-Phänomen schon lange beschrieben ist (z.B. Her-
statt/von Hippel 1992), überführen viele Lead User ihre Idee selbstständig in
einen funktionsfähigen Prototyp – ohne Einbezug und Kooperation mit einem
Hersteller. Auch das Beispiel Kite-Surfing ist in diese Domäne einzuordnen.

Herstellerinitiierte Kundeninnovation geht dagegen davon aus, dass die
Herstellerunternehmen bestimmte Kapazitäten bereitstellen, damit die Kun-
den einfacher innovativ tätig werden können bzw. ihre Ideen aktiv an den Her-
steller herantragen können. Ziel ist der bessere Zugang zu Bedürfnis- und
Lösungsinformation, die der Hersteller in diesem Ausmaß nicht durch einen
klassischen internen Innovationsprozess erlangt hätte. Insbesondere wenn
diese Information die Eigenschaft so genannter »sticky information«, also
implizites Wissen besitzt, kann User Innovation den Aufwand des Zugangs zu
dieser Information deutlich reduzieren (von Hippel 1998). Im Ergebnis ist eine
bessere Anpassung der Innovation an die Marktbedürfnisse zu erwarten. Das
Flop-Risiko sinkt. Ein höherer »fit-to-market« (Übereinstimmung der Pro-
dukteigenschaften mit den Marktbedürfnissen) stellt oftmals die Basis einer
Differierungsstrategie dar – und damit die Möglichkeit, die Zahlungsbereit-
schaft aller Kunden zu steigern (Franke/Piller 2004). 

Das zentrale Hilfsmittel für ein herstellerinitiiertes System für User Inno-
vation sind so genannte »Toolkits for User Innovation and Co-Design«
(Franke/Piller 2004; Füller et al. 2003; Thomke/von Hippel 2002). Diese Tool-
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kits ähneln auf den ersten Blick hinlänglich bekannten Produktkonfigurato-
ren, wie sie traditionell im Investitionsgüterbereich, heute aber auch verstärkt
im Konsumgüterbereich zum Einsatz kommen, um im Rahmen einer hohen
Variantenvielfalt (Mass Customization) eine fertigungsfähige, kundenindivi-
duelle Produktspezifikation zu ermitteln (Piller 2003a). Ziel von Innovation-
Toolkits ist aber, aktuelle und potenzielle Kunden kreativ neue Produkte oder
Produktvariationen schaffen zu lassen, die dann in der Regel in einem Mas-
senmarkt vielen Kunden angeboten werden sollen. Im Gegensatz zur Individu-
alfertigung ist der Ausgangspunkt deshalb nicht eine vorgegebene Produktar-
chitektur, sondern vielmehr ein Anwendungs- oder Nutzungsbedürfnis der
(potenziellen) Kunden. 

Der Einsatz von Toolkits hat zwei Zielrichtungen. Zum einen sollen die
Innovationsaktivitäten von Nutzern gezielt erschlossen werden, um Produkte
zu entwickeln, die genau auf die Bedürfnisse der Kunden abgestimmt sind.
Ziel ist, in einem gewissen Maß Entwicklungs- und Innovationsaktivitäten an
die Anwender auszulagern. Das geschieht dadurch, dass den Nutzern ein
Werkzeug an die Hand gegeben wird, mit dessen Hilfe eigene, bedarfsgerechte
Lösungen gefunden werden. Dabei sollen vor allem Problemlösungsprozesse
adressiert werden, die auf Kundenzufriedenheit und -bedürfnisse unmittelbare
Auswirkungen haben. Zum anderen sollen diese Toolkits Zugang zu implizi-
tem Wissen der Nutzer bieten (von Hippel 1998). Viele Kunden sind sich ihrer
Wünsche nicht bewusst oder können diese nicht explizit formulieren (Piller
2003a). Die Folge sind kostspielige Nachbesserungen oder Produkte, die am
Markt vorbei entwickelt werden. Durch die Verwendung von Innovation-
Toolkits sollen Kunden nicht nur in einem »Learning by Doing«-Prozess ihre
eigenen Wünsche besser konkretisieren, sondern auch in ihrer Domäne vor-
handene Lösungsinformation in ein konkretes Konzept umsetzen können. Der
Einsatz von Innovation-Toolkits lässt Wissen direkt dort nutzen, wo es sich
bereits befindet: beim Kunden. Gerade in einem interaktiven Innovationspro-
zess zwischen Unternehmen und Kunden treffen oft unterschiedliche Arten
von Herangehensweisen, verschiedene Ausgangsdaten, unterschiedliche Tools
und vor allem diverse Erfahrungshintergründe in Bezug auf ein gemeinsames
Innovationsproblem aufeinander (Herstatt/Sander 2004). Wenn es ein Unter-
nehmen schafft, durch eine passende Plattform diese vielfältigen Quellen und
Wissensperspektiven in einem interaktiven, aber dennoch zielgerichteten Pro-
blemlösungsprozess zu bündeln, kann es oftmals die Leistungsfähigkeit seines
Innovationssystems entscheidend verbessern (Reduktion der Entwicklungszei-
ten und -kosten). 

Die folgende Abbildung beschreibt das Beispiel eines solchen Toolkits bei
der Adidas AG. Dies ist sicherlich nur ein erster Schritt zur Öffnung des Inno-
vationsvorgangs bei diesem Unternehmen und eine im Vergleich zum Kite-Sur-
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fing-Beispiel deutlich weniger weitreichende Strategie. Für ein Unternehmen
wie Adidas stellt dieses Projekt aber einen wichtigen ersten Schritt dar, der nun
Auslöser für viele weitere Initiativen ist.

Beispiel für ein Toolkit für Kundeninnovation von Adidas

Adidas bietet mit dem miAdidas-Programm seit 2001 den Kunden die Mög-
lichkeit, im Rahmen eines Co-Design-Prozesses (Mass Customization) bei der
Gestaltung individueller Sportschuhe mitzuwirken. Seit 2004 ist diese Interak-
tion auch auf den Innovationsprozess ausgedehnt: Im Rahmen eines externen
Ideenwettbewerbs können die Kunden neue Produkte und Service-Ideen ent-
wickeln und gegenseitig bewerten. Grundsätzlich orientierte sich die Entwick-
lung der miAdidas-Interaktionsplattform an den von Thomke und von Hippel
(2002) dargestellten Prinzipien zur Gestaltung eines Toolkits. Besondere Sorg-
falt wurde darauf verwandt, dem Nutzer ein Höchstmaß an Benutzerfreund-
lichkeit zu bieten. Bei der Entwicklung eines kreativen Beitrags ist darüber
hinaus ein benutzerfreundliches Vorgehen möglich. Durch die Vorgabe ver-
schiedener Situationen sollen die Kundenbeiträge vorstrukturiert werden. 

Motive von Kunden zur Mitwirkung am Innovationsprozess 

Eine hoch interessante Frage ist die nach den Motiven der Kunden, sich am
Innovationsprozess eines Herstellerunternehmens zu beteiligen (Reichwald/
Ihl/Seifert 2005). Dies gilt insbesondere für herstellerinitiierte Kundeninnova-
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tion, bei der das Unternehmen der direkte Nutznießer der gemeinschaftlich
hervorgebrachten Innovation ist und oftmals alle Eigentumsrechte an dieser
erhält. Forschung über die Motive und Erwartungen innovativer Kunden (das
heißt hier: von Kunden und Nutzern, die Input für den Innovationsprozess
eines Herstellers bieten) ist vor allem deshalb interessant, da empirische For-
schungsarbeiten immer wieder das Phänomen freier Preisgabe von Informa-
tion nachgewiesen haben: Kunden und Nutzer überlassen dem Herstellerun-
ternehmen Informationen für den Innovationsprozess, teilweise sogar in Form
fertiger Prototypen, ohne dafür eine monetäre Gegenleistung zu verlangen
(Henkel/von Hippel 2005). Hieraus ergibt sich die Frage, warum Kunden
solch ein auf den ersten Blick unökonomisches Verhalten zeigen – gilt doch seit
jeher die Exklusivität an einer Invention als die wesentliche Rente des Innova-
tors.

Motivation begründet und erklärt menschliches Verhalten in seiner Art,
Ausdauer und Intensität. Motivation entsteht, wenn in konkreten Situationen
durch wahrgenommene Anreize verschiedene Motive aktiviert werden, die in
ihrer Struktur und Stärke des Zusammenwirkens zu einem bestimmten Ver-
halten führen. In diesem Zusammenhang ist es für Unternehmen wichtig zu
verstehen, welche Motive bei Kunden zur Beteiligung an Innovationsaktivitä-
ten führen und welche Anreize zur Aktivierung dieser Motive notwendig sind.
Entsprechende empirische Forschung über die Motive innovativer Kunden
steht erst am Anfang. Lediglich für den Open-Source-Bereich existieren inzwi-
schen eine Vielzahl von Arbeiten (siehe die entsprechenden Beiträge in diesem
Buch). In Übertragung der Ergebnisse dieser Studien können drei Arten von
Motiven unterschieden werden (Reichwald/Ihl/Seifert 2005): 

■ Extrinsische Motive sind Motive, die durch Folgen der Tätigkeit und ihre
Begleitumstände befriedigt werden. Ein wesentliches extrinsisches Motiv
liegt in der Erwartung der Kunden, eine Produkt- oder Dienstleistungsinno-
vation selbst nutzen zu können (Morrisson et al. 2000). Ähnlich wie fort-
schrittliche Industriekunden entwickeln auch manche Konsumenten eher
als andere neue Leistungsanforderungen und -erwartungen, die durch das
existierende Angebot nicht erfüllt werden. Hieraus resultiert ein Zustand
von Unzufriedenheit, der Kunden dazu veranlasst, unter Umständen einen
innovativen Prototyp vollständig selbst zu realisieren oder sich an ein
Unternehmen für die Realisierung zu wenden (Lüthje 2003). Darüber hin-
aus können materielle Gegenleistungen, etwa Rabatte oder Bonuspunkte,
Gratisprodukte, freiwillige Zahlungen des Unternehmens oder eine Lizen-
zierung, extrinsische Erwartungen fördern. 

■ Intrinsische Motive werden durch die Tätigkeit selber befriedigt. Sie erge-
ben sich aus einer stimulierenden Aufgabe heraus. Kunden beurteilen eine
Innovationsaufgabe positiv, wenn sie das Gefühl von Spaß, Exploration
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und Kreativität vermittelt. Damit Kunden die Erfahrung einer Beteiligung
an Innovationsaktivitäten wertschätzen, ist es wichtig, dass sie einerseits
der Aufgabe gewachsen sind und andererseits die Aufgabe als Herausforde-
rung betrachten. Erhalten sie unmittelbare Rückkopplung über ihre Leis-
tung, entsteht bei den Kunden ein Gefühl der Selbstbestimmung, Kontrolle
und Kompetenz.

■ Soziale Motive treten hinzu, wenn menschliches Handeln durch andere
beeinflusst ist oder auf andere Personen Einfluss nimmt. Gerade in einem
Umfeld, in dem das Engagement eines Kunden in Innovationsaktivitäten für
andere Marktteilnehmer sichtbar ist, treten eine Reihe sozialpsychologi-
scher Motive hinzu. Dies zeigen nicht zuletzt Erfahrungen aus der Open-
Source-Software-Entwicklung, bei der eine unüberschaubare Zahl von Ent-
wicklern ihre Aktivitäten gegenseitig »beobachten« und bewerten. Gerade
die Kundenintegration über virtuelle Internet-Gemeinschaften bietet auch
in vielen anderen Produktbereichen die Möglichkeit, eine große Anzahl von
Kunden mit verhältnismäßig geringem Aufwand zu vereinen. Das soziale
»Moment« solcher Gemeinschaften kann unter Umständen die Innovati-
onsbereitschaft der Kunden steigern, indem Kunden sich gegenseitig bei
Innovationsaufgaben unterstützen. Kunden erwarten durch diese Interak-
tion mit anderen Kunden zum Teil Anerkennung oder entsprechende
Gegenleistungen für geleistete Hilfestellung und Beiträge. In einer sozialen
Betrachtung findet dieser Austausch zwischen Kunden auch aufgrund des
symbolischen Werts ihres Verhaltens und sozialer Normerfüllung (z.B.
Altruismus) statt. Die Interaktion zwischen Kunden entsteht aus Vertrauen
und der moralischen Verpflichtung heraus, einander zu helfen. Wertschät-
zung kann auch in der Knüpfung sozialer Kontakte mit Gleichgesinnten
oder in der Möglichkeit liegen, auf die Umwelt Einfluss zu nehmen.

Außerhalb der Open-Source-Domäne existieren heute nur wenige empirisch
fundierte Arbeiten, welche die Motive innovativer Kunden im Detail untersu-
chen. 

Ergänzend, nicht substituierend

Ziel meines Beitrags war zu zeigen, dass User Innovation eine viel verspre-
chende Ergänzung vorhandener Praktiken im Innovationsmanagement bieten
kann. Jedoch bedeutet dies keinesfalls die Ablösung des herkömmlichen,
unternehmensgetriebenen Innovationsprozesses. Vielmehr stellen diese Kon-
zepte ergänzende Instrumente und Denkansätze dar, um den Zugang zu
Bedürfnis- und Lösungsinformation für ein Unternehmen zu vergrößern und
damit die Unsicherheiten im Innovationsprozess zu reduzieren (bessere Über-
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einstimmung zwischen neu eingeführten Produkten und den tatsächlichen
Bedürfnissen der Nutzer). 

Es wird auch weiterhin Bereiche geben, in denen die interne Organisation
und der interne Vollzug von Innovationsaktivitäten einen großen Vorteil
gegenüber Open Innovation bieten können. Jedoch erscheint angesichts des
dominierenden Fokus der Literatur im Bereich Innovations- und Technologie-
management auf das interne Management des Entwicklungsprozesses (z.B.
Bildung von interdisziplinären Teams, Schaffung von Anreizsystemen für For-
scher, Controlling der Entwicklung) zusätzliche Forschung im Bereich des
Managements von Kundeninnovation nötig und zielführend, um zu einer
nachhaltigen Innovation des Innovationsmanagements in vielen Unternehmen
zu kommen. 

Weiterführende Quellenhinweise

Hippel, Eric von (2005): Democratizing Innovation, Cambridge, MA: MIT-Press.

Piller, Frank/Christoph Stotko (Hg.) (2004): Neue Wege zum innovativen Produkt: 
Mass Customization, Open Innovation und Kundenintegration, Düsseldorf: 
Symposion (Online-Ausgabe unter http://www.open-innovation.com/ibook.htm).

Internet

www.open-innovation.com: Website des Autors mit mehr Informationen zum Thema, 
insbesondere zum Einbezug der Kunden mittels Toolkits.

userinnovation.mit.edu: Sammlung wissenschaftlicher Paper zum Thema und Kontakt 
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8 Innovation durch offene Forschungspolitik
und offene Unternehmenskulturen

Plädoyer für einen Strategiewechsel in der 
Innovationspolitik

Ulrich Klotz

Von der Technikplanung zur Förderung der Innovatoren

»Innovation«: Zauberformel, Schlüsselbegriff, Modewort, Worthülse – 
angesichts seiner inflationären Verwendung ist das Thema zurzeit nicht 
gerade originell. Über kaum etwas anderes ist so schnell Einigkeit zu 
erzielen, kaum eine Politikerrede oder ein Konferenzbeitrag, kaum ein 
Memorandum oder Kommissionsbericht kommt ohne Sätze wie diesen 
aus: »Innovationen bestimmen unsere Zukunft.«

Im Grunde ist das Innovationsthema so alt wie die Industriegesellschaft, die
schließlich aus Innovationen – Erfindungen mit Marktrelevanz – hervorgegan-
gen ist. Doch seit man in den siebziger Jahren bei uns erstmals eine »techno-
logische Lücke« diagnostizierte – weil die Bedeutung der Mikroelektronik zu
spät erkannt wurde –, wird alle zwei, drei Jahre in der Politik mit kriegeri-
schem Vokabular eine neue »Innovationsoffensive« gestartet.

Wie bei jedem facettenreichen Begriff, so sind auch beim Stichwort »Inno-
vation« Missverständnisse nichts Ungewöhnliches. Allein die Fachliteratur
unterscheidet heute gut ein Dutzend verschiedener Arten: Produkt-, Prozess-,
Durchbruchs-, Radikal-, Basis-, Inkremental-, Disruptiv-, Substitutions-Inno-
vation etc., ganz abgesehen von zahllosen Beiwörtern: technische, organi-
satorische, soziale, kulturelle Innovation. Referieren Manager über das
Thema, ziehen sie oft das neueste High-Tech-Gadget aus der Westentasche, ein
GPS-Video-MP3-Mobil-Something: Seht her – das ist Innovation! Doch was
uns Ingenieure präsentieren, ist Technik von heute und Innovation von gestern
– dafür braucht es allenfalls noch eine Marketingoffensive.
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Innovation ist kein Gegenstand, sondern ein Prozess. Innovation bedeutet
Veränderung, in den Worten Joseph Schumpeters, »etwas Neues zu tun oder
etwas, was bereits gemacht wird, auf eine neue Art zu machen«.

Angesichts vielfältiger sozialer, ökologischer, politischer und ökonomi-
scher Fehlentwicklungen wachsen allerdings auch Zweifel am Allheilmittel
Innovation. Nicht alles, was neu ist, ist auch nützlich. Auch ist das Neuere
nicht immer das Bessere. Innovation sollte kein Selbstzweck sein, sondern
Lösungen liefern für unsere »Aufgabe Zukunft: Qualität des Lebens« – dieses
Motto einer IG-Metall-Konferenz von 1972 ist so prägnant wie zeitlos richtig.
Weil Lebensqualität insbesondere durch Arbeit (oder Arbeitslosigkeit) beein-
flusst wird, zählen vor allem Veränderungen auf diesem Feld zu den Innovati-
onen, über die es sich nachzudenken lohnt.

Viele Ansätze zur Verringerung der Arbeitslosigkeit konzentrieren sich auf
Möglichkeiten zur Kostensenkung oder zur Verteilung der vorhandenen
Arbeit. Doch durch Sparen oder Umverteilung wird keine neue, zusätzliche
Arbeit geschaffen. Neue Arbeit entsteht durch Innovation. Sie ist der
Schlüsselfaktor für den Erfolg von Unternehmen und damit letztlich auch für
die Wohlfahrt ganzer Nationen. Innovationspolitik ist das unterstützende
Instrumentarium, um dafür geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen.

Eine unter Innovationspolitikern allseits beliebte Floskel lautet: »For-
schung ist die Umwandlung von Geld in Wissen. Innovation ist die Umwand-
lung von Wissen in Geld.« Nach der Devise »Viel hilft viel« glauben die meis-
ten Zeitgenossen, man müsse nur die Ausgaben für Forschung und
Entwicklung kräftig genug steigern, dann klappt es auch wieder mit den Inno-
vationen, mit dem Wirtschaftswachstum und den neuen Arbeitsplätzen. Die
EU etwa hat auf dem Gipfel in Lissabon 2000 eine Strategie beschlossen, die
sie zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt
machen soll. Dazu strebt sie an, drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für
Forschung auszugeben.

Doch so einfach ist es nicht. Ohne Zweifel sind Bildung, Forschung und
Entwicklung Schlüssel für den künftigen Erfolg jeder hoch entwickelten
Gesellschaft. Aber Innovation ist mehr als F&E, denn Forschung führt nicht
immer zu Innovationen und nicht alle Innovationen beruhen auf Forschungs-
ergebnissen.

Ein kurzer Rückblick zeigt, dass eine Politik zur Verbesserung unserer
Innovationsfähigkeit künftig neuer Schwerpunktsetzungen und Perspektiven
bedarf.
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Innovationspolitik als Etikettenschwindel

Die seit den siebziger Jahren mehr oder weniger regelmäßig wiederkehrenden
Bemühungen, Innovationspolitik zu betreiben, folgten bislang allesamt ähnli-
chen Mustern: Expertenrunden (»Innovationsräte«) beim Kanzleramt oder
den einschlägigen Ministerien identifizieren diese oder jene Forschungszweige,
diese oder jene Schlüssel-, Querschnitts- oder Zukunftstechnologien, deren
Weiterentwicklung anschließend mit gezielten Förderprogrammen subventio-
niert wird. Dieser Politikansatz geht also im Kern davon aus, dass staatliche
Institutionen und Beratergremien technologische und wirtschaftliche Erfolge
identifizieren könnten, die in einer noch unbekannten Zukunft liegen.

In der Praxis führen die daraus resultierenden Maßnahmen oft dazu, dass
Forscher und Unternehmen nach Themen suchen, für die es Fördermittel gibt,
statt sich um Förderung für ihre Themen zu bemühen. Von Firmenvertretern,
die sich in den Gremien für bestimmte Entwicklungen stark machen,
bekommt man hinter vorgehaltener Hand später nicht selten zu hören: »Ohne
die staatliche Förderung hätten wir dieses Projekt wohl gar nicht erst angefan-
gen.«

Die Wirkungen staatlicher Technikplanung kann man anhand einer langen
Liste von Misserfolgen studieren. Dabei handelt es sich nicht nur um die oft
genannten, weil spektakulär am Markt und Gesellschaft vorbei entwickelten
Milliardenprojekte – wie etwa den Supercomputer SUPRENUM als deutsche
Antwort auf IBM, den schnellen Brüter SNR 300 oder den Hochtempera-
turreaktor THTR 300. Daneben verstauben auch Tausende andere kleinere
und größere Förderruinen in den amtlichen Archiven. Da staatliche Akteure
selten zugeben, dass sie von industriellen Lobbys systematisch im Unklaren
gelassen werden, setzt sich die Erkenntnis, dass diese (Technology-Push-)Poli-
tik meist in Sackgassen endet, allerdings nur zögerlich durch.

Innovation ist das Erdenken und Ausprobieren des heute noch Unbekann-
ten. Und das kann – schon aus Gründen der Logik – nicht Gegenstand eines
politischen Beschlusses sein. Im Gegenteil: Da politische Entscheidungen auf
der Grundlage verfügbaren Wissens gefällt werden, neigen sie dazu, den For-
schungsstand zu zementieren, statt ihn zu erweitern. Jede Entscheidung
zugunsten einer bestimmten Entwicklung oder Technologie ist zugleich immer
auch eine Entscheidung gegen viele andere mögliche Entwicklungen. Maßnah-
men, die Weiterentwicklungen von dem subventionieren, was bereits bekannt
ist, wirken eher strukturkonservierend als innovationsfördernd – das elektri-
sche Licht wurde nicht durch stetiges Verbessern der Kerze erfunden. 

Für das bereits Bekannte, für die Gegenwart und mitunter auch die
Vergangenheit, gibt es immer irgendeine Lobby. Demgegenüber ist wirkliche
Innovation – das, was unvorhersehbar in der Zukunft liegt – in den Berater-
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runden unterlegen. Was noch kaum jemand kennt, hat wenige Fürsprecher. Im
Gegenteil: Je radikaler eine neue Idee mit dem Bisherigen bricht, desto heftiger
sind die Widerstände des Establishments: »Innovation im Konsens ist Non-
sens« (Erich Staudt).

Wo Interessengruppen Einfluss haben, werden der Mainstream und Mode-
themen begünstigt, dann haben Vorsilben wie »Nano«, »Bio« oder »Regio«
Konjunktur. Was schon eine einflussreiche Lobby hat, kann so neu nicht mehr
sein. Oft wird in technologischen Aufholjagden die Imitation als Innovation
bezeichnet und gefördert. Dabei gerät das wirklich Neue ins Hintertreffen,
weil viele Forscher lieber im Bereich der Fördertöpfe bleiben als sich auf
unbekanntes Terrain zu wagen. Diese Art staatlichen Handelns mit dem
Begriff »Innovationspolitik« zu belegen ist Etikettenschwindel. Da hilft es
auch nicht, wenn das Bundesforschungsministerium bei jeder Etaterhöhung
verkündet: »Deutschland ist wieder zum Land der Ideen geworden« (Presse-
meldung, 9. 8. 2005).

In der Debatte über staatliche Förderpolitik wird häufig darauf verwiesen,
dass deutsche Unternehmen auf vielen Gebieten erfolgreich und, wie Export-
bilanzen zeigen, auch international wettbewerbsfähig sind. Andererseits sind
von ganzen Industriezweigen, in denen deutsche Firmen einstmals führend
waren, wie etwa Unterhaltungselektronik oder Fototechnik, hierzulande nur
noch Nischenexistenzen übrig. Weil die Industriezweige, die noch heute das
Rückgrat der deutschen Wirtschaft bilden – Automobil- und Maschinenbau,
Elektrotechnik und Chemie – sich im Kern auf Durchbruchsinnovationen des
ausgehenden 19. Jahrhunderts gründen, ist es an der Zeit, über eine Innovati-
onspolitik nachzudenken, die diesen Namen auch verdient.

Techniksteuerung als Ursache für Innovationsschwäche

Um Aufschluss über den Stand im internationalen Innovationswettlauf zu
erhalten, werden regelmäßig Anteile und Trends von Forschungs- und Ent-
wicklungsausgaben in einzelnen Segmenten, Sektoren und Ländern ermittelt.
Hohe F&E-Aufwendungen gelten als Indikator für Wettbewerbsfähigkeit und
Zukunftsorientierung. Typisches Beispiel sind die jährlichen Regierungs-
berichte zur »Technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands«.

Was die Höhe staatlicher FuE-Ausgaben betrifft, lag Deutschland in den
siebziger und achtziger Jahren sogar über den Zielmarken von Lissabon,
damals flossen im Schnitt ca. 3,3 Prozent der öffentlichen Haushalte in die
Forschung. Doch gerade in dieser Zeit hoher Forschungsetats wurzeln viele
unserer heutigen Probleme. Es ist trivial: In der Bildungs- und Forschungs-
politik werden heute die Weichen gestellt, wohin die Reise von Wirtschaft und
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Gesellschaft morgen und übermorgen geht. Das Problem ist, dass die Folgen
falscher Weichenstellungen mitunter erst Jahrzehnte später sichtbar werden.

Die Ursachen unserer heutigen Wirtschafts- und Arbeitsmarktprobleme
reichen bis in die sechziger Jahre zurück. In jener Zeit und den beiden folgen-
den Dekaden wurden bei uns zahllose Forscher in mit Milliardenaufwand neu
errichtete staatliche Großforschungszentren (vor allem für Atomtechnik)
gelockt. Zur selben Zeit gründeten in den USA oftmals blutjunge Leute reihen-
weise Firmen, die heute den Weltmarkt für Informationstechnik beherrschen
(Microsoft, Apple, Intel, Sun und viele andere). Obgleich viele dieser Unter-
nehmen keine dreißig Jahre alt sind, spielen sie bei der seither beobachtbaren
Kräfteverschiebung zwischen den USA und Europa eine nicht zu unterschät-
zende Rolle. Das lässt schon ein Vergleich von Forschungsetats erahnen:
Microsoft gab 2005 knapp acht Milliarden US-Dollar für Forschung und Ent-
wicklung aus. Damit ist das Forschungsbudget allein dieses Unternehmens
etwa doppelt so hoch wie das der Europäischen Gemeinschaft (Gesamtbudget
des 6. EU-Rahmenprogramms für die Jahre 2002 bis 2006: 17,5 Mrd. Euro,
also ca. vier Mrd. US-Dollar/Jahr).

Hier mag man einwenden, dass die Höhe der F&E-Aufwendungen letztlich
wenig besagt. In der Tat – viel schadet mitunter auch viel. Zum Beispiel, wenn
knappe Forschungskapazität in zukunftsträchtigen Feldern fehlt, weil sie
durch finanzielle Steuerung in andere Bereiche gelenkt wird. So wurden bei-
spielsweise in Deutschland (West wie Ost) in geradezu panischen und letztlich
erfolglosen Aufholjagden im Bereich der Hardware jahrelang Milliarden in
den Sand gesetzt, während der strategisch ungleich wichtigere Bereich der
Software bis in die neunziger Jahre hinein in deutschen Förderprogrammen
praktisch keine Rolle spielte.

Als Folge solcher Fehlsteuerungen diagnostizieren internationale
Vergleichsuntersuchungen inzwischen spezifische Innovationsschwächen im
Land der Dichter und Denker. So ist laut Bundesbank die deutsche Technolo-
giebilanz seit einigen Jahren negativ, wir importieren mehr technologisches
Know-how als wir exportieren. Auf vielen Wachstumsmärkten, die auf nach
dem zweiten Weltkrieg entstandenen Innovationen basieren, ist Deutschland
gar nicht oder nur unzureichend vertreten. Dies betrifft vor allem eine Reihe
wissensintensiver Gebiete mit besonders hoher Wertschöpfung. Vor allem des-
halb sind wir auf der internationalen Wohlstandsskala ins Mittelfeld zurück-
gefallen. Das Pro-Kopf-Einkommen ist in den USA inzwischen rund ein Drittel
höher als bei uns. Während normalerweise solche Produktivitätsunterschiede
schrumpfen, weil früher oder später hier wie dort mit den gleichen Mitteln
und Methoden gearbeitet wird, fällt Deutschland seit Mitte der neunziger
Jahre sogar weiter zurück.
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Neue Kaufkraftrelationen als Folge des Strukturwandels

Diese Wohlstandslücke ist kein Konjunkturphänomen, sondern Folge unter-
schiedlich verlaufenden Strukturwandels: »Ähnlich wie die Kaufkraft von
Agrarprodukten gemessen an Industriegütern im Lauf von etwa 100 Jahren
auf etwa ein Drittel ihres Wertes sank, so sinkt seit einigen Jahrzehnten die
relative Kaufkraft von Industriegütern gegenüber wissensintensiven Dienst-
leistungen. ... Industriegüter hatten im Jahr 2000 gemessen an den Wissensgü-
tern – zum Beispiel Gesundheitsfürsorge und Bildung – nur noch ein Fünftel
der Kaufkraft, die sie noch 1960 hatten.« (Drucker 2002, 398)

Ein einfaches Beispiel: Um 300 Dollar zu erlösen muss ein Agrarerzeuger
heute etwa 1000 Kilo Zucker herstellen oder ein Industriegüterproduzent ein
Fernsehgerät. Ein Produzent immaterieller Wissensgüter wie etwa Microsoft
erhält dieselbe Summe für eine Kopie seines Office-Pakets. Welchen Aufwand
erfordert die Produktion von 1000 Kilo Zucker oder eines Fernsehgeräts über
die gesamte Wertschöpfungskette? Und wie viel Aufwand benötigt eine (und
jede weitere) Kopie von MS Office?

Digitalisierte Informationsgüter können mit marginalem Aufwand verviel-
fältigt und verbreitet werden. Deshalb gibt es hier – anders als bei Industrie-
und Agrargütern – nur Unikat-Arbeit. Fabrikzentrierte Massenfertigung ist
der Internetwelt obsolet, denn hier genügt stets die Erzeugung eines einzigen
Exemplars, um den gesamten Weltmarkt (mit identischen Kopien) versorgen
zu können. Unter diesen Bedingungen hängt Markterfolg von der Einzigartig-
keit ab, mit Imitation und Reproduktion kommt man hier nicht weit. Wenn
schon nicht das Produkt, dann muss zumindest das Marketing innovativ sein.
Bei digitalisierbaren Gütern zählen Wissen und Ideen – die Fähigkeit, mit
Erfahrung und Kreativität Informationen in neues Wissen (= Innovation) zu
verwandeln. Ein Buch oder ein Computerprogramm kauft man nicht, weil der
Autor besonders schnell oder besonders viele Zeilen schrieb. Fleiß und Aus-
dauer zählten, als Texte noch handschriftlich kopiert werden mussten. Wie
früher der Buchdruck, so wälzt heute der Computer die Gesellschaft um, weil
Fähigkeiten neu bewertet werden.

Gewinner und Verlierer als Folge neuer Knappheiten 

Kaufkraftrelationen sind durch relative Knappheiten beeinflusst. In einer
Agrarwirtschaft ist Boden, in einer industriell geprägten Wirtschaft ist (Sach-)
Kapital der knappe Faktor – deshalb verlagerte sich die Macht von den
Grundherren zu den Kapitalisten. In einer Gesellschaft mit wachsendem Über-
angebot an Informationen wird die Fähigkeit, Informationen aufzunehmen
(die Aufmerksamkeit), und das Talent, diese in Wissen zu verwandeln, zum
knappen Faktor – also das, was man auch »Humankapital« nennt. Wem es
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gelingt, die Aufmerksamkeit vieler auf sich zu ziehen, der ist heute besser dran
als so mancher Fabrikbesitzer – Google hat inzwischen den doppelten Börsen-
wert von Daimler-Chrysler. Weil man zwar Informationen, nicht aber Wissen
kaufen kann und Humankapital auch nicht beliebig vermehrbar ist, profitie-
ren talentierte Träger dieser raren Ressource von der zunehmenden Verknap-
pung – die verschiedenen Formen des heutigen Fachkräftemangels sind erste
Vorboten einer gesellschaftlichen Umwälzung.

Weil Wissensproduzenten mit einem Minimum an Arbeitsaufwand und
Rohstoffen ein Produkt vervielfältigen und verbreiten können, wachsen welt-
weit die sozialen Gegensätze zwischen unterschiedlich entwickelten Personen
und Regionen. Kapital wandert zu den knappen Faktoren, also dorthin, wo
das Wissensniveau und die Kreativität besonders hoch entwickelt sind – in der
Hoffnung, mit den Kopien innovativer Wissensgüter exorbitante Gewinne zu
realisieren. Wenn, wie 2005 geschehen, Microsoft 32 Milliarden US-Dollar
Dividenden ausschüttet, steigt das verfügbare Einkommen der US-Bürger um
3,7 Prozent – statistisch. Doch was passiert tatsächlich?

Tatsächlich verschärft sich die Spaltung der Gesellschaft in Gewinner und
Verlierer dieses Prozesses. Wer etwas kann, was Computer nicht können, wer
über Talent, Kreativität, Intuition, Einfühlungsgabe und Erfahrungswissen
verfügt, hat jedenfalls weitaus bessere Chancen als jemand, der etwas tut, was
prinzipiell auch durch technische Systeme erledigt werden kann. Da immer
mehr Routinetätigkeiten auf die Technik übertragen werden, bleibt für den
Menschen nur noch das übrig, was Maschinen nicht können – deshalb neh-
men intellektuelle Anforderungen und Wissensintensität in vielen Arbeitsfel-
dern rapide zu. Daneben verbleiben Tätigkeiten, die teilweise »einfach«
genannt werden, wie etwa Reinigung oder Pflege. Viele hiervon sind kaum
technisierbar, da sie wegen ihres Anteils an Unvorhersehbarem alltägliche
Mini-Innovation erfordern. Zwar werden inzwischen in Japan nicht nur elek-
tronische Haustiere, sondern auch schon Altenpflege-Roboter vermarktet.
Doch ganz abgesehen von den sozialen Aspekten werden sich in solchen Fel-
dern noch viele Techniker die Zähne ausbeißen. Klar ist jedenfalls: Wer
Algorithmisierbares tut, etwas, was andere Menschen oder gar Maschinen
auch können, ist angesichts dramatisch sinkender Transaktionskosten wach-
sendem Konkurrenzdruck ausgesetzt – auch deshalb sinken die Preise für viele
Industriegüter. Norbert Wiener, ein Vater der Kybernetik, sah schon 1947 die
Folgen seines Tuns klar voraus: »Menschen mit geringen Kenntnissen werden
künftig nichts mehr zu verkaufen haben« (1968, 50).
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Mutige Trennung vom Bisherigen als Erfolgsfaktor

Titel wie »Exportweltmeister« besagen also nicht so viel, wie es auf den ersten
Blick scheint, denn es kommt vor allem darauf an, was man produziert und
exportiert. Je langsamer der Strukturwandel, je höher der Anteil an Agrar-
produkten und an konventionellen Industriegütern, desto mehr und härter
müssen Menschen für dasselbe Einkommen arbeiten. Ein rohstoffarmes
Hochlohnland kann sein Wohlstandsniveau nur so lange halten, wie seine
Menschen in der Lage sind, stets Neues zu erzeugen, also etwas, was andere
noch nicht können, aber begehren. Wohlstand basiert auf wachsender Pro-
duktivität durch permanente Innovation. Wer hingegen versucht, dem Innova-
tionsdruck defensiv zu begegnen, zum Beispiel durch immer neue Sparmaß-
nahmen, zahlt früher oder später Lehrgeld in Form sinkenden Wohlstands, da
ein Kostenwettlauf mit den aufsteigenden Ländern fast immer in einer Sack-
gasse endet.

Dass manche Länder beim Vergleich von Wachstum, Pro-Kopf-Einkom-
men und Arbeitslosenquote inzwischen besser dastehen als wir, hat auch etwas
mit einem anderen Verständnis von Innovation zu tun. Begreift man Innova-
tion nicht nur in technischen Kategorien, sondern als (strukturelle) Verände-
rung und »schöpferische Zerstörung«, dann heißt Innovation auch, sich bei-
zeiten von Bereichen zu trennen, die aufgrund des Strukturwandels das
Wohlstandsniveau nach unten ziehen. Dadurch gewinnt man freie Kapazitä-
ten, um neue Felder mit höherer Wertschöpfung zu erschließen. Ein Beispiel
hierfür lieferte kürzlich IBM mit dem Verkauf seiner gesamten PC-Produk-
tion, um sich auf lukrativere Dienstleistungen konzentrieren zu können. Sony
hat ähnliche Probleme: Die Produktion elektronischer Geräte ist aufgrund der
Konkurrenz nachrückender Länder inzwischen ein Verlustgeschäft, die
Gewinne stammen bei Sony ausschließlich aus Geschäften mit immateriellen
Gütern: Videospiele, Filme und Musik sowie Finanzdienstleistungen.

Ein weiteres Lehrstück ist der Wandel von Nokia von einem Ende der 80er
Jahre kurz vor dem Bankrott stehenden »Gemischtwarenladen« zu einem
erfolgreichen Technologieausrüster. Nokia trennte sich damals von fast allen
konventionellen Produktbereichen und konzentrierte sich ganz auf das neue
Feld der Telekommunikation. Dieser Prozess gelang, weil man in Finnland
bereits in den siebziger Jahren die wahre Bedeutung der Informationstechnik
erkannte und mit einem klugen Politik-Mix Humankapital-Grundlagen für
den Strukturwandel von einer rohstoffabhängigen Lowtech- zu einer wissens-
intensiven Hightech-Wirtschaft legte. Auf dieser Basis konnte Finnland sogar
trotz des Wegfalls der Ostmärkte in den letzten Jahren seine Arbeitslosigkeit
halbieren und zugleich zeigen, dass erfolgreiche technisch-ökonomische Ent-
wicklung auch ohne eine Verschärfung sozialer Ungleichheit möglich ist.
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Das alles Entscheidende ist also die Kompetenz, Potenziale und Wirkungen
neuer Technologien frühzeitig genug erkennen zu können – und zwar auf allen
Ebenen der Gesellschaft. Menschen sind offener gegenüber Veränderungen,
wenn sie diese auch verstehen. Wo solche Kenntnisse unterentwickelt sind und
deshalb jede Neuigkeit zunächst Kassandrarufe auslöst, hat verzögerter Struk-
turwandel oft genau das zur Folge, was die Warner eigentlich verhindern woll-
ten: nämlich zunehmende Arbeitslosigkeit und geringere Durchschnittsein-
kommen. Außerdem werden die Unternehmen mit Strukturdefiziten und
erkennbarem Aufholpotenzial zu lohnenden Übernahmeobjekten für Investo-
ren aus den fortgeschritteneren Ländern, hier erhält Deutschland gerade einen
ersten Vorgeschmack von Entwicklungen, die in Zukunft massiv zunehmen
werden.

Wie Staat und Interessengruppen aufgrund eines verkürzten Innovations-
verständnisses den Strukturwandel verzögern, kann man gut anhand der deut-
schen Nachkriegsentwicklungen verfolgen. In einer vergleichenden Untersu-
chung der west- und ostdeutschen Innovationshistorie kommen die Autoren
zu dem Schluss, dass westdeutsche Unternehmen den staatlichen Versuchen,
bestimmte Techniktrends zu begünstigen, eher widerstehen konnten als die
VEB und dass gerade hierin ein Grund für die Überlegenheit des Westens zu
suchen sei (Abele 2001). Zugespitzt heißt dies, wenn bei uns Unternehmen
innovativ und erfolgreich sind, dann sind sie es oft nicht wegen, sondern trotz
staatlicher »Innovationspolitik«. 

Hingegen können vorausschauende Rahmenbedingungen, wie zum Bei-
spiel eine frühzeitige Steigerung des Kostendrucks bei endlichen Ressourcen,
durchaus helfen, Innovationsprozesse zu beschleunigen. Wer heute schon
durch Ressourcensteuern oder Umweltauflagen veranlasst wird, Technologien
für einen intelligenteren Umgang mit Energie zu entwickeln, der ist spätestens
dann im Vorteil, wenn morgen im Raumschiff Erde der Tank zur Neige geht
und Rohstoffmangel neue Lösungen erzwingt. Es ist eine Aufgabe des Staates,
Probleme und Engpässe zu antizipieren und vorsorgliche Rahmenbedingun-
gen auch gegen vielfältige Lobby-Interessen durchzusetzen.

Förderung der Innovatoren als Ansatz künftiger Innovationspolitik

Da sich Innovationen nicht einfach aus dem vorhandenen Wissen ableiten und
somit auch nicht systematisch planen oder erzeugen lassen, muss also über die
Möglichkeiten, Innovation zu fördern, neu nachgedacht werden. Wie kann
man die Entstehung von etwas sinnvoll fördern, das man selbst noch gar nicht
kennen kann?

Bei der Suche nach Antworten gilt es auch die Konsequenzen zu berück-
sichtigen, die sich aus der ständig wachsenden Mobilität technischen Wissens
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ergeben. Unternehmen können ihre Entscheidungen über Forschungs- und
Produktionsstandorte immer mehr in weltweitem Maßstab treffen, weil als
Folge der Informatisierung das Transferieren von technischem Wissen über
beliebige Distanzen hinweg immer einfacher und billiger wird. Derzeit verla-
gern insbesondere amerikanische Hightech-Firmen Teile ihrer Forschungs-,
Entwicklungs- und Design-Bereiche in großem Stil in marktnahe kosten-
günstige Regionen. Da zugleich aufgrund multinationaler Kapitalverflechtun-
gen die Unterscheidung zwischen in- und ausländischen Unternehmen immer
fragwürdiger wird, werden Konzepte, die auf Verbesserung des technologi-
schen Leistungsstandes von einzelnen Ländern abzielen, zunehmend sinnlos.
Auf den Weltmärkten konkurrieren nicht Länder miteinander, sondern Unter-
nehmen. Es kann also nicht darum gehen, andere Länder niederzukonkurrie-
ren, sondern es kommt darauf an, das eigene Land als Standort für mobiles
technisches Wissen, für mobiles Kapital und damit für innovative Wirtschafts-
aktivitäten attraktiv zu machen, um mit deren Hilfe die eigene Produktivität
und damit auch das Einkommen der heimischen Arbeitskräfte zu erhöhen.

In einer globalisierten und hochgradig vernetzten Weltwirtschaft hängt die
Innovationskraft eines Wirtschaftsstandorts weniger von der nationalen Ver-
fügbarkeit innovativer Technologien ab als vielmehr von ihrem Potenzial an
innovationsfähigen und innovationsbereiten Menschen. In der Praxis zeigt
sich, dass der heute alles entscheidende Engpass die in den Unternehmen vor-
handene Kompetenz ist, um in der wachsenden Flut an Forschungsergebnissen
die Möglichkeiten neuer Technologien rechtzeitig identifizieren und diese
auch nutzen zu können – das betrifft besonders kleine und mittlere Unterneh-
men. Auch die beste Forschungs- und Technologiepolitik kann wenig errei-
chen, wenn Bildungspolitik den Arbeitskräften nicht die Qualifikationen ver-
mittelt, die überhaupt erst die Voraussetzungen schaffen, um neues
technisches Wissen erfolgreich entwickeln und anwenden zu können. Ausge-
hend von diesen Erkenntnissen haben einige Länder in der Forschungspolitik
ihren Fokus von der direkten Förderung von Technologien auf die Förderung
von Innovatoren verlagert und können seither beträchtliche Erfolge verzeich-
nen. Wenn wir nicht weiter zurückfallen wollen, muss auch in Deutschland ein
solcher Strategiewechsel stattfinden. Dies betrifft nicht nur die Ebene staatli-
cher Aktivitäten, sondern vor allem auch die Gestaltung von Strukturen und
Innovationsprozessen in den Unternehmen.
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Innovation als sozialer Prozess – von Taylor zu Open Source

Innovationen sind das Ergebnis eines komplexen sozialen Prozesses, in dem
ökonomische Interessen, gesellschaftliche und betriebliche Kräfteverhältnisse,
kulturelle Normen und Wertvorstellungen und andere »weiche« Faktoren die
entscheidende Rolle spielen. Die Quelle einer Invention, also der Idee, die der
Innovation vorausgeht, ist stets der einzelne Mensch. Obgleich dies eigentlich
eine Binsenweisheit sein sollte, stellte der Innovationsforscher Erich Staudt
hierzu fest: »In der Vernachlässigung dieser Grundvoraussetzung liegt die
wesentliche Ursache für die expandierende Innovationsschwäche am Standort
Deutschland« (Staudt 2001, 33).

Menschen handeln innovativ, wenn sie es können, wollen und dürfen –
wenn Fähigkeiten, Motivation, Kommunikation, Beteiligungsmöglichkeiten
und Freiräume stimmen. Mehr und erfolgreichere Innovationen, Unter-
nehmen und Arbeitsplätze kann man erhalten, wenn man die Voraussetzungen
und Bedingungen für Inventionen und für deren Umsetzung in Innovationen
verbessert. Das kann auf zweierlei Weise geschehen:

Erstens durch Investitionen in die Quelle – in das »Humankapital«. Ein
rohstoffarmes Land lebt von dem, was in den Köpfen der Menschen entsteht.
Je mehr Menschen und Unternehmen sich an der Suche nach neuen Möglich-
keiten beteiligen, desto größer ist die Überlebenskraft der Gesamtwirtschaft.
Die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes beginnt in Elternhaus, Kindergarten
und Klassenzimmer. Vielfältige Vergleiche zwischen Bildungssystemen und
-einrichtungen zeigen, dass in Deutschland auf allen Ebenen von Erziehung,
Bildung, Ausbildung und Fortbildung Verbesserungen möglich und teilweise
dringend nötig sind. Deutschland fällt zurück, weil bei uns Erziehungs-
methoden und Bildungssystem noch stark an industriegesellschaftlichen Wer-
ten und Arbeitsweisen orientiert sind. Vielfach werden noch Fertigkeiten
vermittelt, in denen Computer uns zunehmend überlegen sind. Bildung, Qua-
lifizierung und Kreativität sind allerdings nur die notwendige Bedingung für
Innovation. Oft arbeiten Menschen in Umgebungen, in denen sie nur Bruch-
teile ihres Wissens und ihrer Fähigkeiten nutzen können und dürfen (laut Stu-
dien werden bei uns nur 56 Prozent der Erwerbstätigen entsprechend ihren
Fähigkeiten eingesetzt). Mit anderen Worten: Das bedeutsamste Wachstums-
reservoir in Deutschland steckt in bislang brachliegender Arbeitskraft, in
ungenutzten Fähigkeiten, Erfahrungen, Qualifikationen und all den anderen
menschlichen Potenzialen.
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Innovationsfähigkeit als Brücke zwischen Arbeitsqualität und Beschäftigung

Deshalb müssen zweitens die Bedingungen so verbessert werden, dass sich
menschliche Potenziale im Arbeitsalltag auch tatsächlich entfalten können.
Innovationen lassen sich nicht systematisch erzeugen, sondern sind auf ein
bestimmtes Klima angewiesen, in dem Menschen miteinander umgehen: Die
jeweilige Unternehmenskultur ist der Nährboden, auf dem neue Ideen und
Innovationen wachsen – oder auch nicht. Unternehmenskultur und Kreativität
kann man nicht verordnen. Genau hier liegt aber unser Hauptproblem: In vie-
len deutschen Unternehmen bleiben gute Ideen oft auf der Strecke. Der beste
Weg, das noch Unbekannte zu fördern, ist deshalb die Beseitigung von
bekannten und weit verbreiteten Hindernissen, die die Umsetzung von Ideen
zu Innovationen verzögern oder gänzlich verhindern. Solange vielfältige Bar-
rieren im Innovationsprozess letztlich eine Hauptursache für wirtschaftliche
und soziale Probleme in Deutschland sind, muss effektive Innovationspolitik
genau hier ansetzen.

Es ist äußerst aufschlussreich, den zahlreichen Fällen von in Deutschland
geborenen Erfindungen nachzugehen, die nicht bei uns, sondern zuerst in
anderen Ländern zu erfolgreichen Produkten weiterentwickelt wurden. Ob
Computer oder Mikroprozessor, ob Tintenstrahldrucker oder Telefax, ob
LCD- oder aktuell die MP3-Technologie: Wesentliche Elemente all dieser und
vieler anderer Erfindungen stammen ursprünglich aus deutschen Labors, viel-
fach sind mittlerweile hieraus Milliardenmärkte erwachsen, die jedoch nicht
bei uns, sondern insbesondere in den USA und Asien für zahllose neue Jobs
und Prosperität sorgen. Angesichts einer sehr langen Liste von bei uns nicht
umgesetzten Inventionen stellt sich die Frage: Woran liegt es, dass bei uns gute
Ideen und Erfindungen so oft keine Chance bekommen?

Hierarchien sind dysfunktionale Umgebungen für Wissensarbeiter

Das Schlüsselproblem Deutschlands liegt in der Tatsache, dass vielerorts die
Entwicklung unserer Unternehmens-, Organisations- und Arbeitsformen nicht
mit der rapiden Zunahme der Wissensintensität auf allen Gebieten Schritt
gehalten hat. Weil die Möglichkeiten und Wirkungen der Informatisierung oft
noch kaum erkannt wurden, arbeitet bei uns die Mehrzahl der Menschen noch
immer in industriegesellschaftlichen Strukturen, die letztlich von den Grund-
sätzen Frederick W. Taylors geprägt sind. Derartige hierarchische Organisati-
onen sind meist streng funktional gegliedert und basieren auf dem Prinzip
»Wissen ist Macht«. Planung und Entscheidung – und damit auch jegliche
Innovation – sind der Leitung des Unternehmens vorbehalten. Hingegen sind
neue Ideen bei den Ausführenden der Arbeit unerwünscht, weil sie den streng
geplanten Betriebsablauf stören könnten. Idealtypisch funktioniert eine solche
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Organisation wie eine Maschine, Menschen sind darin lediglich Lückenfüller.
Man spürt noch heute, dass zu jener Zeit das Militär das einzige gesellschaft-
lich etablierte Modell für größere Organisationen war.

Dass Taylor mit seinem Prinzip der Trennung von Hand- und Kopfarbeit
weit über das Ziel sinnvoller Organisation hinausgeschossen war, wurde aber
schon bald selbst bei relativ einfachen Arbeiten sichtbar. Denn es stellte sich
heraus, das praktisch alle Arbeiten produktiver erledigt werden, wenn man
den Arbeitenden mehr Selbstständigkeit und größere Handlungsspielräume
gewährt, sodass sie im täglichen Learning-by-doing ihre Tätigkeiten optimie-
ren können. Wer alltäglich seine Arbeit macht, lernt darüber mehr als alle Spe-
zialisten und Vorgesetzten, die sich nur gelegentlich damit befassen können.

Mit der Informatisierung aller Prozesse nimmt die Bedeutung dieses Learn-
ing-by-Doing rasant zu. Denn was mit der Erfindung von Schrift, Buchdruck,
Telefon und Rundfunk begann, wird heute durch den PC und das Internet
potenziert: Wissen tritt immer stärker spezialisiert auf. Das gilt für alle Berei-
che der Gesellschaft, also auch für alle Bereiche eines Unternehmens. Deshalb
prägte Drucker, der Begründer moderner Managementlehre und wichtigster
Antipode Taylors, bereits 1959 den Begriff des »Wissensarbeiters«: »Ein Wis-
sensarbeiter ist jemand, der mehr über seine Tätigkeit weiß als jeder andere in
der Organisation« (1993, 155 f.).

Wissensarbeiter sind nicht zwangsläufig Wissenschaftler, sondern wir fin-
den sie heute überall: der Arbeiter in der Produktion, der Fertigungsprobleme
selbstständig analysiert und löst, der Wartungstechniker, der seinen Arbeitstag
selbst plant, oder der Lagerverwalter, der die Leistungsfähigkeit von Lieferan-
ten bewertet. Solche Leute sind immer öfter die Regel, nicht zuletzt, weil Vor-
gesetzte heute nur noch in seltenen Fällen die Arbeit ihrer Mitarbeiter aus eige-
ner Erfahrung kennen können. Da Wissen in einer Organisation nur effektiv
ist, wenn es spezialisiert ist, ist wissensintensive Produktion zunehmend auf
Spezialisten angewiesen. Und diese wiederum sind auf Organisationen
angewiesen, in denen sie ihr Know-how optimal mit den Kenntnissen anderer
Spezialisten verbinden und zu neuem Wissen umsetzen können. 

Hierarchische Organisationen sind dysfunktionale Umgebungen für
Wissensarbeiter, da Wissen nicht hierarchisch strukturiert, sondern situations-
abhängig entweder relevant oder irrelevant ist. Beispielsweise haben Herz-
chirurgen zwar einen höheren sozialen Status als Logopäden und werden auch
besser bezahlt, doch wenn es um die Rehabilitation eines Schlaganfallpatien-
ten geht, ist das Wissen des Logopäden dem des Chirurgen weit überlegen.
Organisationen für Wissensarbeit müssen diesen Sachverhalt abbilden, etwa
in Form einer »Adhocratie« (Alvin Toffler): Netzwerke, deren Mitglieder
situationsabhängig den Trägern des jeweils relevanten Wissens zeitweilige
Entscheidungs- und Koordinationsbefugnis geben.
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Machtausübung als Innovationsbremse

Auch in einer Hierarchie wünschen sich die Führungskräfte viele Ideen, doch
was passiert, wenn sie diese auch geliefert bekommen? Wenn Vorgesetzte über
Ideen ihrer Mitarbeiter urteilen, wird das Prinzip »Wissen ist Macht« oft ins
Gegenteil verkehrt: Macht wird dann zur Möglichkeit, bessere Argumente zu
ignorieren. Weil neues Wissen stets altes Wissen und damit immer auch beste-
hende Machtverhältnisse tangiert, werden neue Ideen vielfach vorschnell ver-
worfen. »Machtausübung ist der zentrale Misserfolgsfaktor für Innovationen,
da sie den argumentativen Austausch und damit den Wissenszuwachs behin-
dert.« (Scholl 2004)

Hierarchien fördern intern vor allem Anpassung, also das Gegenteil von
Innovation. Deshalb werden sie in einer sich rasch wandelnden Umwelt früher
oder später Opfer ihrer selbst erzeugten Verhaltensmuster, wie der US-Öko-
nom C. Prendergast in seiner »Theory of Yes Men« (Jasager) bewies: Wo das
eigene Fortkommen vom Urteil eines Vorgesetzen abhängt, ist aufgrund der
internen Selektionsmechanismen die Führung früher oder später vorwiegend
von pflegeleichten Jasagern umgeben. Wenn dann vielfach Opportunismus
zum Qualifikationsersatz wird, ist es zum »Management by Potemkin«
(Friedrich Weltz), dem Aufbau schöner Scheinwelten, meist nicht mehr weit.
Da insbesondere die mittleren Ebenen gefilterte und gefärbte Informationen
nach oben weiterleiten, geht die Organisation immer mehr ihrer eigenen
Selbstdarstellung auf den Leim und die Spitzen verlieren mehr und mehr den
Kontakt zur Realität. Am Ende steht der Konkurs. Nixdorf, AEG, Grundig,
Borgward und Coop sind typische Beispiele für solche Entwicklungen.

Technikzentriertes Denken als eine Schwäche vieler Unternehmen

In Deutschland arbeiten noch viele Unternehmen nach Effizienzregeln, die
nach innen fokussiert sind und sich allein nach den Interessen der Manager
richten. Deshalb findet bei uns Innovation vorwiegend von oben nach unten
und technologie- statt marktgetrieben statt. Zwar werden auch bei uns Dienst-
leistungen immer bedeutsamer, doch unsere Innovationsprozesse orientieren
sich nach wie vor an der Entwicklung materieller Produkte. Deshalb sind
deutsche Unternehmen vor allem bei Investitionsgütern und solchen Industrie-
produkten relativ stark, bei denen technische Parameter kaufentscheidend
sind. Doch unter neuen Bedingungen erweist sich diese Erfolgsgeschichte als
Hypothek. Denn bei vielen Konsumgütern zählen auf gesättigten Märkten
heute kulturell geprägte, subjektive Werte weit mehr als sterile Funktionalität:
Markenimage, Design, Individualität, Support und Event-Charakter statt
Megahertz, Gigabyte, Watt oder PS.
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Technikzentrierte Denkweisen haben bei uns eine lange Tradition. Bei-
spielsweise erfand der deutsche Philipp Reis 1860 das Telefon. Der Amerika-
ner Graham Bell erfand hingegen 1876 die Telefonie. Weil der deutsche Erfin-
der nur in technischen Kategorien, der Amerikaner hingegen in potenziellen
Anwendungen und Märkten dachte, ging der weltweite Siegeszug des Telefons
von den USA aus. Dass unlängst Siemens als ansonsten durchaus erfolgreicher
Technologiekonzern auf dem boomenden Mobiltelefonmarkt scheiterte, ist
symptomatisch für die Achillesferse vieler deutscher Unternehmen. Eine zen-
tral gesteuerte Planung und Entwicklung vermag zwar technisch anspruchs-
volle Produkte hervorzubringen, sie ist aber zu schwerfällig, um komplexe Sig-
nale aus turbulenten Käufermärkten rasch genug zu verarbeiten.

Die Schwäche vieler deutscher Firmen bei »trendigen« Konsumgütern ist
ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines überfälligen Perspektivwechsels, wie
ihn Wengenroth (2001, 23 ff.) anmahnt, der hundert Jahre deutscher Innova-
tionsgeschichte untersucht hat: »Eine Innovationsforschung, die nicht nur das
technische Angebot vermessen, sondern die Bedingungen des Innovations-
erfolges am Markt verstehen will, muss darum das Paradigma des Innova-
tionssystems aufgeben und sich auf das schwierigere, aber der heutigen Welt
adäquatere der Innovationskultur einlassen.«

Zwar sind facettenreiche Begriffe wie »Innovations-« oder »Unterneh-
menskultur« heute recht populär, gleichwohl werden die »weichen Faktoren«
im Betriebsalltag häufig unterschätzt. Wo etwa eine Idee vorschnell verworfen
wird, bleibt nicht nur eine Chance für neue Arbeitsplätze, sondern stets auch
ein Stück Motivation auf der Strecke. Viele deutsche Unternehmen erzielen in
internationalen Vergleichen der Mitarbeitermotivation Negativrekorde. Die
Forscher von Gallup beziffern für Deutschland die Kosten von Produktivitäts-
verlusten aufgrund autoritärer, demotivierender Führungsstile – zum Beispiel
durch hohe Fluktuation und Krankenstände – auf jährlich 245 Milliarden
Euro – mithin ein Schaden in der Größenordnung des Bundeshaushalts. Zu
ähnlichen Resultaten kommen die globalen Studien der Proudfoot Consulting:
Danach gehen in Deutschland aufgrund veralteter Managementkonzepte und
verbreiteter Managementfehler pro Mitarbeiter und Jahr 84 Arbeitstage ver-
loren, das entspricht 37 Prozent der Arbeitszeit oder einem Schaden von 219
Milliarden Euro. Angesichts solcher Dimensionen wirken aktuelle Debatten
über die Streichung von Feiertagen oder Arbeitspausen geradezu grotesk.

Das Problem der Innovationsblockaden durch die Vermächtnisse des
industriellen Zeitalters betrifft nicht nur unsere F&E-Abteilungen. Denn Inno-
vation ist ja etwas, was jederzeit und überall stattfindet – nämlich überall dort,
wo jemand etwas anders macht, als er es gestern machte, wo jemand mehr tut,
als er muss, oder etwas anderes tut, als er sollte. Auf die Summe all dieser klei-
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nen Veränderungen kommt es letztlich an, hieran entscheidet sich, wie beweg-
lich und erfolgreich eine Gesellschaft insgesamt ist.

Neue Strukturen im Betrieb als Voraussetzung für innovationsfördernde 
Unternehmenskultur 

Innovationen erhält man nicht mit Zielvereinbarungen. Innovationen gedei-
hen am besten in offenen Unternehmenskulturen, in denen Minderheiten,
abweichende Meinungen und Querdenker als wertvolles Ideenpotenzial
akzeptiert werden und Schutz, Freiräume und Förderung genießen. Eine bunte
Mischung unterschiedlicher Wertvorstellungen, Verhaltensweisen, Erfahrun-
gen, Traditionen und Ansichten ist der beste Nährboden für Ideen. Wie in der
Natur, so auch im Wirtschaftsleben: Vielfalt ist eine Voraussetzung für Evolu-
tion. Wettbewerb fördert die zügige Verbreitung erfolgreicher Innovationen
(Mutationen) und damit das Produktivitätswachstum. Wo hingegen alle gleich
oder einer Meinung sind, herrscht Stillstand. Vor allem dort, wo es durch
kluge Altersmischung bei der Teambildung gelingt, jugendliche Ideenfülle mit
dem Erfahrungswissen Älterer zu kombinieren, stehen die Chancen gut, dass
die hieraus entstehenden Innovationen auch tatsächlich von der Gesellschaft
angenommen werden und am Markt erfolgreich sind.

Unternehmenskultur und Verhaltensmuster sind wesentlich durch die
jeweilige Struktur beeinflusst – und umgekehrt. Kulturen kann man nicht ein-
fach verändern, Strukturen schon eher. Oft bedarf es einer krisenhaften
Zuspitzung, bis die Notwendigkeit eines Strukturwandels auch an der Spitze
erkannt wird und durchgesetzt werden kann. Gelingt dies, dann ändert sich
auch die Kultur – also die Art und Weise, wie Menschen in einer Organisation
miteinander umgehen.

Mustergültig kann man einen solchen Wandlungsprozess bei dem weltweit
tätigen dänischen Hörgerätehersteller Oticon (mit über 3500 Mitarbeitern)
verfolgen. Als die ersten softwarebasierten Hörgeräte auf den Markt kamen,
geriet Oticon zunächst an den Rand des Bankrotts. Erst nach einem radikalen
Strukturumbau bewältigte das Unternehmen den technologischen Wandel
vom standardisierten Massenprodukt zu hochgradig individualisierbaren
Systemen, bei denen Wertschöpfung vorwiegend aus Software und Service
stammt. Dabei wurden alle Hierarchiestufen, Abteilungen, Statussymbole und
sonstige Relikte der Taylor-Ära abgeschafft, heute gibt es bei Oticon auch
keine Planstellen mehr, sondern eine offene und flexible Projektorganisation.
Damit wurde ein phänomenaler Kulturwandel eingeleitet, aufgrund dessen
Oticon heute die Innovationspotenziale aller Mitarbeiter viel besser aus-
schöpft als zuvor.
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Ähnlich lehrreich ist das Beispiel Toyota. Dieses Unternehmen ist heute auf
dem Weg an die Spitze der weltweiten Autoindustrie, weil man hier früh
erkannte, dass die Beschäftigten die besten Experten ihrer Arbeit sind und dass
man deren Potenziale viel besser ausschöpft, wenn man jeden einzelnen Mit-
arbeiter zum qualifizierten Problemlöser macht. Deshalb werden hier auch die
Arbeiter in der Produktion als Wissensarbeiter im Sinne Druckers betrachtet
und zu ständiger Optimierung von Produkt und Prozess ermuntert. Hohe
Wertschätzung der Mitarbeiter(-vorschläge) führt so zu hoher Wertschöpfung
und die hohe Produktqualität wiederum ist ein Indiz für hohe Motivation. Bei
Toyota hat man auch früh begriffen, dass Wissen ein besonderer »Rohstoff«
ist, der sich bei Gebrauch nicht erschöpft, sondern sogar vermehrt. Deshalb
praktiziert das Unternehmen einen ungewöhnlich offenen Informations-
austausch mit sämtlichen Zulieferern. Diese Offenheit bringt allen Beteiligten
Vorteile – ganz anders als dort, wo alles Innovative zunächst ängstlich als Fir-
mengeheimnis gehütet wird. Allerdings zeigt das relativ intensiv erforschte
Beispiel Toyota auch, dass man eine Unternehmenskultur nicht einfach kopie-
ren kann – Kulturen wachsen, wie alles Lebendige.

Individuen wandeln sich rascher als Organisationen

Firmen wie Oticon oder Toyota sind heute erfolgreicher als andere, weil sie
den Innovationsprozess partiell demokratisiert haben. Hier sind sämtliche
Mitarbeiter gefordert, ihr Wissen und ihre Ideen einzubringen und diese in
permanenter Verbesserung von Produkten und Prozessen auch umzusetzen.
Weil die Mitarbeiter hier nicht nur Mit-Arbeiter, sondern zugleich auch Mit-
Entscheider sind, führen Fehlerhinweise und Kundenwünsche sehr rasch zu
adäquaten Veränderungen, was sich unter anderem in Spitzenplätzen bei
Qualitätsvergleichen widerspiegelt.

Dass mehr Beteiligung oder: mehr Demokratisierung von Wissen und
Macht die Fähigkeit zur Innovation verbessert, lässt sich mit einem simplifi-
zierenden Gegensatzpaar verdeutlichen: In einer idealtypischen Hierarchie ist
Innovation allein Chefsache. In Zeiten, wo noch alle Konsumenten dasselbe
verlangten, war dieses diktatorische System wegen seiner niedrigen Koordina-
tionskosten erfolgreich, wie Henry Ford zeigte (»Bei uns können sie jede Farbe
erhalten, solange sie schwarz ist«).

Das Gegenstück dazu ist ein Basar, in dem jeder mit jedem kommunizieren
und auch selbst Entscheidungen treffen kann. Hier können sich alle Beteilig-
ten, egal ob Produzent oder Konsument, auch als Innovatoren betätigen. Auf-
grund des ungleich größeren Innovationspotenzials und der hohen Kommuni-
kationsdichte führen hier neue Kundenwünsche sehr rasch zu innovativen
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Antworten, allerdings wächst auch der Kommunikationsaufwand mit steigen-
der Teilnehmerzahl exponentiell.

Das wirkliche Leben spielt sich wie immer irgendwo zwischen diesen bei-
den Extremen ab. Wo genau, darauf kommt es an. Denn Individuen verändern
sich beständig und die einzige spannende Frage ist, ob die Organisationen, von
denen ihr Wohlbefinden abhängt, mit diesem Veränderungstempo Schritt hal-
ten können.

Neue Öffentlichkeiten als Wegbereiter einer neuen Wirtschaftsweise

Die Diskrepanz zwischen Individuum und Organisation ist in streng hierarchi-
schen Strukturen besonders groß. Da hier Wissensaustausch vielfältig behin-
dert wird, lernt die Organisation nur langsam. Sowohl die Mitarbeiter wie
auch die Kunden träger Organisationen sind deshalb ständig frustriert: Mitar-
beiter dürfen nicht das tun, was sie können, und die Kunden erhalten nicht
das, was sie wollen.

Solche Probleme spitzen sich vielerorts massiv zu, weil sich heute Indivi-
duen in nie gekanntem Tempo verändern. Vor allem die mit der Informatisie-
rung entstehenden völlig neuen Formen von Öffentlichkeit wie E-Mail, Blogg-
ing oder Podcasting wirken ungeheuer beschleunigend. Wie beim Übergang
von der Handschrift zum Buchdruck geraten dadurch erneut gesellschaftliche
Institutionen ins Wanken, weil sie dieser Dynamik nicht gewachsen sind. Sol-
che Umbrüche sind eine stete Begleiterscheinung neuer Kommunika-
tionsmöglichkeiten, wie Marshall McLuhan (1964) bereits vor vierzig Jahren
schrieb: »Die Ausbreitung neuer Medien führte stets auch zum Untergang
sozialer Formen und Institutionen und zur Entstehung neuer ... Vor allem die
Teile der Gesellschaft, die die langfristigen Wirkungen des neuen Mediums zu
spät erkannten, mussten dies mit ihrem Untergang bezahlen.«

Da sich der technologische Wandel mit der oder gegen die Politik durchset-
zen wird, kommt es darauf an, dem Wandel offen zu begegnen, um dessen
Möglichkeiten und Wirkungen frühzeitig erkennen und nötigenfalls beeinflus-
sen zu können. Dabei gilt es vor allem, einen grundlegenden Umbau unserer
Institutionen zu forcieren. Denn nur dort, wo es gelingt, die tayloristischen
Strukturen aufzubrechen, in denen Menschen wie in Käfigen an der Entfal-
tung ihrer Fähigkeiten gehindert werden, besteht die Chance eines Überlebens
in einer Welt, in der es sich Organisationen nicht mehr leisten können, ihre
wertvollste Ressource in großem Stil brachliegen zu lassen. Ob sich nun alte
Strukturen wandeln oder völlig neue entstehen – auf jeden Fall liegt in den
wachsenden Diskrepanzen zwischen Individuum und Organisation und den
daraus resultierenden Frustrationen der Schlüssel für das Entstehen einer völ-
lig neuen Wirtschaftsweise.
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Open Source als Modell zur Demokratisierung von Innovation

Deren Vorboten sind heute vor allem die im Internet agierenden Communities,
wie die Open-Source-Bewegung und die zahllosen anderen Gruppen, in denen
Menschen sich gegenseitig Hinweise geben und gemeinsam Probleme lösen.
Die Erfolge von Linux, Apache, Mozilla, Wikipedia und vielen anderen zei-
gen, dass diese (Netzwerk-)Koordinationsformen geeignet sind, um auch
höchst komplexe Produkte zu realisieren und dass neue Erkenntnisse hier in
kürzester Zeit zu Innovationen umgesetzt werden.

Die elektronischen Basare sind nicht nur deshalb so erfolgreich, weil sich
hier Wissen technisch sehr rasch ausbreiten kann. Sondern vor allem deshalb,
weil hier die kulturellen Voraussetzungen des Wissensaustauschs ungleich bes-
ser sind als in den alten Organisationen. Denn die Bereitschaft von Menschen,
ihr Wissen anderen oder einer Organisation zur Verfügung zu stellen, hängt ja
nicht von den technischen Möglichkeiten ab, sondern von weichen Faktoren
wie Vertrauen, Respekt, Anerkennung, Freiheit, Fairness und Toleranz.

Das phänomenale Engagement der Menschen in den Communities ist
Beleg für die neue Erfolgsformel: Leistung und Ideen gegen Sinn und Anerken-
nung. Die Wissensarbeiter haben begriffen, dass ihre Tätigkeit kein Nullsum-
menspiel ist, denn Ideen und Informationen sind wunderbare Tauschobjekte:
Man kann sie weitergeben und trotzdem behalten. So profitieren alle Beteilig-
ten von dem beständigen Wettbewerb der Ideen und den daraus entstehenden
Innovationen.

Ein großer Vorteil des Basars liegt in der Tatsache, dass hier Ideen faire
Chancen erhalten, weil sie von Personen bewertet werden, die selbst im jewei-
ligen Thema zu Hause sind. Im Internet zählen keine Titel, Positionen und Sta-
tussymbole, sondern einzig die Brillanz einer Idee und die persönliche Leis-
tung. Entscheidungsautorität, die es natürlich auch hier für viele komplexe
Koordinationsaufgaben braucht, beruht im Netz in der Regel auf Kommuni-
kations- und Sachkompetenz. Zudem haben die Kristallisationskerne im Netz
meist nur phasenweise und kontextabhängig Führungsfunktionen, das Modell
ähnelt eher dem einer Jazzband, wo einfühlsame Führungswechsel ungeahnte
Synergien erwecken können.

Da in praktisch allen Wirtschaftsbereichen Innovationen mehr und mehr
von immer besser informierten Kunden ausgehen, ist diese Form einer Kultur,
in der mit Ideen und Informationen offen und sachkundig umgegangen wird,
auch für Anbieter konventioneller Produkte und Dienstleistungen lehrreich.
Wie in der Open-Source-Bewegung, so sind auch in anderen Bereichen Nutzer
und Kunden durchaus motiviert, um mit oft großem Engagement an Innova-
tionen und Verbesserungen mitzuwirken, da sie sich selbst davon Vorteile und
individuelle Problemlösungen erhoffen.
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Wenn nicht nur die Produzenten, sondern auch die Konsumenten aktiv
beteiligt sind, ist die nächste Stufe in der Demokratisierung von Innovations-
prozessen erreicht, wie es Eric von Hippel nennt, der am MIT kundengetrie-
bene Innovation seit mehr als dreißig Jahren erforscht. Immer kürzere Innova-
tionszyklen und immer komplexere Produkte zwingen die Unternehmen
ohnehin, sich vom alten Pipeline-Modell der Innovation zu verabschieden.
Weltweit arbeiten viele Firmen längst mit Kunden, anderen Firmen und sogar
der Konkurrenz zusammen, um komplexe Innovationen zu realisieren.

Dass die Nutzer von Produkten eine der wichtigsten Innovationsquellen
der Zukunft sind, erkennen mehr und mehr Firmen. Schon heute nutzt jedes
vierte Unternehmen Konsumenten als Ideenlieferanten und Mitentwickler von
Produkten, zum Beispiel, in dem sie ihre Kunden in ausgewählten Online-
Communities gezielt ansprechen. Von Hippel hat dies zu einer systematischen
Vorgehensweise weiterentwickelt, der »Lead-User-Methode«, bei der Pionier-
anwender Produkte für ihre speziellen Bedürfnisse weiterentwickeln und auf
diese Weise Ideen einbringen, die sich in der Praxis meist als besonders pfiffig
und erfolgreich erweisen.

Software ist also nur der Anfang. Die Open-Source-Methoden sind für die
»Massen-Innovation« das, was das Fließband für die Massenproduktion war.
Offene Netzwerke sind eine gute, wenn nicht sogar die optimale Koordina-
tionsform, um Wissen in Wohlstand zu verwandeln. 

Eine Frage ist allerdings, wie lange man noch von »Open Innovation« spre-
chen kann. Denn es gibt massive Bestrebungen, den Informationsaustausch
einzuschränken, um so (»Closed Source«) verknapptes Wissen lukrativer ver-
kaufen zu können. Die Fähigkeit zur Innovation wird nachhaltig beeinflusst
von den Regelungen zum Schutz geistigen Eigentums, das reicht von Patenten
und Urheberrechten bis hin zum Schutz von Software und Datenbanken.
Angeführt von den USA tobt gegenwärtig eine Schlacht um eine Ausdehnung
der Schutzbereiche. Lawrence Lessig (Stanford) und andere warnen zu Recht
vor der Gefahr, dass der Ausbau individueller Rechtpositionen Wettbewerbs-
prozesse und die kulturelle Entwicklung massiv behindern kann (2004).

Innovationsfördernde Arbeitsformen als Ansatz für Win-Win-Strategien

Natürlich werden gewachsene Unternehmen nicht von heute auf morgen zu
Communities, für manche Produkte und Dienstleistungen wäre dies wohl
auch kaum sinnvoll. Auch gehen Hierarchien meist eher unter, als dass sie sich
grundlegend wandeln. Andererseits findet sich manches, was den Erfolg der
Open-Source-Kultur ausmacht, heute auch im fortschrittlichen Management.
So entscheiden in manchen Unternehmen heute fachkompetente Mitarbeiter
(und nicht nur Vorgesetzte) über die Ideen ihrer Kollegen, die diese (mitunter
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anonym) in »Ideenboxen« ins firmeneigene Intranet gestellt haben. Andere
Firmen eröffnen ihren Mitarbeitern größere Räume für informelle Kommuni-
kation, weil man erkannt hat, dass hierarchiefreier Wissensaustausch produk-
tiver und innovationsträchtiger ist als formelle Meetings, die oft nur Zeit und
Nerven rauben. Und manche Firmen fördern systematisch »Corporate Story-
Telling«, weil das wertvolle implizite Wissen – das »Gewusst wie« – nicht via
Datenbank, sondern durch Geschichten transportiert wird, die sich Menschen
erzählen. Eine hohe Dichte solchen informellen Austauschs gepaart mit kultu-
reller Vielfalt (und Stanford) sind auch die Erfolgsfaktoren von hoch innova-
tiven Regionen wie Silicon Valley.

In der Praxis ist heute eine wachsende Polarisierung zwischen innovativen
und wenig innovativen Unternehmen zu beobachten. Firmen, die durch eine
intelligentere Arbeitsgestaltung attraktiv für talentierte Menschen sind, wer-
den durch deren Erfolge noch attraktiver. Talente gehen dahin, wo sie gut
behandelt werden. Ein solches Beispiel ist BMW. Hier zahlt sich heute aus,
dass man bereits in den 80er Jahren große staatlich geförderte Projekte durch-
führte, um die Arbeitsbedingungen der Wissensarbeiter zu verbessern. Heute
verwendet BMW auch spezielle Toolkits, um kreative Kunden systematisch
am Innovationsgeschehen zu beteiligen.

Was innovationsfördernde Arbeitsformen sind, lässt sich aus vielen
betrieblichen Positiv-Beispielen ableiten. Um hier nur einige Stichwörter zu
nennen: ganzheitliche Aufgabenzuschnitte, Freiräume für Eigeninitiativen der
Mitarbeiter, Toleranz gegenüber Fehlschlägen und abweichenden Meinungen,
Sicherheit für die Mitarbeiter, bereichsübergreifende Teams und Netzwerke
mit Rotation, vielfältig zusammengesetzte und altersgemischte Teams, keine
Ausrichtung an Abteilungs- oder Bereichszielen, keine Statussymbole, hori-
zontale statt vertikale Karrieremodelle, Offenheit und Transparenz statt Infor-
mationsfilterung sowie nicht zuletzt eine besonders intensive informelle Kom-
munikation.

Aus der Erkenntnis, dass Arbeits- und Organisationsgestaltung Schlüssel-
faktoren für den Markterfolg von Innovationen sind, lassen sich Win-Win-
Strategien entwickeln, die sowohl den Unternehmen wie auch den Beschäftig-
ten und ihren Organisationen nützen. Weil Innovation kein Selbstläufer ist,
eröffnen sich für Gewerkschaften und Betriebsräte auf dem Feld der Wissens-
arbeit neue Ansatzpunkte, um Innovationsprozesse zu demokratisieren und so
die alltäglichen Frustrationen vieler Beschäftigter zu mindern. Um sich erfolg-
reich als Anwälte innovativer Ideen betätigen zu können, müssen allerdings
auch Gewerkschaften die neuen Arbeitsformen selbst vorleben.

Für Gewerkschaften birgt der Spagat zwischen den Anforderungen klassi-
scher Industriearbeit – die zwar schrumpft, aber fortbestehen wird – und
denen der Wissens- oder Innovationsarbeit besondere Herausforderungen.
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Menschen sind innovativ, wenn man sie gewähren lässt. Wenn aber neue
Arbeitsformen größere Freiheiten gewähren, brauchen nicht wenige Men-
schen Unterstützung, damit sie ihre Arbeit auch mit dem übrigen Leben in Ein-
klang bringen können. Kopfarbeit ist Arbeit ohne räumliche und zeitliche
Grenzen, denn das wichtigste »Werkzeug« ist ständig parat: Das Gehirn hat
keinen Netzschalter. Um bei wissensintensiven Arbeitsformen eine vernünftige
Balance zwischen Arbeit und Leben zu halten, bedarf es größerer Freiheiten
zur individuellen Gestaltung verschiedener Lebensphasen sowie eines tarifli-
chen Rahmensystems für neue zeitliche, räumliche und soziale Arrangements
von Arbeits-, Lern- und Lebenswelt. Beispielsweise können Sabbaticals,
Weiterbildungs-, Erziehungs- und Pflegephasen helfen, demografische Pro-
bleme zu entschärfen und die Abwanderung von Fachkräften in Länder mit
attraktiveren Arbeitsbedingungen zu bremsen. Das kürzlich vom Forschungs-
ministerium vorgestellte Förderprogramm »Innovationsfähigkeit in einer
modernen Arbeitswelt« greift zwar einige dieser Ansätze auf, ist aber noch viel
zu klein, um flächendeckende Wirkungen entfalten zu können. 

Konsequenz: Die Innovation staatlicher und betrieblicher Innovationspolitik

Es gilt, sowohl aus den unterschiedlichen Erfahrungen mit staatlicher Innova-
tionspolitik als auch aus dem innerbetrieblichen Innovationsgeschehen die
Konsequenzen zu ziehen und einen Strategiewechsel in den Zielen, Methoden
und Schwerpunkten von staatlicher und betrieblicher Innovationspolitik ein-
zuleiten, der – wie die Beispiele zeigen – für alle Beteiligten zu nachhaltigen
Erfolgen führen kann. Eine solche Neuausrichtung staatlicher Aktivitäten
erfordert keine neuen Etats, sondern eine kräftige Umschichtung der vorhan-
denen Mittel.

Statt einzelner Anwendungsfelder sollte künftig der Nährboden für Inno-
vationen auf breiter Front gefördert werden. Statt Innovationen von gestern
zu subventionieren, sollten die Menschen gefördert werden, denn sie sind und
bleiben die Quelle jeglicher Innovation. Da Innovation nicht nur in
Forschungslabors, sondern überall passiert, gilt es, an vielen Orten unserer
Gesellschaft und insbesondere auf der betrieblichen Ebene industrie-
gesellschaftliche Relikte zu beseitigen, die heute noch die Entfaltung von Kre-
ativität und Innovation behindern und oft auch verhindern. Sowohl in den
Unternehmen wie auch in der Politik sollten tayloristische Denkmuster aufge-
geben werden. Eine Innovationspolitik, die diesen Namen verdient, muss
gezielt an den sozialen, organisatorischen Strukturen und kulturellen
Rahmenbedingungen ansetzen, um so die Voraussetzungen für erfolgreiche
technische Innovationen zu verbessern. Mit offenen (Unternehmens-)Kulturen
und offenen Innovationsprozessen können wir die originären Stärken Europas
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als einem traditionsreichen Raum der Vielfalt wieder besser zur Entfaltung
bringen. Auf einem solchen Nährboden sind in vergangenen Jahrhunderten
die großen europäischen Innovationen entstanden und auf diese Weise können
wir an die Erfolge der Vergangenheit anknüpfen.
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9 Alternativen zum weltweiten Patentschutz
für pharmazeutische Innovationen

Michael Stolpe

Alternativen zum Patentschutz spielen als Anreizmechanismen in der interna-
tionalen Pharmaforschung bislang nur eine geringe Rolle, obwohl die negati-
ven Folgen privater Monopole, die durch Patente geschützt sind, bei pharma-
zeutischen Produkten besonders gravierend sein können (Stolpe 2001). In
diesem Beitrag werde ich die Wirkung des Patentschutzes für pharmazeutische
Innovationen im Vergleich zu »offenen« Alternativen darlegen, die neuerdings
in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur diskutiert werden. Zur Motiva-
tion möchte ich vorab in aller Kürze die aktuelle Krise der forschenden Phar-
maindustrie aus sozialer Sicht erläutern. Von Krise müssen wir sprechen, weil
der Zugang zu wichtigen, oft lebensrettenden Medikamenten vielen Bedürfti-
gen – vor allem in den armen Ländern, aber nicht nur dort – unnötigerweise
versperrt bleibt. Die weltweiten sozialen Erträge bleiben weit hinter den maxi-
mal möglichen Erträgen zurück, die bei einem offenen Zugang zu pharmazeu-
tischen Produkten erzielt würden.

Die soziale Bedeutung pharmazeutischer Innovationen

Gleichwohl kann die Bedeutung pharmazeutischer Innovationen für Wirt-
schaftswachstum und Wohlfahrt schon heute kaum überschätzt werden. Im
Rückblick auf das 20. Jahrhundert haben neue Pharmaka nicht nur zu einem
dramatischen Rückgang ansteckender Krankheiten, zur Verbesserung der Hei-
lungschancen vieler nicht ansteckender Krankheiten, zu einer historisch ein-
maligen Steigerung der Lebensqualität und zu einer weitgehenden Egalisie-
rung der Lebenserwartung auf einem nahezu biblischen Altersniveau in den
reichen Ländern beigetragen, sondern spielen auch für den Transfer neuen
medizinischen Wissens in die weniger entwickelten Länder Afrikas, Latein-
amerikas und Asiens eine wichtige Rolle.

Besonders gut ist der Zusammenhang zwischen Gesundheit und Wirt-
schaftswachstum für die amerikanische Volkswirtschaft belegt. Nordhaus
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(2003) hat gezeigt, dass etwa die Hälfte der Wohlfahrtsgewinne pro Kopf der
amerikanischen Bevölkerung im Laufe des 20. Jahrhunderts auf die Verlänge-
rung der durchschnittlichen Lebenserwartung und die verbesserte Gesundheit
bis ins hohe Alter zurückzuführen sind, wenn wir den monetären Wert eines
längeren und besseren Lebens aus der individuellen Zahlungsbereitschaft für
ein statistisches Leben ableiten.

Um diese Zahlungsbereitschaft empirisch zu ermitteln, werten Ökonomen
das beobachtete Verhalten von Menschen in Risikosituationen aus, bei denen
einem erhöhten Sterberisiko ein finanzieller Gewinn gegenübersteht. Im
Ergebnis können diese Studien so interpretiert werden, dass jedes zusätzliche
Lebensjahr einem Amerikaner oder einer Amerikanerin mit durchschnittli-
chem Einkommen und Vermögen etwa 150.000 US-Dollar wert ist. Multipli-
ziert man diesen Betrag mit der Anzahl von Lebensjahren, die durch medizini-
schen Fortschritt in einem Land über eine bestimmte Periode insgesamt
gewonnen wurden, so gelangt man auf den Wert besserer Gesundheit für die
gesamte Bevölkerung. Dieser Wert wird in offiziellen Statistiken allerdings in
der Regel ignoriert. Die Wohlfahrtsgewinne aus wirtschaftlichem Wachstum
wurden daher in vielen Ländern erheblich unterschätzt. 

Becker, Philipson und Soares (2004) haben empirisch gezeigt, dass hohe
Wohlfahrtsgewinne aus pharmazeutischen Innovationen im Prinzip auch für
die Welt insgesamt gelten. Die internationale Verbreitung medizinischen Wis-
sens und pharmazeutischer Technologie war demnach seit Mitte des 20. Jahr-
hunderts, als man mit der systematischen Messung dieser Dinge begann, für
etwa die Hälfte der Wohlfahrtsgewinne in den Entwicklungsländern verant-
wortlich. Allerdings haben Aids und andere Seuchen seit den frühen 90er Jah-
ren eine dramatische Zunahme der gesundheitlichen Ungleichheit zwischen
den in großem Ausmaß davon betroffenen armen Ländern und den reichen
Ländern bewirkt, ohne dass es zu einer kompensierenden Zunahme an Ent-
wicklungshilfe gekommen wäre. Im Gegenteil: Nach dem Fall der Berliner
Mauer verloren Afrika und Lateinamerika für viele westliche Geberländer an
Priorität, während gleichzeitig durch das Abkommen zu den Trade Related
Intellectual Property Rights (TRIPs) im Rahmen der Welthandelsorganisation
erstmals der Versuch unternommen wurde, geistige Eigentumsrechte auf phar-
mazeutische Innovationen weltweit zu beanspruchen und durchzusetzen.
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Die Kluft zwischen sozialer und privater Rendite 
der Pharmaforschung

Auch heute versprechen Investitionen in pharmazeutische Forschung, die
durch neue Impfstoffe und Medikamente zu einer Verbesserung der Lebens-
qualität und zu einer höheren Lebenserwartung beitragen, soziale Renditen,
wie sie in kaum einem anderen Wirtschaftszweig zu finden sind. Lichtenberg
(2001) hat ausgerechnet, dass für den Gewinn eines zusätzlichen Lebensjahrs
lediglich Investitionen in Höhe von 1.350 US-Dollar in die Entwicklung neuer
pharmazeutischer Wirkstoffe nötig sind. Allerdings macht die private Rendite
pharmazeutischer Investitionen – die Erträge, die sich die Investoren und
Anteilseigner forschender Pharmaunternehmen privat aneignen können – nur
einen Bruchteil der sozialen Rendite aus, wahrscheinlich weniger als 30 Pro-
zent.1 

Dass die private Rendite so weit hinter der sozialen Rendite zurückbleibt,
hat vermutlich mehrere Gründe, zu denen oft auch ungeplante Wissensüber-
tragungen an konkurrierende Unternehmen gehören – etwa durch die Abwan-
derung angestellter Forscher aus einem Pharmaunternehmen. Am wichtigsten
ist aber, dass der (die private Rendite maximierende) Preis für ein patentge-
schütztes Medikament, das ja in einem legalisierten Monopol angeboten wird,
weit über den Kosten der Herstellung und des Vertriebs zusätzlicher Einheiten
– den so genannten Grenzkosten – des Medikaments liegt. So werden bei-
spielsweise einige der neuesten Aids-Medikamente in den USA zu Preisen von
mehr als 150.000 US-Dollar für eine Jahresdosis angeboten, was sich auch
dort kaum jemand leisten könnte, wenn nicht private Krankenversicherungen
oder staatliche Wohlfahrtsprogramme einspringen würden. 

In vielen Ländern gibt es gegen die Kosten von Medikamenten keinen Ver-
sicherungsschutz. Wenn dort ein Kranker den Monopolpreis nicht bezahlen
kann, obwohl seine Zahlungsbereitschaft über den Grenzkosten liegt, ist dies
nicht nur ein direkter Verlust für den einzelnen Patienten. Vielmehr setzt der
Patentschutz dann auch keine optimalen Anreize für weitere pharmazeutische
Innovationen, denn erst die Summe der gesamten individuellen Zahlungsbe-
reitschaft aller Kranken, die sich nur durch perfekte Preisdiskriminierung
abschöpfen ließe, wäre ein effizienter Innovationsanreiz. Bei perfekter Preis-
diskriminierung zahlt jeder Patient einen anderen Preis, der jeweils genau der

1) Der durchschnittliche soziale Ertrag pharmazeutischer Innovationen dürfte allein in den 
USA unter plausiblen Annahmen über die Verteilung der individuellen 
Zahlungsbereitschaft für Pharmaka und über den ökonomischen Wert ungeplanter 
Wissensübertragungen mehr als dreimal so hoch sein wie ihr privater Ertrag. Siehe 
Kremer, Michael: Patent Buyouts – A Mechanism for Encouraging Pharmaceutical 
Innovation, The Quarterly Journal of Economics 113(4): 1137–1167, 1998
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individuellen Zahlungsbereitschaft entspricht. Diese variiert unter anderem
mit dem Einkommen und Vermögen sowie dem Alter eines Patienten.

Angesichts der enormen Kluft zwischen privater und sozialer Rendite steht
die Politik vor einer doppelten Aufgabe: Wie lassen sich einerseits die Anreize
für pharmazeutische Forschung verbessern und wie lässt sich andererseits die
Diffusion pharmazeutischer Technologie in der Weltwirtschaft beschleunigen?
Nicht nur, wie viel insgesamt, sondern auch wofür geforscht wird, ist dabei
wichtig. Und hier zeigt sich das ganze Ausmaß der gegenwärtigen Krise: Einer
Untersuchung von Médicins Sans Frontières zufolge sind weniger als zehn
Prozent der weltweiten Pharmaforschung auf Krankheiten in den Entwick-
lungsländern ausgerichtet, obwohl diese 90 Prozent der weltweiten Krank-
heitslasten tragen. Das United Nations Development Program berichtete
zudem 2001, dass in der Zeit von 1975 bis 1999 weniger als ein Prozent der
weltweit neu zugelassenen Medikamente speziell für die Behandlung tropi-
scher Krankheiten – einschließlich der dort grassierenden Seuchen – entwi-
ckelt wurden. Und in die Entwicklung entsprechender Impfstoffe hat die pri-
vate Pharmaindustrie schon seit langem nicht mehr nennenswert investiert.

Wie konnte es zu dieser Krise der Pharmaforschung kommen? Und wie soll
die Politik darauf reagieren? Sollen wir den Patentschutz für Pharmaka ein-
fach abschaffen und durch andere Anreizmechanismen ersetzen? Oder müssen
wir den Patentschutz lediglich in Einzelfällen lockern und seine Auswirkungen
durch ergänzende Regulierungen mildern? Um diese Fragen realistisch zu
beantworten, ist zunächst ein Blick auf die historische Kostenentwicklung
geboten.

Warum sind pharmazeutische Innovationen so teuer geworden?

Die historische Kostenentwicklung kann helfen zu verstehen, warum die pri-
vate Rendite pharmazeutischer Innovationen für viele Gesundheitsprobleme –
vor allem in den Entwicklungsländern – nicht ausreicht, ein sozial wünschens-
wertes Angebot hervorzurufen. Neben externen Erträgen, wie Ökonomen die
Differenz zwischen den sozialen und privaten Erträgen einer Investition nen-
nen, kann dafür natürlich auch ein privates Kostenniveau verantwortlich sein,
das über den sozialen Kosten des Ressourceneinsatzes liegt. 

Tatsächlich sind die Kosten der Pharmaforschung (bis zur Markteinfüh-
rung eines neuen pharmakologischen Wirkstoffs) seit den 60er Jahren stark
gestiegen. Vieles spricht dafür, dass diese Entwicklung zu einem großen Teil
durch politische Entscheidungen in den reichen Ländern verursacht wurde.
Daher dürfen wir die besondere Kostenstruktur, die in der pharmazeutischen
Industrie entstanden ist, nicht unkritisch als eine von vornherein gegebene und
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zeitlos gültige Rechtfertigung für das Setzen von Forschungsanreizen durch
temporäre, patentrechtlich abgesicherte Monopole betrachten. 

Eine einflussreiche empirische Studie (DiMasi 2003) hat den Kostenanstieg
bei der Entwicklung einer großen Zahl neuer Medikamente im Zeitverlauf
analysiert. Danach haben sich die gesamten inflationsbereinigten Entwick-
lungskosten bis zur Markteinführung eines neuen Medikaments in den 90er
Jahren auf durchschnittlich 800 Millionen US-Dollar mehr als verdoppelt, seit
Ende der 70er Jahre sogar fast versechsfacht. Den größten Anteil an dieser
scheinbar explosionsartigen Entwicklung hatten die Kosten klinischer Tests,
die sich allein in den 90er Jahren fast verfünffacht haben. Bis zur Zulassung
neuer pharmazeutische Wirkstoffe entstehen im Durchschnitt etwa 90 Prozent
der kapitalisierten Forschungs- und Entwicklungskosten, lediglich ein kleiner
Teil der Verkaufserlöse wird für die Deckung variabler Kosten in Produktion
und Vertrieb benötigt, wenn man die Kosten für Werbekampagnen zur Markt-
einführung eines neuen Medikaments zu den Fixkosten hinzuzählt. Für die
USA wurde geschätzt, dass die Differenz zwischen dem Verkaufspreis und den
variablen Stückkosten, der Deckungsbeitrag zu den Fixkosten, im Jahre 1987
mehr als 60 Prozent betrug und damit mehr als doppelt so hoch lag wie im
Durchschnitt aller Wirtschaftszweige.

Das Verhältnis der nach Markteinführung nicht mehr variierbaren (im
Fachjargon »versunkenen«) Fixkosten zu den variablen Kosten bestimmt die
Größe des Dilemmas zwischen statischer und dynamischer Effizienz, zwischen
der möglichst großen Verbreitung existierender Medikamente, deren Preis aus
diesem Grund möglichst nicht höher als die variablen Produktions- und Ver-
triebskosten sein sollte, und den Innovationsanreizen, die zur Belohnung der
ursprünglichen Forschungsinvestition einen deutlich höheren Preis verlangen.
Um dieses Dilemma zu verstehen, muss man ein gegebenes Monopol für ein
bereits eingeführtes Medikament mit der Vorab-Kalkulation eines Pharmaun-
ternehmens vergleichen, das überlegt, ob sich die Entwicklung eines neuen
Medikaments lohnt. Die Investition kann sich aus privater Sicht nur rentieren,
wenn der Erlös aus der patentgeschützten Monopolsituation nach Abzug aller
im Zeitverlauf entstehenden Kosten der Herstellung und des Vertriebs aus-
reicht, die dann bereits »versunkenen« Fixkosten der Forschung, Entwicklung
und Markteinführung wieder hereinzuholen. Je höher die Fixkosten, desto sel-
tener wird diese Bedingung erfüllt sein und desto weniger werden gewinnori-
entierte Unternehmen in die Pharmaforschung investieren. Je weniger neue
Medikamente für die Behandlung einer Krankheit auf den Markt kommen,
desto geringer bleibt wiederum die Intensität des Wettbewerbs und desto grö-
ßer ist die langfristige Preissetzungsmacht der verbleibenden Anbieter, sodass
höhere Preise für die dann in geringerer Vielfalt angebotenen Medikamente zu
erwarten sind.



126 Michael Stolpe

Aus diesen Gründen ist die Frage nach den Ursachen stark gestiegener Kos-
ten in der Pharmaforschung für die Politik von großer Bedeutung. Für den
langfristigen Kostenanstieg in der Pharmaforschung seit den frühen 60er Jah-
ren werden in der Literatur vor allem die folgenden vier Ursachen diskutiert: 

1. Die zunehmende Regulierung zum Schutz der Patienten vor unerwünsch-
ten Nebenwirkungen – und in einigen Ländern auch zur Ermittlung der
Kosteneffektivität vor der Zulassung eines Medikaments – wird oft als
wichtigste Ursache steigender Kosten bei klinischen Tests genannt. Aller-
dings besteht gleichzeitig der Verdacht, dass die Pharmaindustrie zum
Teil unnötige klinische Tests durchführen lässt, um deren Ergebnisse im
Rahmen von Marketingkampagnen als Argumentationshilfe zu verwen-
den.

2. Der These des Mining-out zufolge stellen die heute noch nicht heilbaren
Krankheiten die Forschung vor immer größere Probleme. Die Kosten kli-
nischer Tests sind zum Beispiel bei Medikamenten zur Behandlung von
chronischen und Verschleißkrankheiten, die in einer alternden Bevölke-
rung zunehmen, schon deshalb höher, weil eine längere Beobachtungszeit
und eine größere Zahl von Versuchspersonen benötigt wird. Allerdings
scheint sich das Wachstum der »vorklinischen« Forschungskosten im
Laufe der 90er Jahre verlangsamt zu haben, was möglicherweise auf Effi-
zienzgewinne durch neue wissenschaftliche Instrumente und Verfahren
zurückzuführen ist – etwa die kombinatorische Chemie und das so
genannte »high-throughput screening«.

3. Ein weiterer kostentreibender Einfluss wird in einer veränderten Indus-
triestruktur gesehen, die relativ kleinen Biotechnologieunternehmen
immer mehr Marktmacht gibt. Dies scheint im Zuge der Durchsetzung
gentechnischer Methoden vor allem in den USA relevant zu sein. Zwar
scheinen die durchschnittlichen Forschungskosten empirisch mit der
Unternehmensgröße abzunehmen; aber der theoretischen Literatur
zufolge kann eine vertikale Desintegration zu einer bilateralen Monopol-
situation zwischen Zulieferern (zum Beispiel den spezialisierten Entwick-
lern neuer pharmakologischer Wirkstoffe) und den Produzenten markt-
fähiger Produkte (zum Beispiel unter dem Markennamen eines
multinationalen Pharmaunternehmens als Lizenznehmer) und im Ergeb-
nis zu höheren Preisen und einer geringeren Produktionsmenge führen als
ein vertikal integriertes Monopol, wie es früher für die meisten Pharma-
Wertschöpfungsketten üblich war.

4. In manchen Ländern scheint es zudem ein unzureichendes Angebot qua-
lifizierter Nachwuchswissenschaftler zu geben, die mit den methodischen
Grundlagen der modernen Biotechnologie hinreichend vertraut sind, um
die Chancen neuer Forschungsstrategien kreativ und effizient zu nutzen.
In Deutschland mag dies zum Teil auf die Schwierigkeiten staatlicher Uni-
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versitäten zurückzuführen sein, ihr Lehrangebot rechtzeitig und flexibel
an veränderte Anforderungen des Arbeitsmarkts und neue Entwicklun-
gen in der Grundlagenforschung anzupassen.

Die Politik kann diese Probleme zum Teil unabhängig von der Frage intellek-
tueller Eigentumsrechte korrigieren. Um armen Ländern einen kostengünsti-
gen Zugang zu neuen Medikamenten zu ermöglichen, sollten zum Beispiel kli-
nische Tests und die Erstzulassung nicht mehr ausschließlich in den reichen
Ländern, sondern zunehmend in den armen Ländern selbst erfolgen, wo ja
nicht nur die Kosten generell niedriger sind, sondern auch das epidemiologi-
sche Milieu besser den tatsächlichen Anwendungsbedingungen der neuen
Medikamente entspricht und ihr Nutzen-Risiko-Verhältnis unter den Bedin-
gungen eines Entwicklungslandes besser beurteilt werden kann. 

Um dem Problem des Mining-out zu begegnen, sind globale Forschungsan-
strengungen erforderlich, die mit finanzieller Unterstützung der reichen Län-
der vor allem auf eine Verbesserung der Methoden abzielen sollten, die der
Pharmaforschung für die Entwicklung neuer Medikamente gegen tropische
Krankheiten zur Verfügung stehen. Dazu gehören auch gezielte Investitionen
in die Ausbildung junger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die mit
den neuesten Methoden und den besonderen epidemiologischen und klini-
schen Bedingungen der Entwicklungsländer vertraut gemacht werden müssen.

Die Probleme mit traditionellen Anreizmechanismen

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird ein weltweiter Patent-
schutz für pharmazeutische Innovationen oft damit gerechtfertigt, dass er
allein in Verbindung mit einer perfekten Preisdiskriminierung auf der Ebene
einzelner Patienten einen optimalen Innovationsanreiz setze. In Wirklichkeit
ist aber auf dem internationalen Pharmamarkt weder eine perfekte Preisdiskri-
minierung noch eine zwischen Ländern nach ihrem Pro-Kopf-Einkommen sys-
tematisch diskriminierende Preisvariation zu beobachten. Stattdessen spielen
seit langem auch andere Anreizmechanismen eine wichtige Rolle. Hier sollen
nun die drei aus ökonomischer Sicht wichtigsten Mechanismen – Verträge des
Staates mit einzelnen Forschern oder forschenden Unternehmen, quantitative
Kaufverpflichtungen oder Preisausschreibungen, die der Staat für ein vorab
festgelegtes Innovationsziel auslobt, und das traditionelle Instrument des
Patentschutzes, die befristete Legalisierung einer Monopolstellung bei Erfül-
lung bestimmter Neuigkeitsanforderungen – miteinander verglichen werden. 

Bei der Wahl zwischen diesen Instrumenten muss sich die Politik an den
spezifischen Zielen der Innovationsförderung bei Pharmaka orientieren: Ers-
tens soll bereits die Auswahl zu fördernder Forschungsvorhaben sowohl die



128 Michael Stolpe

erwarteten Nutzen für die Patienten, die ja deutlich über dem gezahlten Preis
liegen können, als auch die Kosten veralteter existierender Produkte berück-
sichtigen. Zweitens sollen parallele Forschungsanstrengungen vermieden wer-
den, die knappe Ressourcen verschwenden würden. Und drittens sollen die
dezentral verteilten Informationen über die technologischen Erfolgschancen,
über Forschungskosten und über den erwarteten Wert von Durchbrüchen in
bestimmten Forschungsrichtungen möglichst effizient genutzt werden. Weil
verschiedene Instrumente öffentlicher Förderung jeweils unterschiedlich in das
Innovationsverhalten privater Unternehmen eingreifen, hängt die Auswahl
und Dosierung ihres Einsatzes im Einzelfall von der Gewichtung der drei Ziele
ab.

Der Vorteil von Forschungsverträgen ist, dass der Staat bei der Auswahl
seiner Vertragspartner nicht nur unnötige Parallelforschung vermeiden, son-
dern auch vorab festlegen kann, dass alle Ergebnisse sofort frei verfügbar sind.
Der Nachteil ist, dass der Staat für eine optimale Vertragsgestaltung gut über
die Kosten und Erfolgsaussichten sowie über den sozialen Wert informiert sein
muss. Der Vorteil von Forschungspreisen ist, dass die Ergebnisse sofort frei
verfügbar gemacht werden können und dass der Staat vorab keine Informa-
tion über voraussichtliche Kosten benötigt, weil sich die Höhe des Preises aus-
schließlich an dem sozialen Wert der Innovation orientiert. Der Nachteil ist,
dass ein unter Umständen hohes Maß überflüssiger privater Investitionen
durch Parallelforschung nicht zu vermeiden ist und dass der Staat den sozialen
Wert vorher kennen muss, um die optimale Höhe des Preisgeldes zu bestim-
men. Der Vorteil von Patenten ist, dass dezentrale Informationen über den
voraussichtlichen Wert und die Kosten der Forschung genutzt werden und
einer Beeinflussung staatlicher Forschungspolitik durch private Lobbyisten
(dem sogenannten »regulatory capture«) kaum eine Chance gegeben wird.
Der Nachteil ist, dass bei einer geringen Erfolgswahrscheinlichkeit die Gefahr
von Patentrennen mit erheblicher Obsoleszenz paralleler Forschungsanstren-
gungen besteht und dass der Effizienzverlust durch (nicht perfekt diskriminie-
rende) Monopolpreise bei einem unelastischen Forschungsangebot gravierend
sein kann.

Neue Anreizmechanismen: Patent Buyouts und Open Source

An dieser Stelle sollen lediglich zwei neue Anreizmechanismen vorgestellt wer-
den, mit denen sich – auf unterschiedliche Weise – einige Probleme der tradi-
tionellen Anreizmechanismen vermeiden lassen. Bei den so genannten »Patent
Buyouts« versucht der Staat oder ein anderer Sponsor – zum Beispiel eine
internationale Organisation – die Effizienzprobleme des Patentschutzes
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dadurch zu vermeiden, dass Patente mit besonders großen sozialen Erträgen
aufgekauft und zur allgemeinen Verwendung freigegeben werden.2 Auf diese
Weise würde der Vorteil von Patenten, das dezentrale Wissen über Kosten und
Erträge unterschiedlicher Forschungsrichtungen zu nutzen, mit dem Vorteil
von Preisausschreibungen verknüpft, den Erfinderlohn direkt an die geschätz-
ten sozialen Erträge zu koppeln. Weil die sozialen Erträge pharmazeutischer
Innovationen oft mehr als zwei- bis dreimal so hoch sind wie die privaten
Erträge patentgeschützter Monopole, könnte der Staat ankündigen, dass er
alle aus sozialer Sicht besonders wertvollen unter den künftig angemeldeten
Pharmapatenten im Rahmen eines Auktionsverfahrens zu einem deutlichen
Aufpreis auf das jeweils höchste private Gebot aufzukaufen beabsichtigt. 

Ein Preisaufschlag, der die – auf gesundheitsökonomische Studien
gestützte – Einschätzung des sozialen Werts eines Patents widerspiegelt, würde
den größtmöglichen Anreiz für private Unternehmen setzen, ihre Forschung
von vornherein auf pharmazeutische Innovationen auszurichten, die einen
besonders hohen sozialen Ertrag erwarten lassen. Um Anreizprobleme zu ver-
meiden, die in der praktischen Anwendung von Auktionen oft zu übertriebe-
nen Bewertungen geführt haben (die »winner’s curse«), sollte in einer vorab
bekannt gegebenen Zahl von Fällen – für die Auktionsteilnehmer überra-
schend – auf den Aufkauf verzichtet und das Patent dem höchsten Bieter zum
zweithöchsten gebotenen Preis überlassen werden. 

Dass die Ergebnisse gesundheitsökonomischer Studien zum sozialen Wert
einzelner Medikamente aus methodischen Gründen umstritten sein können,
ist ein zunächst unvermeidlicher Nachteil dieses Vorschlags. Er dürfte aber
durch die Weiterentwicklung der Methoden in Zukunft an Gewicht verlieren.
Gleichwohl kann die Anwendung von Patent Buyouts wegen der Fixkosten
der gesundheitsökonomischen Studien und der Vorbereitung von Auktionen
nicht für alle Arten von Medikamenten zur Regel werden, sondern muss vor-
aussichtlich auf einzelne Krankheiten beschränkt bleiben, in denen die größten
sozialen Erträge und das größte Marktversagen zu erwarten sind.

Bei der Forschungsmethode des Open-Source-Modells, die in der Soft-
wareentwicklung eine große Anhängerschaft gefunden hat, in der Pharmafor-
schung aber noch nicht über das Experimentierstadium hinausgekommen ist,
besteht der Anreiz für die beteiligten Forscher nicht in einer direkten finanzi-
ellen Entlohnung, sondern in der persönlichen Genugtuung, an einer guten Tat
mitzuwirken, wertvolle berufliche Erfahrungen zu sammeln und sich durch
die öffentliche Anerkennung eigener Forschungs- und Entwicklungsbeiträge

2) Diese Idee wurde von Michael Kremer erstmals speziell für pharmazeutische Innovationen 
vorgeschlagen. Siehe Kremer, Michael: Patent Buyouts – A Mechanism for Encouraging 
Pharmaceutical Innovation, The Quarterly Journal of Economics 113(4): 1137–1167, 
1998
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für größere und dann auch bezahlte Aufträge zu empfehlen. Während Patent
Buyouts eher darauf zielen, den privaten Anreiz durch eine stärker an den
sozialen Erträgen orientierte Entlohnung des Urhebers zu verbessern, zielt das
Open-Source-Modell in erster Linie darauf, die Kosten der Forschung zu sen-
ken. 

Es versucht dies auf dreierlei Weise zu erreichen: erstens durch die freiwil-
lige Beteiligung von Forschern vor allem aus dem universitären Bereich, die
einen Teil ihrer Freizeit zur Verfügung stellen, zweitens durch die Bereitstel-
lung redundanter Computerressourcen in Universitäten oder privaten Unter-
nehmen und drittens durch den Verzicht auf anwendungsnahe Entwicklungs-
und eigene Produktionskapazitäten und durch die Vergabe einzelner Entwick-
lungs- und Produktionsaufträge in einem wettbewerblichen Verfahren an den
jeweils kostengünstigsten Anbieter. 

Ein Beispiel ist die Tropical Diseases Initiative (TDI) (www.tropical-
disease.org), in der Stephan Maurer, Arti Rai und Andrej Sali ein Open-
Source-Entdeckungsverfahren für neue pharmakologische Wirkstoffe vor-
schlagen. Diesem Projekt zufolge sollen freiwillige Forscher aus Universitäten
und privaten Pharmalabors dezentral verteilte Computerprogramme, Daten-
banken und Hardware gemeinsam nutzen, um arbeitsteilig nach neuen
Ansatzpunkten in der Struktur erkrankter Zellen oder in schädlichen Bakte-
rien, so genannten Protein-Targets, und dazu passenden pharmakologischen
Molekülen zu suchen, wobei die Ergebnisse der hierfür durchgeführten chemi-
schen und biologischen Laborexperimente allen beteiligten Forschern frei
zugänglich gemacht werden sollen. 

Sponsoren können dann die aussichtsreichsten Kandidaten unter den so
gefundenen pharmakologischen Molekülen weiterentwickeln und in einem
wettbewerblichen Verfahren industrielle Partner aussuchen. Auch nach der
Entwicklung und Zulassung der neuen Medikamente sollen diese nicht zum
Patent angemeldet werden. Die Medikamentenpreise würden daher nicht
wesentlich über den variablen Herstellungs- und Vertriebskosten liegen, böten
aber dennoch eine gewinnträchtige Geschäftsmöglichkeit für produzierende
Pharmaanbieter – ähnlich wie der Generika-Markt.

Die Ausbreitung des »Rational Drug Design«, die systematische Anwen-
dung theoretischen Wissens über Krankheitsursachen und pharmakologische
Wirkungszusammenhänge anstelle des früher vorherrschenden unsystemati-
schen »Screening« einer Vielzahl möglicher Wirkstoffe, hat die Anwendbar-
keit und das Erfolgspotenzial des Open-Source-Modells in der Pharmafor-
schung zweifellos stark verbessert. Ein grundsätzlicher Nachteil des Open-
Source-Ansatzes bleibt jedoch, dass er umso weniger glaubwürdig erscheint,
je weiter sich der Innovationsprozess von der Suche nach neuen Wirkstoffen
entfernt und je wichtiger eine gezielte Entwicklung ausgewählter Wirkstoffe
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bis zur Marktreife wird. Bei der steht ja die Durchführung und Auswertung
aufwändiger Tests an Tieren und Menschen im Mittelpunkt und es sind oft
auch erhebliche finanzielle Risiken zu tragen. Es bietet sich daher an, die
Schnittstelle zwischen dezentral arbeitenden Forschern und der zielgerichteten
Medikamentenentwicklung so genannten »virtuellen Pharma-Organisatio-
nen« zu überlassen, die man auch als »nicht gewinnorientierte Venture-Capi-
tal-Organisationen« bezeichnen könnte. 

Ein bekanntes Beispiel ist das von Victoria Hale gegründete »Institute for
One World Health«, ein privates, nicht gewinnorientiertes Unternehmen, das
sich zum Ziel gesetzt hat, Gelder von Philanthropen zu mobilisieren und mit
der Einsatzbereitschaft universitärer Forscher zu kombinieren. So sollen sozial
wünschenswerte Medikamentenentwicklungsprojekte, die aus Sicht der
Industrie von vornherein nicht profitabel sind, vor dem Abbruch bewahrt
werden. Es ist nahe liegend, dass eine solche Organisation ihre Expertise auch
für die Weiterentwicklung von pharmakologischen Wirkstoffen einsetzen
könnte, die mit Hilfe des Open-Source-Ansatzes gefunden wurden.

Ein weiterer Nachteil des Open-Source-Modells wird oft darin gesehen,
dass es nur schwache Anreize setzt, nach der Forschungsrichtung mit den
größten sozialen Erträgen zu suchen. Eine systematische und konsistente Ori-
entierung an gesundheitsökonomisch begründeten und demokratisch legiti-
mierten globalen Prioritäten ist nicht gewährleistet. Hier könnten aber staat-
liche Stellen oder internationale Organisationen als Sponsoren einzelner
Projekte eine korrigierende Rolle spielen.

Schlussbemerkung

In Teilen der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird immer noch die
These vertreten, dass ein perfekter weltweiter Patentschutz zu einem kosten-
günstigen Zugang armer Länder zu Medikamenten beitragen würde, wenn er
mit einem vollständigen Verbot jeglichen Parallelhandels zwischen Ländern
verknüpft wäre. Als Parallelhandel werden internationale Arbitragegeschäfte
unabhängiger Händler bezeichnet, die tendenziell zu einem internationalen
Preisausgleich führen und es den Anbietern patentgeschützter Pharmaka
unmöglich machen, in jedem Land einen separaten Preis zu setzen, der sich
zum Beispiel – wie vielfach gefordert – am Pro-Kopf-Einkommen der Bevölke-
rung orientiert. 

Für die Politik ist es wichtig einzugestehen, dass die Annahme der Abwe-
senheit jeglichen Parallelhandels einen analytischen Idealfall beschreibt, den es
so nie gegeben hat und auch in Zukunft nicht geben wird. Dies liegt einerseits
daran, dass eine perfekte Kontrolle des Medikamentenhandels durch interna-
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tionale Behörden unrealistisch ist, und andererseits daran, dass ein Parallel-
handel auch aus Effizienzgründen zwischen Entwicklungsländern durchaus
sinnvoll sein kann. Sind nämlich die Einkommen in einem Land ohne univer-
selle Krankenversicherung sehr ungleich verteilt, könnte es für die Pharma-
Monopolisten profitabel sein, dort eine Hochpreisstrategie anzuwenden,
sodass nur reiche Kranke Zugang zu den Medikamenten hätten. Erst die
Zulassung paralleler Importe aus anderen Entwicklungsländern könnte dann
die Versorgung ärmerer Bevölkerungskreise sicherstellen. Insofern kann eine
partielle Einschränkung des weltweiten Patentschutzes geboten sein, um einen
offeneren Zugang benachteiligter Bevölkerungsgruppen zu wichtigen Medika-
menten zu gewährleisten.

Eine ähnliche Situation ist bei seltenen Krankheiten auch in den reichen
Ländern gegeben, weil die Verfügbarkeit wirksamer Medikamente auch hier
oft sehr zu wünschen übrig lässt. Aus ähnlichen Gründen, wie ich sie erläutert
habe, kann das Open-Source-Modell im Prinzip dazu beitragen, die privaten
Forschungsanreize und die Effizienz der Ressourcennutzung auf dem Gebiet
seltener Krankheiten zu verbessern. Es gibt mehrere viel versprechende
Ansätze, deren tatsächliche Wirksamkeit wir jedoch erst im Laufe der Zeit
beurteilen können, wenn eine hinreichende Zahl erfolgreicher Produkte den
Weg in die medizinische Praxis gefunden hat.
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10 Innovationsrhetorik, Innovationsresistenz, 
Innovationsdesiderate:
Das Beispiel E-Demokratie

Christoph Bieber · Claus Leggewie

Der Begriff der offenen Innovation postuliert ein Verständnis bewusst herbei-
geführter oder entstehender Neuerungen, das über die bekannte Phrasenhaf-
tigkeit des vorherrschenden Innovationsmarketings hinausreicht und damit
auch eine kritische Reflexion des ebenso sinnentleerten Begriffs Reform vor-
schlägt. Zur Reform und/oder Innovation wird im laufenden Politikmanage-
ment (egal welcher parteipolitischen Provenienz) jede noch so bedeutungslose
Maßnahme stilisiert, sogar gezielte Blockadepolitik und offene Gegenreform
werden mit diesen »Plastikwörtern« (Pörksen) geadelt. Die Ankündigung
einer Innovation bringt in vielen Fällen nur alte Hüte zum Vorschein und
Reformen signalisieren oft ein Auf-der-Stelle-Treten oder kaschieren den
Rückfall hinter Erreichtes.

Ein Beispiel dafür ist, wie die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung
2005 den »Reformer des Jahres« zu ermitteln suchte und ihren Lesern dazu
folgende Kandidaten vorschlug: »Superminister« Wolfgang Clement als Ver-
antwortlichen für die »größte Sozialreform in der Geschichte der Bundesrepu-
blik« (gemeint ist »Hartz IV«), Klaus von Dohnanyi als Vorsitzenden der
»Regierungskommission zum Aufbau Ost« (sie glänzte mit dem Vorschlag,
»Sonderwirtschaftszonen« in Ostdeutschland einzurichten), Dieter Lenzen als
Präsident der zur Teilabwicklung freigegebenen Freien Universität Berlin, da
er sich für »Wettbewerb unter den Hochschulen« und Studiengebühren ein-
setzt, Friedrich Merz, der bekanntlich die »Steuerreform auf dem Bierdeckel«
erfunden hat, Siemens-Vorstandschef Heinrich von Pierer, weil er »mit
Betriebsrat und IG Metall längere Arbeitszeiten durch(setzte)«, Bert Rürup als
Gegner der »von Rot-Grün geplanten Bürgerversicherung«, Bundeskanzler
Gerhard Schröder, weil er mit der Agenda 2010 den Sozialstaat »fit machen
(will) für den globalen Wettbewerb«, Stuttgarts Oberbürgermeister Wolfgang
Schuster, der »auf Wachstum, Arbeit und Wohlstand« setzt, Günter Verheu-
gen, der sich als zentrale Figur der EU-Ost-Erweiterung »für mehr Wettbe-
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werb in Europa« eingesetzt habe sowie Ministerpräsident Christian Wulff,
weil er Niedersachsen aus der Kultusministerkonferenz herausbrechen wollte. 

Die Beispiele sprechen für sich, und nicht zufällig hat die Redaktion über-
wiegend Slogans und Instrumente prämiert, die den Reformen der 1960er und
70er Jahre entgegengesetzt sind. Bei den in der Woche darauf zur Wahl gestell-
ten »Blockierern« des Jahres handelte es sich spiegelbildlich um Personen, die
an diesen Errungenschaften (oft ebenso dogmatisch) festhalten oder sie fort-
führen wollen. Wir halten weder die Resultate der sozialliberalen Koalition
von 1969 bis 1974 pauschal für Reformen noch erklären wir die Alternativen
der Opposition pauschal zu Gegenreformen, sondern mahnen lediglich eine
Fundierung des Begriffs in einer adäquaten Rhetorik der Reform an; auch den
Innovationsbegriff möchten wir für solche Vorschläge und Maßnahmen reser-
vieren, die echte Neuerungen darstellen und an ein (jeweils zu explizierendes)
Konzept sozialen Fortschritts und/oder guten Lebens gebunden sind.

Dem in Kreisen der Wirtschaft und Politik inflationär verbreiteten Etiket-
tenschwindel (einschlägige Beratungsbücher, Preisverleihungen und Hoch-
glanzbroschüren bieten diesbezüglich oft Realsatire) kann man nur entgegen-
wirken, indem man den Begriff der Innovation entweder fallen lässt oder aber
ihn durch Spezifikation neu fundiert. Man kann sich hier an ein ganz unver-
stelltes Verständnis des lateinischen Urbegriffs innovare halten, das die Ein-
führung von etwas Neuem bezeichnet, und von innovativ, was »Innovationen
zum Ziel habend« heißt. »Echte« Innovationen zeichnen sich folglich dadurch
an, dass sie den gesellschaftlichen Fortschritt zu befördern trachten (wobei
dieser nicht, wie in der bequemen Topologie politischer Systeme vom 19. Jahr-
hundert an, automatisch »links« zu verorten ist) und dies überdies in einer
Form betreiben, die inklusiv, also offen ist für die Beteiligung der als echte
Innovation der 1970er Jahre herausgebildeten »Bürgergesellschaft«, die
weder in Expertenherrschaft noch in Elitendemokratie aufgeht. Insofern geht
echte Innovation weit über das hinaus, was die damalige für Innovation
zuständige Wissenschaftsministerin der rot-grünen Reformregierung in der
heutzutage typischen Weise als Innovation charakterisiert hat und wie es nach
wie vor von Regierungsmitgliedern ähnlich betont wird: 

»Innovationen bilden das Lebenselixier unserer Gesellschaft. Innovationen
– das sind neue Produkte, Technologien und technische Verfahren, mit denen
wir Märkte erschließen und zukunftssichere Arbeitsplätze schaffen. Die
Zukunftsfähigkeit Deutschlands entscheidet sich mit der Frage, wie innovativ
wir sind. Das geht alle an: die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft, die
Gewerkschaften und die Politik. Die Bundesregierung schafft die Vorausset-
zungen dafür, dass sich die Innovationskraft in unserem Land bestmöglich ent-
falten kann. Innovationen müssen hart erarbeitet werden. Triebkräfte dabei
sind gut ausgebildete Menschen und eine exzellente Forschungsbasis. Die
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technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands ist nach wie vor groß.
Deutschland ist heute Weltmeister in Branchen wie Elektrotechnik und Auto-
mobilbau. Das liegt an der einzigartigen Innovationsleistung von gut ausgebil-
deten Ingenieurinnen und Ingenieuren, Technikern und Naturwissenschaft-
lern. Die Zahl der Studienanfänger in diesen Fächern ist gestiegen. Wir melden
wieder mehr Patente an. Das sind erfreuliche Entwicklungen, die auf die kon-
sequente Politik der Bundesregierung zurückzuführen sind.« (http://www.tbs-
hessen.org/wichtiges/innoserieteaser.html) 

Im Sinne Schumpeters, dessen 1963 in deutsch erschienenes Werk zur
»Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung« die Verbreitung und Semantik
des Begriffs in Deutschland ausgelöst haben dürfte, sind hier wesentlich Inven-
tionen gemeint, nicht Innovation im weiteren Sinne, zu deren Erfassung man
sowohl Dimensionen unternehmerischen Handelns wie künstlerischer Praxis
heranziehen muss. »Innovation« bezeichnet die Durchsetzung einer techni-
schen oder organisatorischen Neuerung, nicht allein ihre Erfindung. Innovativ
ist für Schumpeter der schöpferische Unternehmer (im Gegensatz zum Arbi-
trageunternehmer, der vorhandene Preisunterschiede ausnutzt), wozu als Kehr-
seite »schöpferische Zerstörung« gehört.

Demnach muss die »ungerichtete« Kreativität künstlerischen Schaffens
einbezogen werden, die jenseits der Produktinnovation die Genese neuer Pro-
blemlösungskonstellationen in den Blick nimmt. Diese kann eine neue Orga-
nisationsform, eine Technologie, ein Verfahren oder ein neues Anwendungs-
feld sein. Ein anspruchsvoller Innovationsbegriff zielt also jenseits von neuen
Technologien auf bewusst gesteuerte, sich selbst organisierende oder infor-
melle Prozessformen ab, die der Erhöhung der Problemlösungskapazität einer
autonomen Bürgergesellschaft dienen.

Wir wollen am Beispiel der »Innovationen« im Anwendungsbereich Inter-
net und Politik Etikettierung und Akzentuierung von Neuerungen rekapitulie-
ren und dabei insbesondere ihre jeweilige Anwendungsmisere herausstreichen.
Technische Innovationen hat es wahrlich genug gegeben – »das« Internet in
toto wurde praktisch mit Innovation gleichgesetzt und als Reformmetapher
gebraucht. Das Problem ist die mangelhafte Überführung neuer Kommunika-
tionsformate in politisch-soziale Routinen und die mangelnde Bindung der
zum Teil mit großem finanziellem Aufwand durchgeführten Programme an ein
politisches Reformvorhaben. Gerade bei jenen, die Innovationsrhetorik im
Munde führen, meinen wir eine echte Innovationsresistenz feststellen zu kön-
nen.

Eine offene, in eine politische Reformperspektive eingebaute Innovation
hat im Blick auf digitale Informations- und Kommunikationstechnologien fol-
gende Prämissen:
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■ Es gibt keinen Primat der Technik, aus »elektronischer Demokratie« muss
»interaktive Demokratie« werden.

■ Es besteht eine wesentliche Differenz zwischen Politik und Verwaltung und
insofern auch zwischen Verwaltungsrationalisierung (e-government) und
Bürgerbeteiligung (e-democracy).

■ »Neue Medien« müssen Abschied nehmen von der Prägung des Mediensys-
tems durch Zuschauerdemokratie und dem vorherrschenden Muster des
Infotainment, um ihre Potenziale entfalten zu können.

■ Das Internet ist als Kompositum aller bekannten Medien besonders geeig-
net für individualisierte Massenkommunikation; hierin besteht die tech-
nisch induzierte und für politische Kommunikation nutzbar zu machende
Innovation.

■ Das Internet ist in politischer Hinsicht ein geeignetes Medium der Delibe-
ration demokratischer Eliten; die flexible Architektur virtueller Bürgerkon-
ferenzen ist ein Anwendungsbeispiel für diese Grundannahme.

Politische Innovationen im Internet

Seit dem Boom des Internets in den 1990er Jahren haben zahlreiche Innovati-
onen auch den politischen Raum außerhalb des digitalen Datenraums erreicht.
Eine rhetorische Initialzündung gelang dabei dem damaligen US-Vizepräsi-
denten Al Gore, der mit dem Aufkommen des Internets auch »ein neues Zeit-
alter der athenischen Demokratie« witterte. Substanziellere Vorschläge liefer-
ten andere Autoren, wie etwa der früh verstorbene Michael Hauben, der
schon 1993 mit seinem kurzen Papier »The Net and the Netizens« die Figur
des »Netzbürgers« als aktualisierte Form einer politischen Bürgerfigur entwi-
ckelte, die sich durch die Nutzung neuer Medien umfassend informieren und
an politischen Diskursen beteiligen kann. Als durchaus einflussreich ist auch
die Arbeit »The Electronic Republic« von Lawrence Grossman (1995) einzu-
schätzen. Dieser Generalentwurf skizzierte erstmals eine vollständig durch
neue Medien modernisierte Demokratie mit der »Krönung« durch Online-
Wahlen – obwohl Grossman inzwischen in einigen Punkten widerlegt ist, kann
seine umfassende Perspektive gerade für die Beschäftigung in den Sozialwis-
senschaften als wegweisend gelten. Auf dieser Basis entwickelte sich allmäh-
lich eine »Elektronische Demokratieforschung« (Leggewie/Maar 1998), die
im akademischen Diskurs über lange Zeit hinweg einen schweren Stand hatte
und teilweise noch immer nicht über einen gewissen Exotenstatus hinausge-
kommen ist.

Insbesondere in der deutschsprachigen Forschung zum Thema hat die
Frage nach der Beteiligungssteigerung durch neue Medien breiten Raum ein-
genommen – noch vor der Auseinandersetzung mit Spezialthemen wie digita-
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ler Parteienorganisation, Online-Protest, digitalen Bürgerrechten oder Online-
Wahlen haben sich zahlreiche Texte mit »digitalen Partizipationschancen«
beschäftigt (ebd.). Im Rahmen eines akademischen Reifungsprozesses wurde
der Weg des Begriffspaars »Internet und Politik« in die zentraleren Bereiche
der Disziplin geebnet und inzwischen fehlt in kaum einem politikwissenschaft-
lichen Sammelband ein Beitrag, der die Rolle und Bedeutung neuer Medien
etwa für Parteien, Wahlkampf, Recht oder Demokratietheorie thematisiert.
(Bieber/Leggewie 2003)

Den durch neue Medien motivierten Phänomenen wird dabei in der Regel
ein deutlicher »Innovationscharakter« unterstellt, das heißt, es sollen sich
durch die Nutzung digitaler, interaktiver Medien neue Beteiligungschancen
eröffnen, es sollen neue politische Akteure entstehen, bekannte Verfahren und
Mechanismen des politischen Arbeitsalltags werden mal behutsam, mal radi-
kal renoviert oder politische Regulierungsinteressen entdecken gänzlich neue
Betätigungsfelder. Nach nunmehr gut zehn Jahren der scheinbar pausenlosen
Produktion kommunikationspolitischer Innovationen ist eine nüchterne
Betrachtung von Reichweite und Nachhaltigkeit angezeigt – und dabei stellt
sich heraus, dass viele dieser »Internet-Impulse« auf deutlichen Widerstand im
politischen System gestoßen sind. Die nachfolgenden Fallbeispiele sollen illu-
strieren, welche innovativen Elemente überhaupt zu beobachten waren und
wodurch sie limitiert und eingegrenzt wurden. Versammelt werden hier
wesentliche Entwicklungen, die verschiedene Akteure, Prozesse und Kommu-
nikationsformen des politischen Systems umfassen. So illustriert der Einfluss
neuer Medien auf die Organisations- und Kommunikationsarbeit der großen
Mitgliederparteien einen notwendigen Reformprozess eines traditionsreichen
Trägers politischen Engagements, während der Bereich der digitalen Bürgerar-
beit auf mögliche Konkurrenten verweist. Die digitale Stimmabgabe ist dage-
gen als typischer Politikprozess zu werten, der unter den Bedingungen neuer
Medien eine Modernisierung zu erfahren scheint. Weblogs markieren schließ-
lich auf einer Mikroebene die Veränderungen politischer Kommunikations-
vorgänge aus ganz unterschiedlichen Perspektiven, da sie sowohl als Verlaut-
barungsorgan von (Partei-)Eliten, als Korrektiv von der Basis oder auch als
unabhängige »Stimme von außen« eingesetzt werden können. 

Digitale Parteienorganisation

Der Begriff der »digitalen Parteienorganisation« bezeichnet die Entstehung
unterschiedlicher, internetbasierter Parteiorgane als Ergänzung zur klassi-
schen hierarchischen Mitgliederstruktur. Typische Beispiele hierfür stellen der
Virtuelle Ortsverein der SPD (www.vov.de), der Landesverband Internet der
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FDP (www.fdp-lv-net.de), aber auch die Durchführung virtueller Parteitage
durch den Landesverband Baden-Württemberg von Bündnis90/Die Grünen
(www.virtueller-parteitag.de) dar. Als »innovativ« gilt dabei insbesondere die
ortsunabhängige Organisation der Mitwirkung innerhalb der Parteistruktu-
ren – anders als bei den konventionellen Ortsvereinen findet eben keine lokale
und regionale Zuordnung interessierter Bürger statt, sondern die Gruppenbil-
dung erfolgt entlang eines Themas sowie über den ausschließlich über die
Website möglichen Zugang. Reagiert wird damit auf den sich verändernden
Bedarf zur stärkeren räumlichen wie zeitlichen Flexibilisierung des parteibezo-
genen Engagements – virtuelle Parteistrukturen ermöglichen insbesondere im
Falle der virtuellen Ortsvereine oder Landesverbände eine zeitliche Entzerrung
der Aktivitäten und beschränken sie nicht auf einen festgelegten Regeltermin.
Dies gilt auch bei den notwendigerweise zeitlich begrenzten virtuellen Partei-
tagen – der Diskussionszeitraum ist gegenüber den meist auf wenige Tage aus-
gelegten »normalen« Parteitagen deutlich ausgeweitet und erlaubt in der
Regel eine mehrwöchige Entscheidungsvorbereitung. Mit Blick auf die Nutzer
der digitalen Parteienkommunikation fällt die Rekrutierung vorwiegend jun-
ger Teilnehmer auf – ein wichtiges Projekt des virtuellen Ortsvereins der SPD
befasste sich folgerichtig mit der nachlassenden Beteiligung Jugendlicher
innerhalb und außerhalb der Parteien (www.vov.de/projekt-jugend). Nicht
zuletzt bieten virtuelle Parteiorgane wichtigen Raum für die Erprobung digi-
taler Entscheidungskommunikation, etwa internen Diskussionen, Umfragen
oder Abstimmungen. Insgesamt haben derartige Strukturen bereits einen gro-
ßen Beitrag zur Modernisierung innerparteilicher Kommunikation geleistet,
unter anderem auch durch die Präsentation des Internets als neuen politischen
Diskursraum anlässlich »realer« politischer Großereignisse wie etwa den Bun-
desparteitagen der großen Volksparteien.

Aufgrund der Vorgaben der Parteisatzungen und des Parteiengesetzes (§ 7,
Gliederung), die eine »gebietliche Gliederung« auf physischer Basis erfordern,
haben virtuelle Parteistrukturen bislang nicht den Status vollwertiger »Par-
teigliederungen« erhalten können. Dieser enorme strukturelle Nachteil gegen-
über den ordentlich verfassten Parteigliederungen hat zu einem allmählichen
»Austrocknen« der digitalen Strukturen geführt. Zwar sind sowohl der »Vir-
tuelle Ortsverein« der SPD wie auch der »landesverband-net« der FDP noch
aktiv, doch stagnieren die Mitgliederzahlen und auch der Einfluss auf die her-
kömmlichen Parteistrukturen beginnt in Zeiten einer »Normalisierung« des
Internets nachzulassen. Ein geeigneter Ausweg aus dem parteiintern durchaus
thematisierten Dilemma von realer Mitgliedschaft und virtueller Organisation
ist bislang noch nicht gefunden. Die fehlende Anerkennung durch die Partei-
statuten wurde bislang meist über organisatorische Kniffe wie die Einrichtung
parteinaher Arbeits- oder Beratungsgremien unter der Patenschaft von Bun-
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despolitikern kompensiert, doch eine dauerhafte Einbettung der Aktivitäten
im Datenraum konnte dadurch nicht gewährleistet werden.

Somit sind die virtuellen Parteistrukturen seit Gründung und Boom in den
mittleren bis späten 1990er Jahren zu »zahnlosen Tigern« geworden – das
digitale Engagement arrangiert sich nur noch um wenige internetbezogene
Themen (z.B. Urheberrecht, Datenschutz), scheint jedoch im organisatori-
schen Abseits zu versanden.

Online-Wahlen

Die Einführung internetbasierter Verfahren zur Stimmabgabe bei politischen
Wahlen steht ebenfalls seit Beginn des großen Internetbooms vor gut einer
Dekade im Mittelpunkt der Debatte um die »Digitalisierung von Politik«.
Ähnlich wie im Falle virtueller Parteistrukturen können auch hier einige Ele-
mente ausgemacht werden, die Online-Wahlen als innovativen Politikprozess
kennzeichnen. Zu beachten sind dabei zunächst wiederum die durch die Mög-
lichkeiten des Internets gegebenen Veränderungen des individuellen Kommu-
nikations- und Beteiligungsverhaltens: So ist mit Blick auf Online-Wahlen nun
die zeitliche und räumliche Flexibilisierung der Stimmabgabe denkbar, da der
E-Mail-Versand von Wählerstimmen den Weg ins Wahllokal innerhalb eines
eng definierten Zeitfensters ersetzen kann. Prinzipiell stellt dieses Verfahren
lediglich die Aktualisierung und Beschleunigung des längst realisierten Brief-
wahlverfahrens dar und könnte somit eine Anpassung an das tatsächliche
Wahlverhalten vieler Bürger darstellen, die zunehmend Wahllokal und Urne
meiden und stattdessen von zu Hause aus per Post abstimmen. Neben diesen
nutzerseitigen Veränderungen ist durch die zunehmende Technisierung des
Verfahrens von einer Beschleunigung des Auszählungsverfahrens auszugehen,
die einher gehen kann mit zusätzlichen Überprüfungsmöglichkeiten nach der
Wahl. Erfahrungen mit dem Einsatz digital gestützter Abstimmungssysteme
aus der Schweiz zeigen darüber hinaus, dass die Technisierung des Verfahrens
durchaus eine Alternative zu personellen Engpässen bei der Rekrutierung von
WahlhelferInnen darstellt.

Den positiven Erfahrungen zum Trotz – die größtenteils auch nur in nicht
öffentlichen Wahlsituationen wie Betriebsrats- oder Hochschulparlaments-
wahlen gemacht wurden – dominieren noch immer grundlegende Sicherheits-
bedenken und das Gespenst der digitalen Wahlfälschung oder -manipulation
die Debatte. Die Entwickler von Online-Wahlsystemen setzen dagegen auf die
Nutzung sicherer Verschlüsselungstechniken und eine zukünftig flächende-
ckende Verbreitung digitaler Signaturen zur eindeutigen Identifizierung der
Wählerschaft.1 Durchaus begründete Kritik an Online-Wahlen liefert dagegen
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ein Blick auf den Umgang mit den grundgesetzlich festgeschriebenen Wahl-
rechtsgrundsätzen der allgemeinen, freien, gleichen, geheimen und unmittel-
baren Wahl. Diese Perspektive macht schnell deutlich, dass bei einer Einfüh-
rung von Online-Wahlen insbesondere der Grundsatz der geheimen Wahl
nicht mehr uneingeschränkt garantiert werden kann. Durch die Ermöglichung
der digitalen Stimmabgabe über »virtuelle Wahlkabinen«, die potenziell nicht
nur auf dem heimischen PC, sondern auch auf mobilen Kommunikationsein-
richtungen installiert werden könnten, ist nicht mehr gewährleistet, dass Wäh-
ler und Stimme im Augenblick der Stimmabgabe »mit sich alleine sind«. Statt-
dessen könnte der Wahlgang stärker als eine Form der »politischen
Gruppenaktivität« rekonstituiert werden. Einen weitaus praxisorientierteren
Hemmschuh stellen dagegen die aktuelle Wahlgesetzgebung sowie Verordnun-
gen über den Einsatz technischer Wahlhilfen dar. Schon die Zuständigkeit der
Wahlorganisation auf kommunaler Ebene verlagert die finanzielle Dimension
auf Städte und Gemeinden, darüber hinaus sind wichtige Begriffsbezeichnun-
gen noch viel zu unklar, um auf digitalisierte Wahlverfahren übertragen zu
werden. Ein letztes Hindernis bei der Einführung von Online-Wahlen stellen
schließlich die unterschiedlichen politischen Einschätzungen über die Folgen
einer Einführung solcher Verfahren für die Wahlbeteiligung dar. Ein derartiges
»Klienteldenken« vermutet einerseits bei jüngeren Wählerschichten eine
höhere Affinität für die Formen digitaler Stimmabgabe, während andererseits
die Furcht besteht, dass ältere Menschen von solchen Angeboten nicht profi-
tieren könnten.

Abschließend gilt auch hier fest zu halten, dass sich die »politische Innova-
tionskraft« internetgestützter Verfahren zur Stimmabgabe keinesfalls unge-
hindert entfalten kann, sondern auf eine Vielzahl von Limitierungen innerhalb
des politischen Systems gestoßen ist. Des Weiteren ist davon auszugehen, dass
die Einführung von Online-Wahlen nicht allein von der technologischen Leis-
tungsfähigkeit der Systeme oder der Akzeptanz in der Wählerschaft, sondern
auch von Modernisierungsbereitschaft und -wille politischer Akteure
abhängt.

1) Bei allen Bedenken gegenüber der Sicherheit technischer Wahlsysteme ist jedoch stets ein 
Vergleich mit herkömmlichen Verfahren zur Stimmauszählung angezeigt: Auch heute 
bleibt insbesondere den Briefwählern die Verfolgung ihrer Stimme auf dem Weg in die 
Wahlstatistik verwehrt, die Möglichkeit zum »Stimmenverlust« auf dem Übertragungsweg 
ist längst gegeben. Auch die Frage nach der Akkuratesse des Auszählungsverfahrens durch 
menschliche Wahlhelfer muss gestattet sein, ebenso wie der Hinweis auf immer wieder 
auftretende »Sicherheitslücken« im Wahllokal selbst, wenn etwa Stimmzettel offen 
ausliegen oder Wahlkabinen nicht ausreichend gegeneinander abgeschirmt sind.
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Digitale Bürgerarbeit

Geradezu als Innovationskatalysator hat die Kommunikationsumgebung
Internet bei der Entstehung neuer Politikakteure gewirkt. Seit der Ausbreitung
des Netzes über die grafische Oberfläche des World Wide Web sind zahlreiche
Ein-Themen-Organisationen entstanden, die nicht nur zur horizontalen Ver-
netzung politikinteressierter Bürger, sondern auch zur Einbindung bürgerseiti-
ger Expertise in laufende Politikprozesse geführt hat. Typischerweise bilden
sich derartige Kommunikationsgemeinschaften entlang akuter Problemlagen
oder Interessenstrukturen und führen zunächst zu einer wechselseitigen Infor-
mation über ein bestimmtes Thema, die in einer zweiten Phase stärkere Kom-
munikations- oder auch Kampagnenanteile enthält. Beispielhaft wäre etwa die
Beteiligung an lokalen Planungs- oder Mediationsverfahren im Rahmen städ-
tischer Bau- und Entwicklungsprojekte. Netzakteure übernehmen dabei nicht
selten eine Rolle als Korrektiv gegenüber anderen Akteuren im politischen Pro-
zess (Parteien, Unternehmen, Verbänden, Interessenvertretungen) und führen
bürgerseitige Meinungen und Expertise in meist lokal, häufiger aber auch the-
matisch begrenzte Diskussionsstrukturen. Aktuell können etwa die öffentliche
Debatte um die Modernisierung des Urheberrechts, der Streit um die Einfüh-
rung eines Informationsfreiheitsgesetzes oder generelle Fragen des Datenschut-
zes als exemplarische Aktionsfelder für eine »digitale Bürgerbeteiligung« gel-
ten.2 Nach der anfangs häufig losen Organisation entlang eines Themenfelds
ist inzwischen in mehreren Fällen die allmähliche Verstetigung der Diskussion
und die Formalisierung der Aktivitäten im Rahmen verfasster Strukturen zu
beobachten. Resultate einer kontinuierlichen »digitalen Bürgerbeteiligung« in
Deutschland sind im Regelfall die Gründungen so genannter »Netzvereine«.
Diese eingetragenen Vereine lenken die Bürgeraktivitäten im Internet zumin-
dest formal in geregelte Bahnen und bieten den Akteuren ein Mindestmaß an
Organisationssicherheit und auch Anerkennung innerhalb des jeweiligen poli-
tischen Aktionsbereichs. Gegenstand der Vereinstätigkeit sind dann zumeist
der Betrieb einer thematisch ausgerichteten Informations- und Kommunikati-
onsplattform, die bisweilen auch die Organisation von Online-Aktionen und
-Kampagnen umfasst. Die solchermaßen »digital« organisierte Bürgerarbeit
wirkt auf die Inhalte öffentlicher Diskussionen um internetbezogene Politikbe-
reiche ein, beeinflusst durch gezielte Aktionen und beständige Informationsbe-
reitstellung die Agenda der politischen Akteure und leistet inzwischen einen

2) Während dieser Themenkatalog noch einen starken Internetbezug aufweist, deuten sich 
auch Verschiebungen und Ausweitungen auf »normale« politische Themen an. So 
entwickelt etwa die Initiative campact.de eine großflächige Kampagne für die 
Durchführung eines Bürgerentscheids zur EU-Verfassung in Deutschland.
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nicht zu unterschätzenden Beitrag zur Informations- und Meinungsvermitt-
lung aus der »politischen Öffentlichkeit« in den politischen Entscheidungsbe-
reich hinein.3 Immer häufiger erhalten Vertreter aus solchen Netzvereinen als
Themenanwälte und Experten auch einen direkten Zugriff auf aktuelle Politik-
prozesse, etwa im Rahmen regulärer Parlaments- und Ausschussarbeit oder in
der Arbeit spezialisierter Gremien wie Kommissionen oder Räten.

Diesen in den letzten Jahren massiv gestiegenen Beteiligungschancen ste-
hen jedoch abermals Probleme und Grenzen gegenüber. Zuvorderst
beschränkt der bei dauerhafter Auseinandersetzung notwendige hohe Res-
sourceneinsatz die Leistungsfähigkeit der Akteure – dabei ist weniger der
Bedarf an Finanzmitteln ausschlaggebend (in dieser Hinsicht hat das Internet
ressourcenschonende Wirkung), häufiger fehlt es an der für eine erfolgreiche
Arbeit benötigten Zeit, da die meisten Bürger ihr Engagement für Netzvereine
auf ehrenamtlicher Basis leisten. Hinderlich und motivationshemmend wirkt
sich darüber hinaus das bislang geringe Interesse und die mangelnde Anerken-
nung seitens etablierter Akteure für diese neuartige Form bürgerseitiger Betei-
ligung aus. Dennoch scheinen sich die Netzvereine als dauerhafter Impulsge-
ber für den politischen Prozess etablieren zu können, nicht zuletzt, da sie als
flexible Strukturen gut auf thematisch und zeitlich wechselnde Beteiligungsin-
teressen einzelner Bürger reagieren können. Zu fragen bleibt, inwiefern
zukünftig ein produktiver Austausch mit etablierten Akteuren im Kernbereich
politischer Systeme oder auch mit anderen Akteursformen, etwa aus dem
Umfeld sozialer Bewegungen oder »herkömmlichen« Nichtregierungsorgani-
sationen, entstehen kann.

Weblogs

Nicht nur in organisatorischer, auch in technologischer Hinsicht lassen sich
noch weitere »politische Innovationen« skizzieren: So war im Rahmen der
Vorwahlen im US-Präsidentschaftswahlkampf im Frühjahr 2004 erstmals die
Rede von so genannten »Politiker-Weblogs«. Der demokratische Aspirant
Howard Dean hatte mit dem Angebot blogforamerica.com damals neue Maß-
stäbe in der Wahlkampfkommunikation eines Einzelkandidaten gesetzt. Tech-
nisch gesehen handelt es sich bei den Weblogs um eine besondere Form des
»digitalen Tagebuchschreibens«4 – auf einer derartigen Schreib- und Lese-

3) Prominente Vertreter dieser hier nicht näher zu beschreibenden neuen politischen 
Akteurskultur sind z.B. der Chaos Computer Club, der vom FoeBud e.V. in Bielefeld 
verliehene Big Brother Award, die bereits mit dem Grimme-Online-Award 
ausgezeichneten Angebote von politik-digital und dol2day, die offene Enzyklopädie 
Wikipedia oder die »Freie Netze«-Bewegung.
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plattform gibt in der Regel ein einzelner Autor den kommunikativen Takt vor
und publiziert meist knappe Texte, die häufig um einen thematischen Mittel-
punkt kreisen. Durch ihre besondere technologische Beschaffenheit ermögli-
chen Weblogs den Lesern eine automatisierte Mitwirkung an der Entwicklung
eines Textkörpers mit quasikollektiver Autorenschaft. Da sich Wahlkampag-
nen zuletzt immer mehr als »Countdown zum Wahltag« entwickelt haben und
die Aktivität der Kandidaten von den Medien »von Tag zu Tag« begleitet
wird, können Weblogs tatsächlich als äußerst adäquate Werkzeuge zur Bereit-
stellung von Kampagneninformation gelten. Wichtig für die Einordnung im
Gefüge des Online-Wahlkampfs ist die starke Personalisierung von Weblogs –
in den meisten Fällen steht eine Einzelperson im Zentrum der Schreibtätigkei-
ten, die mit ihren Berichten, Reportagen oder auch nur originellen Info-Fund-
stücken eine Strukturierung der Kommunikation vornimmt. Zwar sind dauer-
haft funktionierende Weblogs auf die Mitwirkung der Leserschaft angewiesen,
doch kommt der Betreiberrolle zentrale Bedeutung für den Erfolg (oder Miss-
erfolg) solcher Angebote zu. Diese Struktur begünstigt demnach den Einsatz
von Weblogs als Kampagneninstrument für einzelne Kandidaten und weniger
im Rahmen einer übergreifenden Parteistrategie.

War der Europawahlkampf 2004 nur ein schwacher Vorlauf zum Einsatz
politischer Weblogs, so gibt der verkürzte Wahlkampf zur vorgezogenen Bun-
destagswahl 2005 einen präziseren Eindruck von den Einsatzmöglichkeiten
dieses neuen politischen Kommunikationsformats. Allerdings war die Option
des vollwertigen Politiker-Weblogs Dean’scher Prägung während der Phase
der Neuwahldiskussion rund um das Misstrauensvotum vom 1. Juli 2005
nicht die erste Wahl in der deutschsprachigen »Blogosphäre«. Der Regelfall
des Wahlsommers waren dagegen eher »Sammel-Weblogs« in journalistisch
orientierten Umfeldern: So hatten beispielsweise die Internetplattformen
focus.de und politikerscreen.de parteiübergreifende Autorenteams gebildet,
deren Erfahrungen aus dem Wahlkampf für einen begrenzten Zeitraum auf
den Seiten der digitalen Mediendienstleister zusammengefasst wurden. Damit
wurden jedoch lediglich alte Formate im neuen technischen Gewand frisch
aufgewärmt: Das Muster der nach Parteienproporz engagierten Gast-Kolum-
nisten hatte sich bereits in der Berichterstattung zu den Bundestagswahlen
1998 und 2002 gefunden. Allerdings deuten selbst diese »unechten« Weblog-
Angebote bereits die zu erwartende Flut politikbezogener Erlebnisberichte an
– die kommunikationstechnischen Erleichterungen des Weblog-Schreibens
werden für eine weitere Explosion des verfügbaren Materials aus dem Wahl-

4) Wenngleich dieser Begriff innerhalb der Szene, der so genannten »Blogosphäre«, 
keineswegs vorbehaltlos diskutiert wird. Einführendes Material über Geschichte, Technik 
und Entwicklung von Weblogs liefert u.a. Möller 2004. 
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kampf sorgen und Informationsrecherche und Navigation für Außenstehende
nicht gerade leichter machen. Die entscheidende Rolle für eine innovative
Nutzung dürfte dabei die Vernetzung der Weblogs untereinander darstellen –
wird das eigene Format lediglich als weiterer »Top-down«-Kanal zur Vertei-
lung von Inhalten genutzt, geraten die eigentlich spannenden Funktionen zur
Vernetzung von Diskussionssträngen verschiedener Weblog-Angebote in den
Hintergrund.

In einer nur vorläufigen Zusammenfassung können Kandidaten-Weblogs
dennoch als innovative Form der Bürgeradressierung verstanden werden.
Ähnlich wie Politiker-Chats, die eine Direktansprache der Bürgerschaft vorbei
an klassischen Mittlerstrukturen ermöglichen, stellen Weblogs einen neuen
medialen »Vertriebsweg« für politische Akteure dar. Insbesondere zu Wahl-
kampfzeiten erscheint das personenbezogene Weblog, das den individuellen
Verlauf der Kampagne nachzeichnet und dabei der Leserschaft Möglichkeiten
zu einer Art »textueller Beteiligung« bietet, als zeitgemäßes Werkzeug zur
Gestaltung von Wahlkampfkommunikation.

Neben den wahlkampforientierten Weblogs von aktiven Politikerinnen
und Politikern hat das Kommunikationsformat des Weblog jedoch auch als
neuartiger Kanal der Bürgerkommunikation für Furore gesorgt. Die technolo-
gisch bedingte hohe Kontrolle, die der oder die Autoren über das Kollektiv-
produkt Weblog haben, ermöglicht in besonderen Konstellationen die Pro-
duktion einer alternativen Medienöffentlichkeit. Besonders deutlich sichtbar
wurde dies im Fall des prominenten Berichterstatters »Salam Pax«, der zu Zei-
ten des Irak-Kriegs mit einem Weblog an den restringierten Kanälen des
»Pool-Journalismus« vorbei über die »wahren Begebenheiten« in Bagdad
berichtete (vgl. Salam Pax 2004). Ähnliches ist für den unmittelbaren Zeit-
raum nach der umstrittenen Stichwahl zur Präsidentschaftswahl in der
Ukraine im November und Dezember 2004 zu beobachten – hier hat sich eine
kleine Gruppe von Internetaktivisten der Erstellung »digitaler Augenzeugen-
berichte« von der Situation in der Ukraine und vor allem der Hauptstadt Kiew
verschrieben. Dabei werden nicht allein Texte von alltäglichen Erlebnissen vor
dem Parlament oder bei Protestaktionen dokumentiert, sondern durch die
Verwendung von Bildmaterialien wird ein vergleichsweise konkretes Bild von
der unklaren Situation zwischen manipulierter Stimmabgabe, Verweigerung
der Anerkennung der Wahl und möglicher Organisation einer Wahlwiederho-
lung gezeichnet. Die Möglichkeit zur weitgehend ungefilterten Publikation
von Nachrichten »aus erster Hand« wurde zur Stärkung und Reichweitenstei-
gerung der Oppositionsarbeit genutzt und diente der Herstellung von Trans-
parenz und öffentlicher Kontrolle in einer unübersichtlichen politischen Kri-
sensituation. 
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Zusammenfassung

Man sieht an den vorgetragenen Beispielen, wo die Innovationspotenziale
digitaler Kommunikationstechnologien für die Erneuerung der Demokratie
liegen. Internetplattformen, die ihre Autonomie wahren und für den »gut
informierten Bürger« handhabbar sind, erlauben Teilhabe und öffentliche
Beratung. Genau das ist es, was in postmodernen »Mediendemokratien« von
der engagierten Bürgerschaft so schmerzlich vermisst wird und auch seitens
selbst erklärter Reformregierungen durch rein technokratische Politikkon-
zepte unterlaufen worden ist.
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11 Creative Commons:
Mehr Innovation durch die Öffnung des 
Urheberrechts?

Ellen Euler

Innovationsprozesse werden durch vielfältige Faktoren bestimmt. Es gibt einen
eigenen Forschungszweig, der sich mit diesen Einflussgrößen beschäftigt und
der zurückgeht auf die Zeit des Kalten Kriegs, auf den Wettlauf zwischen den
USA und der Sowjetunion um die militärische Vorherrschaft. Nach dem so
genannten Sputnik-Schock, der durch die erste erfolgreiche Erprobung eines
Weltraumsatelliten durch die Sowjetunion in den USA ausgelöst wurde, setzte
an den amerikanischen Hochschulen eine intensive Erforschung der Vorausset-
zungen und Bedingungen geistiger Schöpfungen ein, denn offensichtlich waren
die Amerikaner im Wettlauf um technische Neuerungen in die Hinterhand
geraten und hatten bei der Schaffung von günstigen Bedingungen für For-
schungsaktivität etwas übersehen. Ähnliches haben wir in Deutschland mit der
PISA-Studie erlebt, was zur Frage über die Voraussetzungen und Bedingungen
der Informationsgesellschaft im Bereich der Pädagogik geführt hat. Die metho-
dischen Zugangsweisen um Innovation zu erklären, sind vielfältig und davon
abhängig, ob eher ein persönlichkeitsorientierter, prozessorientierter, produkt-
orientierter oder systemorientierter und relationaler Ansatz verfolgt wird.
Bestimmend für Innovationsprozesse sind nicht nur die autonome, technische,
wirtschaftliche und mediale Entwicklung. Entscheidend ist vielmehr die
schwierige Frage, welche Faktoren der vier regulierenden Instanzen »Gesetze«,
»soziale Normen«, »Markt« und »Architektur« (Lessig 1999, 157 ff.) reguliert
werden müssen und welche weitgehend unreguliert und offen bleiben sollten,
um Kreativität und Innovation zu fördern und Freiheit zu sichern. 

Als Juristin will ich mich hier auf die Betrachtung des Rechts, genauer des
Urheberrechts beschränken. Einleitend scheint mir in der Diskussion zudem
wichtig, kurz auf die undifferenzierte Verwendung vieler Begrifflichkeiten auf-
merksam zu machen, die einer Konsensfindung nicht gerade förderlich ist.
Wissen und Information sind nicht synonym, Creative Commons betrifft im
Kern weder Wissen noch Information und Copyright ist nicht Urheberrecht.
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Im Folgenden soll der vorgegebene Begriff »Open Copyright« verstanden wer-
den als Ansatz, ein offeneres Urheberrecht zu finden.

Was ist das überhaupt: »Urheberrecht«? Welche Rolle spielt es in der
Debatte um »Innovation und Wissensfreiheit in der Wissensgesellschaft« als
regulierende Instanz? Wie regulierend oder offen sollte es ausgestaltet sein, um
Innovation zu fördern?

Kurze Einführung ins Urheberrecht

Urheberrecht ist das Recht zum Schutz der Schöpfer von Werken der Literatur,
Wissenschaft und Kunst (vgl. § 1 Urheberrechtsgesetz). Der Urheber wird
geschützt durch die Zuerkennung von Urheberpersönlichkeitsrechten und
Ausschließlichkeitsrechten am Werk, so genannten Verwertungs- beziehungs-
weise Nutzungsrechten. Danach kann der Urheber als Rechteinhaber jeden
Dritten für die zeitlich begrenzte Dauer des Urheberschutzes von der Nutzung
seiner Werke ausschließen. Er kann die Nutzung aber auch gestatten, kosten-
los oder gegen Lizenzgebühren. Zu den geschützten Werken gehören neben
den traditionellen Gattungen von Literatur, Musik, Lichtbildern und Film
inzwischen auch Computerprogramme und Datenbanken. Einen abschließen-
den Katalog von schutzfähigen Werken gibt es nicht, ob ein Werk Urheber-
rechtsschutz genießt oder nicht, ist eine Frage des Einzelfalls. Entscheidend für
die Schutzfähigkeit ist, dass es sich bei dem Werk um eine »persönlich geistige
Schöpfung« handelt. Das Werk muss sich hinreichend von vorbekannten For-
men abheben und eine gewisse Originalität aufweisen (»Schöpfungshöhe«).
Werke sind Ausprägungen des menschlichen Geistes. Das Urheberrecht ist
damit Teil des Rechts des geistigen Eigentums, des Immaterialgüterrecht.

Urheberrecht als Teil des Immaterialgüterrechts

Besonderes Merkmal der Immaterialgüter ist, dass sie nicht-rivalisierend und
nicht-exklusiv genutzt werden können. Während ein Stück Ackerboden nur
von einer begrenzten Anzahl Menschen zur Bedürfnisbefriedigung genutzt
werden kann, ist ein immaterielles Gut, wie ein Werk der Literatur, Wissen-
schaft oder Kunst im Sinne des § 2 Urheberrechtsgesetz (UrhG), dadurch
gekennzeichnet, dass es von einer Person genutzt werden kann, ohne dass
dadurch der Nutzwert für andere Personen verhindert oder beeinträchtigt
wird. Das immaterielle Gut kann auch durch extensivste Nutzung nicht auf-
gezehrt werden (Non-Rivalität). Zugleich können Dritte überhaupt nicht oder
nur mit unverhältnismäßigen Kosten von der Nutzung ausgeschlossen werden
(Non-Exklusivität). 
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Anders ist es bei körperlichen Gütern, bei denen es ohne Zuweisung von
Handlungsrechten am Gut zu einer Übernutzung kommen kann, wodurch das
Gut schneller verbraucht und eine effiziente Ressourcennutzung unmöglich
wird. Die Zuerkennung von Eigentumsrechten verhindert diese so genannte
»Tragödie der Allmende« und führt zu effizienter Ressourcennutzung, um
Knappheit zu mildern. Diese Probleme stellen sich bei Immaterialgütern nicht.
Immaterialgüter sind wie gezeigt unbegrenzt nutzbar. Sie sind ein öffentliches
Gut und es gilt der Grundsatz der Freiheit öffentlicher Güter. 

Die Freiheit öffentlicher Güter bringt jedoch ebenfalls Probleme mit sich,
zum Beispiel das Trittbrettfahrerproblem.1 Die optimale Bereitstellung eines
Allgemeinguts hängt vom Beitrag aller Nutznießer ab. Insofern wäre es für
jede Person von Vorteil, wenn sie einen Beitrag leistete. Jedoch stellt sich jede
Person individuell am besten, wenn außer ihr selbst alle anderen zur Produk-
tion des Kollektivguts beitragen.

Ziel des Immaterialgüterrechts ist es, dieses Kooperationsproblem zu lösen
und die Knappheit existierender Immaterialgüter zu mildern, also möglichst
alle Beteiligten zur Schaffung neuer Immaterialgüter (öffentlicher Güter) zu
bewegen. Dem Immaterialgüterrecht geht es wie dem Sacheigentum um die
Behebung von Knappheit. Allerdings nicht um die Behebung von Knappheit
in Bezug auf das Gut, sondern im Hinblick auf die begrenzte Anzahl bestehen-
der Werke. Ziel ist die Verminderung dieser Knappheit durch den Zuwachs an
immateriellen Gütern mittels vermehrter geistig-persönliche Schöpfungen.
Das Immaterialgüterrecht soll als Anreizsystem für Innovationen fungieren
(vgl. Peukert 2004, 11 ff.). Solange es dieser Aufgabe im Interesse der Allge-
meinheit gerecht wird, ist es als Ausnahme vom Grundsatz der Freiheit öffent-
licher Güter gerechtfertigt.

Rechtfertigung für die Existenz des Urheberrechts

Das Urheberrecht schützt das Interesse der Allgemeinheit an neuen Ideen und
einem reichen Kulturleben. Allerdings muss das Recht so ausgestaltet werden,
dass es der Gesellschaft wirklich zugute kommt. Hierfür muss es wiederum
gewissen Beschränkungen unterliegen. Als sozial eingebundenes Recht enden
die Befugnisse der Berechtigten dort, wo Interessen Dritter ins Spiel kommen
– die vom Gesetz geregelten »Schranken«. Beispielsweise ist zur Tagesbericht-
erstattung die Übernahme einzelner Artikel erlaubt, Zitate sind möglich, und
für das Abspielen von Platten auf der Geburtstagsparty muss auch keine
Erlaubnis eingeholt werden. Die Interessen der Allgemeinheit sind somit

1) Zu weiteren Problemen öffentlicher Güter am Beispiel von Creative Commons als öffent-
liches Gut vgl. Euler »Creative Commons – iCommons und die Allmendeproblematiken«, 
in: Bourcier (Hrsg.), International Commons at the Digital Age, Paris 2004, abrufbar 
unter: http://fr.creativecommons.org/iCommonsAtTheDigitalAge.pdf
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sowohl Schutzgrund als auch Einschränkungsgrund des Urheberrechts. Wei-
tere Interessen, die das Urheberrecht schützt, sind die Interessen des Urhebers.
Ihm sollen die Früchte seiner Arbeit gesichert werden. Im Sinne der Aufklä-
rung dient das Urheberrecht dem Urheber, indem es ihm eine materielle und
geistige Unabhängigkeit sichert (zuvor war der Urheber auf die Großzügigkeit
eines Mäzens angewiesen). Sodann schützt das Urheberrecht auch die Interes-
sen des Verwerters, der – um das Werk zu verbreiten und der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen – teils enorme wirtschaftliche Investitionen tätigt, die
sich amortisieren müssen.

Das Urheberrecht hat die schwierige Aufgabe, einen Ausgleich zwischen
den Interessen der verschiedenen Akteure (Urheber, Verwerter, Nutzer) des
kreativen Prozesses herzustellen. 

Dilemma des Urheberrechts

Teilweise entsprechen sich die Interessen von Urheber, Verwerter und Nutzer,
zum Großteil widersprechen sie sich aber. Die Allgemeinheit hat zum Beispiel
ein großes Interesse an möglichst ungehindertem und kostenfreiem Zugang zu
Werken, welches im Interesse der Verwertung und Amortisation wiederum
beschränkt werden muss. 

Ökonomische Analysen erhellen die positiven Wirkungen des Schutzes von
Werken zur Beseitigung der Knappheit an künftigen Immaterialgütern (vgl.
Peukert 2004, 11 f.). Aus dem Umstand, dass es sich bei immateriellen Gütern
um nicht-exklusive Güter handelt, folgt ein Marktversagen in Gestalt der
Trittbrettfahrerproblematik. Es profitiert am meisten, wer Werke kostenlos
nutzt, ohne die Herstellungskosten tragen zu müssen. Ohne die Aussicht, dass
sich die Kosten für die Herstellung eines Werks amortisieren, würden neue
immaterielle Güter nicht oder jedenfalls in zu geringer Zahl geschaffen. Diese
Problematik wird klassisch durch die Zuerkennung von Immaterialgüterrech-
ten (Verwertungs-Nutzungsrechten) weitgehend gelöst. 

Auf der anderen Seite sind mit der Verleihung von Rechten auch ökonomi-
sche Nachteile verbunden. Die Urheber haben ein großes Interesse an möglichst
ungehindertem und kostenfreiem Zugang zu Werken, um neue Werke zu schaf-
fen (was wiederum im Interesse der Allgemeinheit liegt), denn alle wissen-
schaftlichen und künstlerischen Werke bauen auf zuvor erlangten Informatio-
nen auf. Urheberrechtsschutz führt zu höheren Kosten für künftige Kreationen.
Nicht nur, dass die Nutzung bereits vorhandener Werke im Interesse der Ver-
werter und Urheber kostet, auch die Kontaktaufnahme zum Urheber oder Ver-
werter kostet. Urheberrechtsschutz macht Transaktionen vom Rechteinhaber
zum Nutzer erforderlich. Transaktionen aber erzeugen Kosten. Die Situation,
dass wegen der aufwändigen und kostenintensiven Transaktionen Nutzungen
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unterbleiben, wird mit dem Terminus der so genannten »Tragedy of the Anti-
commons« umschrieben (Heller 1998, 624). Zusammengefasst beschreibt
diese Theorie das Problem, dass nicht-knappe Ressourcen durch den Urheber-
rechtsschutz suboptimal genutzt und fortentwickelt werden. Je höher die Kos-
ten eines neuen Werkes sind, desto seltener werden derartige Investitionen
getätigt und damit Werke geschaffen. Die positiven Auswirkungen des Urhe-
berrechts (Anreizsystem, Ausschluss von Trittbrettfahrern, Investitionsschutz
etc.) haben also zugleich negative Auswirkungen. Das Dilemma des Urheber-
rechtsschutzes lässt sich folgendermaßen zusammenfassen (Peukert 2004, 11): 

»In dem Maße, wie die Schaffung künftiger Werke gefördert wird, wird die
Verbreitung bestehender und mittelbar auch die Erzeugung neuer Geistes-
produkte gehemmt.«

Urheberrecht im digitalen Zeitalter

Dies gilt insbesondere im digitalen Zeitalter. Digitalisierung und Vernetzung
sind mit weitreichenden Folgen für das Urheberrecht verbunden. Werke im
digitalen Format können zu vernachlässigenswerten Kosten und ohne jegli-
chen Qualitätsverlust vervielfältigt werden. Angesichts der globalen Vernet-
zung genügt ein einziger auf einem Server gespeicherter Datensatz zur Befrie-
digung der weltweiten Nachfrage. Das ist im Interesse der Nutzer. Im Interesse
der Verwerter ist es nicht. Das sehen wir an den Prozessen, die gegen »Raub-
kopierer« geführt werden. Glauben wir der Verwertungsindustrie, geht es hier
um »Verluste« in Milliardenhöhe.

Dem Kontrollverlust im digitalen Umfeld wollen die Rechteinhaber mit
einer Stärkung des Urheberrechts begegnen. Dieser Schutz geht mittlerweile so
weit, dass technische Schutzmaßnahmen, so genannte Systeme fürs Digital
Rights Management (DRM), vor der Umgehung rechtlich geschützt sind. Mit
weitreichenden Konsequenzen: Mittels technischer Schutzmaßnahmen kön-
nen Rechteinhaber sogar den privaten Werkgenuss kontrollieren – ein Bereich,
der vom Urheberrecht zuvor nicht erfasst war. Im analogen Umfeld kann der-
jenige, der ein Buch erwirbt, dieses wann er will und so oft er will lesen und
an wen er will verleihen. Im digitalen Umfeld ist das anders. Mittels DRM
kann technisch kontrolliert werden, an welchen Tagen der Woche das »E-
Book« gelesen werden kann, wie oft es insgesamt gelesen werden kann und ob
es weitergegeben werden darf. Der Phantasie sind hier nur technische Grenzen
gesetzt. Die Kontrolle des privaten Werkgenusses wird durch den weit gefass-
ten Rechtsschutz technischer Maßnamen rechtlich abgesichert. 

Doch die weitgehende Unterbindung bisher urheberrechtsfreier Nutzungen
läuft der Erkenntnis zuwider, dass der Rechtsschutz nicht-rivalisierender
Güter begrenzt sein sollte. 
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Wenn der Nutzer nicht mehr ein Werkstück erhält, das er so oft und zu wel-
chem Zeitpunkt auch immer lesen, sehen, hören kann, verändert das grundle-
gend die Art und Weise, in der geistige Inhalte genutzt werden. Zeitlich
beschränkte Zugriffsmöglichkeiten auf vorbestehende Werke beispielsweise
(pay per use) werden den langsamen, schrittweisen Abläufen des kreativen
Prozesses nicht gerecht. Weitergehend ist zu befürchten, dass die Ausdehnung
des Urheberrechtsschutzes sich auch darauf auswirkt, was produziert wird
und wer produziert. Im digitalen Umfeld ist das halboffene System, welches
im analogen Umfeld regiert (der Werkgenuss ist frei, der Konsument zahlt aber
mittelbar über die vorgelagerten Verwertungsrechte eine Entschädigung, die
dem Urheber zufließen soll), nicht mehr gültig. Statt dessen regiert ein System,
das auf extensivem Schutz und Preisdiskriminierung basiert. Das Interessen-
gleichgewicht ist gestört. 

Die Entwicklung des Urheberrechts entspricht in vielen Bereichen nicht
mehr dem urheberzentrierten Denken der Theorie. In der Praxis sind es ganz
überwiegend die Verwerter, welche die tatsächliche Nutzung des Werkes kon-
trollieren, während der Urheber nur noch mittelbar über die angemessene Ver-
gütung beteiligt ist. Die Interessen der Allgemeinheit der Nutzer geraten ganz
in den Hintergrund. Während die Rechteinhaber über extensive Verwertungs-
rechte verfügen, sind die Schranken im Interesse der Nutzer und Allgemeinheit
nicht an das digitale Zeitalter angepasst worden. 

Der Begriff »Rechteinhaber« aber umfasst kommerzielle Verwerter genau
so wie die eigentlich Kreativen, die Urheber. Nicht alle aus dieser amorphen
Gruppe der »Rechteinhaber« sind jedoch an einem möglichst uneingeschränkten
Schutz der Werke interessiert. Eine Vielzahl von Urhebern möchte ihre Werke
unentgeltlich der Allgemeinheit zur Verfügung stellen, ob aus altruistischen
Gründen oder dem Bedürfnis heraus, den eigenen Bekanntheitsgrad zu steigern.
Diese Urheber tragen zur Schaffung eines großen Pools gemeinfreier Werke als
öffentliches Gut bei, ohne dafür auf ihrer Vergütung zu bestehen.2 Das monetäre
Anreizsystem des Urheberrechts war nicht der Auslöser für die kreative Leistung
und wird eher als Hindernis für die freie Verbreitung aufgefasst.

Creative Commons 

Genau hier setzt Creative Commons an. Es gibt Studien, die belegen, dass sich
tatsächlich nur etwa vier Prozent aller kreativen Werke im kommerziellen
Umlauf befinden (vgl. etwa: http://www.indicare.org/tiki-read_article.php?
articleId=118&comzone=show#comments) Die restlichen 96 Prozent bedürf-

2) Zumindest nicht zwangsweise über die Verwertungsgesellschaften. Vielfach werden Mate-
rialien aber unter Spendenaufruf frei zur Verfügung gestellt. Der erste deutsche Creative-
Commons-lizenzierte Film »Route 66« hat sich so refinanziert (www.route66-der-film.de).



Creative Commons: Mehr Innovation durch die Öffnung des Urheberrechts? 153

ten des umfassenden Urheberrechtsschutzes also gar nicht und könnten für die
Allgemeinheit eigentlich »frei« sein. Bevor ich erläutere, wie Creative Com-
mons funktioniert, kurz ein paar Worte über die Historie dieser neuen Form
des Urheberrechts.

Geschichte von Creative Commons 

Anstoß für das Projekt Creative Commons war die oben beschriebene inter-
nationale Entwicklung des Urheberrechts im digitalen Umfeld und die Regu-
lierung des Internets. Die Offenheit und die Potenziale des Internets bedeuten
für die Rechteinhaber einen enormen Kontrollverlust, dem international mit
der Ausdehnung des Urheberrechtsschutzes, bis hin zur Installierung techni-
scher Schutzmaßnahmen und damit zur im digitalen Umfeld möglichen Kon-
trolle des privaten Werkgenusses, begegnet wurde. Die Potenziale des Inter-
nets (Zugang von jedem Rechner weltweit, sofortiger weltweiter Austausch,
Weitergabe ohne Qualitätsverlust, unbegrenztes Angebot) werden durch diese
Ausrichtung beschränkt. Das Innovationspotenzial, welches das Internet
birgt, wird zugunsten eines reinen entgeltpflichtigen Konsums behindert.
Zunächst hat man versucht, den Gesetzgeber zum Umdenken zu bewegen.3

Zur Herstellung des Ausgleichs zwischen den beiden sich widerstreitenden
Zielen, die Nachteile der Nicht-Exklusivität zu beheben und die Vorteile der
Nicht-Rivalität von Werken anzuerkennen, stünden dem Gesetzgeber eine
ganze Reihe von Institutionen zur Verfügung. Möglich wäre zum Beispiel, die
Schutzdauer zu verkürzen, die Abgrenzung von zustimmungspflichtiger Bear-
beitung und freier Benutzung oder von Inhalt und Form anders vorzunehmen.
Vorstellbar wäre auch, den Rechtschutz technischer Maßnahmen zu
begrenzen oder die Schranken des Urheberrechts auszuweiten. Die Gesetzge-
ber weltweit sind aber weit davon entfernt, den Urheberschutz als Nutzer-
schutz zu verstehen. Die momentane Ausrichtung entspricht einem Schutz der
Verwerter auf Kosten von Urheber und Nutzer.4 Als Reaktion auf die Erkennt-
nis, dass sich auf gesetzgeberischer Seite nichts bewegen ließ, gründeten enga-
gierte Verfechter der Idee des freien Internets 2002 in den USA an der Stanford
University die gemeinnützige Organisation »Creative Commons«,5 die vom
Center for the Public Domain, der Mac Arthur Foundation und der Hewlett
Foundation unterstützt wird. Erklärtes Ziel von Creative Commons ist es,

3) Lawrence Lessig strengte 2002 in den USA eine Verfassungsklage an, um die geplante weitere 
Ausdehnung der Schutzdauer des Urheberrechts auf 95 Jahre zu unterbinden. Im Fall Eldred 
v. Ashcroft kämpfte er für seine Überzeugung, dass Innovationsförderung im Informati-
onszeitalter der wichtigste Maßstab für die Urheberrechtssetzung sein muss und ein immer 
restriktiver werdendes Urheberrecht Innovationen und Informationsfluss hemmt, besonders 
im Internet – dem Medium, das wie kein anderes Medium allen Menschen gleichermaßen 
die Möglichkeit gibt, Informationen zu verbreiten, zu nutzen und darauf aufzubauen.
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Urheber in die Lage zu versetzen, ihre Werke möglichst einfach einer breiten
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Dazu stellt die Organisation auf ihrer
Webseite ein modulares Lizenzsystem zur Verfügung, mit dem Urheber unent-
geltlich jedermann in unterschiedlichen Abstufungen einfache Nutzungsrechte
an ihren Werken einräumen können. Creative Commons hat in den USA
beachtlichen Zuspruch erfahren. Die auf das US-Recht zugeschnittenen Lizen-
zen wären an sich auch in Deutschland verwendbar, jedoch kämen sie bei
grenzüberschreitenden Sachverhalten nur vorbehaltlich zwingender Vorschrif-
ten des nationalen Rechts zur Anwendung. Um Geltungsproblemen im Vor-
feld zu begegnen, hat sich Creative Commons daher für die Übertragung und
Anpassung der US-Lizenzbedingungen an andere Rechtsvorbedingungen ent-
schieden. Mittlerweile ist die Lizenz an dreißig verschiedene Rechtsordnungen
angepasst worden. Das Projekt iCommons arbeitet an einer weltweiten Adap-
tion (http://creativecommons.org/worldwide/). In Deutschland ist die Lizenz
seit Juli 2004 an die Besonderheiten der deutschen Rechtsordnung angepasst
und in deutscher Sprache verfügbar.

Funktionsweise von Creative Commons

Dass der Urheber jedermann (der Allgemeinheit) unentgeltlich ein einfaches
Nutzungsrecht an seinem Werk einräumen kann, ist in Deutschland nach § 32
Abs. 3 S. 3 UrhG (so genannte Linux-Klausel) möglich. Mit dieser Feststellung
wird zugleich deutlich, dass Creative Commons auf dem geltenden Urheber-
recht fußt. Creative Commons braucht das Urheberrecht. Es ist ein weit ver-
breitetes Missverständnis, dass Creative Commons das Urheberrecht außer
Kraft setzt oder setzen will. Auf ihrer Webseite bietet die Organisation ver-
schiedene Lizenzverträge an, zwischen denen der Urheber wählen kann, um im
digitalen Zeitalter der Allgemeinheit Nutzungsrechte an seinen urheberrecht-
lich geschützten Werken auch ohne kommerzielle Gegenleistung einzuräumen.
Durch die Einräumung des kostenlosen, zeitlich unbegrenzten Nutzungsange-
bots soll mit den Mitteln des urheberrechtlichen Ausschließlichkeitsrechts ein
allgemein zugänglicher Fundus schöpferischer Werke aufgebaut werden. Indem
der Urheberrechtsschutz an den Werken bestehen bleibt, werden die Nachteile

4) In Deutschland haben die bisherigen Bemühungen des Gesetzgebers bei Umsetzung der RL 
2001/29/EG (1. Korb) vornehmlich die Belange der Rechteverwerter im Zusammenhang 
mit den Möglichkeiten der Informationsgesellschaft berücksichtigt. Im Vordergrund 
standen bislang die Risiken und nicht die mit den neuen technischen Möglichkeiten ver-
bundenen Chancen. Dies gilt insbesondere für den Bereich von Bildung, Wissenschaft und 
Forschung. Diese sollen im 2. Korb im Urheberrecht entsprechend berücksichtigt werden. 
Vgl. Hoeren »Der zweite Korb der Urheberrechtsreform«, in: ZUM 2004, S. 885 ff. 

5) Der Hohepriester der Organisation ist Lawrence Lessig (www.lessig.org). Weitere 
Gründer der »Non Profit Corporation« waren James Boyle, Michael Carroll, Hal 
Abelson, Eric Saltzman und Eric Eldred.



Creative Commons: Mehr Innovation durch die Öffnung des Urheberrechts? 155

der Nicht-Exklusivität behoben, zugleich werden durch die Einräumung
unentgeltlicher einfacher Nutzungsrechte an die Allgemeinheit die Vorteile der
Nicht-Rivalität anerkannt. Ein weiterer Vorteil der über Creative Commons
lizenzierten Werke für die Nutzer liegt darin begründet, dass die Transaktions-
kosten entfallen, weil die Intermediäre (Verwertungsgesellschaften) wegfallen
und der Urheber selbst in der Lizenz bereits zum Ausdruck gebracht hat, inwie-
weit sein Werk genutzt werden darf. Damit wird der oben geschilderten Pro-
blematik der »Tragedy of the Anticommons« begegnet. Ursprünglich waren
die Lizenzen nur für »kreative« Werke gedacht, das heißt für Audio-, Video-
oder Tonkonstellationen, doch auch Texte lassen sich problemlos lizenzieren.
Der Grundgedanke von Creative Commons hat im Bereich des wissenschaftli-
chen elektronischen Publizierens ein neues Anwendungsfeld gefunden. Die
besonderen Anforderungen wissenschaftlicher Publikationen werden im Pro-
jekt Science Commons untersucht (www.sciencecommons.org), das den
»Open Access«-Gedanken auf wissenschaftliche Publikationen überträgt und
praktisch ermöglicht.

Creative Commons = Open Copyright = Open Innovation?!

Ermöglicht Creative Commons die Öffnung des Urheberrechts und führt die-
ses wiederum zu einem Mehr an Innovation? 

Open Copyright?

Creative Commons baut – wie gezeigt – auf dem Urheberrecht auf, das es
innovativ für seine Zwecke nutzt. Das Urheberrecht wird dadurch jedoch
nicht offener. Es bleibt dabei, dass im analogen Umfeld der private Werkge-
nuss frei ist und das System damit halb offen ist, im digitalen Umfeld kann
durch den gesetzlich vorgesehenen Schutz von technischen Schutzmaßnahmen
sogar der private Werkgenuss detailliert kontrolliert werden. Im digitalen
Umfeld ist es dem Urheber jedoch möglich, seine Werke selbst zu verbreiten
und ohne Verwerter dem Nutzer zugänglich zu machen. Er kann dann das Sys-
tem offen halten, indem er keine technischen Schutzmaßnahmen vorsieht und
weitgehende einfache Nutzungsrechte an seinem Werk einräumt, was durch
die modularen Lizenzverträge von Creative Commons ein Leichtes ist. Indem
Creative Commons den Urheber in die Lage versetzt, selbst zu bestimmen, wie
offen das System ist, wird mehr Offenheit geschaffen. Damit das System aber
insgesamt offener wird, müssten alle im Internet verkehrenden Rechteinhaber
(Urheber und Verwerter) von der Anwendung der Lizenzen überzeugt werden
– eine nicht zu bewältigende Aufgabe. Das auf Freiwilligkeit und Eigeninitia-
tive der Urheber aufbauende System von Creative Commons ist nur so wirk-
sam wie die Überzeugungs- und Aufklärungsarbeit der Urheber. Seine Wir-
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kung kann nicht der eines zwingenden allgemeingültigen Gesetzes
gleichkommen und die Schaffung von Offenheit durch urhebervertragsrecht-
liche Lösungen ist im Ergebnis leider nur die zweitbeste Lösung. Es handelt
sich lediglich um ein neues »Geschäfts-« oder »Verbreitungs-«Modell urhe-
berrechtlich geschützter Werke, das in der Praxis meist nur bei Werken
Anwendung findet, mit denen kein Geld erwirtschaftet werden soll. Die große
Resonanz und Aufmerksamkeit, die Creative Commons im In- und Ausland
erfahren hat, lässt aber hoffen, dass die Idee beim Gesetzgeber den längst über-
fälligen Umdenkungsprozess einläutet. 

Bis dahin stellen uns Creative Commons und Science Commons vor neue
ungelöste Probleme – nicht nur, was die Wirksamkeit einzelner Lizenzbestim-
mungen betrifft, sondern auch in der praktischen Anwendung.6 Beide Kon-
zepte funktionieren oft nur dort gut, wo kein Geld eingenommen werden
muss, und nur insoweit, wie die Urheber mitziehen und deren Aufklärung und
Überzeugung gelingt.

Open Innovation?

Die Entwicklung stockt momentan. Der Anreiz eigene Werke zu lizenzieren,
besteht in einer Übereinstimmung mit den Idealen von Creative Commons
und der Erkenntnis, dass unter derlei Lizenzen zugänglich gemachte Werke
von einer breiteren Öffentlichkeit wahrgenommen werden. Dieses Anreizsys-
tem knüpft aber an den Akt der Lizenzierung an und nicht an den Akt der
Schaffung neuer Werke. Die Kreation setzt ungebremste Innovationskraft vor-
aus, da mit unter Creative Commons lizenzierten Werken praktisch kein Geld
verdient wird – auch wenn die Lizenzierung die kommerzielle Verwertung
nicht ausschließt. Dass dies auch sonst nur auf wenige Prozent von Werken
zutrifft, schafft die allgemein bestehende Problematik eines geeigneten Anreiz-
systems nicht aus der Welt. Bedarf es aber dieses monetären Anreizsystems
überhaupt? Geht es nicht vielmehr einzig um die anschließende Nutzung, den
Zugang, der weitgehend frei, sprich ungehindert möglich sein sollte, um die
motivationssenkende Hürde der mit der Schaffung neuer Werke verbundenen
hohen Produktionskosten zu nehmen? Im Bereich wissenschaftlicher Aufsätze
beobachten wir eine Informationsflut, obwohl damit kaum Geld verdient
wird. Das Interesse an Renommee scheint als Anreizsystem auszureichen,
sodass es sich die Verlage auch leisten können, für die Publikationen nichts zu

6) In jüngster Zeit hat Creative Commons sich vermehrt mit kritischen Stimmen auseinander 
zu setzen, siehe z.B.: Tòth, »Creative Humbug«, in: Indicare http://www.indicare.org/ 
tiki-read_article.php?articleId=118, Berry/Moss, »On the Creative Commons, a critique 
of the commons without commonalty«, in: Free Software Magazine,
http://www.freesoftwaremagazine.com/free_issues/issue_05/
commons_without_commonality/ 
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bezahlen. Creative Commons arbeitet als neues »Verbreitungs-« oder
»Geschäfts-«Modell mit der Erkenntnis, dass Innovation nicht von einem
monetären Anreizsystem abhängt, sondern es viel wichtiger ist, den Zugriff
auf bereits vorbestehende Werke so weit wie möglich zu vereinfachen und von
Kosten freizuhalten, denn neue Werke bauen notwendig auf Vorbestehendem
auf.

»Open Innovation« heißt im Sinne von Creative Commons »Open Access«.

Nicht vergessen werden darf bei alledem, dass mit der Schaffung eines großen
Pools an kreativen und wissenschaftlichen Beiträgen, die im Sinne von Open
Access frei zugänglich sein sollen, der Schaffung eines öffentlichen Gutes also,
auch die Schaffung eines öffentlichen Übels verbunden sein könnte. Diese
These lässt sich an vielen Beispielen verifizieren.7 

Resümee 

Creative Commons hat die Gesellschaft wachgerüttelt und dazu beigetragen,
weltweit durch das Projekt iCommons eine breitere Öffentlichkeit für die The-
men »Geistiges Eigentum« und »Open Access« zu interessieren. Die Einsicht,
dass ein übertrieben starker Urheberschutz die Möglichkeit, Informationen
über das Internet zu verbreiten, für alle Nutzer immens einschränkt, ist zum
Politikum geworden. Allerdings stellt uns Creative Commons vor neue unge-
löste Probleme und führt nicht zu einer Änderung der bislang für gültig befun-
denen Grundannahmen, auf denen das bisherige Denkgebäude aufbaut. Im
politischen Diskurs um den »richtigen« Interessenausgleich im Urheberrecht
haben sich die Fronten verhärtet. Es werden vorrangig die eigenen Interessen
betont, Interessen anderer am Konflikt Beteiligter und erst recht diejenigen der
Allgemeinheit geraten zunehmend aus dem Blick. »Skip the Intermediary«
lautet eine der Aussagen von Creative Commons. Aber haben Verwerter nicht
auch berechtigte Interessen? Creative Commons führt zurück zu den Wurzeln
eines dem individuellen Urheber dienenden Urheberrechts und kämpft gegen
wirtschaftliche (Verwerter-)Interessen. Dabei wird oft vergessen, dass im
Internet nicht nur Informationen gehandelt werden, die zudem nicht per se
vom Urheberrecht erfasst sind, sondern nur dann, wenn sie Ausdruck in einer
schutzfähigen Form gefunden haben. Vielfach handelt es sich um konsumori-
entierte Kulturgüter, deren Produktionskosten sich amortisieren müssen. In

7) Euler: »Open Access – Kollektives Gut oder Kollektives Übel?«, Vortrag gehalten auf 
einem Workshop zu Open Access, Folien abrufbar unter: 
http://www.univerlag.uni-goettingen.de/univerlag-Dateien/veranstaltungen/
Open_Ellen.html
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der Debatte um Open Access zu wissenschaftlichen elektronischen Publikati-
onen nehmen die Verlage beispielsweise die kostenintensive Aufarbeitung,
Strukturierung und Selektion der Information, deren Vertrieb, Langzeitarchi-
vierung und Organisation vor, sorgen für den Zugang und die Auffindbarkeit
der Werke. Der Mehrwert, den Verlage der »Rohinformation« zufügen, ver-
ursacht natürlich Kosten, und es ist fraglich, ob Wissenschaftler oder wissen-
schaftliche Institutionen in Eigenorganisation leisten können, was ein hervor-
ragend ausgebildeter und qualifizierter, über Jahrhunderte gewachsener
Berufszweig bisher hier erbringt. Welche Folgen hätte es, sie zu »skippen«?
Wäre die Qualität dann noch dieselbe? Bedeutet Open Access wirklich Frei-
heit, wären wir nicht vielmehr anderen (faktischen, wirtschaftlichen) Zwän-
gen ausgesetzt?

Ein angemessener Interessenausgleich kann meines Erachtens nur im Urhe-
berrechtsgesetz herbeigeführt werden. Der Gesetzgeber ist aufgefordert, eine
Änderung der derzeitigen Ausrichtung extensiven Schutzes der Verwertungs-
interessen auf Kosten von Nutzerinteressen herbeizuführen. Creative Com-
mons ist nur eine Notlösung. Die Freiheit des für Wissenschaft und Forschung
wichtigen öffentlichen Gutes »Information« sollte Grundsatz sein und nicht
die von Creative Commons geschaffene Ausnahme. 

In Deutschland kämpft für dieses Ziel das Aktionsbündnis Urheberrecht
(www.urheberrechtsbuendnis.de). Die Hoffnung auf ein ausgeglichenes Urhe-
berrecht hat sich hierzulande allerdings zunächst fast erledigt: Ende 2006
»verfällt« etwa der so genannte »Wissenschaftsparagraph« §52 a UrhG. Er
soll sicherstellen, dass Lehrer im Unterricht oder Wissenschaftler für die eigene
Forschung kleine Auszüge aus Werken oder einzelne Beiträge aus Zeitungen
oder Zeitschriften über moderne Formen der Informationsverarbeitung nut-
zen dürfen. Angesichts dieser Tatsachen können wir in Deutschland von Glück
sagen, dass es Initiativen wie Creative Commons gibt, die es uns ermöglichen,
das Recht selbst in die Hand zu nehmen und so zu mehr Offenheit und Inno-
vation beizutragen.

Literatur

Heller (1998): The Tragedy of the Anticommons, in: Harvard Law Revision 111, S. 
621 (624).

Lessig, Lawrence (1999): Code and other Laws of Cyberspace, New York, erschienen 
auf Deutsch im Berlin Verlag 2001.

Peukert, Alexander (2004): Der Schutzbereich des Urheberrechts und das Werk als 
öffentliches Gut, in: Interessenausgleich im Urheberrecht, Baden-Baden.



159

12 Wikipedia:
Kreative Anarchie für den freien
Informations- und Wissensaustausch1

Kurt Jansson · Patrick Danowski · Jakob Voss

Die Idee

»Imagine a world in which every single person on the planet is given free
access to the sum of all human knowledge. That’s what we’re doing.« Jimmy
Wales in einem Interview auf slashdot vom 28. 7. 2004 (http://interviews.slash-
dot.org/interviews/04/07/28/1351230.shtml?tid=146&tid= 95&tid=11)

Jimmy Wales, der Gründer der Wikipedia, ist nicht der Erste, der die Idee
hatte, das Wissen der Welt zusammenzutragen; er steht damit in einer sehr lan-
gen Tradition. Zu nennen sind hier sicherlich die Bibliothek von Alexandria
und die Enzyklopädisten. Auch diese hatten den Anspruch, das Wissen zu
sammeln:

»... damit die Arbeit der vergangenen Jahrhunderte nicht nutzlos für die
kommenden Jahrhunderte gewesen sei; damit unsere Enkel nicht nur gebil-
deter, sondern gleichzeitig auch tugendhafter und glücklicher werden, und
damit wir nicht sterben, ohne uns um die Menschheit verdient gemacht zu
haben.«

So Denis Diderot im Vorwort zur Encyclopédie (Diderot, 1969, 79). Während
die wohl berühmteste frühe Enzyklopädie im heutigen Verständnis nur einem
kleinen Teil der Bevölkerung zugänglich war, scheint eine umfassende und vor
allem für alle frei zugängliche Wissenssammlung mit dem Internet in den
Bereich des Möglichen gerückt. Einer der Versuche, eine solche Internet-Enzy-
klopädie zu erstellen, war das 2000 gegründete Nupedia-Projekt. In der Nupe-
dia sollten Wissenschaftler freiwillig Artikel erstellen, deren Qualität in einem
aufwändigen Peer-Review-Prozess sichergestellt werden sollte. Die Nupedia

1) Dieser Artikel steht unter den Bedingungen der GNU-Lizenz für Freie Dokumentation und 
der Creative-Commons Lizenz CC-BY-SA zur Verfügung.
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entwickelte sich jedoch nur sehr schleppend. Gleichzeitig verbreitete sich im
Internet eine völlig neuartige Software, die das Projekt in eine grundlegend
neue Richtung bewegen sollte: das Wiki.

Das Wiki-Prinzip

Das erste Wiki wurde 1995 als einfaches Werkzeug zum Wissensmanagement
entwickelt und in Anspielung auf das World Wide Web (WWW) und die
hawaiische Bezeichnung »wiki wiki« für »schnell« von seinem Erfinder Ward
Cunningham das WikiWikiWeb genannt (Cunningham und Leuf, 2001). Am
16. März 1995 teilte er einem gewissen Steve in einer E-Mail mit:

»Steve – ich habe eine neue Datenbank auf meinem Web-Server installiert
und bitte Dich, mal einen Blick darauf zu werfen. Es ist ein Web von Men-
schen, Projekten und Mustern, auf das man über ein cgi-bin-Skript zugrei-
fen kann. Es bietet die Möglichkeit, ohne HTML-Kenntnisse mit Formula-
ren Text zu editieren. Es wäre schön, wenn Du mitmachen oder wenigstens
Deinen Namen in der Liste der RecentVisitors eintragen könntest. Die
URL ist http://c2.com/cgi-bin/wiki – danke schön und beste Grüße.« (Siehe
http://c2.com/wiki/mail-history.txt. Übersetzung von Erik Möller) 

Das WikiWikiWeb wuchs erfolgreich und das Wiki-Prinzip wurde bald von
anderen aufgegriffen. Allgemein sind Wikis Webseiten, die nicht zwischen
Schreib- und Lesezugriff differenzieren: Wer sie lesen kann, der darf auch Sei-
ten bearbeiten und anlegen. Dazu enthält jede Seite eines Wikis einen Link,
durch den ein Textfenster geöffnet wird, in dem sich der Inhalt der Seite bear-
beiten lässt. Dies geschieht in einer vereinfachten Syntax, die es auch ohne
Kenntnisse von HTML erlaubt, Formatierungen und Links zu anderen Seiten
des Wikis oder ins Internet anzulegen. Alle Bearbeitungsschritte werden
gespeichert, sodass jede Änderung nachvollzogen werden kann. Anstatt Ände-
rungen und Neueinträge zunächst von einem Herausgeber oder Experten
begutachten zu lassen, findet die Kontrolle in Form von Kommentaren und
weiteren Änderungen im Nachhinein statt.

Durch das Prinzip, die Bearbeitung und Verlinkung von einzelnen Seiten so
einfach wie möglich zu machen, eignen sich Wikis hervorragend, um in Grup-
pen semistrukturierte Text- und Wissenssammlungen zu erarbeiten. Die allge-
meinste und umfassendste Form einer solchen Wissenssammlung ist eine
Enzyklopädie.
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Wikipedia: Die Idee funktioniert

Aufgrund der hohen Einstiegshürde für die Mitarbeit an Nupedia gab es die
Idee, das schon damals unter der GNU-Lizenz für Freie Dokumentation
(GFDL) stehende Projekt durch einen offeneren Bereich zu ergänzen. Nach-
dem sie Anfang Januar auf das Wiki-Konzept gestoßen worden waren, erwei-
terten Jimbo Wales und Larry Sanger, der damalige Chefeditor von Nupedia
und Angestellter von Bomis Inc., die Nupedia um ein Wiki und riefen somit
am 15. Januar 2001 die Wikipedia ins Leben.

Wikipedia entwickelte sich bald ungleich besser als die Nupedia selbst:
Bereits nach einem Monat konnten mehr als 1.000 und Anfang September
2001 mehr als 10.000 Artikel verzeichnet werden. Im September 2004 über-
schritt das Projekt insgesamt die Millionen-Artikel-Marke und wächst bestän-
dig. Eine weltweite Community von mehreren Tausend Freiwilligen arbeitet
gemeinsam daran, das »Wissen der Welt« zu sammeln und frei verfügbar zu
machen. Innerhalb von vier Jahren ist die Wikipedia zu einer der 100 popu-
lärsten Webseiten weltweit angewachsen (laut Seitenstatistik von http://
www.alexa.com). Die häufige Berichterstattung über das Projekt trägt zu
einem weiteren Wachstum bei, sodass die Anzahl an Autoren und Artikeln zu
weiten Teilen exponentiell zunimmt.

Alle Artikel der Wikipedia werden in einem Wiki verwaltet, das auf Ser-
vern der Wikimedia-Foundation, einer Stiftung nach US-amerikanischem
Recht, gehostet wird. Die Stiftung wird allein mit Hilfe von Spendengeldern
und der Arbeit von Tausenden Freiwilligen auf der ganzen Erde betrieben.
Ursprünglich als englischsprachiges Projekt gegründet, existieren inzwischen
Ableger in mehr als 100 Sprachen. Die deutschsprachige Wikipedia ist nach
der englischen mit über einer Viertel Millionen Artikel (seit Juni 2004) die
umfangreichste.

Für die Wikipedia wurde anfänglich die Wiki-Software UseModWiki von
Clifford Adams verwendet und später durch ein von Magnus Manske eigens
für die Wikipedia entwickeltes Programm ersetzt. Inzwischen ist die Wikipe-
dia das mit Abstand größte Wiki. Ihre Software »MediaWiki« wird von einem
Team von Entwicklern als freie Software weiterentwickelt und auch von ande-
ren Projekten genutzt.
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Geregelte Anarchie

Im Gegensatz zur klassischen Aufklärung, bei der Vernunft und Objektivität
die alleinigen Maßstäbe bilden, gibt es in der Wikipedia als einzig feste Regel
den so genannten Neutralen Standpunkt (auch NPOV für »Neutral Point of
View«). Der neutrale Standpunkt besagt, dass ein Artikel alle wesentlichen
Sichtweisen enthalten soll. Dies schließt auch Positionen ein, die nicht dem
»Stand der Wissenschaft« entsprechen oder kontrovers sind. Die verschiede-
nen Sichtweisen sollten von einem neutralen Standpunkt aus dargestellt und
ihren Anhängern zugeschrieben werden – es dürfen also keine eigenen Wertun-
gen vorgenommen werden. In diesem Punkt unterscheidet sich die Wikipedia
wesentlich von anderen Enzyklopädien. Der Anspruch von Neutralität führt
jedoch oft auch zu Problemen – insbesondere bei politischen Themen und bei
Themen der Pseudowissenschaften. Aber auch bei so allgemeinen Begriffen
wie etwa »Information« ist es nicht leicht, sich zu einigen.

Neben dem Neutralen Standpunkt und dem Anspruch, eine freie Enzyklo-
pädie zu erstellen, gibt es grundsätzlich keine festen Regeln in der Wikipedia.
Dennoch haben sich mit der Zeit einige allgemein akzeptierten Verfahrenswei-
sen herauskristallisiert. Wenn sie verschriftlicht werden, dann eher, um den
vermuteten Konsens innerhalb der Community darzustellen und Anhalts-
punkte für neue Teilnehmer zu geben, denn als Gesetzes- oder Regelwerk zu
dienen. Da Wikis dem Nutzer viele Rechte zum Verändern der Inhalte geben,
würden sich diese Regeln nicht durchsetzen lassen, wenn sie von einer Mehr-
heit abgelehnt würden. Unter http://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia:Richtli-
nien gibt es eine Auflistung solcher Richtlinien. Als Grundprinzipien werden
genannt:

■ Der Neutrale Standpunkt 
■ Halte dich an geltendes Recht – insbesondere das Urheberrecht 
■ Wikipedia ist eine Enzyklopädie 
■ Respektiere die anderen Benutzer (»Wikiquette«) 

Gleichzeitig gibt es allerdings den Hinweis »Ignoriere alle Regeln!« Dies
bedeutet nicht, dass Regeln gebrochen werden sollen, sondern dass man nicht
alle Richtlinien auswendig gelernt haben muss, um an der Wikipedia mitzuar-
beiten. Die Regeln sollten im Idealfall so beschaffen sein, dass man als ver-
nünftig handelnder Mensch – auch ohne sie im Einzelnen zu kennen – nicht
mit ihnen in Konflikt kommt. Bei Bedarf können die verschiedenen Richtli-
nien, wie beispielsweise Stilvorlagen zur einheitlichen Formatierung, jederzeit
diskutiert und geändert werden.
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Was wirklich neu ist

»Wie ihr seht, kann ich hier einfach so eure Seite bearbeiten. Achtung: ich
mach das nur, um euch auf eure Sicherheitslücke hinzuweisen.« (aus einer
E-Mail an info@wikipedia.de) 

Völlig neu ist der Ansatz, dass man andere, einem meist völlig unbekannte Per-
sonen, an seinen Texten mitschreiben lässt, womit letztlich das klassische Kon-
zept der Autorschaft an einem Text aufgeweicht wird und die Trennung zwi-
schen Rezipient und Produzent verschwindet. Dieses Prinzip wirkt auf
Menschen, die zum ersten Mal auf die Wikipedia treffen, oft befremdlich, wie
das Zitat zeigt.

Der Erfolg der Wikipedia ist nicht nur durch ihre Inhalte bedingt, sondern
lässt sich auch dadurch erklären, dass sich unter den Beteiligten sehr schnell
eine große Community gebildet hat. Über Mittel wie die Versionsgeschichten
und die Diskussionsseiten bekommt man schnell mit, wer an bestimmten Arti-
keln arbeitet und erhält dadurch Kontakt zu Autoren mit ähnlichen Interes-
sen. Durch die intensive Zusammenarbeit und das gemeinsame Ziel, eine mög-
lichst gute Enzyklopädie im Rahmen des Neutralen Standpunkts zu erstellen,
wird ein Zusammengehörigkeitsgefühl hergestellt. Da die große Mehrzahl der
Teilnehmer konstruktiv mitarbeitet, werden mutwillige Entstellungen von
Artikeln (»Vandalismus«) in der Regel schnell wieder entfernt. Dieser Selbst-
heilungsprozess ist jedoch nicht so zu verstehen, dass den normalen Autoren
eine Gruppe von Korrektoren gegenübersteht – stattdessen arbeitet jeder in
dem ihn interessierenden Bereich an einer Verbesserung der Artikel mit. Abge-
sehen von offensichtlichem Unsinn, der sich schnell aufdecken lässt, hängt es
von den Beteiligten ab, wie schnell Fehler aufgedeckt und Artikel ausgebaut
werden.

Unter den Autoren bilden sich nicht nur Arbeitsgemeinschaften um Wiki-
Projekte und Portale (siehe unten), sondern es findet auch häufig eine Spezia-
lisierung statt. So kontrollieren einige Nutzer Texte auf Rechtschreibung,
andere stellen sicher, dass die Artikel vernünftig mit anderen verlinkt sind und
wieder andere ordnen die Artikel in die verschiedenen Kategorien ein. Viele
Autoren beginnen mit solch kleinen Änderungen und entdecken auf diese
Weise, wie einfach es ist, sich produktiv zu beteiligen.
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Herausforderungen der Zukunft

Nach dem die große Wikipedia-Euphorie vorbei ist, wird nun das Projekt von
verschiedenen Seiten auch kritisch begutachtet – aber am kritischsten betrach-
tet wohl nach wie vor die Community selbst ihr Projekt. Die größte Heraus-
forderung ist die Beantwortung der Frage, wie man auf lange Zeit sicherstellen
kann, dass die Artikel von hoher Qualität sind. Dies betrifft vor allem die ent-
haltenen Fakten, aber auch Aufbau oder Stil der Artikel.

Im Laufe der Zeit haben sich viele weitere Mechanismen herausgebildet,
mit deren Hilfe die Gemeinschaft versucht, die Entwicklung der Artikel zu
beobachten und zu steuern. In so genannten WikiProjekten organisieren Auto-
ren einzelner Themenbereiche ihre Zusammenarbeit. Hier werden grundsätz-
liche Diskussionen zum Beispiel zum Aufbau von Artikeln oder zur Struktu-
rierung einzelner Gebiete geführt. Ergänzt werden viele WikiProjekte durch so
genannte WikiPortale, die einerseits einen nach unterschiedlichen Kriterien
gegliederten Einstieg in verschiedene Themenbereiche bieten, andererseits
aber auch Hilfestellung für die aktive Teilnahme am Projekt geben.

Zunehmend an Bedeutung gewinnt der Prozess der Auswahl so genannter
»exzellenter Artikel«. Hält ein Teilnehmer einen Artikel für exzellent, so kann
er ihn auf einer dafür vorgesehenen Seite eintragen und damit die übrigen Teil-
nehmer zu Kommentaren auffordern. Diese legen daraufhin dar, ob auch sie
den Artikel für exzellent halten oder aus welchen Gründen sie dies nicht tun,
und machen gegebenenfalls Vorschläge zur Verbesserung. Bildet sich nach
etwa 20 Tagen ein Konsens unter den Kommentierenden heraus, so wird der
Artikel in die Reihe der exzellenten aufgenommen. Die Anforderungen an
einen Artikel, der das Prädikat der Exzellenz erhalten soll, sind seit Einfüh-
rung dieses Auswahlprozesses stetig gestiegen. Bis Ende Juli 2005 werden in
der deutschsprachigen Wikipedia fast 500 Artikel als »exzellent« geführt,
durchschnittlich kommen pro Monat etwa 25 Artikel hinzu. Mit Auslobungen
von Preisen können Anreize und Belohnungen für gute Artikel geschaffen wer-
den – Hauptmotivation ist jedoch in der Regel die Motivation, gemeinsam
etwas Gutes geschafft zu haben.

Eine bloße Idee ist zurzeit noch eine »Wikipedia 1.0«, die eine stabile und
geprüfte Version einer Auswahl von Artikeln darstellen soll. Bis zur Realisie-
rung ist es aber noch ein weiter Weg. Bis dahin werden zunächst zu ausgewähl-
ten Themen Artikel in Buchform veröffentlicht, wozu sich bereits ein Verlag
gefunden hat.
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Ursachen für den Erfolg

Die Erstellung freier Inhalte mit einem Wiki weist viele Gemeinsamkeiten mit
der Entwicklung von Open-Source-Software auf, deren bekanntestes Projekt
das Betriebssystem Linux ist. Eric S. Raymond beschreibt in seinem einfluss-
reichen Essay The Cathedral and the Bazaar die Gründe für den Erfolg des
Open-Source-Modells (Raymond, 1999). Viele davon lassen sich auf die
gemeinsame Erstellung freier Inhalte übertragen. Frei nach Raymond können
folgende Ursachen und Regeln für die Erstellung freier Inhalte festgestellt wer-
den:

1. Jeder guter Text beginnt mit der Motivation eines Autors.
2. Gute Autoren wissen, welche Texte sie neu schreiben sollen. Großartige

Autoren wissen, welche Texte sie umschreiben (und recyceln) können.
3. Die Leser als Mitschreiber zu sehen ist der Weg zur schnellen Verbesse-

rung und Fehlerbehebung, der die geringsten Umstände macht.
4. Das Zweitbeste nach eigenen guten Ideen ist das Erkennen von guten

Ideen von anderen. Manchmal ist Letzteres sogar das Bessere.
5. Früh publizieren. Oft überarbeiten. Seinen Kritikern zuhören.

Als weitere Regeln, die nicht nur in Wikis, sondern in jedem hochgradig kol-
laborativen freien Projekt zu beachten sind, sollten gelten:

6. Transparenz schaffen!
Transparenz ist wichtig für die Offenheit des Projekts. Sie schafft Ver-
trauen, erleichtert die Einarbeitung von neuen Mitarbeitern und sorgt
dafür, dass offene Aufgaben und Probleme leichter gefunden und bearbei-
tet werden. Ein wesentlicher Teil der Arbeit besteht deshalb in der Doku-
mentation, Begründung und Zusammenfassung von Vorschlägen und
Entscheidungen.

7. Organisches Wachstum fördern, Hierarchien wachsen von alleine.
Entscheidungsstrukturen und Verantwortlichkeiten lassen sich in einer
offenen Gemeinschaft von Freiwilligen nicht von oben festlegen, sondern
bilden sich mit der Zeit heraus und können sich schnell ändern.

8. Möglichkeiten schaffen, Reputation zu sammeln.
Die Nennung von Autoren dient als ein wichtiges Zeichen der Anerken-
nung und Motivation. Über seine Beiträge kann sich jeder der Beteiligten
innerhalb der Gemeinschaft Anerkennung und Vertrauen erarbeiten.
Dabei zählt nicht, was jemand ist und welche formalen Qualifikationen
er vorzuweisen hat, sondern was er zum Projekt beiträgt.
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Eine Idee setzt sich durch

Der Erfolg der Wikipedia hat auch dazu beigetragen, die Anwendung von
Wikis weiter zu verbreiten. Inzwischen gibt es viele verschiedene Projekte, die
das Wiki für sich entdeckt haben; von Fanprojekten, zum Beispiel Fan-Enzy-
klopädien wie die Perrypedia (www.perrypedia.proc.org), in der alles über das
fiktive Perry-Rhodan-Universum zu finden ist, über http://wikipes.com/, ein
Kochbuch auf Wikibasis, bis zur Anwendung von Wikis im Projekt- und Wis-
sensmanagement in Unternehmen.

Während in anderen IT-Systemen eine Benutzerverwaltung mit restriktiven
Rechten die Mitarbeit oft hemmt, haben in einem Wiki die Nutzer so viele
Rechte wie möglich. Diese Idee findet auch in anderen Gebieten unter dem
Begriff »Soziale Software« Anwendung – zum Beispiel in der gemeinsamen
Verwaltung von Bookmarks. In einem »Social Tagging«-System (Lee 2004)
wie beispielsweise bei http://del.icio.us können die persönlichen Lesezeichen
öffentlich abgespeichert und mit Schlagwörtern versehen werden. Wie man
diese vergibt, ist jedem völlig freigestellt. Auch hier funktioniert das System
durch Selbstregulierung. Den nächsten Schritt dieser Entwicklung bilden unter
anderem Dienste, die es Wissenschaftlern erlauben, ihre Bibliothek gemeinsam
zu verwalten. Bei http://de.citeulike.org können Teilnehmer ihre bibliografi-
schen Angaben speichern, mit Schlagwörtern versehen und frei zur Verfügung
stellen. Gleichzeitig ist es möglich, sich in virtuellen Forschungsgruppen zu
organisieren. Möglicherweise werden sich in Zukunft öffentliche und private
Informationssammlungen nach ähnlichen Prinzipien anreichern lassen und
auf die konstruktive Zusammenarbeit einer Community bauen (siehe Voss
2005 und Möller 2005).

Das besondere an Wikipedia und anderen offenen Systemen ist, dass in
ihnen außerhalb herkömmlicher Marktgesetze durch Kooperation Innovatio-
nen entstehen, die dank freier Lizenzen allen direkt zur Verfügung stehen.
Obwohl sich mehr und mehr Menschen daran beteiligen, unterscheidet sich
Wikipedia von herkömmlichen Massenmedien: Alle Beteiligten kommunizie-
ren und agieren gleichberechtigt und unmittelbar. Die Wikipedia und das
Wikiprinzip haben schon viele Impulse geliefert und werden auch in Zukunft
noch vielen Menschen als Inspirationsquelle dienen. So gibt es bereits erste
Ansätze, das Prinzip der Wikipedia für die wissenschaftliche Kommunikation
zu nutzen, z.B. von Patrick Danowski in seinem Forschungsblog http://
koelpu.twoday.net, von Lambert Heller in einem Vortrag auf der Wikimania
(http://en.wikibooks.org/w/index.php?title=Wikimania05/LH1) und von Gerry
McKiernan in seinem Weblog Disruptive Scholarship (http://disruptivescho-
larship.blogspot.com/). Insgesamt befindet sich das Projekt jedoch noch immer
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in den Kinderschuhen – Diderot und seine Mitstreiter benötigten für ihre
Enzyklopädie 21 Jahre.
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13 Soziale Software
Innovative Bausteine für eine kritische 
Netzöffentlichkeit

Stefan Krempl

Das Internet hat einen neuen Hype: das Web 2.0. War es Ende der 1990er
Jahre noch das Dreigestirn von Content, Community und Commerce, das auf
Betreiben der McKinsey-Berater John Hagel und Arthur Armstrong (1997)
»Profit im Netz« versprach und »virtuelle Gemeinschaften« vor allem als
Kunden und Anbieter ansah, schwärmen heute Advokaten des neuen Webs
wie der kalifornische Verleger Tim O’Reilly von einer neuen »Architektur der
Partizipation«. Sie mache es den Nutzern einfach, Inhalte zu generieren, und
baue auf offenen Programmierschnittstellen auf, die den Austausch von Infor-
mationen und Metadaten erleichtern. Das Web selbst werde zur dominieren-
den Computerplattform, der Desktoprechner in dieser Funktion abgelöst.

Die Begeisterung über das Web 2.0 stellt auf Gemeinschaft ab und weniger
auf das Netz als große Geldmaschine und gigantische Shopping-Mall. »Web
1.0 was Commerce. Web 2.0 is People«, sucht Ross Mayfield, Geschäftsführer
der jungen Firma SocialText, die Schwerpunkte neu zu setzen. Trotzdem ist
sein Haus dem Geldverdienen natürlich nicht abgeneigt: Gezielt für den Ein-
satz in Unternehmen entwickelt es Wikis, also die der »neuen« Webversion
angemessene Form der Groupware für die gemeinschaftliche Texterstellung.
Nun machen es Wikis den Nutzern an sich schon einfach, eigene Gedanken
auch ohne Kenntnis von HTML, der Grundsyntax des Webs, zur Weiterverar-
beitung oder Ergänzung durch andere User online zu bringen. SocialText küm-
mert sich aber zudem noch um die Installation der benötigten Software auf
dem Server und sorgt dafür, dass nur berechtigte Firmenmitarbeiter das Wiki
lesen und editieren können. Die Rundum-Sorglos-Lösung für eine »Web 2.0«-
Applikation hat daher bereits das Augenmerk großer Softwarekonzerne auf
sich gezogen: So hat SAP Ventures, der Wagniskapital-Arm der Walldorfer, im
Herbst 2005 850.000 US-Dollar in SocialText gesteckt.

Einer der Hauptgedanken beim Web 2.0 ist es, die multimediale und mit
Links durchsetzte Schauseite des Internets intelligenter und menschlicher zu
machen. Auf den ersten Blick wird diese Entwicklung nicht immer sichtbar.
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Aber hinter den »Klicki-Bunti-Oberflächen« ist ein Umbruch im Gange. Wade
Roush, Leiter des Westküstenbüros des Magazins Technology Review,
beschreibt das Web 2.0 in diesem Sinne als »Verwandlung des ursprünglichen
Webs mit seinen statischen Dokumenten in eine Ansammlung von Seiten, die
noch immer wie Dokumente aussehen, aber eigentlich Schnittstellen zu voll-
ständigen Computer-Plattformen darstellen« (http://www.continuousblog.net/
2005/07/social_machines.html). Roush selbst hatte einen im August 2005 in
seiner Zeitschrift erschienenen Artikel über »Social Machines« und »Continuous
Computing« zunächst stilecht in einer Rohversion in seinem Weblog veröf-
fentlicht und die Leser um Kommentare gebeten. Die kollektive Textbegutach-
tung mit Hilfe von Blogs, bei welcher der Einbahnstraßenverkehr der traditio-
nellen Massenmedien und die Trennung zwischen »Sender« und »Empfänger«
aufgehoben wird, gehört schließlich neben der Gemeinschaftsproduktion in
Wikis mit zu den wichtigsten Ausformungen des neuen, »sozialen« Web.

Soziale Software als Fundament des Web 2.0

Die Technik für das Web 2.0 ist bereits weit gediehen. Sie wird zusammenge-
fasst unter dem Konzept der so genannten Sozialen Software (»Social Soft-
ware«). Darunter versteht man Programme, die das Gemeinschaftsverhalten
unterstützen, Kommunikation und Interaktion zwischen mehreren Personen
und Gruppen vereinfachen und beim Aufbau von Netzwerken helfen. Als wei-
tere wichtige Eigenschaft Sozialer Software gelten Feedback-Funktionen. Im
Kern geht es um die Zusammenführung von Gleichgesinnten in einem »Bot-
tom up«-Verfahren. Wo die kommerziellen Communities der ersten Internet-
Boomzeit die »Gemeinschaft« quasi von oben herab »verordnen« wollten,
bieten die »sozialen Applikationen« nun die Gelegenheit, sich von unten tele-
kooperativ und über die Grenzen von Raum und Zeit hinweg zu vernetzen.

Software an sich ist kein Geschenk des Himmels, sondern von Menschen
gemacht. Programme und Protokolle sind in dem Sinn immer sozial, dass ihr
Code die kulturellen Vorstellungen seiner Autoren reflektiert. In ihm finden
sich die Stereotypen und die Handlungsnormen der Programmierer wieder.
Freiheiten wie Zwänge, die Software dem Nutzer zugesteht beziehungsweise
auferlegt, werden damit zu Designentscheidungen. Nicht verwunderlich ist
daher, dass der Begriff »Protokoll« für einen technischen Standard letztlich
aus der Diplomatensprache stammt, die ebenfalls stark durch Konventionen
geprägt ist.

Beispiele für Social Software jüngeren Datums sind neben Wikis und
Weblogs virtuelle Foto- oder Lesezeichen-Gemeinschaften (»Social Bookmark-
ing«) sowie Kontaktbörsen für Freundschaften und Geschäftsbeziehungen
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(»Social Networks«). Wie gefragt solche sozialen Netzwerke sind, die Nutzern
die Anlage von Profilen und Verknüpfungen ermöglichen, zeigt ein Blick in
Googles »Zeitgeist 2005«, das Verzeichnis der am meisten gefragten Begriffe
des Jahres. Dort belegt »Myspace« Platz eins bei den Eingaben, die 2005 am
meisten zulegen konnten (»Top Gainer«). Das dahinter stehende Internetpor-
tal MySpace.com ist einer der momentan beliebtesten Freundeszirkel. Es bietet
neben reinen Angeboten zum Kennenlernen unter anderem auch Bands einen
virtuellen Ort für die Fanpflege über gesonderte Homepages mit Download-
und Chat-Funktionen.

Lego für Soziale Applikationen

Soziale Applikationen könnten bald auf Tausenden Websites blühen. Im
Herbst 2005 präsentierte Marc Andreessen, Programmierer des Mosaic-
Browsers und Netscape-Mitgründer, eine Art Lego-Baukasten für derartige
Anwendungen. Nach Erfindung des World Wide Web will der smarte Startup-
Gründer nun das Hypermedium vollends »vergesellschaften«. Sein entspre-
chendes jüngstes Projekt, das im Silicon Valley 2005 als eine der heißesten Ent-
wicklungen des Jahres gehandelt wurde, hört auf den chinesisch klingenden
Namen Ning. Was es damit genau auf sich hat, verriet Andreessen anfangs
nicht. Auf der Website (www.ning.com) der Unternehmung konnte man sich
aber auf einem »Spielplatz« selbst ein Bild machen. Dort werden eine Reihe
»sozialer Applikationen« vorgeführt: webbasierte, von einer Vielzahl an Sur-
fern inhaltlich fortzuentwickelnde Softwareanwendungen wie ein virtuelles
Bücherregal mit Kurz-Rezensionen, ein Restaurantführer mit eingebundenen
gastronomischen Kritiken oder ein virtueller Beichtstuhl, in dem der
bedrückte Datenreisende seine Geständnisse offen ablegen kann.

Die gezeigten Programme erfinden das Rad der übers Web verfügbaren
Gemeinschaftsanwendungen nicht neu. Die hauptsächliche Innovation bei
Ning ist, dass registrierte Entwickler den zum Einsatz kommenden, in der
Skript-Sprache PHP geschriebenen Code gemäß dem Open-Source-Prinzip frei
einsehen und nach eigenem Gusto fortschreiben können. Was Linux für
Betriebssysteme war – eine anpassbare und kostenlose Alternative zu geschlos-
senen Programmwelten wie Windows – soll Ning für Web-Applikationen wer-
den. Noch entscheidender ist, dass nicht nur Code-Zauberer profitieren, son-
dern mehr noch die normalen Nutzer, die sich mit PHP oder auch HTML nicht
auskennen. Sie können Ning-Applikationen mit einem Mausklick »klonen«
und auf ihren Websites für eigene Projekte einsetzen. Wer Adaptionen
wünscht, heuert auf einem gesonderten »Marktplatz« einen Programmierer
oder Designer gegen Bezahlung an. Auch untereinander können die Anwen-
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dungen »interagieren«, aneinander anknüpfen und über spezielle Schnittstel-
len Code austauschen.

Cocktailpartys, Demokratie und Citizen Journalism

Aus der Zusammenarbeit mit Hilfe Sozialer Software entsteht in der Regel ein
Mehrwert für die verknüpften Individuen, da das Universum der einzelnen
Blogger, Netzwerker oder Wiki-Autoren schlauer ist als die Summe seiner
Bestandteile. Diese alte Philosophen- und Physikerweisheit bestätigt etwa der
Erfolg der Online-Enzyklopädie Wikipedia, in der Tausende Freiwillige das
Wissen der Welt unter gegenseitiger Lizenzierung zusammenzutragen versu-
chen. Aber auch die Blogosphäre, in der Online-Journale sich mittels Syndika-
tionstechniken wie RSS (Really Simple Syndication) intensiv austauschen, hat
bereits so manchen Skandal aufgedeckt und Autoritäten wie den CBS-Journa-
listen Dan Rather oder den Republikaner Trent Lott das Fürchten gelehrt.

Weblogs sind technisch gesehen kleine Content-Management-Systeme, die
den Publikationsvorgang im Web stark vereinfacht haben. Auch Nicht-Techies
ohne große Druckmaschinen können damit der Online-Welt ihre Meinung
sagen oder mit ihrer subjektiven Auswahl von Geschichten aus den Massen-
medien oder anderen Blogs ihre persönliche Führung durch den Informations-
dschungel anbieten. Karl Marx hätte sich gefreut über diese Software, denn
die Weblog-Technik gibt »unmündigen« Mediennutzern die Produktionsmit-
tel fürs Online-Publizieren in die Hand und emanzipiert sie von ihren Vormün-
dern. Die Verlinkungsmechanismen innerhalb der Blogosphäre und die damit
verbundene Vergabe von Aufmerksamkeit und Reputation fungieren zugleich
als eingebauter Filter, um die Spreu vom Weizen, das Geplapper vom Gedan-
ken oder das Immergleiche von echten News zu trennen. Wie auf einer Cock-
tailparty, wo die Gäste von einem Gesprächspartner zum nächsten wandern,
schwirren die Infonauten im Netz von Blog zu Blog und bleiben nur dort hän-
gen, wo es die besten Drinks und den interessantesten Tratsch gibt. Die per-
sönlich als wichtig eingestuften Informationen verbreiten sich dabei in Win-
deseile, während der Rest rasch vergessen wird.

Die Hoffnungen in die neue Gesprächskultur der Weblogs sind groß. Der
japanische Wagniskapitalgeber Joi Ito sieht sie gar als Metapher für eine
gerade entstehende bessere Form der Demokratie (»Emergent Democracy« –
http://joi.ito.com/static/emergentdemocracy.html). Blogs betrachtet Ito als
exzellente Unterstützung für die Meinungsbildung, weil sie ein Mittelding dar-
stellen zwischen statischen Websites, auf denen man Besucher nur schwer hal-
ten kann, und Mailinglisten, die nur zu oft die Aufmerksamkeit der Nutzer
überstrapazieren. Die Online-Journale entsprächen dagegen mit ihren einfa-
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chen Schnittstellen für das Hochladen von Inhalten sowie standardisierten
Möglichkeiten zur »Content-Syndikation« der »traditionellen Ethik des Inter-
net«. Aus einem neu austarierten Zusammenspiel der Medien und Institutio-
nen mit Hilfe der Blogger kann laut Ito »eine gemeinsame Infrastruktur für die
freie Meinungsäußerung« entstehen. Oder wie der Medienforscher Thomas
N. Burg die Thesen des Japaners zusammenfasst (2004): »Die Gesellschaft
packt sich quasi selbst am Schopf unter Zuhilfenahme der verfügbaren tech-
nischen Prothesen und geht aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit der
repräsentativen Demokratie über in einen Zustand der technologisch induzier-
ten Basisdemokratie.«

Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel zur Nachrichtenerstellung
hat bereits zu Veränderungen im klassischen Journalismus geführt. Citizen
Journalism steht für neue Formen der Berichterstattung, die sich auf die
»Laien« und sonstigen Leser stützt. Paradebeispiel ist die südkoreanische
Online-Zeitung OhmyNews (http://english.ohmynews.com/). Rund 40.000
selbsternannte Reporter füttern das Nachrichtenmagazin, dessen eigentliche
Redaktion aus 75 fest bezahlten Angestellten besteht. Ein Dutzend davon
kümmert sich allein um die Einsendungen der externen Zulieferer, die bei der
Übernahme ihrer Artikel mit umgerechnet jeweils 160 Euro oder im Falle von
»Aufmachern« sogar mit deutlich mehr bezahlt werden. Während viele Blog-
ger normalerweise über die Berichte in den Massenmedien schwadronieren
und sich so durchaus »parasitär« verhalten, haben sich die »Bürgerjournalis-
ten« gerade bei Katastrophen oder Umstürzen als eigenständige Nachrichten-
produzenten bewährt. In Situationen wie bei dem verheerenden Tsunami Ende
2004 in Südostasien, bei der »orangenen« Revolution in der Ukraine oder bei
den Anschlägen auf Londoner Nahverkehrsmittel Mitte 2005, in denen
Augenzeugenberichte besonders gefragt sind, gerieten die Laien mit ihren mas-
senhaften Einsendungen von Bildern oder Blog-Einträgen ins Zentrum der all-
gemeinen Medienaufmerksamkeit.

Auch wenn man sich nicht der von Burg erwähnten These anschließen
mag, dass Weblogs die authentische, subjektivierte Revanche der massenme-
dial versklavten Bürger seien, bleibt doch festzuhalten, dass mit Sozialer Soft-
ware alternative Öffentlichkeiten entstehen. Mehr Menschen können mittels
Internet und Blogs Inhalte produzieren, konsumieren oder miteinander inter-
agieren. »Citizen-Journalismus«, »partizipativer Journalismus«, die »Wir-
Medien« oder wie immer man das Phänomen der blogbewehrten Inhaltepro-
duzenten auch nennen mag, stellen eine positive Bereicherung der klassischen
Presselandschaft dar. Ihre Stärken liegen besonders dort, wo die Massenme-
dien ihre seit langem beschriebenen Schwächen haben: bei Nachrichtenfakto-
ren wie dem Bezug auf lokale Ereignisse und der Zeugenschaft des einfachen
Menschen statt des Prominenten, der die traditionelle Berichterstattung prägt.
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Das Absenken der technischen Schwelle zum Publizieren erweitert die Band-
breite der meinungsmachenden Akteure und rüttelt an der Monopolstellung
der »alten« Mächte und Medieninstanzen.

Im Prinzip geht es bei Weblogs und anderen sozialen Applikationen auch
um die Verbesserung kollektiver Mechanismen des Empfehlens, Auswählens
und Kritisierens. Sie erleichtern es, die digitalen Informationsmassen besser zu
bewältigen und schaffen leistungsstärkere Suchmöglichkeiten. Eine Kommu-
nikationsverdichtung zeichnet sich ab. Von ihr können die Nutzer profitieren,
sofern sie die Auswertung ihrer persönlichen Vorlieben und Interessen billi-
gen, die von im Hintergrund agierenden Datenbanken erstellt werden und jede
Datenspur des Nutzers aufzeichnen. So können sie über Bücher oder Book-
marks, die andere Surfer ihnen empfehlen, die ihren Geschmack und ihre Inte-
ressen teilen, auf interessantes Lesematerial stoßen.

Soziale Netze und die mobile Verkuppelung

Spezielle so genannte Soziale Netzwerke bringen darüber hinaus Menschen
über das Anbieten zusätzlicher Kontaktmöglichkeiten (»Wir haben einen
gemeinsamen Freund«) einfacher zusammen. Nach der Theorie der »Six
Degrees of Separation« sollte jeder Mensch mit jedem anderen über sechs
Ecken bekannt sein. So entsteht die Anziehungskraft aus dem »Small World«-
Phänomen, das der Harvard-Psychologe Stanley Milgram bekannt gemacht
hat. Allerdings leben Soziale Netzwerke davon, dass die Anwender möglichst
viele persönliche Daten einspeisen. Wer auf seine Privatsphäre bedacht ist,
überlegt daher besser dreimal, was er der Netware anvertraut. Zudem ver-
fliegt der Neuheitseffekt zumindest bei reinen »Anmachbörsen« wie Friends-
ter.com oft rasch wieder. Soziale Netzwerke mit eher geschäftlichem Hinter-
grund wie OpenBC in Deutschland gewinnen dagegen ständig weitere
Networker.

Interessante Einsatzgebiete Sozialer Software tun sich auch im Mobilfunk
auf. Das Programm Serendipity aus dem Media Lab des Massachusetts Insti-
tute of Technology (MIT) etwa will die kabellose Partnervermittlung via Blue-
tooth-Handys serienfähig machen. Die Nutzer speichern dazu ihre persönli-
chen Profile und Informationen über den Traumpartner ab. Begegnen sich
zwei Kunden des mobilen Verkuppelungsdienstes, vergleicht die Software
deren Voreinstellungen. Wenn diese Profile weit genug übereinstimmen, wird
den Mobiltelefonen signalisiert, sich miteinander in Verbindung zu setzen. Die
Applikation Dodgeball (»Völkerball«) richtet sich dagegen an Bar- und Party-
Hopper. Mitglieder dieser bislang noch auf größere US-Städte beschränkten
Community stellen sich eine Empfängergruppe zusammen, der sie per SMS
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mitteilen wollen, wo sie sich gerade befinden. Die Software prüft die Standort-
daten der anvisierten Mobiltelefone und liefert die Kurzmitteilung nur an die-
jenigen aus, die gerade in einem Umkreis weniger Straßenzüge ins Netz einge-
bucht sind. Dogeball gehört inzwischen zum wachsenden Google-Imperium,
nachdem sich der Suchprimus die Plattform im Mai 2005 für eine ungenannte
Summe unter den Nagel riss.

Eine stärker politische Note hat das Programm TxtMob. Es erlebte seine
Premiere während der Parteitage der demokratischen Partei und der Republi-
kaner in den USA Mitte 2004. Die Applikation dient der Massenmobilisierung
via SMS gemäß der »Smart Mob«-Bewegung, die quasi aus dem Nichts heraus
größere Menschenmengen an einem bestimmten Ort versammeln und damit
zumindest Aufsehen erregen will. Entwickelt hat TxtMob das Institute for
Applied Autonomy, das sich der Entwicklung von Technologien verschrieben
hat, die das soziale Bedürfnis nach Selbstbestimmung befriedigen. Bei seiner
Premiere während der Democratic National Convention in Boston konnten
mehr als 260 Abonnenten des Dienstes auf einmal einbestellt werden. Beim
Parteitag der Republikaner in Manhattan half er unter anderem dabei, das
Einschreiten der Polizei gegen Demonstranten zu kontrollieren.

Die technische Basis Sozialer Software könnte mit dem bereits erwähnten
neuen Baby des Browser-Erfinders Andreessen noch einmal deutlich erweitert
werden. Ning schickt sich an, den Sozialwebarbeitern auch die Produktions-
mittel für die Vernetzung der Nutzer in den Schoß zu legen. Selbst technisch
wenig versierte Netzbürger können damit Bausteine für Soziale Software zu
eigenen Zwecken adaptieren oder untereinander neu abmixen. Nehmen wir
an, jemand möchte eine Partner- oder Wohnungsbörse betreiben: Die grund-
legende Software dafür wird künftig frei zu Verfügung stehen. Andere Nutzer
für die Teilnahme an der Plattform zu bewegen, also eine funktionierende
Online-Gemeinschaft aufzubauen, bleibt dem Vernetzungskünstler in spe
allerdings nach wie vor selbst überlassen.

Tagging: Zettels Triumph

Eine der interessantesten Funktionen aktueller Sozialer Software hat Ning
ebenfalls in seinen Umschlagplatz frei verfügbarer Applikationen integriert:
Besucher und Entwickler können die dortigen Angebote mit Stichwörtern ver-
sehen. Mit Hilfe solcher als »Tag« bezeichneter Label lassen sich die vorhan-
denen Programme in Sachgruppen einordnen und wieder leichter finden. Die
Foto-Community Flickr, der Blog-Suchdienst Technorati sowie der Book-
mark-Zirkel Delicious (die URL schreibt sich del.icio.us), den sich Ende
November das Portal Yahoo einverleibt hat, haben dieses »Tagging« salonfä-
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hig gemacht. Die massenhafte Verschlagwortung von Inhalten im Web ist seit
langem ein Traum der Verfechter des »Semantic Web«, in dem von Maschinen
lesbare Meta-Informationen Ordnung ins Datenmeer bringen. Das World
Wide Web Consortium (W3C), das wichtigste Standardisierungsgremium für
das Hypermedium, hatte mit dem Annotea-Projekt 2001 einen ähnlichen Vor-
stoß unternommen. Er scheiterte daran, dass den Surfern der Nutzen der Kate-
gorisierung nicht einleuchten wollte und ein gesonderter Browser für das
Anbringen der Notizen nötig war.

Inzwischen gewinnt das Tagging immer mehr Freunde: Das vor zwei Jah-
ren gestartete und von Yahoo aufgekaufte Delicious etwa hatte 2005 gut
200.000 Anwender, die bereits über zehn Millionen Websites nach ihrem
Ermessen per Klick auf ihr Lesezeichen für den Link-Verwaltungsdienst kate-
gorisiert haben. Spannend wird das Ganze für die menschlichen Nutzer, weil
sie nicht nur ihre eigenen Web-Informationen effektiver als über die Browser-
Bookmarks verwalten können. Es ist ihnen bei jedem Label überdies möglich
zu sehen, wer außer ihnen welche Verweise darunter gefasst hat und was die
populärsten Stichwörter sind. Per RSS lassen sich zudem die jeweils neuen Ein-
träge zu einem »Tag« abonnieren und mit den anderen täglich bestellten Infor-
mationsströmen in einer gemeinsamen Applikation sichten.

Aber auch für Software-Agenten, die das Web im Auftrag von Suchmaschi-
nen durchforsten, sind die menschlich gepflegten Linkfarmen nebst Metada-
ten ein gefundenes Fressen. Schon bisher haben die sie steuernden Algorith-
men die Trampelpfade der Nutzer in Form von Hyperlinks als Maßstab für die
Attraktivität von Websites herangezogen. Google etwa hat dieses Auswahlsys-
tem in seinem viel zitierten PageRank-Verfahren implementiert. Social Book-
marking und Tagging machen den Spidern der Suchmaschinen das Finden von
Unterscheidungsmerkmalen noch einfacher, weil hier die Nutzer selbst eine
Vorauswahl im großen Stil treffen.

Auf Delicious oder vergleichbare Dienste wie Blinklist, Spurl, Furl oder
Similarthings setzen ferner bereits Metasuchmaschinen wie Collaborative-
Rank auf, welche die Filterfunktionen der sozialen Applikationen verbessern
und Ergebnisse an den Linklisten der aktivsten Nutzer ausrichten. Vorstellbar
ist auch, die Einschätzungen von Bekannten als weiteres Sieb heranzuziehen,
wenn man mit diesen in Sozialen Netzwerken verbandelt ist. Dies könnte sich
als nützlich erweisen, wenn künftig verstärkt physikalische Objekte wie
Restaurants mit Tags versehen und die virtuellen Notizen übers Mobiltelefon
durchsucht werden. Yahoos noch junge »My Web 2.0«-Suche experimentiert
mit einem ähnlichen Verfahren: Dort kann man sich die Ergebnisse mitsamt
einem Abgleich der Linklisten bekannter Nutzer auswerfen lassen.

Für die massenhafte Verschlagwortung des Webs, die auch Dienste wie der
wissenschaftliche Zettelkasten CiteULike, das gemeinschaftliche Aufgaben-
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buch 43Things oder die Sozialstation PledgeBank fürs kollektive Gutmensch-
sein vorantreibt, hat der amerikanische Informationsarchitekt Thomas Van-
der Wal den Begriff Folksonomy geprägt. Mit der Verknüpfung von »Leute«
und »Taxonomie« will der Wissensarbeiter seiner Hoffnung Ausdruck verlei-
hen, dass aus den Stichwörtern und Zettelkästen einmal das Vokabular einer
wissenschaftlich ernst zu nehmenden Klassifizierungslehre heranreift. Aber
auch über die ersten Früchte der Tagging-Evolution, die manche Forscher
wegen ihrer Unschärfe noch belächeln, zeigt sich Vander Wal erfreut: »Sie fügt
eine weitere Schicht hinzu, um zu Informationen zu gelangen und Informatio-
nen anzusammeln.« Man bekomme das gezeigt, von dem man noch gar nicht
wusste, dass man es haben wollte. Dank Ning dürften Folksonomy-geeichte
Applikationen bald noch stärker um sich greifen.

Soziale Software in Aktion

Einige der angeführten Beispiele zeigen bereits, dass Soziale Software auch
eine politische Komponente hat oder zumindest entfalten kann. Sie lässt sich
einsetzen, um das Interesse und die Partizipation am demokratischen Prozess
zu stärken. Einerseits führen ihre Applikationen zur Dezentralisierung der
Welt und zur Destabilisierung etablierter Mächte. Andererseits bringen sie
mehr »Power to the People«, verteilen die Kräfte auf die unteren Ebenen. Wie
gerade soziale Applikationen zeigen, die übers Mobiltelefon laufen, ist eine
rasche Versammlung von Individuen vor Ort und eine damit im Bedarfsfall
einhergehende kurzfristige Re-Zentralisierung aber ebenfalls machbar.

Den »Schlüssel« hinter der Idee Sozialer Software sieht Martyn Perks ganz
in diesem Sinne als die Verwendung der Technologie für die demokratische
Wiederbelebung unter stärkerer Berücksichtigung zivilgesellschaftlicher
Gruppen (http://www.spiked-online.com/articles/00000006DCF1.htm). Hält
man es mit Aristoteles’ Bestimmung des Menschen als zoon politikon ent-
spricht Social Software im Prinzip dem Bedürfnis des Menschen, sich in Grup-
pen zusammenzuschließen, gesellschaftlich auszutauschen und gemeinsam
Ziele zu verfolgen.
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MoveOn.org: die Massenmobilisierungswaffe

Ein Beispiel für den innovativen Einsatz sozialer Applikationen mit gezielt
politischer Ausrichtung ist die Plattform MoveOn.org. Ihr Gründungsmythos
besagt, dass Wes Boyd und Joan Blades, ein Hippie-Pärchen aus dem sonnigen
Berkeley, 1998 die Lähmung der Politik durch das Amtsenthebungsverfahren
gegen den damaligen US-Präsidenten Bill Clinton leid waren und sich deshalb
der »Rückeroberung der Demokratie« verschrieben. Sie wollten erreichen,
dass der US-Kongress dem Praktikanten-Darling eine Rüge erteilt, um dann
endlich mit seinen eigentlichen politischen Aufgaben »weiterzumachen«
(daher der Name »move on«).

Boyd und Blades lancierten eine entsprechende Petition im Web, für deren
Unterzeichung sie etwa 100 Freunde per E-Mail anschrieben. Es kam zu einem
Schneeballeffekt: nach einer Woche hatten sie bereits 100.000 Unterstützer,
letztlich eine halbe Million. Mobil machte MoveOn später auch gegen den
Irak-Krieg und engagierte sich im US-Präsidentschaftswahlkampf 2004 klar
für die Demokraten. Dabei half der Aufbau einer E-Mail-Datenbank mit über
zwei Millionen Aktivisten, die eine Spendenakquise gemäß dem Motto
»Kleinvieh macht auch Mist« ermöglichte und 40 Millionen US-Dollar für
John Kerry einspielte. Über eine Telefon-Datenbank mit einem automatischem
Anwahlsystem war es MoveOn während des Wahlkampfs auch theoretisch
möglich, 800.000 Bürger am Tag zu erreichen. Im Web konnten die Anhänger
zudem einen Werbespot gegen Bush küren (www.bushin30seconds.org). Die
Plattform stand so letztlich Pate für den Online-Wahlkampf von Howard
Dean, der zudem auch die Site Meetup.com fürs Arrangement Gleichgesinnter
auf lokaler Ebene berühmt machte.

Der Verein hinter MoveOn, der solvente Förderer wie den ehemaligen
Finanzspekulanten George Soros oder Al Gore zu den Seinen zählt, sieht sich
als »Katalysator für eine neue, basisdemokratische Form politischer Mitwir-
kung«. Im US-Magazin Wired wurde er als »Waffe zur Massenmobilisierung«
und »enormes soziales Netzwerk« gefeiert (Wolf 2004). Andere Medienbeob-
achter sprechen von einer Kraft, die darauf aufmerksam gemacht habe, dass
es jenseits der engen Washingtoner Lobbykreise auch noch andere Interessen
im Land gibt. Der virtuelle Zusammenschluss könne TV-Wahlkampfspots als
wichtigstes Beeinflussungsmittel ablösen, glauben seine Befürworter. Die kon-
kreten Auswirkungen hielten sich freilich noch in Grenzen, zumindest konnte
MoveOn weder die Wiederwahl Bushs noch den Irak-Krieg verhindern.

In Deutschland ist die Plattform Campact.de in die Fußstapfen des ameri-
kanischen Vorbilds getreten. Ihre Macher kommen aus der alternativen, bür-
gerrechtlichen und ökologischen Bewegung. Über ihre Site bieten sie vernetz-
ten Bürgern eine Reihe von Betätigungsfeldern an, mit denen sie auf die Politik
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Druck ausüben können. So können hier Surfer unterschriftsreife Petitionen
finden, mit denen sie sich für die vollständige Offenlegung der Nebenein-
künfte von Bundestagsabgeordneten oder gegen Softwarepatente stark
machen. Dazu kommen »Wahlkreisaktionen«, mit denen besorgte Bürger
befähigt werden, in Handumdrehen aus vorgefertigten Textbausteinen ihrem
Abgeordneten vor Ort Protestmails zu schicken. Angesprochen werden sollen
gerade »Menschen mit wenig Zeit«, die sich aber trotzdem etwa in der Kaf-
feepause vom Computer aus politisch betätigen wollen.

Warblogs: Politisierung von Blogs nach 9/11

Auch die wachsende Aufmerksamkeit für Weblogs und ihre Politisierung nach
dem 11. September 2001 zeigt die Möglichkeiten Sozialer Software gut auf. In
den USA besetzten zunächst rechtskonservative Geister wie der Instapundit
das neue, nach Bushs »Krieg gegen den Terror« benannte Feld der Warblogs.
Links von der Mitte stehende Köpfe wie Markos Moulitsas Zúniga mit seinem
Netz-Journal DailyKos verlegten sich erst Mitte 2002 aufs Bloggen. Spätes-
tens mit dem Irak-Krieg rückten derartige Warblogs ins Zentrum der Auf-
merksamkeit, insbesondere durch den Einsatz von Salam Pax, dem Bagdader
Netzchronisten, aber auch über Journalistenblogs wie das des CNN-Reporters
Kevin Sites oder durch bloggende GIs wie »Sgt. Stryker« oder »Lt. Smash-
us.com«.

Studien haben nun gezeigt, dass sich in den Warblogs durchaus ein diskur-
siver Mehrwert gegenüber den traditionellen Massenmedien einstellte
(Krempl 2005). Salam Pax etwa berichtete erstmals »live« vor Ort aus der
Froschperspektive, während die Militärs im vorangegangenen Golfkrieg die
Medien insbesondere mit Kameraaufnahmen der fallenden Bomben aus der
Vogelperspektive überflutet hatten. So notierte Salam Pax etwa in seiner Chro-
nik: »Es gab Tage, als der Rote Halbmond um Freiwillige bettelte, die helfen
sollten, die Körper der Toten von den Straßen der Stadt wegzutragen und
angemessen zu begraben. Die Hospitale verwandelten sich in Friedhöfe,
sobald der Strom ausfiel, und es gab keine Möglichkeit, die Leichen aufzube-
wahren, bis jemand kommt und sie identifiziert.«

In den US-amerikanischen Warblogs entbrannte gleichzeitig die Schlacht
um die Interpretationshoheit über die Informationen, die von der Front und
aus den Regierungssitzen strömten: Von rechts kam es zu regelrechten Kam-
pagnen gegen die liberalen Medien, die angeblich Saddam Hussein in die
Hände spielten. Die linken Blogger lenkten die Augen der Leser dagegen
immer wieder auf Propagandalügen und Desinformationen der offiziellen
Regierungs- und Militärseite und der »gleichgeschalteten« Medien, auf die
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finanziellen und sozialen Kosten des Kriegs sowie auf Anhaltspunkte für Sand
im Getriebe der amerikanischen Militärmaschine. Generell stand bei ihnen
Bush im Zentrum der Kritik. Neben Salam Pax brachte der Irak-Krieg noch
einen weiteren frühen Citizen Journalist hervor: der New Yorker Christopher
Allbritton berichtete in seinem Blog Back to Iraq unterstützt von selbst einge-
worbenen Spenden aus dem Nordirak mit dem guten Gefühl, »dass ich zum
ersten Mal in meiner dreizehnjährigen Zeit als Journalist eine Berichterstat-
tung mit nur einer einzigen Verantwortung ausüben kann – der gegenüber den
Lesern.« Er löste zugleich eine Debatte über einen neuen »Mikro-Journalis-
mus« aus, der auf enge Zielgruppen zugeschnitten und von diesen bezahlt
wird.

Zusammengenommen bildeten die Warblogger die genauen Gegenspieler
zu den embedded correspondents, welche das Kriegsgeschehen unter Beobach-
tung und Kontrolle des US-Militärs medial begleiten durften. Sie waren letzt-
lich nur ihrer eigenen Propagandaschere im Kopf unterworfen und ihren
Lesern verpflichtet. Julie Hilden brachte im Online-Magazin FindLaw (http://
writ.news.findlaw.com/hilden/20030401.html) den Unterschied nach dem
offiziellen Kriegsende auf den Punkt: »Blogging skizziert eine Welt von Indivi-
duen, von Leben und Tod, Leiden und Verlangen, so wie die eingebettete
Berichterstattung eine Welt militärischer Ziele und Kampagnen, eine Welt von
Sieg und Niederlage malte.«

Resümee

Soziale Software verschmilzt nicht nur Technik und Gesellschaft, sondern ist
überdies eine Innovation und Evolution der Netzwerktechnologie, die eine
kritische Netzöffentlichkeit fördern und einen besseren Zugang der Allge-
meinheit zum politischen Prozess ermöglichen kann. Ihre unterschiedlichen
Werkzeuge von Wikis über Weblogs bis hin zu Sozialen Netzwerken erweitern
das Spektrum der aktiven Zivilgesellschaft, indem sie auch Randgruppen und
technisch wenig Versierten kostengünstig und niederschwellig eine Verlautba-
rungsplattform zur Verfügung stellen. Gerade in der Blogosphäre unterstützt
Soziale Software die rasche Ausbreitung von Meinungen und Ideen, auch
wenn diese in der Regel noch der Untermauerung durch die Massenmedien
bedürfen. Verstärkt setzen aber die Blogger sogar die Agenda und zeigen den
offiziellen Pressevertreter, welche Themen sie verfolgen sollen. Insgesamt bil-
det sich dank Sozialer Software im Internet ein alternativer Ort zum Gedan-
kenaustausch und zur Gemeinschaftsbildung. Nimmt man die Filter- und
Strukturierungsfunktionen der Zettelwirtschaft mit Hilfe Tagging unterstüt-
zender Applikationen hinzu, wird deutlich, dass sich die Intelligenz und das
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Wissen im Netz gruppieren und clustern, gesteuert durch die spontanen Orga-
nisationsmethoden von Nutzergruppen. Es menschelt im Serverwald, was
aber zugleich der Künstlichen Intelligenz neuen Schub geben und zu ganz
neuen Navigationsweisen durch den Info-Dschungel führen kann.
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